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Anstelle eines Editorials: 
Modell Deutschland’ in der Diskussion 


Im folgenden veröffentlichen wir das Protokoll einer Arbeitskonferenz der PROKLA-Re- 
daktion zum Thema ‘Modell Deutschland’. Da wir meinen, daß auf dieser Arbeitskonfe- 
tenz nicht nur wichtige Aspekte der Diskussion um das "Modell Deutschland’ herausgear- 
beitet werden konnten, sondern auch die Schwierigkeiten mit dem Begriff und den vorlie- 
genden Analysen deutlich wurden, ist die Darstellung dieser Diskussion eine geeignete 
Einleitung für den vorliegenden zweiten Diskussionsband zum "Modell Deutschland’ so- 
zusagen als Nach- und Vorbereitung. 

Zu der Arbeitskonferenz wurden alle Mitarbeiter der Hefte 40 und 41 eingeladen, als Vor- 
bereitung dienten die in Heft 40 veröffentlichten Beiträge. 


Arbeitskonferenz vom 29.9.1980: 
Was ıst eigentlich das 'Modell Deutschland"? 


Steht dieser Begriff stellvertretend für die sozialliberale Reformpolitik (»Innere Reformen«), dann 
kann man das Scheitern dieses Modells mit der Krise 1974/75 und der monetären Beschneidung vieler 
Reformvorhaben ansetzen und daraus die Notwendigkeit einer linken Alternative ableiten. Nimmt 
man dagegen den Wahlkampfslogan der SPD zu den Wahlen 1976 beim Wort, dann scheint damit 
offensichtlich nicht (nur) die begrenzte Reformphase gemeint zu sein, sondern eine in Prosperität und 
Krise vorhandene spezifische Korfliktverarbeitung dutch die Gesellschaft, in deren Zentrum die Inte- 
'gration der Gewerkschaften resp. der Arbeiterschaft im weiteren Sinne in das politische System steht. 
Daraus ergeben sich erhebliche Konsequenzen für Ansatzpunkte linker alternativer Politik. Damit 
weisen aber zugleich die Grundlagen dieses Modells gesellschaftlicher Konfliktverarbeitung hinter die 
sozialliberale und auch die Große Koalition zurück. In den Beiträgen zu Heft 40 wurde dieser Begriff 
entsprechend unterschiedlich - und verwirrend - verwendet: als quasi regierungs-amtliche Program- 
matik, deren Scheitern sodann konstatiert wurde (SOST), als spezifische Form der Weltmarkteinbin- 
dung des deutschen Kapitals mit daraus sich ableitender Spaltung der Arbeiterbewegung (Kern- 
Rand-Esser/Fach/Simonis) oder als spezifisch deutsche Form der Integration der Arbeiterschaft in po- 
. litische bzw. gesellschaftliche Lösungsversuche von kapitalistisch erzeugten Konflikten, die auf den 
historischen korporativen Strukturen der deutschen Gesellschaft aufbauen können (Editorial Nr. 40). 


"Modell Deutschland’ als Form gesellschaftlicher Konfliktlösungspohtik 

Wird der Akzent beim ‘Modell Deutschland’ auf die spezifische Politikform der Vermittlung gesell- 
schaftlicher Konflikte im Gefolge der Krise und Stagnationsphase seit 1975 gelegt, dann wird der 
Formwandel der staatlichen Wirtschaftspolitik mit seinen gesellschaftspolitischen Konsequenzen be- 


deutsam: Die Wirtschaftspolitik betreibt nicht mehr nur »Niveauaussteuerung«, sondern will die öko- 
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nomischen Tendenzen verstärken, die sich als Konsequenz von Krise, Stagnation und Konkurrenz auf 
dem Weltmarkt ergeben haben. In dem Konzept von Scharpf / Hauff wird dies am deutlichsten ge- 

faßt (auch wenn die von ihnen geforderte »aktive Strukturpolitik« noch weitgehend Konzeption ge- 

blieben ist). Wichtig ist hierbei, daß die Veränderung der vorherrschenden staatlichen Wirtschaftspo- 
litik von einer eher gesamtwittschaftlich-quantitativ orientierten zu einer branchenorientierten Struk- 

tut-und Technologiepolitik nicht nur die Einzelgewerkschaften verstärkt in korporativistische Interes- 

sensvertretungspolitiken drängt (oder sie darin bestärkt). Darüberhinaus erhebt sich auch die Frage, 

ob nicht eine solche Politik ihre gesellschaftliche Basis und ihr Ziel - die Absicherung des Kerns der 

Belegschaften und Gewerkschaftsmitglieder - untergräbt, wez/ sie weltmarktorientiert auf die Moder- 

nisierung von Wachstumsbranchen setzen muß. Das aber heißt u.U. nicht nur »Gesundschrumpfen« 

von struktutschwachen Branchen (mit entsprechenden Arbeitsplatzverlusten), sondern auch Rationa- 

lisierung und damit Dequalifikation, Arbeitsintensivierung und Bedrohung der angestammten Ar- 

beitsplätze bei Facharbeitern der Wachstumsbranchen. 

Gleichzeitig wurde in der Diskussion die Festigkeit des hinter dieser Wirtschafts- (und Sozial-) politik 

stehenden ‘sozialen Konsens’ betont, der dort, wo er zerbröckelt, aufgrund der Individualisierung 

und Partialisierung von Krisenerfahrungen und Diffundierung des gesellschaftlichen Konfliktpoten- 

tials kaum bedroht wird. Bei der ‘Modell Deutschland’ spezifischen Form gesellschaftspolitischer 
Konfliktlösungspolitik handelt es sich nicht um die Differenz des SPD- zum CDU-Staat, sondern die 

Unterschiede müssen innerhalb des SPD-Staats selbst gesehen werden. Und zwar an dem Übergang 

zu den veränderten gesellschaftlichen Strukturen nach dem 73-75er Einbruch, an dem sich dieser an- 

dere Strategietypus von Regierungspolitik und Loyalitätsproduktion festmacht. D.h. auch, daß sich 

heute die Bindungen der Gewerkschaften an die SPD nicht mehr so sehr an Reformhoffnungen fest- 

machen, sondern daran, daß der SPD die höchste Krisenbewältigungskapazität zugemessen wird. In 

der Diskussion stellte sich dabei die Frage, inwieweit es sich bei den so charakterisierten Prozessen 1. 

um ‘neue’ Momente handelt, oder ob nicht vielmehr diese heute befürchtete Produktion von Entsoli- 

darisierung und Konkurtenz z.B. in der Sozialpolitik immer schon gegeben ist, ja im Grunde ihr 
 Kernprinzip darstellt, das demzufolge auch weder durch eine CDU- noch eine SPD-Regierung in sei- 

nen Grundelementen je angetastet worden ist. 2. inwiefern dies überhaupt als eine bewußte Strategie 

bezeichnet werden kann oder konkteter: Die Frage inwieweit die gegebene Gesellschaftssituation von 

einer bestimmten Partei, von sozialdemokratischer Politik gemacht, gesteuert wird oder nicht. So ist 
zum Beispiel die ‘Marginalisierung’ nicht so sehr politisch ‘gemacht’, sondern von der Ökonomie pro- 

duziert worden. Denn die Betriebe haben heute Formen der Beschäftigungspolitik entwickelt, die 

eben genau auf das abzielen, was als ‘Kern’ und ‘Rand’ innerhalb der Beschäftigten bezeichnet wur- 
de. Die damit einhergehende Einbindung der Gewerkschaften in diese Betriebs- und Branchenpolitik 
der Kapitale, die Verstärkung korporativistischer Politikelemente bei den Gewerkschaften werden 

zwat auf gesamtgesellschaftlicher Ebene wieder aufgenommen. Bei Scharpf / Hauff in Form der kon- 

zentrierten Aktion, die im Unterschied zur konzertierten Aktion nicht mehr gesamtgesellschaftlich 
auf die Solidarität aller Arbeitnehmer aufbaut, sondern sich nur noch auf Branchen bezieht und die 

auseinandertreibenden Entwicklungsmomente auf Betriebsebene aufgreift und zementiert. Dabei 
wäre aber zu fragen, ob das zugrundeliegende Prinzip, nämlich die Anpassung der Kapitalstrukturen 

an die Weltmarkterfordernisse als einem Kernmechanismus des "Modell Deutschland’ und die darauf 
aufbauenden Politiken, z.B. der Marginalisierung, nicht auch unter einer CDU-Regierung wirken 

würde oder jedenfalls nicht wesentlich veränderbar ist. »Der politische Einfluß ist gering, gesteuert 
werden diese Strategien von Konzernpolitik« (U. Jürgens). 

Gegenüber dieser Betonung der Krisenpolitik mit ihren gesellschaftlichen Konsequenzen wurde von 
J. Hirsch der umfassende gesellschaftliche Restrukturierungspiozeß, der sich auch im Begriff des 
‘Modell Deutschland’ ausdrückt, hervorgehoben: »Die ganze Organisationsform der Gesellschaft ver- 

ändert sich, die Bedeutung von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden wird sich wahrscheinlich 
im Zuge dieses Restrukturierungsprozesses erheblich verschieben, spezifische Privilegienstrukturen, 

die sich gar nicht in den traditionellen Klassenschemata abbilden lassen, werden sich verändern (Mit- 

telklassen)«. Auch hinter dem Begriff ‘neuer Akkumulationstyp’ verbergen sich Prozesse, an denen 
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deutlich wird, in welch gravierendem Umfang Kapitalakkumulation gesellschaftliche Desorganisation 
und Reorganisation bedeutet. Die Weltmarktstrategien, wie sie sich z.B. im ‘Modell Deutschland’ 
entwickeln, sind nicht so sehr Expansionsstrategien des Kapitals auf gleichbleibender gesellschaftli- 
cher Ebene, sondern es geht dabei darum, gesellschaftliche Strukturveränderungen mehr oder weni- 
ger elegant durchzusetzen. Wenn also Sicherung des Profits heißt: forcierte Veränderung gesellschaft- 
licher Strukturen, dann heißt das zugleich eine veränderte Rolle des Staates. Ein solches spezifisches 
Einbezichen des Staates in den gesellschaftlichen Reproduktionszusammenhang läßt dann die Grenze 
zwischen ökonomischer Entwicklung und politischer Strategie fragwürdig werden. Denn es könnte 
sich herhausstellen, daß die Art und Weise, wze eine ökonomische Krise zur gesellschaftlichen Krise 
‚wird, von der Wirkung politischer Prozesse abhängt, die sie vorantreibt oder auch nicht vorantreibt. 
Die Frage von Krisen, Konflikten und Bruchstellen läßt sich dann nicht auf der Ebene politischer Stra- 
tegien, sondern nur auf der Ebene von politischen Prozessen, deren Grundlage natürlich die Bewe- 
gung des Kapitals darstellt, festmachen. 

Eine ganz andere Einschätzung sowohl des Begriffs "Modell Deutschland’ als auch der aktuellen Kri- 
senbewältigungskapazitäten der SPD-Regierung wurde von SOST vertreten: Aufgrund des interna- 
tionalen Zurückgehens der Expansion der Wachstumsraten geht es auf dem Weltmarkt darum, durch 
verstärkte Konkurrenz und dem Ausspielen von Produktivitätsvorteilen Weltmarktanteile auf Kosten 
anderer Konkurrenten zu gewinnen. Diese Offensive wird zu Importrestriktionen und protektionisti- 
schen Tendenzen führen, die das exportabhängige BRD-Kapital empfindlich treffen müssen. »Ohne 
wieder die Totenglocke läuten zu wollen, gehen wir daher doch mittelfristig von einer Verschärfung 
der ökonomischen -und damit auch der sozialen Widersprüche aus, und zwar nicht nur aufgrund der 
 Weltmarktzusammenhänge, sondern auch, weil das, was als klassisch sozialdemokratische Politik be- 
zeichnet werden kann, gescheitert ist. Deshalb sprechen wir auch vom Scheitern des ‘Modell Deutsch- 
land’«. »Die Strategie der Sozialdemokratie ist ein planloses Löcherstopfen, eine Umverteilung von 
Lasten, und nicht mehr des ökonomischen Zuwachses, sie ist eben gerade kein offensives Modell, son- 
dern ein perspektivloses Zurückweichen vor unkontrollierbaren Prozessen und der Zuspitzung von 
Konflikten.« 


'Fordismus’ und ‘neue soziale Bewegung’ - Eine Forschungshypotbhese 


In einem zweiten Teil der Diskussion wurde auf die aus der Einschätzung des ‘Modell Deutschland’ 
resultierenden Konsequenzen, Schwierigkeiten und Möglichkeiten für linke Politik eingegangen, wo- 
_ beissich die Debatte im wesentlichen auf die ‘neue soziale Bewegung’ und den von Hirsch / Roth auf- 
geworfenen Begriff des ‘'Fordismus’ konzenttierte. 

Auf der einen Seite kann festgehalten werden, daß auch innerhalb einer Gerne ohne 
ihre Grundgesetze außer Kraft zu setzen, doch sehr wesentliche und entscheidende Veränderungen 
stattfinden, die nachhaltige Auswirkungen auf Klassenstrukturen, den gesellschaftlichen Reproduk- 
tionszusammenhang und das Verhältnis von Staat und Gesellschaft haben. Doch fragt sich, ob man 
dies mit dem Begriff ‘'Fordismus’ erfassen kann. Hirsch / Roth selbst wollen ihren Ansatz primär als 
eine Forschungshypothese verstanden wissen, die sich aus dem Umstand motiviert, daß von marxisti- 
scher Seite aus vorliegenden Theorieansätzen zu diesem Problem (von Modernisierungstheorien bis 
zut Frankfurter Schule) entweder die Stamokaptheorie oder das Beharren auf der Gültigkeit der Ak- 
kumulationsgesetzlichkeit entgegengehalten wurden. Die marxistische Linke hat sich also dem Pro- 
blem nicht selbst gestellt. »Der Vergesellschaftungsbegriff ist ein schwammiger, ein Begriff, der auf 
ein Defizit in der Theoriebildung verweist - angefangen bei Marx selbst. Marx hat die notwendige 
Tendenz des Kapitals zur reellen Subsumtion der Arbeitskraft und aller sozialen Sphären konstatiert, 
sich aber nie Gedanken darüber gemacht, was das eigentlich heißt. Grundsätzlich werden mit der 
Ausdehnung der Mehrwertproduktion auch immer mehr Bereiche der Reproduktionssphäte z.B. der 
unmittelbaren Subsistenzwirtschaft entzogen und der Marktwirtschaft unterworfen. D.h., bestimm- 
ten Entwicklungsstufen im Produktionsbereich korrespondieren entsprechende Entwicklungen im Re- 
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produktionsbereich, wofür der Begriff ‘'Fordismus’ analog zum Taylorismus ein Bild sein sollte. Die 
historische Präzisierung dieser Prozesse ist damit noch nicht hinreichend erfaßt, wichtiger scheinen 
auch die Fragen nach den hieraus resultierenden Konsequenzen: So wie beispielsweise dutch den Tay- 
lorismus die Arbeiter ihrer Qualifikationen und Kompetenzen enteignet werden, so finden auch im 
Reproduktionsbereich Veränderungen sozialer Strukturen, gesellschaftliche Desintegrationstenden- 
zen statt, woraus sich die Frage nach den Handlungskompetenzen des Proletariats ergibt, d.h. die Fra- 
ge, wie diese Kompetenzen, die das Proletariat zum revolutionären Subjekt machen, angesichts der 
beschriebenen Prozesse eigentlich noch zustande kommen können.« (J. Hirsch) 

Der Mangel des Begriffs ‘Fordismus’ blieb auch ein Mangel in der Diskussion: Man war sich einig in 
Bezug auf die Tragweite und Bedeutung historischer, gesellschaftspolitischer Umstrukturierungspro- 
zesse, beispielsweise der Durchdtingung des gesellschaftlichen Lebens mittels zentraler Kommunika- 
tion, oder der heute möglichen Erfahrung von Subjektivität, die erst aufgrund einer durch die Sozial- 
politik ermöglichten individuellen Lebensplanung überhaupt realisierbar ist; aber man war sich nicht 
einig darin, wie diese historisch mehr oder weniger kontinuierlichen Veränderungsprozesse in ihrer 
Qualität theoretisch faßbar sind. Gibt es bei solchen Prozessen wie "Durchstaatlichung’, "Durchkapi- 
talisierung’ einen Endpunkt, Umschlagspunkt oder dergl., die der Begriff ‘'Fordismus’ bezeichnen 
‚soll, in ihrer Qualität bisher aber keineswegs ausreichend erfaßt hat? So berechtigt die Hirsch / Roth- 
Betonung der Prozesse sozialer Desintegration, der Zetstörung 'proletarischen Milieus’ auch in Kern- 
bereichen und der Unmöglichkeit, innerhalb des Systems biographische Lebensperspektiven zu ent- 
‚werfen, sein mag, so läßt doch die Stoßrichtung der Fragestellung den ambivalenten Charakter der 
Formen, der Vergesellschaftungsform außer Acht. 

Sowohl in dem Begriff ‘Fordismus’ als auch in der Vokabel ‘soziale Desintegration’ sind keine Ele- 
mente davon enthalten, wie das, was bürgerlich kapitalistisch erzeugt worden ist, Freiheit, Demoktra- 
tie und Subjektivität ambivalent ist. Wenn diese Ambivalenz nicht auch theoretisch expliziert wird, ist 
man an keiner Stelle in der Lage, Dosztive Perspektiven zu entwickeln. Und so liegt auch die Schwie- 
tigkeit, sich klarzumachen, in welche Richtung die ‘neue soziale Bewegung’ geht, methodisch datin, 
daß der ambivalente Charakter der Formen (in dem Artikel von H/R) nicht untersucht worden ist. 


In der hier protokollierten Diskussion sind eine Reihe von Fragen aufgeworfen und konttro- 
vers im Raum stehen gelassen worden. Wir wollen diese Diskussion an einzelnen Inhalten 
weiterverfolgen und damit auch der Gefahr aus dem Wege gehen, durch die mit dem Be- 
griff "Modell Deutschland’ vorgegebene Vielfalt an Fragen und Problemen in zu vage Glo- 
balbetrachtungen zu verfallen. So ist beispielsweise Heft 42 mit dem Schwerpunkt "Welt- 
markt’ geplant, von dessen Zusammenhängen her ja auch das ‘Modell Deutschland’ be- 
gründet wird: Heft 43 beschäftigt sich vor allem mit der ‘neuen sozialen Bewegung’, und 
auch das vorliegende Heft knüpft an einige der im Protokoll bezeichneten Probleme an: 
— Das ‘Modell Deutschland’ in der Sicht des Auslands (mit Artikeln von Markovits/Ert- 
man -USA, Weill/Frettchen und Adler - Frankreich, Bobbio, Bolaffi / Marramao - 
Italien) thematisiert nochmals die Frage nach den spezifischen Bestandteilen sozialde- 
mokratischer Politik im Rahmen der aktuell praktizierten Krisenlösungsstrategie, der 
ökonomischen Situation der Bundesrepublik im Weltmarktzusammenhang und vor 
allem die veränderten Entwicklungsbedingungen für gewerkschaftliche Politik und 
das Verhältnis von Arbeiterbewegung und neuer sozialer Bewegung. Spannend ist da- 
bei die je nach Land variierende Sichtweise des ‘Modell Deutschland’, seine offizielle 
Rezeption und die daran entwickelte sozialistische Kritik. Steht dies einerseits im Dis- 
kussionszusammenhang des jeweiligen Landes (über den wir somit etwas lernen), so 
verdeutlicht es uns auf der anderen Seite sowohl die Relativität einzelner Problem- 
punkte, als auch die über die BRD hinausweisende Bedeutung der bei uns ablaufen- 
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den politischen Prozesse und Diskussionen (was da und dort auch wieder Mut machen 

kann). 

—  Hübner/Stanger setzen sich mit den von den chen Studiengruppen ent- 
wickelten Alternativen der Wirtschaftspolitik auseinander, überprüfen deren politi- 
sche Grundlagen und politischen Folgerungen. 

— Jäger knüpft in seinem Diskussionsbeitrag an die in der PROKLA (Heft 38) begonne- 
ne Korporatismus-Debatte an und versucht zu begründen, daß man Korporatismus 
nur als einen parteienspezifischen begreifen kann. 

— Die unter Dokumentation abgedruckten Artikel von E. Maire und Andr& Gorz sollen 
einen Beitrag zur Diskussion um die Entwicklung sozialistischer Strategien und das 
Verhältnis von Arbeiter- und neuer sozialer Bewegung liefern. 


Die Redaktion 


Angesichts der aktuellen Situation wollen wir noch einmal hinweisen auf: 

— Henryk Szlajfer, Nachzuholende Entwicklung unter Bedingungen des Welt- 
markts: das Beispiel der polnischen Entwicklung, PROKLA 27 

— Stefan Horton, Die »Revolution der Hoffnung« und ihre Ergebnisse - Einige 

Bemerkungen zur gegenwärtigen Situation in Polen, PROKLA 27 
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Ander $. Markovits / Thomas Ertman‘ 
Das ‘Modell Deutschland’: Eine TR für die U. S. A: 


Einleitung 


Am 25. und 26. April 1980 fand eine wichtige und den Zeitgeist charakterisierende Konfe- 
renz statt. Eine illustre Gruppe von circa 125 Persönlichkeiten, einschließlich führender Se- 
natoren, Unternehmer und Universitätsprofessoren - und bezeichnenderweise ohne wich- 
tige Gewerkschaftsvertreter - erörterte 2 Tage lang in der Harvard Universität die zukünfti- 
ge Entwicklung der amerikanischen Wirtschaft unter dem Titel »Konferenz über die Wett- 
bewerbsfähigkeit der Vereinigten Staaten«. Im Mittelpunkt stand die Diskussion zweier 
Vorträge, die implizit den ernsten Krisenzustand der amerikanischen politischen Ökono- 
mie erörterten. Während sich der eine Beitrag auf Japan konzentrierte, beschäftigte sıch der 
andere mit »der deutschen wirtschaftlichen Herausforderung«. Beide Vorträge versuchten, 
diesem auserlesenen Publikum drei Problembereiche vor Augen zu führen: 1. Das "Ge- 
heimnis’ der japanischen und bundesdeutschen Erfolge; 2. Die unmittelbaren Konsequen- 
zen für die Wirtschaft und Politik der Vereinigten Staaten; 3. Mögliche Lernprozesse für 
zukünftige strukturelle Wandlungen in den Vereinigten Staaten anhand konkreter Bei- 
‚spiele und Erfahrungen der Modelle Japan und Deutschland. | 

Ein kurzer Überblick über die amerikanische Massenptesse des letzten Jahres - angefangen 
von Titelgeschichten in Zeitschriften wie »Time«, »Newsweck«, »New York Times Magazi- 
ne«, »Ihe New Republic«, »Business Week« und »Fortune« bis zu Artikeln in kleinen Pro- 
vinzzeitungen - verrät, daß die Harvard-Konferenz bestenfalls durch das Renome&e des 
Veranstalters und einiger Teilnehmer etwas Außergewöhnliches darstellt. Wie kaum ein- 
mal in der neueren Geschichte des Landes erfaßte seit Mitte 1979, also kurz nach dem Ab- 
klingen der schärfsten Auswirkungen der zweiten Ölkrise, eine Panikstimmung die wirt- 
schaftlichen Institutionen und staatlichen Instanzen. Nach den politischen und morali- 
schen Rückschlägen von Vietnam und Watergate befand sich plötzlich die vielleicht wich- 
tigste und bis jetzt unangetastete amerikanische Einrichtung, das "American business’, 
mitten in einem entscheidenden Legitimationskampf. Krisenmeldungen häuften sich täg- 
lich in den Nachrichten und konkurrierten untereinander um die öffentliche Aufmerksam- 
keit. Mal war es das völlige Versagen der gesamten amerikanischen Automobilindustrie, 
. das nicht nur zur Entlassung von mehreren hunderttausend Automobilarbeitern führte 
und die größten privatwirtschaftlichen Defizite in der Geschichte des Landes produzierte, 
sondern auch über 30% des amerikanischen Marktes der ausländischen, hauptsächlich ja- 
panischen Konkurrenz überließ. Dann wiederum schockten ähnliche Schnitzer der Stahlin- 
dustrie die amerikanische Öffentlichkeit. Man begab sich auf die Suche nach den gemein- 
samen Gründen und entdeckte bald die tiefgreifenden, langanhaltenden und mannigfalti- 


* Andrei $. Markovits ist Assistenzprofessor im Fachbereich Politologie an der Wesleyan Universi- 
ty und wissenschaftlicher Mitarbeiter am Center for European Studies der Harvard University. 
Thomas Ertman studiert Philosophie an der Harvard University. 
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gen Dimensionen der "amerikanischen Krise’. Einige betonten die bereits seit gut zehn 
Jahren stagnierende, wenn nicht sogar rückläufige Entwicklung der amerikanischen Pro- 
duktivität; andere wiederum hoben die ebenfalls schon langvorhandenen Investitionspro- 
bleme der amerikanischen Industrie hervor. Was immer die besondere Meinung ım einzel- 
nen, es gab wohl kaum jemanden, der die Ernsthaftigkeit der Krise bezweifelte. 
Der vielleicht wichtigste Katalysator in diesem allgemeinen Bewußtseinsänderungsprozeß 
war nicht so sehr das einheimische Debakel, sondern die gleichzeitigen Triumphe der japa- 
nischen und bundesrepublikanischen Exporte. Während Jean Jacques Servant-Schreiber in 
seinem Buch »Die amerikanische Herausforderung« noch am Anfang der sechziger Jahre 
den Europäern und Japanern die Vormacht der amerikanischen Wirtschaft auf Grund sei- 
nes überlegenen Managementsystems pries, schien knappe 10 Jahre danach der Spieß um- 
gedreht. Amerikaner sprachen immer häufiger von einer japanischen und deutschen Her- 
ausforderung. In der Suche nach Gründen, Richtungen, Alternativen, Möglichkeiten und 
Zielen nahmen seit ungefähr einem Jahr die ‘Modelle’ Deutschland und Japan eine immer 
größer werdende Rolle in der polit-ökonomischen Diskussion der USA ein. 
Im folgenden werden wir versuchen zu zeigen, in welchem Maße das ‘Modell Deutschland’ 
und seine Erörterung in den Vereinigten Staaten Erkenntnisse, Legitimationsmechanis- 
men, politische Hertschaftsverhältnisse und etwaige Lösungsversuche, die US-Krise betref- 
fend, beeinflußten. In diesem Zusammenhang muß das ‘Modell Deutschland’ in einem 
innigen inhaltlichen und formalen Kontext der amerikanischen Krise selbst analysiert wer- 
den. Nur dutch einen expliziten Vergleich wird der unseres Erachtens nach wichtige 
Aspekt des ‘Modells Deutschland’ ım Editorial der PROKLA 40, nämlich die Auftechter- 
haltung eines weitgehenden politischen Konsenses in der Entwicklung eines auf den Welt- 
markt gerichteten modernen Wirtschaftssystems, voll ersichtlich. Aus der amerikanischen 
Perspektive erkennt man nicht nur die besondere historische und strukturelle Eigentüm- 
lichkeit dieses Modells, sondern man wird auch Zeuge der spezifischen Funktion dieser 
Einrichtung: als die der Bundesrepublik eigene 'Kampfformation’ zur Krisenbewältigung 
bei einer zunehmenden Verschärfung der Konkurtenzverhältnisse zwischen den kapitalisti- 
schen Ländern. Als eine solche 'Kampfformation’ hat das ‘Modell Deutschland’ auch di- 
tekte Folgen für die wirtschaftliche Stabilität und Wettbewerbsfähigkeit der Vereinigten 
Staaten. Dies sind einige der Themen, die wir in unserem Aufsatz zu erörtern versuchen. 
Zuerst behandeln wir die Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und der Bundes- 
republik im Rahmen des sich verschärfenden kapitalistischen Weltwirtschaftswettlaufs. So- 
‚dann erklären wir die Unübertragbarkeit des ‘Modells Deutschland’ als eventuelle Krisen- 
lösung für die amerkikanische Wirtschaft. Ferner wollen wir die gegenwärtig in den USA 
erörterten Möglichkeiten zur Krisenbewätltigung kurz skizzieren, um sie mit dem ‘Modell 
Deutschland’ zumindest implizit zu vergleichen. Letztlich soll der Einfluß des ‘Modells 
Deutschland’ auf die besonderen Krisenlösungsvorschläge der verschiedenen ökonomi- 
schen Sektoren und politischen Richtungen des US-Kapitals verdeutlicht werden. 


I. Die amerikanische Krise und die BRD 
Die 'Krisenpsychologie’ in der gegenwärtigen amerikanischen Öffentlichkeit unterscheidet 
sich von ähnlichen Erscheinungen Mitte der siebziger Jahre, indem in letzter Zeit plötzlich 


Begriffe wie 'Gewinner’ und ‘Verlierer’ bezüglich der Industrieländer aufgetaucht sind. 
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Da die Krise 1974/75 als hauptsächlich durch die Ölpreiserhöhung seitens der OPEC- 
Länder verursacht eingeschätzt wurde, war es für alle Kriseninterpretationen und Rechtfer- 
tigungen der jeweiligen Staaten selbstverständlich, diese schockartige Erfahrung gleichmä- 
Rıg zu verallgemeinern im Sinne, daß alle westlichen Länder gleich schwer getroffen wur- 
den, ergo in relativ gleichem Maße unter den unangenehmen Folgen zu leiden hatten. Als 
sich aber später herausstellte, daß besonders die Bundesrepublik und Japan ein viel günsti- 
geres Allgemeinbild ihrer wirtschaftlichen Lage ım Vergleich zu den relativ tristen 
Inflations- und Arbeitslosenzahlen der Vereinigten Staaten vorweisen konnten, entwickel- 
te sich eine Vielzahl von Spekulationen über die Gründe dieser Diskrepanz. Zwei Hauptar- 
gumente standen im Vordergrund: das erste besagte, daß sowohl Deutsche als auch Japa- 
ner viel sparsamer mit jeder Form von Energie umgingen als die Bürger der USA; das zwei- 
te Argument bezichtigte die Amerikaner einer ungenügenden Opferbeteitschaft und kam 
einer moralisierenden Absage an den ‘American way of life’ zugunsten der tugendhaften 
Kargheit der Japaner und Deutschen gleich. Man sprach von einem 'sittlichen Verfall’ der 
Nation und Präsident Carter, in einer berühmten Rede, schürte solch subjektivistische Er- 
klärungen der Energiekrise, indem er den Kampf für Amerikas Energieunabhängigkeit der 
moralischen Verpflichtung in einer Kriegssituation gleichstellte. Die Verringerung der 
Ölimporte und damit die wirtschaftliche Gesundung des Landes wurden somit einzig und 
allein von der Willensstärke der amerikanischen Bevölkerung abhängig gemacht. 
Die zweite Ölkrise, die besonders im Frühjahr und Sommer des Jahres 1979 die amerikani- 
sche Öffentlichkeit mit unerwarteter Wucht schockte, setzte den grob vereinfachenden 
und moralisierenden Krisenerklärungen ein abruptes Ende. Allmählich wurde es vielen 
Amerikanern klar, daß die ökonomischen Schwierigkeiten des Landes auf einen allgemei- 
‚nen, langfristigen und strukturellen Niedergang der amerikanischen Wirtschaft zurückzu- 
führen sind. Wiederum, diesmal sogar noch entschiedener, mußten die Bundesrepublik 
und Japan als erfolgreiche Gegenbeispiele herhalten. Waren es bisher hauptsächlich deut- 
sche Gründlichkeit und japanische Genügsamkeit, die für die jeweilige "success story’ ihrer 
Länder verantwortlich zeichneten, so begann man in den letzten zwei Jahren nach etwas 
stichhaltigeren Gründen für die relatıv erfolgreiche Krisenbewältigung dieser beiden Län- 
der trotz recht ungünstiger Ausgangspositionen (wenig Rohstoffe, kein Öl usw.) zu su- 
chen. Für viele Amerikaner hatte es irgendwie den Anschein, daß es der Bundesrepublik 
und Japan sogar gelang, Kapital aus der Krise zu schlagen. Beide nämlich erhöhten nicht 
nur ihren jeweiligen Anteil am Welthandel, sondern konnten sogar in immer größerem 
Maße auf den bisher ‘heiligen’, weil von der ausländischen Produktion fast unberührten, 
US-Binnenmarkt vordringen. In beiden Fällen wurde die US-Industrie zunehmend zum 
Verlierer. | 


Wie ist diese drastische Schwächung der amerikanischen Wirtschaft zu verstehen? Kann sie 


überhaupt rückgängig gemacht werden? Um diese Fragen annähernd zu beantworten, 
muß zuerst die Entwicklung der US-Ökonomie seit Ende des 2. Weltkrieges zumindes skiz- 
zenhaft dargestellt werden, um daraus die Gründe für ihren Niedergang und auch die Er- 
folgschancen in der Zukunft ersichtlich zu machen. 

Wie bekannt stand die Wirtschaftsentwicklung in den 100 Jahren nach Ende des Bürger- 
krieges (1865) ım Zeichen der Vereinigung und Erschließung des ungeheuren Binnenmark- 
tes dieses Kontinents. Das große wirtschaftspolitische Problem bis zum 2. Weltkrieg war 
nicht so sehr die Entstehung von Kapazitätsengpässen, als vielmehr eine unzureichende 
Binnennachfrage, die offensichtlich mit dem niedrigen Niveau der Löhne und einer aus- 
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bleibenden Umverteilungstätigkeit des Staates zusammenhing. Die Weltwirtschaftskrise 
1930 erteilte den amerikanischen Politikern eine Lehre bezüglich ihrer früheren Versäum- 
nisse. Als direkte Folge dieser Erfahrung wurde nun versucht, über Steigerungen des priva- 
ten und öffentlichen Konsums die ökonomischen Schwierigkeiten des Landes zu überwin- 
den. Seit dieser Zeit spielte die Anhebung der Binnennachfrage stets eine entscheidende 
Rolle in der amerikanischen Wirtschaftspolitik. 

Nach dem 2. Weltkrieg standen die Vereinigten Staaten als Alleinherscher der kapitalisti- 
schen Welt da. Die 'pax Americana’ beruhte nicht zuletzt auf dem starken Dollar, der zur 
unangefochtenen Basıs des neuen Weltwährungssystems wurde. Die USA konnten schon 
wegen fehlender Konkurrenz den Weltmarkt zum größten Teil und zu ihren Gunsten kon- 
trollieren. Infolge des starken Dollars und der niedrigen Lohnkosten im ‘geschlagenen’ Eu- 
ropa war es für die US-Konzerne vernünftiger, ihre Produktionskapazitäten für Exportgü- 
ter einfach im Ausland aufzubauen, als Fertigwaren von Amerika aus zu exportieren. So 
entstand damals eine zweckmäßige Arbeitsteilung in den Großunternehmen: die Konzern- 
teile in den USA kümmerten sıch hauptsächlich um den riesigen Binnenmarkt, während 
die Tochtergesellschaften Produkte für das Ausland im Ausland herstellten und nur die 
Profite regelmäßig an die Mutter zurückschickten. Daher entwickelte sich die Expottsteige- 
rung niemals zu einem bedeutsamen Ziel der amerikanischen Wirtschaftspolitik. 

Mit den Gewinnen, die aus der amerikanischen Vormachtstellung in der Weltwirtschaft 
geschöpft wurden, konnte die Binnennachfrage in den USA ständig erhöht werden. Abge- 
sehen von ganz billigen Konsumgütern, stellten deutsche und japanische Produkte bis in 
die 60er Jahre kaum eine Gefahr für die einheimische amerikanische Industrie dar. Doch 
zum Teil als Folge der Rückzahlung ihrer Schulden an die USA, begannen diese beiden 
Länder sich voll auf ihre jeweilige Exporterweiterung zu konzentrieren. Somit entstand ein 
unwiderrufliches Konkurrenzverhältnis zwischen diesen beiden Ländern und den USA auf 
dem Weltmarkt, das sich bereits seit Anfang der 60er Jahre zu Ungunsten der Amerikaner 
zu entwicklen beginnt. Besonders die Deutschen können schon zu dieser Zeit ihren Welt- 
marktanteil im Maschinenbau, der chemischen Industrie und anderen Bereichen der Inve- 
stitonsgütererzeugung auf Kosten der Amerikaner vergrößern. 

In den 50er und Anfang der 60er Jahre führten die relativ günstigen Bedingungen für das 
US-Kapital sowohl auf dem Binnen- als auch auf dem Weltmarkt zu einem ständigen Ka- 

pazitätenausbau in den USA. Die Amerikaner nutzten auch ihren technologischen Vor-. 
sprung aus, um die Arbeitsproduktivität hauptsächlich durch technischen Wandel zu erhö- 
hen. Das Zusammenwirken dieser beiden Faktoren implizierte einen bedeutsamen Zu- 
wachs in der organischen Zusammensetzung des Kapitals, was sich ab Anfang der 60er Jah- 
re ın einer fallenden Profitrate niederschlug. Normalerweise werden hohe Kapitalbelastun- 
gen in zyklischen Krisen wieder abgebaut, doch in Amerika reagierte der Staat auf jeden 
Wirtschaftseinbruch mit Maßnahmen, die zum Anreiz des öffentlichen und privaten Kon- 
. sums beitragen sollten. Dank solcher gegenzyklischen Krisenmilderungen konnte immer 
wieder viel unrentables Kapital erhalten bleiben, wobei das staatlich hergestellte 'günstige’ 
Investitionsklima sogar zu zusätzlichen Kapazitätserweiterungen führte. In diesem Zusam- 
menhang soll jedoch betont werden, daß nicht nur die keynesianische Wirtschaftspolitik, 
sondern auch die de facto fehlende Konkurrenz für das US-Kapital am Binnenmarkt eben- 
falls zur Aufrechterhatlung überalteter Kapazitäten beitrug. 

Während der 60er Jahre wuchs der Anteil des Staates am amerikanischen BNP erheblich. 
Vor allem zwei Gründe sind für diese Entwicklung verantwortlich: erstens wurden die So- 
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zialleistungen im Rahmen des »Great Society«-Plans stark erweitert; zweitens mußte der 
Vietnam-Krieg bezahlt werden. Da aber weder Präsident Johnson noch sein Nachfolger Ni- 
xon die Steuer erhöhen wollten, wurde der Krieg hauptsächlich durch rasch ansteigende 
Staatsdefizite finanziert. 

Wenn man also all diese Tendenzen - fallende Profitrate des Kapitals, öffentliche Förde- 
tung des Konsums auf Kosten der Spartätigkeit, wachsende Staatsausgaben für Rüstung 
und Militärforschung - zusammenfaßt, dann scheint es kaum verwunderlich, daß im Laufe 
der 60er Jahre immer weniger Mittel für Investitionen vorhanden waren. Hinzu kam auch 
der dauernde Druck aus der »Wall Street«, die immer anhaltende Gewinne verlangte. Folg- 
lich wurde immer weniger für Forschung und Entwicklung ausgegeben; veraltetes Kapital 
blieb erhalten, weil es bei wachsender Nachfrage doch noch Profite erzielte. 

Die geringe Investitionstätigkeit, die ein ständiges Absinken der Produktivität mit sich 
brachte und das massive ‘deficit spending’ der Regierung zwecks Finanzierung des Viet- 
nam-Krieges trieben natürlich die Inflation mächtig an. So geriet der Dollar immer mehr 
‚unter Druck, was zur Aufgabe des auf der Vormachtstellung des Dollars basierenden Bret- 
ton-Woodsschen Weltwährungssystems führte. Gleichzeitig konnten Deutsche und Japa- 
ner, deren Wettbewerbsfähigkeit infolge höherer Investitionsraten ständig gestiegen war, 
immer mehr in den amerikanischen Binnenmarkt selbst eindringen, bei gleichzeitiger 
Stagnation der US-Exporte. Dies waren die Gründe, die 1971 zum ersten amerikanischen 
Handelsbilanzdefizit seit 1893 führten. 

Die erstmals Ende der 60er Jahre auftretenden hohen Inflationsraten können aber nicht 
einfach nur auf das massive ‘deficit spending’ der Vietnam-Aera zurückgeführt werden. 
Zu dieser Zeit nämlich konnte die nur noch langsam wachsende Produktivität mit den ge- 
währten Lohnerhöhungen nicht mehr Schritt halten. Dies traf besonders auf den immer 
größer werdenden und produktivitätsschwachen Dienstleistungssektor zu. Die Arbeitgeber 
reagierten mit Preiserhöhungen auf diese Umverteilung zugunsten der Lohnempfänger. Ab 
Anfang der 70er Jahre begannen folglich die Reallöhne wegen der Geldabwertung zu fal- 
len. Diese Entwicklung brachte jedoch keine Einschränkung des Binnenkonsums, da einer- 
seits die Regierung auf Stagnationstendenzen immer wieder mit kräftigen Anreizen rea- 
gierte, andererseits die Verbraucher einfach noch geringere Mengen sparten oder mehr 
"Schulden anhäuften. Diese expandierende Binnennachfrage bei fallender Profitrate forder- 
te zwar Kapazitätserweiterungen (welche die organische Zusammensetzung des Kapitals 
noch mehr erhöhten), ließ aber kein Geld für Modernisierungs- oder Rationalisierungsinve- 
 stitionen übrig. Da die Marktkonstellation zu dieser Zeit noch günstig war, wurden solche 
Maßnahmen von der Kapitalseite als nicht gerade dringend empfunden. 

Der große Knick kam natürlich 1973/74 mit den ersten kräftigen Ölpreiserhöhungen. Not- 
wendigerweise mußte die Nachfrage für Konsumgüter zusammenschrumpfen, was wieder- 
um zu heftigen Kapazitätsvernichtungen führte. Die Reaktion des amerikanischen Kapi- 
tals auf diese akute Krise ist aber höchst bezeichnend. Anstatt den veränderten Welt- und 
Binnenmarktbedingungen mit einer langfristigen Modernisierungs- und Rationalisierungs- 
strategie zu begegnen, versuchten die amerikanischen Unternehmer kurzsichtig vor allem 
ihre Kosten durch Massenentlassungen und Bettiebsstillegungen zu drücken. Inzwischen 
setzten sie weiterhin auf den Staat, um die Binnennachfrage durch ‘deficit spending’ wie- 
der zu beleben. Statt ihre Konsumgewohnheiten zu verändern, konnten Verbraucher ih- 
ren herkömmlichen, auf Überkomfort basierenden Lebensstil mit Hilfe ihrer Ersparnisse 
und neuer "Verbraucherkredite’ noch einigermaßen fortsetzen. Das Resultat dieser Ent- 
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wicklung war ein durch privaten und öfffentlichen Konsum erzeugter Scheinboom, der die 
konjunkturelle Rezession ablöste. Der Staat besaß auch eine Lösung, um den wachsenden 
- Handels- und Zahlungsbilanzdefiziten beizukommen: eine fast explosionsattige Steige- 
rung der Rüstungsexporte ın den Nahen Osten. | 
Die Rechnung ging jedoch kaum auf. Die Krise drückte die breis fallende Profitrate des 
US-Kapitals (bis auf einige wichtige Ausnahmen wie die Waffenproduzenten und die Öl- 
multis) nur noch tiefer. Die Rechnung für die unzureichende Investitionstätigkeit der vor- 
angegangenen 15 Jahre mußte plötzlich bezahlt werden: die ausländische Konkurrenz. 
konnte die amerikanische Industrie immer mehr sowohl auf dem Weltmarkt als auch auf 
dem einst "undurchdringlichen’ Binnenmarkt der USA verdrängen. 1979 stellte nur den 

Höhepunkt dieser lanfristigen Entwicklung dar. Viel wichtiger für die gegenwärtige Lage 

und für den spürbaren Gesinnungswandel in der breiten Öffentlichkeit, in der zum ersten 

Mal in der neueren amerikanischen Geschichte Krisenbewältigungsmodelle intensiv disku- 

tiert werden, war die Realisierung der Krise seitens der Bevölkerung. Die erneuten Ölpreis- 

steigerungen bewegten den US-Verbraucher zu einer kompletten Umstellung der vorhan- 

denen Konsumprioritäten. Fast über Nacht wurde Qualität statt Quantität, wurden ener- 

giesparende statt energieverschwendende Produkte verlangt. Für viele Kunden am Welt- 

markt hatte das ‘Made in Germany’ dem ‘Made in U.S.A.’ schon seit langem als Qualitäts- 
garantie den Rang abgelaufen. Mit der zweiten Ölkrise jedoch begann sich ein ähnlicher 
Prozeß auf dem amerikanischen Binnenmarkt in verstärktem Maße anzubahnen. 

In zahlreichen Branchen der amerikanischen Industrie stellen gegenwärtig massive 
Modernisierungs- und Rationalisiertungsmaßnahmen eine absolute Notwendigkeit dar, um 
im stets intensiver werdenden in- und ausländischen Konkurrenzkampf mithalten zu kön- 
nen. Doch viele amerikanische Konzerne befinden sich zur Zeit in einem Teufelskreis, aus 
dem wahrscheinlich nur die Stärksten werden herausbrechen können. Die Profitrate näm- 
lich liegt niedriger denn je und die Aufnahme von Krediten bleibt sehr teuer aufgrund der 
hochtestriktiven Geldpolitik der Regierung. Da diese ungünstige Lage sogar viele amerika- 

nische Riesenunternehmen in echte Existenzschwierigkeiten versetzte (unter den auch in 

Europa bekannten Firmen befinden sich u.a. Chrysler, Ford, Kaiser Steel, U.S. Steel und 

Uniroyal), mehren sich die Rufe nach drastischen protektionistischen Maßnahmen, um der 
ausländischen Konkurrenz Einhalt zu gebieten. 

Das Hauptproblem der amerikanischen Wirtschaft im Jahre 1980 bleibt also die sinkende 

Wertbewerbsfähigkeit. Die niedrige amerikanısche Investitionsrate hat viele Ursachen, die 

grob gesprochen in zweı Kategorien geteilt werden können. 

Die erste umfaßt enge, der amerikanischen Wirtschaft eigentümliche, strukturelle und or- 

ganisatorische Gründe. An vorderer Stelle muß hier die Vormachtstellung der »Wall 

Street« im amerikanischen Wirtschaftsgeschehen angeführt werden. Da US-Unternehmen 

hauptsächlich auf Aktienverkauf für die Finanzierung ihrer Tätigkeiten angewiesen sind, 

und da Aktienkurse vor allem durch Gewinnstatistiken beeinflußt werden, müssen ameri- 

kanische Unternehmer stets danach trachten, die Gewinne ihrer Firmen in jedem Quartal 

möglichst hochzuhalten. Hinzu kommt noch die etwas personalisierende, jedoch nicht un- 

wichtige Tatsache, daß die Bezahlung vieler leitender Angestellten und Top-Manager sehr 
oft von dem jährlichen Gewinn ihres jeweiligen Unternehmens abhängt. Diese zwei Fakto- 

ren tragen dazu bei, daß eine fast ausschließlich auf sofortigen Erfolg gerichtete Orientie- 

rung unter der amerikanischen Manager-Klasse entstand. Um die Aufrechterhaltung dieses 

Legitimationsprozesses zu gewährleisten, werden natürlich kostspielige, langfristig orien- 
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tierte Investitionen vermieden, da sie sich negativ auf den kurzfristigen Gewinn auswirken 
könnten. Statt die Lohnstückkosten durch Produktivitätssteigerung niedrig zu halten, ver- 
sucht das US-Kapital, die Löhne zu drücken und Kosten dutch Entlassungen, Stillegungen 
und sonstigen Sparmaßnahmen zu senken. 

In diesem Zusammenhang soll hier auch ein anderes Merkmal der US-Nachktiegswirtschaft 
erwähnt werden, das einen besonders markanten Kontrast zu der vergleichbaren Periode in 
der Bundesrepublik darstellt. Es handelt sich um die erheblich niedrigere Sparquote in den 
Vereinigten Staaten, die mit den vergleichsweise ungünstigen US-Sparbedingungen zu- 
sammenhängt. Im Rahmen des stets auf Binnenmarktexpansion basierten amerikanischen 
Wırtschaftsentwicklungsmodells wurde der Konsum regelmäßig gegenüber dem Sparen 
gefördert. Diese ‘Ethik des Ausgebens’ charakterisiert nicht nur die langjährige, von par- 
teipolitischen Gesichtspunkten unabhängige Regierungspolitik, sondern wird natürlich 
durch die Werbeorgien des Kapitals direkt idealtypisch verkörpert. Durch die ın den letz- 
ten Jahren anhaltende Inflation wurde jede Spartätigkeit noch unattraktiver und von ei- 
nem rein ökonomischen Standpunkt sogar unvernünftig, da die Sparkontenzinsen weit 
hinter der Inflationsrate herhinkten. Das andauernde Sinken der Sparquote heißt natür- 
lich, daß noch weniger Geld für dringend notwendige Investitionen zur Verfügung steht. 
Auch die Einstellung des amerikanischen Staates gegenüber Investitionsförderung und all- 
gemeinen Modernisierungsmaßnahmen der Volkswirtschaft hat ganz andere Dimensionen 
als in Europa, insbesondere ın der Bundesrepublik. Der klassischen “angelsächsischen’ 
Wirtschaftsideologie gemäß soll der Staat nur dazu beitragen, ein günstiges Investitionskli- 
ma herzustellen; auf keinen Fall soll er aber aktiv irgendwelche ‘Investitionslenkungsmaß- 
nahmen’ unternehmen, sei es in Form von Subventions-, Forschungs- oder Entwicklung- 
spolitik. Solche Entscheidungsspielräume gehören zu den unantastbaren Rechten des Ein- 
zelkapitals. Obwohl in Japan und Europa in der Praxis längst verworfen, ist diese Ideologie 
in den Vereinigten Staaten noch sehr wirkungsvoll. So z.B. macht die US-Regierung zur 
Zeit keine Investitions- und Strukturpolitik, so daß sich die Staatstätigkeit hauptsächlich 
nur auf ‘negative’ und 'defensive’ Aktionen (wie die Rettung Chryslers vor dem sicheren 
Bankrott) zwangsbedingt beschränkt. Man muß auch in diesem Zusammenhang ein beson- 
deres Charakteristikum des amerikanischen Steuerrechtes erwähnen: das Fehlen besonderer 
Förderungsmaßnahmen für Modernisierungsinvestitionen. Die Behauptung wäre nicht 
völlig abwegig, daß aus bundesdeutscher Sicht viele Hauptpunkte des amerikanischen 
Steuerrechts langfristigen Innovationstätigkeiten sogar im Wege stehen. 

Zu diesen strukturellen und der amerikanischen Wirtschaft eigenen Utsachen für die unzu- 
längliche Investitionstätigkeit der US-Ökonomie kommt noch eine zweite, konjunkturelle 
Kategorie von Gründen. An erster Stelle steht hier natürlich die fallende Profitrate, die seit 
20 Jahren ein Hauptmerkmal der US-Wirtschaft bleibt. Wie bereits erwähnt, wurden we- 
gen des Drucks der »Wall Street« vor allem die langfristigen Investitionen gekürzt, um die 
Gewinne ‘beim alten’ zu halten. Da aber seit neuem solche Investitionen oft zu einer 
Überlebensfrage geworden sind, müssen immer mehr Firmen kräftig Anleihen aufneh- 
men, um sich über Wasser halten zu können. 

Hierbei stellen die wegen der steigenden Inflation hohen Zinsen eine immer schwerer 
überbrückbare Barriere für viele Firmen dar, denen damit klare Grenzen in ihren verspäte- 
ten Modernisierungsversuchen gesetzt sind. Der Investitionslust der großen Firmen bietet 
die höchst unsichere konjunkturelle Lage Einhalt, sofern nicht Modernisierungsinvestitio- 
nen wegen drohender Katastrophe nicht absolut unumgänglich sind. (Die Automobilin- 
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dustrie ist ein gutes Beispiel: Erst als es um ihr nacktes Überleben ging, entschloß sie sich, 
80 Milliarden Dollar bis Mitte der 80er Jahre in Investitionsvorhaben zu stecken.) 

Die aufgeführten Belastungen werden verstärkt durch die anhaltende Weltmarktkontrak- 
tion und Weltwirtschaftskrise, welche die Konkurrenz vor allem zwischen den kapitalisti- 
schen Industrieländern besonders verschärfen. Die veränderten Weltmarktbedingungen 
durch Nachfragestagnation in fast allen Ländern (Ölländer natürlich ausgenommen) dür- 
fen natürlich nicht allein auf die Explosion der Rohstoffkosten zurückgeführt werden. Sıe 
sind auch durch einen massiven Kapiazitätenaufbau in den letzten 30 Jahren ın den wich- 
tigsten industriellen Sektoren (Automobil, Chemie, Elektronik etc.) Japans, Europas und 
der sogenannten ‘Schwellenländer’ der Dritten Welt zustandegekommen. Während die 
Vereinigten Staaten im Laufe der 50er Jahre fast ein Monopol in diesen "Schlüsselindustri- 
en’ besaßen und diese Sonderstellung sowohl ökonomisch als auch politisch zu ıhren Gun- 
sten ausbeuteten, konnte eine solche einmalige Situation unter ‘freien’ Marktbedingungen 
nicht lange bestehen, vor allem unter der Bedingung einer von den USA geförderten Rein- 
dustrialisierung Europas und Japans. So konnten insbesondere die Deutschen und Japaner 
(und auch manche 'Schwellenländer’ wie Südkorea und Taiwan) die ‘Vorteile der Spätstar- 
ter’ ausnutzen, indem sie sich die modernsten Investitionsgüter besorgten, während die 
Amerikaner sich mit ihrem alten Industriepark zufrieden gaben. Dieser weltweite Kapazi- 
tätsausbau mußte letzten Endes an Grenzen der Weltnachfrage stoßen. Dieser Punkt wur- 
de Mitte der 70er Jahre erreicht mit dem Resultat einer andauernden weltweiten Krise. 
Diese strukturelle Überakkumulationsktise macht einen Ausleseprozeß auf Weltniveau 
notwendig und entwickelt damit einen verschärften Positionskampf um die Logenplätze in 

der neuen internationalen Arbeitsteilung. 

Die neue internationale Arbeitsteilung beruht auf dem Grundprinzip, daß bestimmte Wa- 

ren nur in jenen Ländern und von jenen Firmen produziert werden sollen, die diese Pro- 

dukte am billigsten und zweckmäßigsten herstellen können. Ganz allgemein gesprochen 

sollen die vor allem von billigen Arbeitskräften abhängenden Industriezweige hauptsäch- 

lich den Ländern der Dritten Welt (einschließlich der Schwellenländer) überlassen werden, 

während natürlich die Produktion innerhalb dieser Länder weiterhin von westlichen Multis 

kontrolliert wird. Die kapitalintensiven und fortschrittlichen Produktionszweige sollen 

weiterhin in den Industrieländern selbst bleiben. Aber auch in diesen Branchen muß eın 

großer Konkurrenzkampf zwischen den kapitalistischen Ländern selbst entstehen, um zu 

entscheiden, wer welche ‘Schlüsselbranchen’ (Fahrzeugbau, Stahl, Chemie, Maschinen- 
bau, Elektronik, Datenverarbeitung, Telekommunikation, usw.) kontrollieren soll. Nur eı- 

ne Kombination von Faktoren wie Kapazitätsmodernität, niedrige Lohnstückkosten, Pro- 

duktqualität und allgemeine Zuverlässigkeit gewährt Aussicht auf Erfolg. 

Die Vereinheitlichung der Binnenmärkte einzelner kapitalistischer Länder stellt eine wich- 

tige strukturelle Voraussetzung für diese neue Arbeitsteilung dar. Dieser Prozeß beinhaltet 
den Abbau, vielleicht gar das Verschwinden jetziger Zollschranken, den Ausgleich der ver- 
schiedenen Lebensstandards und die Vereinheitlichung der jetzt noch unterschiedlichen 
Märkte, um den ‘besten’ Produkten in allen Industrieländern dieselben Absatzmöglichkei- 
ten zu verschaffen. Wichtigste Aufgabe dieser Entwicklung muß die 'Normalisierung’ des 
amerikanischen Binnenmarktes werden, d.h. ihn dem internationalen Konkurrenzkampf 
auszusetzen und für "Weltprodukte’ zugängig zu machen. Steigende Energiekosten und 
sinkender Lebensstandard während des letzten Jahrzehntes haben zu dieser Angleichung 
der USA an andere kapitalistische Länder zumindest beigetragen. Dem amerikanischen 
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Verbraucher werden somit Konsumgewohnheiten auferlegt, die sich größtenteils mit de- 
nen in Westeuropa und anderen kapitalistischen Märkten decken. Um die Vereinigten 
Staaten in diesen allumfassenden Weltmarkt einzubinden, muß sozusagen ein einheitli- 

cher 'Geschmack’ für die neuen, überall zu verwendenden "Weltprodukte’ kreiert werden, 

der den bis jetzt relativ autonomen amerikanischen Binnemarkt auch nicht verschont. 

Diese Vorstellung soll verdeutlichen, warum das amerikanische Kaptal zur Zeit in einem 

wachsenden Konkurrenzkampf mit seinen ‘Verbündeten’, sowohl auf dem eigenen Bin- 
nenmarkt als auch auf Weltebene, engagiert ist. In dieser Auseinandersetzung, die für vie- 
le (und nicht nur kleine) amerikanische Firmen tatsächlich einen Kampf auf Leben oder 

Tod bedeutet, heißt der eindeutige Hauptkontrahent, neben Japan, die Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die Konkurrenz BRD-USA, die eine Schlüsselstellung innerhalb des eben erwähnten welt- 

weiten ‘Rationalisierungskampfes’ einnimmt, spielt sich auf mehreren Ebenen ab. In die- 
sem Zusammenhang kann man das ‘Modell Deutschland’ von amerikanischer Warte als 
die besondere bundesdeutsche 'Kampfformation’ zur Erlangung entscheidender Vorteile 

im Wettlauf mit den USA betrachten. Zu diesen Vorteilen zählen vor allem eine verbesser- 
te Konzentration, Organisation und Koordinierung aller wirtschaftlichen Schlüsselfaktoren 
(Arbeit, Kapital, makroökonomische Steuerungsmechanismen), um die bessere Beweglich- 

keit und höhere Schlagkraft der deutschen Wirtschaft gegenüber ihrer amerikanischen 

Konkurrenz zu gewährleisten. Die geringfügigeren deutschen Ressourcen können um we- 

.nige, dafür aber um so wichtigere Branchen (Maschinenbau, Elektronik, Chemie, Fahr- 
zeugbau, usw.) mit großen Erfolgschancen auf Weltniveau zusammengeballt werden. Die 
großzügigen Sozialleistungen des deutschen Staates unterstützen dieses Vorhaben, indem 
sie zur Aufrechterhaltung des gesellschaftlichen Konsenses und der Verhütung sozialer Un- 
tuhen beitragen, die (wie in Amerika) die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit beein- 
trächtigen könnten. | 

Die Zweckmässigkeit dieser deutschen 'Kampfformation’ kann man in ihren Erfolgen auf 
dem Weltmarkt gegenüber dem US-Kapital bestätigt sehen. Die Deutschen errangen eine 
monopolähnliche Stellung auf dem Weltmarkt für Investitionsgüter, hauptsächlich auf 

Kosten der Amerikaner. So konnte die BRD 1977 die Quote von 42% aller Investitionsgü- 

terverkäufe auf ihr Konto buchen, gegenüber nur 10% der USA, dem nächsten Konkur- 

tenten. Ferner profitierte die Bundesrepublik mächtig von dem Rationalisierungsboom in 
den westlichen (und auch östlichen) Industrieländern, da deutsche Maschinen eine Schlüs- 
selrolle ın allen Modernisierungsplänen anderer Länder einnehmen. Als z.B. Europas In- 
 dustrien im Gefolge der schweren Krise Mitte der 70er Jahre zu verstärkten Rationalisie- 
tungsmaßnahmen griffen, wandten sich viele an deutsche Firmen um die dringend benö- 
tigte Hilfe, auch amerikanische Firmen. Allein um sich am Leben zu halten mußte sich die 
amerikanische Textilindustrie völlig neu ausrüsten. Fast alle Maschinen kamen aus der 

Bundesrepublik. Hinzu kommt noch die Tatsache, daß die Deutschen durch die Beherr- 

schung einiger Schlüsselindustrien in der günstigen Lage waren (und noch sind), aus den 

Ölpreiserhöhungen Gewinne zu erzielen. Denn die 'neuen Reichen’ der OPEC-Staaten 
brauchen dringend Investitionsgüter, um ıhre eigenen Industrialisierungspläne zu verwirk- 

lichen. Die Bundesrepublik ıst ein idealer Lieferant. So konnte die BRD innerhalb eines 

dreijährigen Zeitraumes (zwischen 1975 und 1978) die ‘Katastrophe’ der Ölpreisexplosion 
zu ihren Gunsten verwerten: das Handelsbilanzdefizit von 3,5 Milliarden Mark, welches 

1975 mit den OPEC-Ländern bestand, konnte bereits 1978 in einen Handelsüberschuß 
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von 5,1 Milliarden Mark zugunsten der Bundesrepublik umgewandelt werden. Inzwischen 
etwirtschafteten die Amerikaner immer größer werdende Defizite, die den bereits schwa- 
chen Dollar noch mehr unter Druck setzten. 

Sowohl ım Bereich des Maschinenbausektors als auch in anderen Schlüsselbranchen (vor al- 
lem Chemie und Elektronik), haben die Deutschen ihre Weltmarktanteile zum direkten 
Nachteil der USA erweitern können. Die BRD-Exportindustrie gab sich jedoch nicht mit 
dem ständigen Erhöhen ihrer Aggregatverkäufe zufrieden, sondern verfolgt zusätzlich eine 
Strategie der Monopolisierung wichtiger Absatzgebiete. Die Deutschen scheinen sich vor 
allem auf drei Gebiete zu konzentrieren: Westeuropa und die USA; Osteuropa; und den 
Nahen Osten. Die Vormachtstellung der BRD auf dem westeuropäischen Markt besteht 
schon seit langem: Ihre Dominanz als wichtigste Handelsnation der gesamten westlichen 
Industriewelt bezeugt folgende Statistik: 1978 hatten 40% aller importierten Fertigwaren 
der gesamten Industriestaaten in der Bundesrepublik ihren Ursprung, während nur noch 
knappe 25% den USA entstammten. Wie bereits erwähnt, konnte sich die Bundestepublik 
seit Mitte der 70er Jahre auch eine wichtige wirtschaftliche Position im Nahen Osten auf- 
bauen. Ferner erweiterte sich die deutsche Vorherrschaft ständig im lukrativen Handel mit 
den Ostblockstaaten. Zur Zeit exportieren die Deutschen fast zweimal so viel in Richtung 
Ostblock als ıhr nächster Konkurrent (Japan), und mehr als dreimal soviel als die Amerika- 
ner, wobei diese Ziffern noch beschönigend für die USA sind, da sie aus der Zeit vor dem 
sogenannten "Technologieembargo’ der Vereinigten Staaten gegenüber der Sowjetunion 
im Zuge der Afghanistan-Krise entstammen. Unter diesen Umständen ist es kaum verwun- 
derlich, daß die Bundesrepublik die USA 1980 als erste Exportnation der Welt ersetzte. 
Anders ausgedrückt bedeutet dies, daß die Deutschen 4,5mal so viel pro Kopf RN 
als die Amerikaner. 

Die Deutschen können aber nicht nur durch Exportsteigerung wichtige Absatzmärkte von 
den Amerikanern erobern. Den Lohn für ihre Exportstärke erhält die BRD in Form einer 
starken Währung. Normalerweise würde man meinen, daß ein starke Währung einer Ex- 
portnation schaden würde, aber für die Bundesrepublik scheint dies nicht zuzutreffen; we- 
gen der Monopolstellung in einigen Branchen und Absatzgebieten, und der Qualität ihrer 
Produkte scheinen die Kunden bereit zu sein, auch mehr für deutsche Waren zu bezahlen. 
Weil die D-Mark eine solche Stärke vor allem gegenüber dem Dollar aufweist, können 
deutsche Firmen viel billiger im Ausland ankaufen. So expandierten die Deutschen in den 
letzten Jahren massenhaft ihren Kapitalexport. Bundesrepublikanisches Kapital dringt im- 
mer mehr ın die ehemaligen 'Einflußsphären' des amerikanischen multinationalen Kapı- 
tals ein, um mit ihm direkt zu konkurrieren oder es gar zu ersetzen. Dadurch gewinnen 
deutsche Firmen immer mehr Gewicht in alten amerikanischen 'Kolonialgebieten’ wie Süd- 
amerika (vor allem in Brasilien). Investitionen aus der BRD haben auch schon angefan- 
gen, die anglo-amerikanische Wirtschaftsmacht in Südafrika zu verdrängen. Diese Ten- 
denz kann natürlich nur zu fallenden Profiten für die großen US-Multis führen, die der 
Macht der D-Mark immer mehr weichen müssen. 

Die Vereinigten Staaten selbst bleiben natürlich auch nicht von der Offensive des deut- 
schen Kapitalexports verschont. Deutsche Firmen haben seit 1961 mehr als 11 Milliarden 
D-Mark in den USA angelegt. Im Vergleich zu den gesamten Inlandsinvestitionen det Ver- 
einigten Staaten bleibt diese Summe relativ gering, doch können deutsche Niederlassun- 
gen in Amerika nur noch zusätzlich erhöhte Konkurrenz für die bereits hart bedrängte US- 
Industrie bedeuten. Amerikaner sind natürlich daran gewohnt, ein paar Worte im wirt- 
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schaftlichen (und auch anderswertigen) Geschehen anderer Länder mitzureden, doch sie 
werden bei wachsender Bedeutung ausländischer Unternehmen im Bereich der eigenen 
Wirtschaft höchst beunruhigt. Diese Entwicklung veranlaßte vor einigen Monaten das 
amerikanische Repräsentantenhaus, diesen Trend gründlich zu untersuchen. Es hat auf die 
‘gefährliche Verwundbarkeit’ der Vereinigten Staaten gegenüber Direktinvestitionen aus 
dem Ausland verwiesen. Wiederum wurde die BRD exptessis verbis als einer der größten 
‘Sünder’ ın diesem Bereich erwähnt. 
Letzlich dringen auch immer mehr deutsche Produkte per Export in den amerikanischen 
Binnenmarkt ein, um weniger wettbewerbsfähige einheimische Waren zu verdrängen. 
Während 1960 amerikanische Produkte über 95% des Binnenmarktes in fast allen Bran- 
chen kontrollierten, sind es heute nur noch im Durchschnitt zwischen 80-85% . In vielen 
wichtigen Einzelfällen (Konsumelektronik, Textilmaschinen) bleibt der einheimische 
Marktanteil jetzt sogar unter 55% . Im wichtigen Maschinenbausektor haben amerikanische 
Erzeuger über ein Viertel des Marktes verloren, vor allem gegenüber deutschen und japanı- 
schen Produzenten. In diesen Industriezweigen, wie auch im Fahrzeugbau, Stahl, in der 
Chemie und in den Pharma-Produkten, haben deutsche Firmen bedeutsame Erfolge er- 
zielt. Der Siegeszug der bundesdeutschen Exporteure auf dem US-Markt wäre noch viel 
eindrucksvoller verlaufen, hätte die US- Regierung nicht zu protektionistischen Maßnah- 
men, wie z.B. dem “Trigger-Price-System’ in der Stahlindustrie, gegriffen. 
All diese wirtschaftlichen Rückschläge der Vereinigten Staaten gegenüber der Bundesrepu- 
blik können mehr oder minder direkt auf die 'modernere’, zweckmäßigere deutsche 
Wirtschafts- und Sozialordnung zurückgeführt werden. Die große Überlegenheit der 
Deutschen, besonders in den letzten 6 Jahren seit Beginn der Weltwirtschaftskrise, muß 
unbedingt auf das Konto des ‘Modells Deutschland’ gutgeschrieben werden, das seine 
Überlegenheit als 'Kampfformation’ innerhalb des verschärften kapitalistischen Wirt- 
schaftswettlaufs unter Beweis stellen konnte. Obwohl das ‘Modell Deutschland’ den Verei- 
nigten Staaten bisher vorwiegend wirtschaftliche Schäden zufügte, beteht jetzt die ernste, 
in Amerika bereits erkannte Gefahr einer Ausweitung dieser bisher auf ökonomische Ge- 
biete beschränkten Rivalitäten in politische Bereiche. Denn zur Zeit entsteht ein wachsen- 
der Widerspruch zwischen der politischen Allhanz und den ökonomischen Antagonismen 
im bilateralen Verhältnis der BRD und den USA. Je mehr die Deutschen wirtschaftliche 
Interessen durchsetzen, die konträr zu denen der Vereinigten Staaten liegen, desto erhebli- 
cher und unweigerlicher werden die Meinungsvetschiedenheiten zwischen den beiden Län- 
dern in vielen Schlüsselfragen. Die wirtschaftliche Kontrahentenstellung der BRD bildet 
also die Grundlage für die nicht mehr zu vertuschende politische ‘Spannung’, die das di- 
plomatische Klıma zwischen den ‘Partnern’ ın letzter Zeit sichtlich abkühlte. 
Diese Entwicklung kann man am besten an mehreren Einzelbeispielen verdeutlichen. Die 
erwähnte Vormachtstellung der BRD im Exporthandel mit dem Ostblock kann schnell er- 
klären, aus welchem Grund u.a. die Deutschen solch aktives Interesse an der Auftechter- 
haltung der Entspannungspolitik bekunden. So konnten die USA ihren "Partner’ weder 
dazu zwingen/überreden, an dem amerikanischen "Technologieembargo’ der Sowjetunion 
gegenüber teilzunehmen, noch den Besuch Helmut Schmitdts bei Leonid Breschnew im 
Sommer 1980, der bezeichnenderweise in einem Abschluß eines langfristigen Handelsab- 
kommens zwischen der BRD und der UdSSR gipfelte, verhindern. Da die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit der BRD mit Osteuropa eine steigende Tendenz aufweist, während die 
amerikanischen Aktivitäten auf diesem Gebiet eher stagnieren bzw. rückläufig sind, wer- 
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den die politischen Ziele der beiden Länder, diese Gebiete betreffend, vermutlich immer 
weiter divergieren. Dieser Tend könnte letzen Endes die gesamte Legitimationsbasis des 
NATO-Bündnisses in Frage stellen. 

Auch in dem anderen, relativ neuen und wichtigen deutschen 'Interessensgebiet’, dem na- 
hen Osten, geraten die Meinungen der Verbündeten immer mehr auseinander. Die deut- 
sche Abhängigkeit gegenüber arabischem Öl und Märkten birgt Gefahren für das enge 
und besondere Verhältnis der Bundesrepublik zu Israel. Eine einheitliche westliche Nah- 
ostpolitik war bereits vor kurzem nicht mehr möglich, wie die europäische (auch deutsche) 
Stellungnahme bezüglich der PLO-Anerkennung, die klar von den Wünschen der US- 
Regierung abwich, zeigte. Das Resultat dieser wachsenden Divergenz zwischen amerikani- 
schen und europäischen (inklusive deutschen) Interessen könnte wohl ein von den USA 
vollkommen "unabhängiges’ Westeuropa unter bundesdeutscher politischer und ökonomi- 
scher Führung bedeuten. Dies ist jedenfalls die Entwicklung, welche die Amerikaner zur 
Zeit am meisten in ihrem Verhältnis zu Europa, insbesondere der Bundesrepublik, be- 
fürchten. 


II. Die Unübertragbarkeit des "Modells Deutschland’ auf die Vereinigten Staaten 


Angesichts der jüngsten wirtschaftlichen Rückschläge gegenüber dem ‘Modell Deutsch- 
land’ (und dem in vielen Beziehungen ähnlich gestalteten "Modell Nippon’) sehen immer 
mehr Amerikaner aus den verschiedensten Interessenlagern nur noch eine Lösung für die 
USA: die Übertragung einer dem ‘Modell Deutschland’ nahestehenden Wirtschaftsstruk- 
tur auf ıhr eigenes Land. Aber dies, so meinen wir, ist ein Ding der Unmöglichkeit, da die 
objektiven Grundlagen für das ‘Modell Deutschland’ ın den USA vollkommen fehlen. Um 
dies zu verdeutlichen und um die Modalitäten der amerikanischen Krisenreaktion mit der 
deutschen besser vergleichen zu können, möchten wir eine kurze Skizze der amerikani- 
schen Wirtschafts- und Regierungsstruktur entwerfen, um die Abweichungen von der 
deutschen Lage deutlich herauszustreichen. 

Vielleicht die wichtigste Grundlage für das ‘Modell Deutschland’ besteht in der aboluten 
Schlüsselstellung der exportorientierten Industrien im Wirtschaftssystem der BRD. Die be- 
deutendsten Firmen in diesen Branchen sind meistens hochkonzentrierte, multinationale 
Konzerne, die natürlich in ihrem Schlepptau eine große Schar rein für den Binnenmarkt 
produzierender Klein- und Mittelbetriebe beschäftigen, deren Schicksal jedoch oft unmit- 
telbar mit denen der Großkonzerne auf das engste verbunden ist. Ein weiterer Faktor liegt 
in der gewerkschaftlichen Organisation eines großen Anteils der Belegschaften dieser Rie- 
sen. (Die Großchemie, besonders Höchst und Bayer, bildet hier eine traditionsbedingte 
Ausnahme. Außerdem muß in diesem Zusammenhang auch der niedrige gewerkschatftli- 
che Organisationsgrad bei dem Elektromulti Siemens erwähnt werden. Wie aber aus dem 
Vergleich zu der Lage in den USA bald ersichtlich, sind die Ziffern der gewerkschaftlich er- 
faßten Arbeitnehmer bei Höchst, Bayer und Siemens noch verhältnismäßig hoch.) Auch 
die großzügigen Sozialleistungen, die in der BRD vom Staat gewährt werden, hängen indi- 
rekt von der Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik ab. So existiert in der Bundesrepu- 
blik objektiv, wenn auch subjektiv ungewollt und gar aktiv bekämpft von Gruppen aus 
den verschiedensten politischen Ecken, eine natürlich konfliktgeladene, jedoch umfassen- 
de Interessengemeinschaft zwischen Großkapital, Gewerkschaften und Staat zwecks Vertei- 
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digung und Ausbaus der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der BRD. 

In den Vereinigten Staaten sieht alles völlig anders aus. Hier spaltet sich das Kapital ın ver- 
schiedene Lager, deren Interessen meistens objektiv in vollkommen entgegengesetzte Rich- 
tungen weisen. Grob gesprochen kann man das US-Kapital in zwei große, sich oft offen 
auf politischen und ökonomischen Ebenen bekämpfende Lager teilen: einem multinationa- 
len Industriekapital, oft mit dem internationalen Finanzkapital liiert; und einem mit enge- 
rem Horizont ausgestatteten ‘nationalen’ Kapital. 

Das ‘nationale’ Kapital besteht hauptsächlich aus einer Unzahl mittlerer und kleiner Fir- 
men, die vorwiegend für den amerikanischen Binnenmarkt produzieren. Zu dieser Katego- 
rie gehören jedoch auch viele Großkonzerne, deren Produktion sich aber fast ausschließlich 
auf denYUS-Markt beschränkt. Obwohl die Größenordnung der meisten Firmen dieses 'na- 
tionalen’ Kapitals kaum mit den Dimensionen der Riesenmultis des 'internationalen’ US- 
Kapitals vergleichbar ıst, besteht kaum ein Zweifel, daß für die amerikanische Wirtschaft 
im allgemeinen die Summe der ‘nationalen’ Firmen von ungleich größerer Bedeutung als 
das ihrer ‘internationalen’ Verwandten ist. Dies betrifft sowohl den Wert der produzierten 
Güter als auch die Zahl der beschäftigten Personen in den beiden Lagern des US-Kapitals. 
Branchenmäßig zählen Stahl (amerikanischer Stahl wird kaum exportiert), Nahrungsmit- 
tel, Bau und Bekleidung zu den Hauptstützen dieses ‘nationalen’ Kapitals. Hınzu kom- 
men noch die meisten sogenannten 'unabhängigen’ Ölkonzerne (alle Ölfirmen abseits der 
berühmt-berüchtigten ‘sieben Schwestern’), die im Vergleich zu den Ölriesen mehr auf 
amerikanisches Öl angewiesen sind. 

Einen interessanten Fall in diesem Zusammenhang bilden die US-Automobil- und Reifen- 
firmen (General Motors, Ford, Chrysler und American Motors einerseits; Goodyear, Fire- 
ston, B.F. Goodrich und Uniroyal andererseits). Obwohl diese Unternehmen riesige Töch- 
ter im Ausland besitzen und daher eigentlich zu dem 'internationalen’ Teil des amerikani- 
schen Kapitals gerechnet werden müßten, verhalten sie sich oft (mit Ausnahme vielleicht 
von General Motors) wie ‘nationale’ Firmen, da sie für richtige Multis in überproportiona- 
lem Verhältnis von dem amerikanischen Binnenmarkt abhängen, und gerade zur Zeit be- 
sonders von der ausländischen Konkurrenz ernsthaft bedroht werden. Als "Verbündete’ 
der ‘nationalen’ Unternehmern muß man auch die großen Rüstungskonzerne (Lookheed, 
McDonnell-Douglas, General Dynamics, Grumman, Northrop u.a.) erwähnen, die, ob- 
wohl besonders seit der Krise zu großen Exporteuren avanciert, in ihren politischen und 
ökonomischen Ansichten eher dem ‘nationalen’ Kapital nahestehen. (In diesem Zusam- 
menhang ist eine Differenzierung zwischen Politik und Ökonomie von analytischer Bedeu- 
tung. Während diese Rüstungsfirmen z.B. seit neuestem ökonomisch auf den Weltmarkt 
orientiert sind, bleiben sie jedoch in ihrer politischen Weltanschauung strikt ‘national’ 
bzw. nationalistisch. Das gesamte Blickfeld bleibt weiterhin auf die Vereinigten Staaten 
beschränkt. Dieser rückschrittliche Amerikazentrismus spiegelt sich in der massiven und 
konsequenten Unterstützung des extrem rechten Flügels der republikanischen Partei sei- 
tens vieler dieser ‘nationalen’ Firmen, besonders aber der gesamten Rüstungsindustrie, 
wieder.) 

Diese, gemessen an deutschen Verhältnissen anormale Bedeutung des ‘nationalen’ Kapi- 
tals, liegt vor allem an dem auf Binnennachfrage orientierten Entwicklungsmodell der 
USA. Daher ist es auch kaum verwunderlich, daß die meisten Firmen dieser ‘nationalen’ 
Gruppe ihr gesamtes Dasein eng mit dem Schicksal der inneramerikanischen Wirtschafts- 
entwicklung verbinden. In der Vergangenheit war natürlich ein solch isolationistisches Ver- 
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halten einigermaßen mit der Begründung getechtfertigt, der US-Markt sei von den ökono- 
mischen Ereignissen der Welt relativ unabhängig. Die wachsende Integrierung der ameti- 
kanischen Binnenwirtschaft in einen globalen kapitalistischen Markt, für die der verschärf- 
ten Auslandskonkurrenz auf dem US-Markt objektiv die Rolle eines Vorreiters zukommt, 
verleiht der ‘nationalen’ Weltanschauung einen höchst anachronistischen Charakter. Die 
meisten der betroffenen Firmen haben sich jedoch noch immer keine 'internationalisti- 
sche’ Orientierung auferlegt: ihr explizites wirtschaftspolitisches Ziel bleibt die (oft nur 
kurz- oder mittelfristige) Verbesserung der Verwertungsbedingungen auf dem Binnen- 
markt unter allen Umständen. 

Dem ‘nationalen’ Kapital stehen die großen multinationalen Konzerne gegenüber. Ihr 
"multi-” bzw. 'internationaler’ Charakter entstand vor allem in der Zeit nach dem 2. Welt- 
krieg, als die USA eine absolute Vormachtstellung innerhalb der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft genoß und der Dollar die Grundlage des westlichen Weltwährungssystems war. Statt 
von den Vereinigten Staaten aus für den Export zu produzieren, war es unter diesen Bedin- 
gungen für große Firmen viel profitabler, Niederlassungen im Ausland zu gründen, um an 
Ort und Stelle Produkte für einen bestimmten ‘Export’-Markt herzustellen. Da die Ar- 
beitskosten in den USA zu dieser Zeit ständig stiegen, fingen auch bald viele Konzerne da- 
mit an, ihre arbeitsintensiveren Aktivitäten in andere Länder zu verlegen, um von dort aus 
Fertigwaren nach Amerika zu exportieren. So sind hauptsächlich diejenigen Produktions- 
zweige der Multis in den USA geblieben, die kapitalintensiv sind und einen hohen techno- 
logischen Bedarf haben. Unter diesen Umständen ist es kaum erstaunlich, daß diese Fir- 
men (die Autokonzerne ausgenommen) relativ wenig Leute im Verhältnis zu ihrer Größe 
innerhalb der Vereinigten Staaten beschäftigen, und daß der Grad der gewerkschaftlichen 
Organisation ihrer Belegschaften sehr niedrig geblieben ist. So z.B. sind die Gewerkschaf- 
ten in solch bedeutenden Multis wie IBM und Texas Instruments gar nicht erst vorhanden, 
während sie bei Chemie-Riesen wie Dupont eine völlig untergeordnete Rolle spielen. Die 
Konvergenz zwischen wirtschaftlicher und gewerkschaftlicher Macht, die bei den exportori- 
entierten Schlüsselindustrien der BRD besteht, fehlt in den Vereinigten Staaten fast völlig. 
Angesichts ihrer vollständigen Integration auf dem Weltmarkt ist es wohl kaum verwun- 
derlich, daß die meisten Vertreter der ‘internationalen’ Komponente des US-Kapitals voll 
hinter dem freien und schrankenlosen Welthandel stehen. Die Multis bekämpfen mit allen 
ihnen verfügbaren wirtschaftlichen und politischen Mitteln jegliche protektionistischen und 
isolationistischen Tendenzen, egal in welchem Land sie auftreten mögen. Da die Multis für 
ihre zukünftigen Profite auf kontinuierliches weltwirtschaftliches Wachstum angewiesen 
sind, fördern sie eine neue, 'zweckmäßige’ internationale Arbeitsteilung, die allen Län- 
dern Expansionsmöglichkeiten gewähren soll. Hauptgebot bleibt weltweite wirtschaftliche 
Stabilität, und das bedeutet vor allem die gnadenlose Bekämpfung der Inflation. Die ame- 
tikanischen Multis wollen auch die Verteidigung des Dollars um jeden Preis, da sie bei Dol- 
larabwertungen einen Teil ihrer Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt gegenüber 
Ländern mit stärkeren Währungen verlieren. An die Wirtschaftspolitik der US-Regierung 
gerichtet, bedeutet dies, daß die Multis von ihr eine restriktive Geldpohtik zur Stärkung 
des Dollars und zur Inflationsbekämpfung rıgoros verlangen. Ungleich dem zuvor erwähn- 
ten ‘nationalen’ US-Kapital, verfolgt das ‘internationale’ eine ausgesprochene Entspan- 
nungsstrategie und ist daher im Spektrum der amerikanischen Politik nicht im rechtesten 
Lager angesiedelt. 

Obwohl die amerikanischen Großbanken nicht in dem gleichen Maße wie ihre deutschen 
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- Konkurrenten mit ihren Multis de facto verflochten sind, decken sich natürlich ihre Inter- 
essen mit denen des ‘internationalen’ Kapitals weitgehendst. Großbanken wie Citicorp, 
Bank of America, Chase Manhattan Bank, Morgan Guarantee Trust u.a., als auch soge- 
nannte "investment houses’ (Investitionshäuser) wie Lazare Freres, Lehman Brothers u.a., 
spielen vor allem seit der 'Ölkrise’ eine Schlüsselrolle im Weltwirtschaftssystem, sowohl 
durch ihre Wichtigkeit im Kreislauf der ‘pettodollars’, als auch durch ihre Finanzierung 
der wachsenden Schulden der armen Länder der Dritten Welt. Am Anfang der Krise beur- 
teilten die amerikanischen Großbanken und Investitionshäuser die Dollarschwäche und In- 
flation als kaum besonders tragisch, da höhere Ölpreise mehr 'Petrodollars’ für sie bedeu- 
teten. Doch bald erkannten sie die Gefahren einer solchen Einstellung, da beide Faktoren 
höchst destabilisierend auf die allgemeine Lage der gesamten Weltwirtschaft wirkten. Jetzt 
stehen diese Institutionen Seite an Seite mit den 'internationalen’ Multis ın der Bekämp- 
fung der Inflation und der Stärkung des Dollars, besonders mittels einer restriktiven Geld- 
politik seitens der US-Regierung. 

Eine Ausnahme im Rahmen des internationalen’ Kapitals bilden die großen Ölkonzerne, 
die ihre’eigentümlichen Sonderinteressen verfolgen. Dazu gehört ihr Wunsch nach einem 
schwachen Dollar, da dies Preiserhöhungen dutch OPEC fördert, die wiederum jedoch 
noch größere Ölverteuerungen seitens der Multis, seien sie antizipatorischer oder retrospek- 
tiver Art, legitimieren. Ferner unterstützen die großen Ölkonzerne eine "militaristischere’ 
Haltung der Vereinigten Staaten als esandere Repräsentanten des ‘internationalen’ Flügels 
des US-Kapitals gerne hätten, da natürlich die Existenz der Ölmultis eng mit der höchst 
unsicheren Lage des Nahen Ostens verbunden bleibt. Es ist in diesem Sinne, daß diese Fir- 
men, angeführt von Texaco, Standard Oil of California und Mobil, immer mehr in das re- 
aktionärste politische Lager der Republikanischen Partei, ähnlich der bereits erwähnten, 
doch strukturell verschiedentlich aufgebauten Rüstungsindustrie, abdriften. 

Nicht nur die Struktur der amerikanischen Wirtschaft und des Kapitals, sondern auch die 
besondere Art der US-Gewerkschaften stehen einer gesamtgesellschaftlichen Konsensbil- 
dung bundesrepublikanischer Prägung im Wege. Zum einen haben die US-Gewerkschaf- 
ten bei weitem niemals auch nur annähernd den Organisationsgrad ihrer deutschen Kolle- 
gen erreichen können. Heute sind, bei kostant fallender Tendenz der Mitgliederzahlen seit 
den 60er Jahren, weniger als 20% der Arbeitnehmer Amerikas gewerkschaftlich organi- 
siert. Zum anderen sind die amerikanischen Gewekschaften gerade in den wichtigen Sekto- 
ren der hochkonzentrierten 'internationalen’ Konzerne so gut wie kaum vertreten. In die- 
sem Sinne stehen die US-Gewerkschaften als Gesprächspartner’ in den wichtigsten ökono- 
mischen Branchen für die zukünftige Gestaltung der amerikanischen Wirtschaftsentwick- 
lung, besonders den Export bereffend, einfach nicht zur Verfügung. Dies ist vielleicht ei- 
ner der bedeutendsten Gründe für die Unübertragbarkeit des ‘Modells Deutschland’ auf 
die Vereinigten Staaten. (Es scheint besonders aufschlußreich und ironisch, daß vor allem 
jener Sektor des US-Kapitals den Gewerkschaften am freundlichsten gesinnt ist und sie so- 
gar in Ökonomische Entscheidungsprozesse, zumindest in beratender Funktion, hereinzie- 
hen will, in dessen Betriebsalltag die Gewerkschaften entweder gar nicht existieren oder ein 
untergeordnetes Minıimaldasein fristen.) 

Die amerikanischen Industriegewerkschaften konzentrieren sich hauptsächlich in denjeni- 
gen Branchen, die vom US-Binnenmarkt stark abhängen (Stahl, Autos, Bergbau, Beklei- 
dung). Ferner handelt es sich oft um Industrien - wie z.B. den vier eben genannten - die in 
einer tiefen Stukturkrise stecken. Diese objektiv ungünstige Lage trägt sicherlich nicht zur 
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Stärkung der jeweiligen Gewerkschaften bei, noch gewährt sie viel Spielraum für innovati- 
ve Experimente seitens der bedrängten Gewerkschaften. 

Die historische Tradition der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung Earl außer- 
dem nicht das nötige Bewußtsein und die politische Dutrchschlagskraft, um in einer Krise 
wie der heutigen dem Kapital als vereinte Vertretung der Arbeitnehmer entschlossen ent- 
gegenzutrteten, aber auch mit ıhm als fast ebenbürtiger Partner aus einer Position der Stär- 
ke zusammenzuarbeiten. Diese beiden Eckpfeiler der deutschen Gewerkschaftsorganisa- 
tion und -politik der Nachkriegsjahre fehlen in den USA vollkommen. Ergo könnten die 
amerikanischen Gewerkschaften nie den im Krisenlösungsmechanismus gemäß ‘Modell 
Deutschland’ den Gewerkschaften gestellten Anspruch organisatorisch, politisch, bewußt- 
seinsmäßig und ıideologisch bewältigen. 

Hauptziel der amerikanischen Gewerkschaften war stets die Erhöhung des Lebensstandards 
ihrer Mitglieder. Dann kam die Sicherung ihrer Arbeitsplätze, eine in Amerika besonders 
schwierige Aufgabe, da in den USA als Immigrationsland meistens ein Überangebot an Ar- 
beitskräften vorhertschte. In diesem Kontext entwickelten die US-Gewerkschaften ihre nur 
auf die engsten Mitglieder bedachte ‘closed shop’-Politik, die natürlich arbeiteraristokrati- 
sche und betriebsegoistische Tendenzen auf Kosten einer Klassenbewegung förderte. Un- 
ter diesen Umständen ist es wohl verständlich, daß die amerikanischen Gewerkschaften 
sich niemals wie die deutschen als Vertreter aller Arbeitnehmer fühlten und auch nicht als 
solche von der Kapitalseite angesehen werden. 

Hinzu kommt noch verschärfend das organisatorische Manko der völligen Zersplitterung 
der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung. Statt einer durchschlagskräftigen und verläß- 
lichen Einheitsgewerkschaft - wiederum ein wichtiger struktureller Faktor für das ‘Modell 
Deutschland’ - gibt es allein im Hauptdachverband der amerikanischen Gewerkschaften, 
dem AFL-CIO, über 100 autonome, sich oft bekämpfende Arbeitnehmerorganisationen, 
die nach dem altmodischen Prinzip der ‘craft unions’ (Handwerksgewerkschaften) aufge- 
baut sind. Die Dimension der Uneinigkeit innerhalb der amerikanischen Arbeiterbewe- 
gung zeigt die Tatsache, daß einige der wichtigsten und zahlenmäßig mächtigsten US- 
Gewerkschaften wie die der Stahlarbeiter, Automobilarbeiter, Bergarbeiter und Transpor- 
tarbeiter nicht einmal der Dachorganisation angehören. 

Ein weiterer wichtiger Gegensatz zu den deutschen Gewerkschaften ist das bisher kategori- 
sche Ablehnen aller Arten von Mitbestimmung seitens der US-Gewerkschaften. (Der neue- 
ste und bisher einmalige Versuch einer rudimentären Mitbestimmung seitens der Automo- 
bilarbeitergewerkschaft, die als ihren einzigen Repräsentanten den Gewerkschaftsvorsit- 
zenden in den Aufsichtsrat von Chrysler, bezeichnenderweise einer bankrotten Firma, ent- 
senden konnte, wurde von den meisten anderen Gewerkschaften bestenfalls mit großer 
Skepsis, aber hautpsächlich mit einer klaren Ablehnung begegnet.) Da ihre Erfolge im 
Grunde hauptsächlich davon abhängen, ob sie es schaffen, regelmäßig kräftige Lohnerhö- 
hungen zu erzwingen, wollen sich die amerikanischen Gewerkschaften durch eine 'Verant- 
wortungstolle’ im Aufsichtsrat nicht kompromittieren. Aus der Sicht von Basis und Füh- 
tung bleibt die Verwaltungsaufgabe (und -verantwortung) ausschließlich der Kapitalseite 
überlassen. Das Losungswort heißt: »Let the managers manage«. | 
Genau wie die Gewerkschaften, könnte auch die US-Regierung die ihr in einem Äquiva- 
lent des ‘Modells Deutschland’ zugewiesene Rolle nicht ausüben. Das amerikanische poli- 
tische System und die historische Entwicklung der Vereinigten Staaten verhinderten die 
Bildung großer Interessenblocks. Eine der Konsequenzen bestand ın der Entwicklung zahl- 
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reicher partikularistischer Interessengruppen, die im politischen Prozeß durch den Staat 
befriedigt werden müssen. Unter diesen Umständen wird die Durchführung einer einheit- 
lichen Regierungspolitik besonders schwierig, da viele Interessenvertretungen die Macht 
besitzen, eine ihnen unangenehme Politik zu verhindern. Die Aufgabe einer effizienten 
‚Krisenerwiderung wird in Zeiten wirtschaftlicher Probleme noch hoffnungsloser, da diese 
‚Interessengruppen (wie z.B. Teile der unrentablen ‘nationalen’ Kapitale) ihre Macht durch 
Systemblockierung ausüben können, um die für sie unangenehmen Folgen einer witt- 
schaftlichen Reorganisationspolitik abzuwehren. So kann man die in der BRD oft gerügte 
“Unentschlossenheit’ Präsident Carters als den Versuch verstehen, die konträren und oft 
unvereinbaren Forderungen verschiedener Machtblöcke während der Krise gleichzeitig und 
zu jedermanns Zufriedenheit zu erfüllen. | 

Es ist auch die Struktur des amerikanischen Staates selbst, die auf dem Weg zu einer ein- 
heitlichen, schlagkräftigen Wirtschaftspolitik nach deutschem Muster ein großes Hindernis 
darstellt. Um die Kontrolle des Staates durch einen. der drei Regierungszweige (Exekutive - 
Präsident; Legislative - Kongreß; und Judikative - Gerichte) zu verhindern, und ferner, 
um innerhalb der Exekutive diese Gewaltenteilung weiter fortzusetzen, wird Macht so ver- 
teilt, daß verschiedene Staatssektoren einander 'neutralisieren’. Ein heftiger 'Ressortegois- 
mus’ wird gefördert, da dieser als ein wirksamer Schutz gegen die Gefahr überproportiona- 
ler Machtkonzentration fungieren soll. So unterlaufen verschiedene Ministerien die wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen ihrer ‘Rivalen’. Als Resultat entsteht oft eine allseits unbe- 
friedigende Pattsituation. 

Hinzu kommt noch die wichtige ‘ideologische’ Tatsache, daß bis heute die meisten Ameri- 
kaner es ausdrücklich »zc>r für die Rolle des Staates halten, Strukturpolitik im deutschen 
Sinne zu praktizieren, d.h. verschiedene Wirtschaftsbranchen aktiv zu fördern. Viele sehen 
dies als eine grobe Beeinträchtigung der ‘wirtschaftlichen Freiheit’. Der Staat, so die Mehr- 
heit der öffentlichen Meinung, soll sich damit begnügen, ein positives wirtschaftliches Kli- 
ma durch Maßnahmen wie Nachfrageregulierung und Steuerpolitik zu gewährleisten. Es 
ist in diesem Zusammenhang bezeichnend, daß der einzige Kandidat der diesjährigen Prä- 
sidentschaftskampagne, der nicht gezielt eine antietatistische Krisenlösung verfolgte, Ed- 
ward Kennedy, trotz des Nimbus seines Namens und des Charismas seiner Familie, selbst 
innerhalb der eigenen Partei nicht gewinnen konnte. Vielleicht noch vielsagender in die- 
sem Kontext war die rasche Niederlage des Gouverneurs des Bundesstaates Kalifornien, 
Jerty Brown, der bis jetzt als einziger amerikanischer Politiker von nationaler Bedeutung ei- 
ne Art Strukturpolitik im Sinne eines ‘Modells Deutschland’ öffentlich im ı Rahmen einer 
Präsidentschaftswahlkampagne ausgesprochen hatte. 
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III. Die amerikanische Antwort auf die Krise und das ‘Modell Deutschland" 


Ungleich in Europa, wo kapitalistischen Krisenlösungen auch progressive gegenüberste- 
hen, kommen ın Amerika die beiden politisch wichtigsten Krisenlösungsvorschläge aus 
dem kapitalistischen Lager. Ihren untetschiedlichen wirtschaftlichen Interessen gemäß for- 
dern das ‘nationale’ bzw. ‘internationale’ Kapital in der Tat wesentlich verschiedenartige 
Maßnahmen für die allgemeine wirtschaftliche Sanierung und Erhöhung der industriellen 
Konkurrenzfähigkeit der USA in den 80er Jahren. Um eine halbwegs realistische Erwägung 
der Konkretisierung dieser Pläne und ihrer Effekte auf die zukünftige Gestaltung Ameti- 
kas zu gewährleisten, müssen erst die theoretischen Krisenrezepte dieser beiden Kapital- 
gruppen untersucht werden. Kaum erstaunen soll die Tatsache, daß sich beide Seiten im 
unterschiedlichen Ausmaß auf verschiedene Aspekte des ‘Modells Deutschland’ berufen, 
um ihre eigenen politischen Forderungen und ökonomischen Vorstellungen zu legitimie- 
fen, 

Im Gegensatz zu dem ‘nationalen’ Kapital steht seinem 'internationalen’ Gegenspieler ei- 
ne große Anzahl wichtiger und prestigebeladener Forschungsinstitute (wie z.B. das »Broo- 
kings Institute«), Ausschüsse (wie z.B. das »Council on Foreign Relations« und die »Trilate- 
tal Commission«), und Medienorgane (wie z.B. die »New York Times« und »Business 
Weck«) zur Verfügung, die den Stellungnahmen und Analysen seiner führenden Theoreti- 
ker weitreichenden Einfluß auf die amerikanische Öffentlichkeit "ermöglichen. Die ver- 
schiedenen, dem ‘internationalen’ Kapital nahestehenden Forschungsanstalten, vor allem 
aus Projektmitteln der Ford- und Rockefeller-Stiftungen finanziert, haben bereits ausführ- 
liche Krisenanalysen verfaßt und einige Lösungsvorschläge unterbreitet. Ein gutes Beispiel 
hierfür findet man in einem vor kurzem erschienen Sonderheft von »Business Week«, das 
eine detaillierte Krisendiskussion und konkrete Gegenmaßnahmen unter dem Gesamttitel 
»Ihe Reindustrialization of Americas (die Wiederindustrialisierung Amerikas) präsentier- 
te, 

Die »Business Week«-Redakteure fordern an erster Stelle einen »new social contract« (neu- 
en sozialen Vertrag) zwischen Kapital, Staat, Arbeit und - etwas überraschend - den mar- 
ginalisierten Randgruppen der amerikanischen Gesellschaft, um dem wirtschaftlichen Nie- 
dergang der Vereinigten Staaten sofortigen Einhalt zu gebieten. Ferner meint die Zeit-. 
schrift, daß die breite Mehrheit der amerikanischen Bevölkerung einfach von der Notwen- 
digkeit einer weitgehenden Modernisierung und Rationalisierung der amerikanischen 
Wirtschaft überzeugt werden muß, um freiwillig der für gesteigerte Investitionen unum- 
gänglichen Konsumeinschränkung zuzustimmen. Zur Ermöglichung dieses Lernprozesses 
müssen Arbeitgeber- und Gewerkschaftsvertreter, sowohl auf Spitzen- als auch auf Bran- 
chenniveau, regelmäßig zusammenkommen, um zukünftige wirtschaftlichen Pläne ge- 
meinsam zu erörtern. Ferner müssen die Belegschaften auf Betriebsebene die Gelegenheit 
erhalten, zusammen mit der Geschäftsführung produktivitätssteigernde Maßnahmen im 
Arbeitsprozeß detailliert herauszuarbeiten. Die Zielrichtung dieser wichtigen Veröffentli- 
chung ist also klar: die zwei wundesten Punkte der amerikanischen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der letzten Jahre, Investitionsmangel und Produktivitätsstagnation, sollen durch 
kooperatives Verhalten und echte Beteiligung beider Sozialpartner mit staatlicher Unter- 
stützung zumindest weitgehend gelindert, wenn schon nicht ganz behoben werden. 
derner soll dieser Auffassung gemäß der Staat durch eine völlige Umgestaltung des Steuer- 
systems in Richtung erheblicher Steuervorteile für Investitionen z.B. durch Einführung 
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neuer und viel weitgehender Abschreibungsmöglichkeiten und eine aktive, interventioni- 
stische Strukturpolitik wettbewerbsfähige Industrien fördern und schwache Branchen wie- 
der konkurrenzfähig machen. Im Rahmen des vorgeschlagenen »neuen sozialen Vertrages« 
soll er auch die menschlichen Kosten dieses Rationalisierungsprozesses durch angemessene 
Sozialleistungen abfedern. Vor allem muß durch die geregelte Kooperation des Staates, der 
Gewerkschaften und des Kapitals alles unternommen werden, um die längst aus der »main 
stream« (Hauptströmung) ausgeschlossenen Gruppen, insbesondere die ghettoisierten Ju- 
gendlichen schwarzer und lateinamerikanischer Minoritäten, wieder für die produktive Ge- 
sellschaft zurückzugewinnen. Damit sollen die wachsenden, destruktiven Ausdrücke sozia- 
ler Unzufriedenheit, die sich in vermehrten Gewalttaten und Rassenunruhen manifestie- 
ren, auf schnellstem und sicherstem Wege verhindert werden. 

Erstaunlicherweise finden sich also viele Parallelen zwischen dem von den Theoretikern des 
‘internationalen’ Kapitals entworfenen Krisenplan und dem ‘Modell Deutschland’. Um 
ihre Vorschläge zu rechtfertigen, verweisen die »Business week«-Autoren ın der Tat aus- 
drücklich auf positive Aspekte und nachahmenswerte Eigenschaften der »Konkurrenz«, die 
für eine erfolgreiche »Modernisierung« der amerikanischen Wirtschaft übernommen wer- 
den sollten. Die BRD ist in diesem Zusammenhang ein mit äußerstem Respekt dargestell- 
tes Vorbild. Besonders dem breiten Konsens, der für die »Business Week«-Redakteure 
nicht nur das gesamte politische Klima der Bundesrepublik bestimmt, sondern auch die 
wichtigste Grundlage für den Welterfolg des »Made in Germany«-Markenzeichens dar- 
stellt, wird viel Aufmerksamkeit gewidmet. Die enge Zusammenarbeit zwischen Arbeitge- 
bern und gut organisierten, starken, selbstbewußten Gewerkschaften spiele, so die »Busi- 
ness Week«-These, eine absolute Schlüsselrolle in der Gründung und Weiterpflege dieses 
Konsenses. Die für die Lage der USA wichtigste Schlußfolgerung dieser Analyse der bun- 
desrepublikanischen »industriellen Beziehungen« liegt klar auf der Hand: ein auf Konfton- 
tation beruhendes Verhältnis zwischen Kapital und einer zetstrittenen, unadäquat organi- 
sierten Arbeitnehmerschaft hat in einer fortschrittlichen kapitalistischen Gesellschaft kei- 
nen Platz mehr. 

Auch die makroökonomische Krisenpolitik sowohl der Bundesbank als auch der Bundeste- 
gierung wirt ausdrücklich gelobt. Durch ihre antiinflationäre, auf Stabilität gerichtete 
Geldpolitik hätten beide Institutionen die optimale Atmosphäre für anhaltendes und 
gleichmäßiges Wirtschaftswachstum geschaffen. In diesem Zusammenhang wird dem, im 
Gegensatz zu dem amerikanischen, investitionsfreundlichen Steuersystem der Bundeste- 
publik besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Zuletzt erntet die aktive staatliche Techno- 
logie- und Forschungsförderung der Bundesrepublik zusätzliches Lob. 

Wie sollen diese verblüffend 'sozialdemokratische’ Einstellung und relativ progressive Hal- 
tung der führenden Theoretiker des ‘internationalen’ US-Kapitals interpretiert werden? 
Dieses Spitzenestablishment, das sich um die bereits erwähnten Institute, Ausschüsse und 
Veröffentlichungen konzentriert, zählt sich wegen seiner 'internationalistischen Orientie- 
rung zu den 'fortschrittlichen’ Kräften des Landes. Dies bedeutet vor allem, daß eine ‘Mo- 
dernisierung’ der Vereinigten Staaten für dringend notwendig befunden wird. Da der An- 
sicht dieser Gruppe gemäß die Bundesrepublik und Japan über die am modernsten organi- 
sierten kapitalistischen Wirtschafts- und Sozialordnungssysteme verfügen, werden direkte 
Beispiele der Einrichtungen dieser Länder als effiziente, etgo fortschrittliche Vorbilder 
empfohlen. Um auf der stets schwierigeren Weltmarktebene konkurrenzfähig zu bleiben 
bzw. es wieder zu werden, müßten Kernpunkte des deutsch-japanischen Erfolgssystems 
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auf die politische Ökonomie der Vereinigten Staaten übertragen werden, falls den USA 
nicht das Schicksal Großbritanniens (das Schreckensbild aller Kapitalisten) widerfahren 
sollte. In dieser Zeit eines sich immer mehr zuspitzenden kapitalistischen Wettbewerbes 
auf Weltniveau müßten alle Klassen eng zusammenarbeiten, um Vorteile für das eigene 
Kapital zu erzielen und zu bewahren, denn nur stetig anhaltendes Wachstum (und das 
heißt im Klartext ständiges Erhöhen der Weltmarktanteile), könnten, wenn überhaupt, 
den sozialen Frieden und menschlichen Fortschritt auf lange Sicht gewährleisten. 

Dieses Programm bleibt jedoch vorläufig im Stadium eines Entwurfes einflußreicher Intel- 
lektueller fern von jeglicher Konkretisierung. Das wichtigste Hindernis für seine Verwirkli- 
chung besteht darin, daß es von seiner eigentliche Zielgruppe, den meisten Top-Managern 
des ‘internationalen’ US-Kapitals, nicht mit gehörigem Nachdruck unterstützt wird, da 
das Programm die konkteten Eigeninteressen der Firmen dieser Gruppe nur wenig auf- 
nimmt. Es spricht im Grunde genommen vor allem die Probleme des 'nationalen’ Kapitals 
an, welches jedoch von dem 'Amerika’-Plan der Intellektuellen seines ‘internationalen’ Ri- 
valen nichts wissen will. So z.B. bildet ein neues institutionalisiertes Verhältnis zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften einen der Kernpunkte dieses Programmentwurfes. 
Aber wie bereits erwähnt, spielen gerade im ‘internationalen’ Kapitalsektor die Gewerk- 
schaften eine geringe Rolle, die sich in nächster Zukunft kaum vergrößern wird. Die vielge- 
priesene "Zusammenarbeit’ zwischen Unternehmen und Gewerkschaften auf Spitzen- und 
Branchenebene kann also in der Praxis kaum verwirklicht werden. Auch die strukturpoliti- 
schen Entwürfe des »Business weck«-Plans stoßen beı den Firmen des ‘internationalen’ Ka- 
pitals vorläufig auf taube Ohren, da dieser Sektor von sehr kapitalkräftigen und wettbe- 
werbsfähigen Multis beeinflußt wird. | 

Ehe wir eine kurze Skizze der Krisenlösungvorschläge des ‘nationalen’ Kapitals präsentie- 
ren, möchten wir das 'Minimalprogramm’ des 'internationalen’ Flügels kurz behandeln, 
da es, ungleich der eben erwähnten Vorstellungen der Intellektuellen, eine viel tealisiti- 
schere Durchsetzungsmöglichkeit besitzt. Hierfür spricht bereits die Tatsache, daß dieses 
‘Minimalprogramm’ - nur auf die eigenen wirtschaftlichen Krisenlösungsinteressen des 
‘internationalen’ Kapitals bedacht - von fast allen Top-Managern unterstützt wird. 
Kernpunkt dieses ‘Minimalprogrammes’ bleibt die Forderung nach einer streng testrikti- 
ven Geldpolitik, welche die Inflation im Griff halten und eine weitere Dollarabwertung 
verhindern soll. Diese ‘Politik des knappen Geldes’ soll auch dutch Nachfragedämpfung 
die Importe, und daher auch das Handelsdefizit, verringern. Wie bereits erwähnt, reprä- 
sentieren internationale Währungsstabilität und ein ‘gesunder’ Dollar eine absolute condi- 
tio sine qua non für die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der amerikanischen Multis (wie 
auch für die Großbanken). Teile dieses 'Minimalprogrammes’ unterstützen auch Steuerre- 
formen, die auf Entschädigung für Kapitalentwertungen zielen. Solche Reformen würden 
Modernisierungsinvestitionen erheblich erleichtern. Vor allem fordert das internationale’ 
US-Kapital eine Neuorientierung in der staatlichen Wirtschaftspolitik. Dem Präsidenten 
soll es obliegen, einen kohärenten, langfristigen Wirtschaftsplan zu entwerfen und über 
Jahre, ungeachtet der jeweiligen konjunkturellen Lage, konsequent zu verfolgen. Die für 
die Wirtschaftspolitik zuständigen staatlichen Stellen und Ministerien sollen völlig umge- 
staltet werden, um den destruktiven Abteilungsegoismen und schädlichen bürokratischen 
Rivalitäten endlich ein Ende zu bereiten. Staatliche, die Ökonomie tangierende Regelun- 
gen müssen nach ihrer Zweckmäßigkeit geprüft und anschließend nach sttikten Rationali- 
sierungskriterien auserlesen werden. Als direkte Vorbilder für diese Reorganisierung der 
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ökonomischen Tätigkeitsbereiche und Institutionen des Staates fungieren die 'schlagkräfti- 
gen’, dutchrationalisierten Wirtschaftstätigkeiten der bundesdeutschen und japanischen 
Regierungen. In außenpolitischen Fragen scheint das'Minimalprogramm’ der 'internatio- 
nalen’ Kapitalgruppe eher gespaltener Natur. Obwohl sich die meisten Repräsentanten 
dieser Gruppe zu einer internationalen Entspannungspolitik bekennen, kann die relative 
Bedeutungslosigkeit der amerikanischen Wirtschaftsbeziehungen zu den Ostblockstaaten 
die Tatsache erklären, daß manche einflußreichen Personen des ‘internationalen’ Lagets ei- 
ne härtere amerikanische Linie gegenüber der UdSSR fordern. Zu diesen gehören die An- 
hänger Zbigniew Brzezinskis, während Cyrus Vance die "Tauben’ dieser Gruppe um sich 
schart. | 
Keine ähnlichen Divergenzen behertschen die politischen Krisenansichten und Lösungs- 
versuche des ‘nationalen’ Kapitals. Mit wenig Bedenken identifiziert es den oft mit dem 
‘internationalen’ Kapital und ‘liberalem’ Establishment verbündeten Staat als Haupt- 
schuldigen für den wirtschaftlichen und politischen Niedergang der Vereinigten Staaten. 
Durch seine andauernden Interventionen, wie z.B. der Kapitalsteuer und der jüngst zu- 
nehmenden Umweltschutzgesetze, habe der US-Staat erreicht, den ‘wahren’ Unterneh- 
mern die Hände zu binden und den ‘Geist des freien Wettbewerbes’ — Grundlage für das 
Wachstum dieses Landes von einer bedeutungsiosen Provinz zut Supermacht — fast völlig 
zu unterdrücken. Während der Staat den rechtmäßigen Handlungsraum des Kapitals im- 
mer mehr beschneide, sei er gleichzeitig immer “weicher’ und toleranter gegenüber dem 
Kommunismus im Ausland und den Gewerkschaften zu Hause. Ferner habe er es völlig 
verabsäumt, die einheimische Industrie hinreichend gegen die ‘unfaire’ ausländische Kon- 
kurtenz zu schützen. Der Ausweg aus der Krise beinhaltet daher für das 'nationale’ US- 
Kapital unkomplizierte Antworten und klare Lösungen: 
—  Unnötige staatliche Eingriffe im Geschehen des freien Marktes müssen beendet, hem- 
mende Regelungen abgebaut werden; 
— gleichzeitig aber sollen protektionistische Zölle zur Fernhaltung der 'unfairen’ auslän- 
dischen Konkurrenz errichtet werden; 
— das Haushaltsdefizit soll verschwinden, währen aber die derzeitige Steuerbelastung 
sowohl für Firmen als auch für Individuen reduziert werden müsse; 
— das 'aufgeblähte’ Sozialleistungsystem müsse kleiner, dafür aber das Militärbudget 
viel größer werden; 
— letztlich sollen die rebellischen Minoritäten dutch gesteigerten Polizeieinsatz in 
Schach gehalten werden. | 
Auch das ‘nationale’ Kapital bezieht sich auf das Beispiel der Bundesrepublik, um seine 
eigenen Krisenlösungsvorschläge zu legitimieren. Anhänger dieser Gruppe weisen immer 
wieder auf den angeblich höheren Grad von ‘Zucht und Ordnung’ hin, der die allgemeine 
polit-ökonomische Lage der BRD (und auch Japans) bestimme. Deutsche’ Eigenschaften 
wie Disziplin, Sparsamkeit, Opferbereitschaft und Gehorsam werden oft mit großer Be- 
wunderung von den Ideologen des ‘nationalen’ Kapitals erwähnt und offen mit deren Ab- 
wesenheit in den Vereinigten Staaten verglichen, deren Werte durch die 'dekadenten’ 60er 
Jahre und ihre unmittelbaren ‘unmoralischen’ Folgen zersetzt wurden. Die angebliche 
‘'Fügsamkeit’ der deutschen Gewerkschaften wird als einer der Hauptgründe für den welt- 
weiten Wirtschaftserfolg der Bundesrepublik gedeutet. Daraus wird natürlich der Schluß 
gezogen, daß eine erfolgreiche. Krisenbewältigung in den USA nur mit einer "Bändigung’ 
der Gewerkschaften einhergehen könne. Franz Josef Strauß und besonders Margaret That- 
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cher genießen die ungeteilten Sympathien dieser Gruppe. 

Wie auch beim 'internationalen’ Kapital der Fall, muß man bei seinem ‘nationalen’ Riva- 

len ebenfalls zwischen seinen 'idealtypischen’ Befürwortern und ideologischen ‘Puristen’ 

einerseits und einem tatsächlich stattfinden ‘'Minimalprogramm’ anderetseits untetschei- 

den. Die Kluft zwischen Theorie und Praxis, obwohl sicherlich auch bei der ‘nationalen’ 

Gruppe vorhanden, scheint dennoch etwas geringer als bei den 'Internationalisten’. Nicht 
zuletzt muß dies auf ein ungleich größeres Engagement vieler renomierter Intellektueller 
. auf Seiten des ‘internationalen’ Kapitals zurückgeführt werden. 

Das ‘nationale Minimalprogramm’ befürwortet währenddessen entschieden jede Art von 

Steuersenkungen, die angeblich sowohl Investitionen als auch Konsum fördern sollen. Fer- 

ner plädiert es für die Abschaffung vieler kostspieliger Sicherheits- und Umweltschutzmaß- 
nahmen, die das bereits knappe, liquide Kapital nur noch mehr beanspruchen. Zinsen 
müssen auch reduziert werden, um das immer notwendigere Ausleihen zu erleichtern. 

Themen wie Handelsbilanzdefizite, Inflation und Währungsstärke - absolut zentrale 
Punkte, wie bereits geschildert, für das ‘internationale’ Kapital - spielen für das 'nationa- 

le’ eine etwas untergeordetere Rolle hinter Forderungen nach billigem Geld, Nachfrageer- 

höhung durch Steueterleichterung und staatliche Protektionsmaßnahmen gegen jegliche 
ausländische Konkurrenz. 

Um die tatsächliche Praxis der Krisenreaktion dieser Gruppe richtig zu verstehen, muß 
man aber wissen, daß die ‘nationalen’ Unternehmer ihrer antistaatlichen und gewerk- 

schaftsfeindlichen Ideologie nur solange die Treue halten, bis sie um die echten Überle- 

benschancen ihrer eigenen Firmen bangen. Dann sind sie ‚plötzlich die ersten und laute- 

sten, die nach staatlicher Hilfe und ‘mehr Zusammenarbeit’ mit den Gewerkschaften 
(wohl bemerkt, natürlich nur denen im engsten eigenen Bereich) rufen. So sitzen Gewerk- 

schaftsvertreter in den dem ‘nationalen’ Kapital zugehörigen Aufsichtsräten der Firmen 
Chrysler und Unitoyal, deren rechtsstehende Unternehmensführungen jetzt plötzlich die | 
Vorteile einer 'konzertierten Aktion’ loben. Dasselbe gilt für die Gegenseite, auf der Ge- 
werkschaftsführer, die bis vor kurzem nichts von einer mitbestimmungsähnlichen Einrich- 

tung auch nur hören wollten, in letzter Zeit dieser nur positive Eigenschaften zubilligen. 

Man kann also erwarten, daß mit erhöhten wirtschaftlichen Schwierigkeiten des 'nationa- 
len’ Sektors sich die Fälle einer solchen Zusammenarbeit auf Firmenniveau in Zukunft ver- 
mehren werden. Im klaren Gegensatz zu der Lage in der Bundesrepublik tauchen diese 
Beispiele der "aufgezwungenen Mitbestimmung’ vorwiegend nur in finanziell äußerst be- 
drängten Firmen auf die in BB DIPS Maße von dem amerikanischen Binnen- 
markt abhängen. 

Was aber im Rahmen der staatlichen Wirtschaftspolitik nach den bevorstehenden Wahlen 
tatsächlich passieren wird, hängt vorwiegend von zwei Faktoren ab. Erstens natürlich von 
dem Ausgang der Wahlen selbst und zweitens von den eventuellen Verschiebungen der 
Grenzen der staatlichen Wirtschaftspolitik in den Vereinigten Staaten ganz allgemein. 

Diese beiden Punkte sollen jetzt abschließend einer ganz kurzen Erörterung unterzogen 
werden. 

Das Verhältis zwischen den amerikanischen Präsidentschaftskandidaten und den zwei in 
diesem Aufsatz behandelten Kapitalgruppen ist relativ leicht zu analysieren. Das Wahl- 
programm Reagans entspricht in allen seinen detaillierten Einzelheiten fast einem Idealty- 
pus der Forderungen des ‘nationalen’ Kapitals. Ergo zählt Reagan fast alle wichtigen Re- 
präsentanten dieser Gruppe zu seinen uneingeschränkten Unterstützern. Mit Carter und 
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Anderson wird die Sache bereits etwas komplizierter. Zuerst muß in diesem Zusammen- 
hang die Tatsache betont werden, daß Präsident Carter seit langem ein wichtiges Mitglied 
der sehr mächtigen, aber relativ unbekannten Trilateral Commission ist. Diese Organisa- 
tion wurde 1971 von David Rockefeller, dem Vorsitzenden der Chase Manhattan Bank und 
andeten Schlüsselfiguren des 'internationalen’ Finanz- und Industriekapitals gegründet, 
um konsequenten Widerstand gegen die protektionistische, dem ‘nationalen’ Kapital na- 
hestehende Wirtschaftspolitik des damaligen Präsidenten Nixon zu leisten. Diese Kom- 
mission umfaßt neben führender multinationaler Unternehmerprominenz auch Intellek- 
tuelle des Brookings Institutes, des Council on Foreign Relations und einiger Prestigeuni- 
versitäten der Ostküste, sowie natürlich auch wichtige Politiker sowohl der exekutiven Mi- 
nisterialbürokratie als auch der legislativen Kammern des Repräsentantenhauses. Ferner 
befinden sich auch wichtige Vertreter des japanischen und westeuropäischen multinationa- 
len Kapitals in der Kommission, daher auch ihr Name »Trilateral«e Commission. (Nebenbei 
bemerkt war von bundesdeutscher Seite der jetzige Präsident der Republik, Karl Catstens, 
ein Mitglied dieser Organisation.) Ziel der Trilateral Commission bleibt die Herausarbei- 
tung einer ‘internationalen’, ‘'trilateralen’ Stellungnahme, alle bedeutsamen politischen 
und ökonomischen Probleme des Westens betreffend, und die Durchsetzung der von ihr 
vorgeschlagenen ‘Lösungen’ mittels direkten Einflusses auf die Regierungen der westlichen 
Industrieländer. Die Kommisssion will also ım Idealfall als eine Art supranationale, den In- 
teressen des internationalen’ Kapitals nahestehende "Schattenregierung’ fungieren. 
Neben der bereits erwähnten Mitgliedschaft Jımmy Carters in der Trilateral Commission 
muß außerdem betont werden, daß über 20 seiner jetzigen oder ehemaligen Minister Mit- 
glieder dieser Organisation waren oder noch weiterhin geblieben sind. Sowohl der Finanz- 
minister (G. William Miller) als auch der Chef der Nationalbank (Paul Volcker) gehören 
dieser Organisation an, neben solch wichtigen “Carter-Leuten’, wie Zbigniew Brzezinski, 
Cyrus Vance, Andrew Young, Michael Blumenthal, Harold Brown, Walter Mondale und 
vielen anderen. »Business Week« zufolge verschaffte die Carter Regierung 40% der ameti- 
kanischen Mitgliedschaft der Trilateral Commission wichtige Posten in Washington. Carter 
war 1976 "Rockefellers Mann’, doch ım Laufe seiner vierjährigen Amtszeit wurde die Kom- 
mission immer unzufriedener mit dem Präsidenten, besonders weil er die Linie der Trilate- 
ral Commission nicht konsequent dutchhielt. In der Tat mußte Jimmy Carter unter dem 
Einfluß des mächtigen ‘nationalen’ Kapitals seinen politischen und ökonomischen Kurs 
immer wieder Kompromissen unterwerfen. So z.B. rettete er Chrysler vor dem sicheren 
Bankrott und billigte protektionistische, vor allem gegen die japanische und europäische 
Konkurrenz gerichtete Maßnahmen zur direkten Beschützung der uneffizient produzie- 
renden amerikanischen Stahlindustrie. Auch die neuverfolgte ‘harte’ Linie gegenüber der 
Sowjetunion stößt auf den erheblichen Widerstand vieler Mitglieder der Kommission, 
doch natürlich nicht aller, wie die Befürwortung einer solchen Verschärfungspolitik seitens 
Brzezinskis und seiner Anhäger klar bezeugt. Vor allem aber bereiten die sich merklich ver- 
schlechterten Beziehungen der USA zu den Verbündeten in Westeuropa und Japan den 
meisten Kommissionsteilnehmern große Sorgen. 

Tatsächlich beschlossen einige Mitglieder der Trilateral Commission, angeführt von Dax 
Rockefeller, jemand anderen als Carter für das Präsidentenamt zu unterstützen. Die Wahl 
fiel vorrangig auf George Bush und in geringerem Maße auf John Anderson, beide Mitglie- 
der der Kommission. Nachdem beide in den Vorwahlen der Republikanischen Partei eine 
empfindliche Niederlage durch Ronald Reagan einstecken mußten - ein der Kommission 
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verhaßßter Mann des ‘nationalen’ Kapitals - stand die Trilateral Commission vor einer 
schwierigen, weil ungewollten Wahl zwischen Carter und Reagan. Es wurde jedoch bald 
klar, daß sich die Kommission für den ersteren entschied. Zusätzlich kutsierten viele Spe- 
kulationen und Gerüchte, die besagten, daß die Anderson-Kandidatur nur eine Art "läu- 
schungsmanöver’ der Kommission darstellte, um die Wahl Carters, des ‘kleineren Übels’, 
zu gewährleisten. Die Überlegung meint, daß eine Furcht vieler liberaler Wähler vor einer 
schädlichen Wirkung der Anderson-Kandidatur auf die Stammwählerschaft der Demokra- 
ten, was einem sicheren Reagan-Sıeg gleichkäme, die 'progressiven’ Elemente ın diesem 
Falle notgedrungen für Carter mobilisieren würde. 

Man kann jedoch mit einiger Sicherheit sagen, daß die zukünftige Regierung - gleichgültig 
ob von Demokraten oder Republikanern gestellt - keiner einheitlichen, auf dem Pro- 
gramm einer der beiden großen amerikanischen Kapitalgruppen exklusiv basierenden 
Wirtschaftspolitik folgen wird. Denn wıe das Beispiel Carter verdeutlicht, sind beide 
Gruppen zu stark, um ausschließlich eine Linie in der Wirtschaftspolitik durchsetzen zu 
können. Hinzu kommt noch die Tatache, daß überhaupt zu bezweifeln ist, ob der ameri- 
kanısche Staat je ın der Lage sein wird, komplizierte strategische Konzepte - wie z.B. eine 
umfassende Wirtschaftspolitik unter immer schwieriger werdenden ökonomischen Welt- 
marktbedingungen - zielgerecht uund effizient zu bewältigen. Die Zwistigkeiten und Wi- 
dersprüche innerhalb des amerikanischen Staates, die den politischen Prozeß oft 'blokkie- 
ren’, werden natürlich durch keine Präsidentenwahl behoben. | 
Dennoch kann man einige Änderungen in der amerikanischen Wirtschaftspolitik erwar- 
ten, die voraussichtlich von beiden rivalisierenden Kapitalgruppen akzeptiert werden. So 
wird mit aller Wahrscheinlichkeit das Steuersystem reformiert, um es 'investitionsfreundli- 
cher’ zu machen. Auch bahnt sich ein Abbau vieler Sicherheitsvorschriften und Umwelt- 
schutzregelungen an. Ferner wird ın Zukunft öfter ökonomische Hilfe für politisch wichti- 
ge Regionen zu erwarten sein. Letztlich scheint eine Steigerung der Militärausgaben und 
eine gleichzeitige Verringerung der Sozialleistungen so gut wie sicher. | 
"Sicherlich werden weitere Einzelheiten der amerikanischen Krisenpolitik von der Person 
des gewählten Präsidenten abhängen. Carter würde vermutlich eine restriktive, hauptsäch- 
lich gegen die Inflation gerichtete Wirtschaftspolitik verfolgen, während Reagan durch 
Steuererleichterungen und Protektionismus versuchen würde, das 'nationale’ Kapital vor 
den immer bedrohlicheren Weltmarktkräften zu schützen. Doch mit einer brutalen, That- 
cher-artigen Austeritätspolitik kann man unseres Erachtens nach auch im Falle eines 
Reagan-Sieges nicht rechnen. Das 'internationale’ Kapital würde ein zu großes Gegenge- 
wicht solchen Maßnahmen gegenüber darstellen. Genauso wie Reagan auf das 'internatio- 
nale’, so müßte Carter auf das ‘nationale’ Kapital noch mehr als bisher eingehen. Ein 
Kompromiß zwischen diesen Gruppen ist ganz gewiß, ungeachtet der Parteizugehörigkeit 
des Präsidenten. Wie sich aber diese Mischung in der Konkretisierung des ‘Modells Ameri- 
ka’ verwirklicht, kann uns nur die zukünftige Entwicklung beantworten. 


Zusammenfassung /Schlußwort 
Seit dem Beginn der Weltwirtschaftskrise 1974 und dem damit verbundenen erheblich ver- 
schärften ökonomischen Konkurrenzwettkampf auf Weltebene zwischen den kapitalisti- 


schen Ländern avanciert die internationale Wettbewerbsfähigkeit immer mehr zu einer ab- 
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soluten Voraussetzung für kontinuierliches Wachstum und soziale Stabilität. Diejenigen 
Länder, welche ihre wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit am besten stabilisieren oder gar 
steigern können, werden Gewinne’ und ‘Erfolge’ auf dem Weltmarkt zu Lasten derer er- 
zielen, die dies schlicht nicht vermögen. Die besondere deustsche "Kampfformation’ in 
diesem stets härter werdenden Prozeß des internationalen kapitalistischen Wirtschaftswett- 
laufes ist in dem ‘Modell Deutschland’ vorläufig fest und erfolgreich verankert. Die wich- 
tigste Grundlage dieses Modells besteht aus einem mehr oder minder allseits für legitim er- 
achteten Konsens zwischen den gesellschaftlichen ‘'Kerngruppen’ (Großkapital, gewerk- 
schaftlich organisierte Arbeitnehmerschaft, Staat), daß nämlich die derzeitige Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Industrie auf dem Weltmarkt unter allen Umständen auf- 
techterhalten bleiben muß. Die Entstehung dieses Konsenses in der Bundestepublik muß 
vor allem auf das Wirtschaftswachstum seit dem 2. Weltkrieg und die damit verbundenen 
sozialen und materiellen Errungenschaften - die alle auf dem Export und damit der inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit der BRD basieren - zurückgeführt werden. 

Diese, auf Zusammenarbeit beruhende bundesdeutsche 'Kampfformation’ ermöglicht vor 
allem schnelle, effiziente und schlagkräftige Krisenreaktionen, deren Hauptvorteil darauf 
beruht, daß sie den Fortbestand der bundestepublikanischen Wettbewerbsfähigkeit unter 
sich verändernden Weltmarktbedingungen gewährleistet. Die "zweckmäßigere’, moderne- 
. re Wıirtschafts- und Sozialordnung der Bundesrepublik erlaubt es ihr, ökonomische Erfolge 
vor allem auf Kosten solcher Konkurrenten zu erzielen, die - wie die Vereinigten Staaten - 
kaum über ähnlich wirksame "Kampfformationen’ verfügen. Denn die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der USA seit dem 2. Weltkrieg beruht - fast in direktem ‘idealtypischem’ Ge- 
gensatz zur Lage in der Bundesrepublik - hauptsächlich auf der Erweiterung des amerika- 
nischen Binnenmarktes unter der Voraussetzung der gleichzeitig weltweiten ökonomischen 
und politischen Vormachtstellung der Vereinigten Staaten. Diese eigentümliche Entwick- 
lung der amerikanischen Nachkriegswirtschaft beinhaltete den Kern der Entstehung zweier 
entgegengesetzter Kapitalgruppen, deren Interessen bis zum heutigen Tage weit auseinan- 
derklaffen. Dieser tiefgreifende, objektive Gegensatz im Mittelpunkt der amerikanischen 
Wirtschaftsstruktur macht u.a. einen breiten, gesellschaftlichen Konsens unmöglich und 
verhindert a priori die Formierung einer für die jetzige Weltwirtschaftkrise geeigneten 
Wettkampfstrategie ä la ‘Modell Deutschland’. 

Diese ‘Rückständigkeit’ der amerikanischen Wirtschafts- und Sozialordnung gegenüber 
der deutschen und japanischen birgt u.a. große Gefahren sowohl für die interne Stabilität 
der USA als auch für den Weltfrieden im allgemeinen. Denn die vorläufige amerikanische 
Politik reagierte auf den Verlust wirtschaftlicher Macht fast ausschließlich mit einer Steige- 
rung des militärischen Potentials und der Wiederbelebung einer aufhetzenden Ideologie 
des Kalten Krieges. Die Versuchung, auf ökonomische Probleme mit politisch-militäri- 
schen Mitteln zu antworten, steigt mit der Unsicherheit der allgemeinen Weltlage und be- 
sonders mit der subjektiv empfundenen, angeblichen Schwächung der Vereinigten Staa- 
ten. 

Aber auch innenpolitisch stellt dieser ökonomische Niedergang der US-Wirtschaft eine 
ernste Bedrohung für die amerikanische Demokratie dar. Denn obwohl die weltmarktbe- 
zogenen Entwicklungstendenzen des fortgeschrittenen Kapitalismus eindeutig die Interes- 
sen des ‘nationalen’ US-Kapitals durchkreuzen, wird diese weiterhin sehr mächtige Grup- 
pe erheblichen politischen Rückschlägen und wirtschaftlichen Verlusten kaum tatenlos zu- 
sehen. Es besteht vor allem die Gefahr, daß das ‘nationale’ Kapital durch eine drastische 
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Beeinträchtigung demokratischer Freiheiten versuchen wird, seine historisch gesehene 
"hoffnungslose’ Position zu verteidigen. Die Vorboten dieses Rückzugsgefechtes manife- 
stieren sich in der derzeitigen Lage der amerikanischen Innenpolitik bereits dutch den fast 
täglichen Abbau der sozialen Errungenschaften der 60er Jahre. Das allgegenwärtige ‘roll 
back’ in allen Sparten des heutigen öffentlichen und privaten Lebens der USA muß mit 
dieser eben erwähnten Entwicklung in engem Zusammenhang gebracht werden. / 
Letzten Endes muß man erkennen, daß nur ein breiter, gesellschaftlicher Konsens einen 
wirksamen Garanten für die Bewahrung demokratischer Rechte verkörpern kann. Solange 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit durch den jetzt funktionierenden Kompromiß 
bestehen bleibt, stehen die Chancen für die Aufrechterhaltung der Demokratie in der an- 
geblich ' tepressiven’ Bundesrepublik auf lange Sicht vermutlich viel besser, als in einem 
zutiefst entzweiten Amerika. 
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Krise des Marxismus oder Krise der Demokratie? 
Ein Gespräch zwischen Norberto Bobbio und Otto Kallscheuer 


Vorbemerkung: Norbert Bobbio - ein politischer Philosoph 


Ein politischer Philosoph ist Norbert Bobbio (geb. 1909) schon von seinem Fachgebiet her: Seit 1948 
ist er Ordinarius für Philosophie des Rechts und Philosophie der Politik an der Universität Turin und 
Herausgeber der rwvisia di flosofia. Einer der großen Universitätslehrer Italiens, gehört er - durch 
zahlteiche Publikationen auf diesem Gebiet! - auch international zu den bedeutendsten Vertretern 
einer politischen Philosophie, die von »Hobbes bis Marx« (wie der Titel eines seiner wichtigsten Bü- 
cher lautet) gleichermaßen zeitgenössisch wie ‘klassisch’ ist. 

Ein pobhitischer Phllosoph ist Bobbio jedoch auch in einem spezifischeren Sinne: als wichtigster heuti- 
ger Vertreter einer "Ziberalen’ politischen Kultur jener Strömung der sozialistischen Intelligenz Ita- 
Jiens, die bis auf Piero Gobetti’s »La rivoluzione liberale« (1922) und Carlo Rosselli’s »Socialismo libe- 
tale« (1930) zurückgeht und die aus dem Scheitern des liberalen Staates gegenüber dem Faschismus 
die Schlußfolgerung der Verbindung der liberalen Freiheitsptinzipien mit der sozialistischen Arbeiter- 
bewegung gezogen hatte.” Mit dem »Partito d’Azione«, der 1942 gegründeten Aktionspartei, zu de- 
ten Gründungsmitgliedern Bobbio gehört, hat diese ‘liberal-sozialistische’ Intelligenz dann einen 
entscheidenden Beitrag zum antifaschistischen Befreiungskrieg geleistet. »Die Aktionspartei war eine 
neue Partei«, erzählte mir Bobbio, »eine vor allem aus Intellektuellen zusammengesetzte Partei, die 
jedoch nicht alleine der theoretischen Diskussion eine große Bedeutung zuschrieb, sondern vor allem 
dem bewaffneten Kampf während der Zeit der deutschen Besatzung.« Von den fünf Parteien des na- 
tionalen Befreiungskommitees (CLN) wurde der bewaffnete Kampf gegen die deutsche Okkupation 
praktisch alleine von den »Brigate Garibaldi« der kommunistischen Partei und den »Btigate Giustizia 
e Libertä« der Aktionspartei getragen. Daher waren, wie Bobbio erzählt, die Beziehungen zwischen 
kommunistischer und Aktionspattei im Widerstandskrieg sehr eng: »Es waren Beziehungen von wech- 
selseitigem Respekt, aber bei Anerkennung der Differenzen in den Positionen. Es gab eine Kampfes- 
gemeinschaft und vor allem eine Gemeinsamkeit in der Tatsache, Träger einer neuen politischen Er- 
fahrung zu sein, einer neuen Ideologie, die keinerlei Verbindungen mehr zur Vergangenheit hatte. 
Wir hatten nämlich damals die Illusion, daß alle alten Parteien des vorfaschistischen Italien völlig von 
der Weltgeschichte ausgelöscht worden seien. Und wir von der Aktionspartei - die ja eine neue Partei 
wat - glaubten, daß die beiden Parteien, denen nach der Befreiung die Rolle der Protagonisten zu- 
kommen würde, die beiden neuen Parteien sein würden: die kommunistische Partei und die Aktions- 
partei. Die kommunistische Partei ist dann in der Tat eine protagonistische Partei im Nachkriegsita- 
lien gewesen, während die Aktionspartei durch die ersten Wahlen des Juni 1946 zur verfassungsge- 
benden Versammlung völlig eliminiert worden ist, denn sie wurde von der alten Sozialistischen Partei 
völlig an den Rand gedrängt.«? Während viele Mitglieder der Aktionspartei - »dieser klassischen Intel- 
lektuellenpartei, die in ihrer ersten Wahlschlacht vernichtend geschlagen wurde« (Bobbio) - dann in 
der Folgezeit die politische Führungselite der italienischen Republikaner, Sozialisten und Sozialde- 


mokraten bestückt haben (Giorgio La Malfa, Riccardo Lombardi, Francesco De Martino, Vittorio Foa, 


Aldo Gatosci gehören zu den bekanntesten), hat sich Norberto Bobbio seitdem von der direkten Par- 
‚teipolitik zurückgezogen und ist zum wichtigsten Vertreter jenes Typs des engagierten Intellektuellen 
geworden, den er selbst 1954 folgendermaßen beschrieben hat: »Eher den Kommunisten verwandt, 
wenn es sich darum handelt, sich über das Elend, den Analphabetismus, die antiquierte Struktur des 
(christdemokratischen) Staates der ‘"Barone’ und der Großindustriellen zu empörten, (fühlen wir uns) 
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aber eher den Liberalen verwandt, wenn es datum geht, für die Freiheit gegen gewisse Unterdrückun- 
gen, gewisse Säuberungen und gewisse Prozesse zu protestieren. Und natürlich werden diese Intellek- 
tuellen gleichzeitig von der einen Seite angeklagt, die ‘Schweizer Garden’ der Reaktion zu sein, wie 
sie von der anderen Seite als ‘nützliche Idioten’ des internationalen Kommunismus angeklagt wer- 
den.«? 

In seinen berühmten, heute schon zur italienischen Kulturgeschichte gehörenden? Auseinander- 
setzungen der 50er Jahre mit kommunistischen Theotetikern wie Ranucchio Bianchi-Bandinelli, 
Galvano Della Volpe und Palmiro Togliatti verteidigt Bobbio vor allem zweierlei: die "Därgerlichenr’ 
Freiheitsrechte und die Regeln der repräsentativen Demokratie gegen den Vorwurf, bloße Hertschafts- 
form der Kapitalistenklasse zu sein; und die Freiheit der Kultur gegenüber der Forderung der kom- 
munistischen Kulturpolitik an die Intellektuellen, zum Träger einer bestimmten klassen- und partei- 
politischen Linie zu werden.® 
Seit jener Zeit haben sich, wie Bobbio heute selbst sagt’, die Standpunkte von Kommunisten und 'li- 
beral-sozialistischer’ Kritik sehr einander angenähert. Dies wird vor allem deutlich an den Diskussio- 
nen ın der italienischen Linken über 'Hegemonie und Pluralismus’, die das Annähern der KPl an die 
Regierungsbeteiligung, und über die ‘Krise des Marxismus’, die das Scheitern des kommunistischen 
Versuchs einer Regierungsübereinkunft mit der herrschenden Christdemokratie begleitet haben und 
die auch der deutschen Linken in Übersetzungen bekannt geworden sind.® 

Obgleich er niemals Marxist gewesen ist, hat Bobbio sich an der Diskussion der marxistischen Theorie? 
ebenso beteiligt wie an der Edition wichtiger marxistischer Texte.!? Wie er gerade durch seine Kriti- 
ken an der KPI zur Geschichte des italienischen Eurokommunismus gehört, so ist auch sein Verhältnis 
‚zur Sozialistischen Partei keineswegs spannungsfrei (wie auch aus einigen Nebenbemerkungen im fol- 
genden Interview hervorgeht). In den 60er Jahren Befürworter der dann gescheiterten Wiedervereini- 
gung von Sozialisten und Sozialdemokraten, arbeitet er heute - obwohl kein Parteimitglied - regel- 
mäßig an der theoretischen Zeitschrift der PSI Mordo Operaio mit. Dabei legt er jedoch beständig 
den Finger auf die Wunden der auch durch ihren jüngsten Erfolg bei der Regionalwahlen keineswegs 
überwundenen Identitätskrise der Sozialisten‘! unter der Führung Craxi, die gleichzeitig mit der 
»Kultur des Dissenses« und der Radikalen Partei Matco Panella’s flirtet und unter der Parole der »Re- 
gierbarkeit« unter Ausschluß der KPI mit Christdemokraten und Republikanern in der letzten Regie- 
rung Cossiga saß. 

Auf diese Weise - so schrieb Bobbio im Februar des Jahres - wird die sozialistische ‘Alternative’, die 
die PSI dem ‘historischen Kompromiß’ der Kommunisten entgegensetzen will, nicht möglich, ja 
nicht einmal glaubwürdig: »Ich bin der Auffassung, daß die einzige Art und Weise, die ‘Alternative’ 
glaubwürdig und damit möglich zu machen, darin besteht, die große Tradition der europäischen So- 
zialdemokratie wiederaufzugteifen, die einzige sozialistische Tradition, die zu sozialistischen Regie- 
rungsparteien geführt hat. Aber ich bin nicht so blind, um mir nicht darüber im Klaren zu sein, daß 
dies eine lange, schwierige, unwegsame Straße sein wird. Doch ich bin genauso davon überzeugt, daß 
die Linke, wenn sie nicht versucht, diesen Weg gangbar zu machen, kein anderes Schicksal haben 
wird als das der permanenten Opposition oder der zweideutigen Bündnisse.«'? | 
Grund genug, unser Gespräch, das einige der Themenkteise berührt, die im letzten Jahrgang Schwer- 
punkte der Diskussion in der Prok/a gewesen sind, mit der Frage nach dem ‘Modell’ der westdeut- 
schen Sozialdemokratie zu beginnen. Das Gespräch wurde Anfang August 1980 geführt. 


Otto Kallscheuer | 
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Norberto Bobbio 


Braucht die italienische Linke ein »Bad Godesberg«? 


PROKLA: 'Modell Deutschland’ kann ja zweierlei bedeuten: Zum einen steht dieser 
Wahlkampfslogan der SPD für ein bestimmtes 'Modell’ der Strategie der Arbeiterbewe- 
gung in einer kapilalistischen Demokratie (wie es im Godesberger Programm der SPD von 
1959 und im Grundsatzprogramm des DGB von 1963 umschrieben ist). Zum anderen wird 
mit 'Modell Deutschland’ auch die - ökonomische, pohtische, kulturelle - Gesamtent- 
wicklung der Bundesrepublik angesprochen, die natürlich ohne die positive Haltung der 
Arbeiterorganisationen gegenüber dem westlichen Bündhnissystem, dem demokratischen 
Rechtsstaat und dem - auf Export orientierten - expansiven industriellen Wachstumsmo- 
dell nicht in dieser Weise hätte stattfinden können. 

Beide Aspekte von Modell Deutschland sind nun traditionellerweise von der üalienischen 
Linken stets abgelehnt, politisch und ıdeologisch bekämpft worden. 

Hat sıch aber heute nicht dieses Negativpanorama der BRD in der tialienischen Linken ver- 
ändert? Die Kommunisten versuchen, auf europäischer Ebene zu einer Konzertation mit 
der sozialdemokratischen Außenpolitik zu kommen. Enrico Berlinguer und Giorgio Napo- 
/itano sind voll des Lobes für die Haltung der Schmidt-Regierung, die sıch (im Gegensatz 
zur Regierung Cossiga) auch in der Vorwahlzeit nicht vor der Probe auf die Entspannung- 
spolitik gedrückt habe. 

Selbst in der Terrorismusbekämpfung ist die 'Germanisierung’ kein rotes Tuch mehr - im 
Gegenteil: Der Dialog von Innenminister Baum mıt Horst Mahler wird zum positiven Mo- 
dell für die politische Auseinanderseizung mit dem Terrorismus in Italien. | 
Und auch die ideologischen Barrieren scheinen soweit gefallen zu sein, daß Gian Enrico 
Rusconi jüngst die Frage stellen konnte, wieweit nıcht auch das Godesberger Programm 
nach Italien »exportierbar« sei.!? 

N.B.: Bis zu welchem Punkt hier eine wirkliche Veränderung eingetreten ist, weiß ich 
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nicht. Jedenfalls fehlen mir die Informationen dazu, um zu sagen, daß sich generell die 
Haltung der italienischen Linken gegenüber Westdeutschland verändert hat. Wenn über- 
haupt ein solcher Gesinnungswandel stattgefunden haben sollte - ich lebe ja cher in der 
Welt des Kampfs der Ideen als der des täglichen politischen Kampfes - so scheint mir, daß 
Sie eher anspielen auf eine gewisse Neubewertung gegenüber der Wende, die die SPD 
1959 mit dem Godesberger Programm vollzogen hat. Das ist aber eine ganz andere Ebene, 
die Ebene der theoretischen Diskussion - die Neubewertung eines bistorischen Phänomens 
wie des Godesberger Parteitags der SPD, das von der gesamten italienischen Linken immer 
als ausgesprochen negativ empfunden wurde. Man sollte jedoch auch hier sehr vorsichtig 
sein: da Sie auf den Artikel meines Freundes Rusconi anspielen (den er in det Zeitschrift / 
Mulıno veröffentlicht hat, in dem er die Geschichte der ‘'Godesberger’ SPD referierte, die 
‚in der italienischen Linken sehr wenig bekannt war), so war die Absicht dieses Artikels kei- 
neswegs klar. War es eine bloße historische Neubewertung? Oder war es der Versuch, das 
Godesberger Programm den Parteien der italienischen Linken als positives Beispiel auf- 
zuzeigen? Als ich den Artikel gelesen hatte, da schrieb ich ihm, daß ich nicht recht ver- 
standen hätte, welche poÄtischen Konsequenzen er aus diesem Artikel ableiten wolle. Er 
antwortete mir, er sei der Auffassung, daß die italienische Linke in gewisser Weise einen 
ebensolchen Sprung aus ihrer Tradition heraus machen müsse, einen Bruch mit ihrer mar- 
‚xistischen und leninistischen Vergangenheit. 

Einen Sprung - aber wohin? 

. eine Absage an die Tradition, um eine offen sozialdemokratische Haltung zu überneh- 
men, so wie es die SPD seinerzeit in Bad Godesberg getan habe. Wir haben dann zur Frage 
eines "italienischen Bad Godesberg’ (Bobbio lacht) eine Diskussionsveranstaltung organı- 
‚siert - wir sind ja Kollegen an der Turiner Universität. Rusconi sagte, daß nunmehr in Ita- 
lien die Kommunistische Partei, die ja bereits beim Eurokommunismus angekommen ist, 
die ja bereits gegenüber ihrer Tradition sehr viele Schritte vorwärts gemacht hat, und die 
nunmehr (nach einem in den letzten Jahren bei uns viel verwandten Ausdruck) "mitten in 
der Furt’ stehe, um endlich am anderen Ufer anzukommen, das tun müsse, was seiner- 
zeit die SPD auf ihrem Godesberger Parteitag getan hat: eine neue Prinzipienerklärung ab- 
zugeben. Auf diese Weise würde ‘Modell Deutschland’ natürlich in viel direkterem Sinne 
ein Modell für die italienische Linke. Massimo Salvadori erklärte sich in dieser Diskussion 
im wesentlichen einverstanden mit dieser These ... 

. die er ja selbst schon ähnlich in mehreren Beiträgen für Mondo Operaio (der theoreti- 
schen Zeüschrifi der PSI) vorgebracht hat.'!® 
Er las einige Sätze aus dem Godesberger Programm vor und stellte einige Erklärungen aus 
Reden von Enrico Berlinguer daneben, in denen Berlinguer nichts anderes sagte als das Go- 
desberger Programm auch. Seine These war also die eines 'schleichenden Bad Godesberg’: 
das italienische Bad Godesberg sei faktisch im Grunde bereits eingetreten, aber noch nicht 
als solches (an-)erkannt worden. 

Ich selbst habe dann in meinem Beitrag gesagt, daß ich eine solche Entwicklung der KPI 
für wenig wahrscheinlich halte, daß vielmehr eine solche Veränderung, ein derartiger qua- 
litativer Sprung aus der marxistischen Tradition bereits stattgefunden habe - aber in der 
sozialistischen Partei. Der Bruch der PSI mit ihrer marxistischen, ihrer 'maximalistischen’!’ 
Tradition hat bereits stattgefunden. Die Kommunistische Partei dagegen kann einen sol- 
chen Schritt nicht vollziehen, weil ihre Führer noch stark an eine andere Tradition gebun- 
den sind und eine derartige Revision nie akzeptieren würden, genausowenig wie eine be- 
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stimmte Basis der KPI. Die Sozialistische Partei aber hat dieses "Bad Godesberg’ bereits 
hinter sich, allerdings, ohne daß dies ein politisches Ergebnis gezeigt hätte; während ja die 
deutsche Sozialdemokratie ein wichtiges politisches Ergebnis auch durch Bad Godesberg 
"erreicht hat: nämlich die Erweiterung ihrer Konsensbasis. | 

Es war ja auch eine Art von deutschem "historischen Kompromıß' der durch Bad Godes- 
berg, durch die Absage an eine verbindliche Weltanschauung (die ja ein Zug des Marxis- 
mus nıcht nur der Dritten, sondern auch der Zweiten Internationale war) möglich gewor- 


den ist: das Eindringen der SPD in katholische Bevölkerungsteile."? Und eın spätes Ergeb- 


nis dieses "historischen Kompromisses’ konnte man bei den leizien nordrhein-westfäl- 
schen Landtagswahlen beobachten, als zum erstenmal - wegen Strauß - traditionell katho- 
Jische Arbeiterbezirke am Niederrhein sozialdemokratisch gewählt haben. 

Sehen Sie: In der BRD hat Bad Godesberg also einen erfolgreichen Ausgang gehabt; ın 
Italien hat das "Bad Godesberg’ der Sozialisten gar kein Ergebnis gehabt, auch wenn eswe- 
niger offiziell und zum Teil - wenn Sie an Graxi’s Aufsatz über Proudhon denken’? - sehr 
viel oberflächlicher stattfand. Aber ich denke auch nicht in erster Linie an diesen proble- 
matischen Aufsatz von Graxi, sondern an das "ptogetto socialista’, das viel interessanter 
ist.2° Vor einigen Jahren hat die PSI einen Programmvorschlag vorbeteitet; es gab sogar ei- 
ne Assoziation für das 'progetto socialista’ (die aber, wie alles andere in Italien auch, nicht 
funktioniert hat). Dieser Programmvorschlag war von einer Gruppe sehr ernsthafter soziali- 
stischer Intellektueller ausgearbeitet worden und behandelte alle Probleme sozialistischer 
Politik - internationale Fragen, Wirtschaftsordnung, Planungsmethoden, Bildungssystem, 
Demokratie usw. - ; er war also kein bloß mittelfristiger Programmvorschlag wie der der 
Kommunisten.?! (Irgendeinen ideologischen Einfluß der deutschen Sozialdemokratie gab 
es dabei jedoch nicht - wenn überhaupt, orientierte man sich ein wenig an den Vorstellun- 
gen der französischen Sozialisten.) Dieses "progetto socialista’ war ein sozialistischer, aber 
nicht marxistischer Programmentwurf, dergestalt, daß ihn der linke Parteiflügel mit dem 
Argument ‘unmarzistisch’ abgelehnt hat. Ich sage das nur, um deutlich zu machen, daß 
die PSI mit diesem 'progetto socialista’ ihren Bruch mit ihrer marxistischen Tradition be- 
reits vollzogen hatte. | 

Denn die italienische sozialistische Partei ist - ebenso wie die deutsche Sozialdemokratie - 
immer eine marxistische Partei gewesen: Das waren die beiden marxzistischen Parteien der 
Zweiten Internationale. In der italienischen sozialistischen Partei war die Linke wie die 
Rechte immer marzistisch. Auch die Reformisten haben sich immer als Marxisten verstan- 
den - gerade Turati und Mondolfo, der sein Freund und der theoretische Interpret des Re- 
formismus in den zwanziger Jahren war, als die große Streitfrage des italienischen Sozialis- 
mus lautete ‘Sollen wir es machen wie in Rußland?’. Als damals die Maximalisten riefen 
‘Viva Lenin, Viva Lenin! Machen wir es den Russen nach!’, da vertraten die Reformisten - 
Turati als Politiker, Mondolfo als Theoretiker - die Auffassung, daß es unmöglich sei, in 
Rußland eine ‘societä tegolata’, eine sozialistische Gesellschaft aufzubauen, da die Ent- 
wicklung der Produktivkräfte noch nicht weit genug fortgeschritten sei - also mit den be- 
kannten Argumenten des reformistischen Marxismus in Westeuropa, wie Otto Bauer, Karl 
Kautsky usw.?? Denn Mondolfo verstand sich als Marxist!?? Mit dieser Tradition hat also die 
Sozialistische Partei bereits gebrochen, ihren Sprung in eine neue Phase eines nicht mehr 
marzistischen Sozialismus bereits vollzogen - jedoch ohne televantes politisches Ergebnis. 
Und ‘Modell Deutschland’ als Modell für die KPI kann ich mir nicht vorstellen. 

‚Ein bestimmender Faktor im 'Modell Deutschland’ war und ist nun auch die Position der 
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Gewerkschaften im politischen System und die Form der industriellen Beziehungen. Die 

ökonomische Entwicklung der Bundesrepublik, aber auch die organisatorische Struktur der 

Gewerkschaften - wir haben ja anders als in Itahen die Einheitsgewerkschaft mit Industrie- 

verbänden - haben sicher zu einer beachtlichen Verhandlungsmacht und auch politischen 

Stärke der deutschen Gewerkschaftsbewegung geführt. Diese Stärke ist jedoch relativ zen- 

tralistisch gehandhabt worden (vor allem in der Tarıfbolitik) und vornehmlich in - wie wir 

in der BRD sagen - 'verrechtlichten' Formen zum Tragen gekommen, eine ‘Institutionah- 

sierung des Klassenkonflikis’ (Dahrendorf), die auch von Zügen der ‘Verstaatlichung’ 

nicht frei war. Beide Aspekte - die zentralistische Verfaßtheit und die institutionahstische 

Strategie der deutschen Gewerkschaften - sind nun in den 60er und 70er Jahren von der 
ttalienischen Gewerkschaftsbewegung immer sehr stark. kritisiert worden. So hat Bruno 

Trentin?* einmal gesagt: »Entweder es gelingt uns, die italienische Art des Arbeiterkampfs 

in die anderen Länder Europas zu exportieren, oder es wird dem Kapital gelingen, die 

DGB-Politik nach Italien zu importieren.« 

In dem Maße nun, wie das klassenkämpferische Modell der 'Rätegewerkschaft’? in Itahen 

in die Defensive geraten ist, werden in den italienischen Gewerkschaften Praktiken der 
Zentralisierung und Institutionalisierung nicht mehr generell abgelehnt, sondern zum Teil 
sogar gefordert. Die bisherige Form des gewerkschaftlichen Kampfes - so konnte man un- 

‚längst ın der Kommunistischen Zeitung Rinascita in einer Kritik gerade an der gewerk- 

schaftspolitischen Linie von Trentin lesen - habe zu sehr auf die gesellschaftlichen Kräfte- 

verhälinisse, auf die jeweils aktuelle Verhandlungsmacht der Arbeiterklasse gebaut und 
daher zu Unrecht ale Mittel der Gesetzgebung und der staatlichen Institutionen zugunsten 

des bloßen Tarifvertrags abgelehnt. In Ländern wie Schweden und der BRD hingegen gebe 

es »demokratische Institutionensysteme, deren Instrumente und Mechanismen nicht not- 
wendigerweise automatisch durch veränderte Kräfteverhältnisse und politische Mehrheiten 

infrage gestellt werden können. «° Wird jetzt die DGB-Politik von der italienischen Linken 

selbst importiert? 

Dazu kann ich nur sagen, daß ich immer der Auffassung war, daß die Kritik der italieni- 

schen Arbeiterbewegung an der westdeutschen Entwicklung auf einer äußerst geringen 

Kenntnis. der BRD beruhte, und daß sie vielleicht sogar von einem gewissen Nationalstolz 

beeinflußt war: Wir, die italienischen Gewerkschaftler, sind fortgeschrittener als unsere 

deutschen Kollegen, weil wir (dieser Ausdruck wurde oft verwandt) konfhiktualistischer 
sind als die Deutschen. Und dieser Konfliktualismus wurde immer als eine Charakteristik 

der italienischen Gewerkschaften und damit auch des italienischen politischen Systems an- 

gesehen, als eine Art Vorzug, als Zeichen dafür, daß Italien fortgeschrittener sei als andere 

Länder - während ich genau der gegenteiligen Auffassung bin: daß nämlich dieser erbitter- 
te Konfliktualismus ein Anzeichen für die Tatsache ist, daß das kapitalistisch-demokrati- 

sche System in Italien zurückgebliebener ist als in der BRD. Davon bin ich jedenfalls über- 

zeugt. | 

Wenn also jetzt auch in der ialientschen Gewerkschaftsbewegung eine Veränderung der 

Bewertung Westdeutschlands stattfinden sollte - aber wie gesagt, davon weiß ich nichts - 

‚so halte ich das für ein positives Faktum. 

Man könnte vielleicht sagen, daß heute der Gegensatz von institutionalisierter und konflik- 

tualistischer Gewerkschaft (sindacato-istituzione versus sindacato-conflitto)?’ weniger als 
äußerer Gegensatz aufgefaßt wird, hier BRD dort Italien, sondern als internes Problem der 
italienischen Gewerkschaftsbewegung selbst. Halten Sie denn diesen Gegensatz als Alter- 
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native. überhaupt für sinnvoll? Oder - allgemeiner gefragt: Bedeutet Ihre positive Wert- 
schätzung dieser Aspekte von 'Modell Deutschland’, daß Sie überhaupt den Weg der 'Ver- 
rechtlichung' gesellschaftlicher Beziehungen für einen geeigneteren Weg zum Sozialismus 
halten als einen sagen wır N. Weg der Selbstiätigkeit gesellschaftlicher | 
Bewegungen? 

Ich glaube nicht, daß unser Problem in Italien die Frage nach dem richtigen ‘Weg zum So- 
zialismus’ ist. Ich bin vielmehr der Auffassung, daß das Grundproblem für die italienische 
Linke die Frage der Alternanz - also einer.demokratischen Ablösung der Regierung - und 
der Alternative ist - also der Beendigung der über dreißig Jahre währenden christdemokra- 
tischen Hegemonie! Das ist unser Problem in Italien! In der BRD, wo es mit der soziallibe- 
talen Koalition eine solche Alternative zur Vorherrschaft der CDU gegeben hat, mag es 
sehr wohl sein, daß sich irgendwann die Frage des Wegs zum Sozialismus stellt, während 
diese Frage heute in Italien kein unmittelbar anstehendes Problem betrifft. Was also den 
"Weg zum Sozialismus’ angeht, so sollte man heute für Italien jegliche Illusion in diese 
Richtung fahren lassen! Wenn ich dagegen in den Reden und Schriften der italienischen 
Linken, z.B. bei Berlinguer Sätze lese wie »den Ausweg aus dem Kapiüalismus« ... , so hat 
ein solcher Ausdruck heute in Italien Zeinerlei politische Bedeutung, allenfalls eine propa- 
gandistische Bedeutung. 
Wenn die italienischen Linksparteien heute ein politisches Ziel haben können, so das eine: 
an die Regierung zu kommen, also eine mehrheitsfähige Koalition zu bilden, um dann in 
der Regierung eine bessere Regierungsfähigkeit zu beweisen als die, die uns die Christde- 
mokratie seit Jahren vorexerziert hat; also auf nationaler Ebene das zu wiederholen, was in: 
Italien bereits auf lokaler Ebene und vor allem in den Regionen bereits stattgefunden hat. 
Das Problem, das sich die italienische Linke heute stellen kann, ist also »zcAt, den Kapita- 
lismus zu beseitigen, sondern, einige der schlimmsten Verzerrungen und Ungerechtigkei- 
ten, die das kapitalistische System hervorgebracht hat, zu korrigieren, vor allem in der Ver- 
teilung des Reichtums. Dies, eine gerechtere Verteilungspolitik zu machen, scheint mir die 
Aufgabe der Linken in Italien zu sein, und darum halte ich das Problem des 'Wegs zum 
' Sozialismus’ für absolut verfrüht. 
Nun ıst ja eine derartige Vertellungspolitik der Weg gewesen, der in Nordeuropa zwar 
nicht zum Sozialismus geführt hat, ... 

.. sondern zum Sozialstaat ... 

. wobei in der BRD eine weitergehende Umverteilung von der SPD zwar angekündigt 
und wohl auch versucht, aber leizten Endes nicht durchgeführt worden ist: ein Beispiel ist 
die auf der Strecke gebliebene Steuerreform. Denn mit der Resiriktion der günstigen Welt- 
markibedingungen für eine lineare Weiterentwicklung des ökonomischen "Modells 
Deutschland’ beginnen gerade die Schwierigkeiten für eine höhere Verteilungsgerechtig- 
keit anstrebende Pohtik mit den Mitteln des kapitalistischen Sozialstaates. Und so ist in 
Westdeutschland unsere Kritik an der Sozialdemokratie immer gewesen, daß die Vorstel- 
Jung einer Reichtumsumvertellung, die nur auf den Bereich der Distribution beschränkt 
bleibt, ohne auch im Produktionsbereich - innerhalb der Fabrik - he KU TEmaE DE zu 
verändern, eine Wlusion bleiben müsse. 
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»Mehr Demokratie wagen!« 


Einer der Programmpunkte, mit dem die SPD Anfang der 70er Jahre damals die politische 
Wende eingeleitet hat, war das berühmte ‘Mehr Demokratie wagen!’ von Willy Brandt’s 
erster Regierungserklärung. Auch Sie haben ja immer die Auffassung vertreten, daß die so- 
genannte 'formale’, indirekte, repräsentative Demokratie nicht allein ein historisches Pro- 
dukt der bürgerlichen Revolution ist, sondern ein universeller Wert, und zwar als System 
bestimmter Regeln der pohtischen Willensbildung. Wenn Sie in ihrer damaligen Ausein- 
andersetzung mit Toghaiti und Della Volpe das wahrhaft entscheidende Problem« defi- 
niert haben als »Verhältnis zwischen Gesellschaftssystem?® (Vorherrschaft der bürgerlichen 
oder der proletarischen Klasse) und Regierungsform (lhiberal-demokratisch oder diktato- 
risch)«®, haben die italienischen Kommunisten diese ihre Auffassung der hberalen oder 
repräsentativ demokratischen Ordnung lange Zeit als formalistisch', abgelehnt und ihr ei- 
ne Vorstellung von 'substantieller', von der Arbeiterklasse und den Volksmassen ausge- 
'hender Demokratie enigegengeseizt.?? 

Ich habe immer gesagt, daß der Ausdruck ‘repräsentative Demokratie’ noch ein sehr vager 
Begriff ist. Denn die tepräsentative Demokratie hat in Wirklichkeit tiefgreifende Verände- 
rungen durchgemacht. 

‚Erstens: Nehmen wir das Beispiel der Ausweitung des Wahlrechts. Der Übergang vom be- 
schränkten zum allgemeinen Stimmrecht ist, was das politische System angeht, eine der 
tiefgreifendsten Veränderungen der demokratischen Länder unseres Jahrhunderts. Es ist ei- 
ne quantitative Veränderung - (lachend) und jetzt will ich keine Hegelsche Dialektik von 
Quantität und Qualität spielen lassen - aber es handelt sich auch um einen qualitativen 
' Unterschied. Die Machtverhältnisse haben sich beim Übergang von einer beschränkten re- 
präsentativen Demokratie zu einer erweiterten repräsentativen Demokratie entscheidend 
verändert, doch die Linke scheint diesen qualitativen Unterschied völlig vergessen zu ha- 
ben. Und dies verwundert um so mehr, da die Ausweitung des Wahlrechts eine große Er- 
tungenschaft der Linken war, die große demokratische Errungenschaft der Arbeiterbewe- 
gung. Die bürgerlichen herrschenden Klassen hätten den Radius der Wahlberechtigten 
niemals erweitert, wenn es nicht die in diese Richtung treibenden Kräfte der Arbeiterbewe- 
gung gegeben hätte. Das allgemeine und gleiche Wahlrecht ist in der Regel etst dort einge- 
führt worden, wo sich die Parteien der Arbeiterbewegung bereits gebildet hatten. In Ita- 
lien wurde die erste große Ausweitung des Wahltechts 1912 in der Giolitti’schen Periode 
eingeführt, als sich Giolitti darüber im klaren wurde, daß der politische Raum für die Ar- 
beiterklasse, für die Massen der Bevölkerung geöffnet werden mußte. Oder nehmen Sie die 
Geschichte der Demokratie in Deutschland seit Bismarck, wo es eine eingeschränkte reprä- 
sentative Demokratie gab .... Die repräsentative Demokratie ist also kein statisches System, 
. sondern ein System, das sich beständig in Entwicklung befunden hat. Warum stellt man 
diese Differenzen, die - ich wiederhole - große Errungenschaften der Linken sind, nicht in 
Rechnung, wenn man allgemein von ‘repräsentativer Demokratie’ spricht? 

Zweitens: Eine andere Form, die repräsentative Demokratie auszuweiten, besteht in der 
Ausweitung nicht der Anzahl der Szbjekte, die an ihr teilhaben, sondern die Erweiterung 
der Bereiche, an denen Teilhabe stattfindet. Als zu einem bestimmten Zeitpunkt die re- 
präsentative Demokratie vom Parlament ausgedehnt wurde hin zur Lokalverwaltung - in 
Italien auf die Regional- und Lokalregierungen - oder als man versuchte (und dies ist in 
Italien ein schr fruchtbares Experiment gewesen), Elternräte, Schüler- und Studentenräte ın 
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praktisch allen Schulen und Hochschulen zu wählen, so sind dies alles weitere Äußerungs- 
formen der repräsentativen Demokratie, die nicht mehr nur auf die Wahl des Parlaments 
beschränkt wird, sondern z.B. auch auf die Schulen ausgedehnt wird. 

Drittens: die industrielle Demokratie, die sogenannte “Wirtschaftsdemoktratie’ - worum 
handelt es sich dabei, wenn nicht um die Ausweitung der repräsentativen Demokratie auf 
die Fabrik? Wenn es heißt ‘Demokratie im Parlament, Despotismus in der Fabrik’, wie be- 
seitigt man den Despotismus in der Fabrik? Indem man alle jene Regeln der repräsentati- 
ven Demokratie in die Fabrik einführt, wonach die Delegierten gewählt Bean, und zwar 
in freien Wahlen auf Zeit, die periodisch stattfinden müssen . ei | 
Sehen Sie: Die repräsentative Demokratie ist ein hervorragendes Instrument, aber ein In- 
strument, das wir noch viel zu wenig angewandt haben. Und es kommt der Linken zu, es 
ıst die große politische Aufgabe der Linken, die repräsentative Demokratie auszudehnen 
und sıe damit zu verstärken! Ich sage immer una Demokratie’, um nicht einfach 
Demokratie’ zu sagen. 

Jede Demokratie ist repräsentativ, 

. wenn man mal von den Fällen absicht, wo man die Betroffenen direkt in einer Vollver- 
ln vereinigen kann, oder von Referenden. Ich halte auch die Referenden für ein 
. wichtiges Instrument demokratischer Teilhabe am politischen Prozeß, aber sie lösen das 
Problem der Regierungsform nicht. Denn man kann nicht alle politischen Probleme durch 
Referenden entscheiden. Es wird immer eine beschränkte Repräsentanz durch Personen ge- 
ben müssen, die sich als Beruf, d.h. mit höherer technischer Kompetenz mit Politik befas- 
sen. Deshalb spreche ich von repräsentativer Demokratie, aber ich könnte auch einfach von 
Demokratie sprechen. Ich halte es für äußerst wichtig, daß die Linke sich über die >zszorz- 
sche Bedeutung der Demokratie klar wird, darüber, was die Linke noch zur Entwicklung 
der Demokratie tun kann! | 


Klassengesellschaft oder Pluralistische Gesellschaft? 


In welchem Verhältnis aber steht die Demokratie zur Klassensiruktur der westlichen Ge- 
sellschaft? Auch Mach herson etwa geht - wie Sıe - von der Vorausseizung aus, daß die De- 
mokralie ein System von Regeln darstellt. Dieses System wurde aber erst für kapıtalistische 
Gesellschaften operativ, als ]. Bentham und ]J.S. Mill entdeckten, daß das allgemeine 
Wahlrecht nicht notwendig eine Gefahr für das Eigentum der besitzenden Klassen bedeu- 
ten müsse. Macpherson versucht also zu erklären, wieso die Bourgeoisie trotz allgemeinen 
Wahlrechts an der Macht bleiben konnte. Sein ersies Erklärungselement - und dies ıst für 
ıhn die Geburtsstunde der ‘liberalen Demokratie in England’?! - ist das Klassenbündnis 
von Industriellen, Arbeiterklasse und Mittelklassen für die Reform-Bill von 1832 gegen de 
Privilegien der landlords; sein zweites Erklärungselement ist dann die 'zähmende Wir- 
kung’, die das Parieiensysiem mit seiner Kompromißsiruktur auf die Ausweitung des 
Wabhlrechts gehabt hat.?? 

Macpherson versucht also - ich habe dies nur als Beispiel aufgeführt - einen Zusammen- 
hang herzusiellen zwischen der Demokratie als Regelsystem, dem Parteiensystem oder po- 
Jitischen System und der Macht verschiedener Klassen, während ich bei Ihren Schriften im- 
mer den Eindruck hatie, daß Sie den Unterschied zwischen dem soziologischen Gesicht- 
sbunkt (Klassenherrschaft) und dem - sagen wır - politologischen Gesichtspunkt (Regie- 
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rungsform) stärker betonen als die Frage, wie beide Aspekte in einem rn 
zusammengehalien werden. 

Was meinen Sie, wenn Sie Klassengesichtspunkt Br Wenn Sie damit sagen wollen, daß 
man über die Demokratie, d.h. auch über die Ausweitung der Demokratie die Klassenge- 
sellschaft nicht abschaffen kann - also, das weiß ich auch nicht ... Oder wollen Sie damit 
etwa behaupten, daß heute eine Gesellschaft mit forigeschfittene Demokratie eine Klas- 
sengesellschaft i im gleichen Sinne ist wie die Gesellschaft des 19. Jahrhunderts eine Klas- 
sengesellschaft war? Als Marx von Klassengesellschaft sprach, da hatte er eine Gesellschaft 
vor sich, ın der man noch nicht einmal von einer wirklichen Demokratie sprechen konnte. 
Das Wahlrecht war sehr eingeschränkt, auch in England, wo die erste Ausweitung des 
Wahlrechts ja etst 1867 stattfand. Glauben Sie nicht, daß seitdem die Erfahrung der De- 
mokratie, die Praxis der Demokratie, der Erweiterung der demokratischen Basis, die Betei- 
ligung der Massen am politischen Leben dutch die Massenparteien, daß dieser gewaltige 
Zuwachs an demokratischer Teilhabe nicht auch die Klassengesellschaft aus Marxens Zeiten 
in eine andere Gesellschaft transformiert hat? (Denn die Massenparteien sind Organe der 
Teilhabe der Bürger am politischen Leben, während - darin liegt ja der Unterschied zwi- 
schen Wählerpartei und Massenpartei - eine bloße Wählerpartei nur zu den Wahlen unter 
den Bürgern tätig ist. Die Massenpartei hingegen organisiert ihre Mitglieder und Sympa- 
thisanten nicht nur zum Zeitpunkt der Wahl, sondern auch zwischen den Wahlen, sie 
stellt also eine ununterbrochene Teilnahme am politischen Prozeß her: so ist die kommuni- 
stische Partei Italiens eine Partei der ständigen Teilhabe ihrer Mitglieder.) Können wir 
wirklich sagen, daß die heutige Gesellschaft, in der es wie gesagt die repräsentative Demo- 
 kratie mit allgemeinem gleichen Wahlrecht, in der es die Massenparteien gibt usw. ..., im 
gleichen Sinne, wie es die Gesellschaft zu Marxens Zeiten war, eine Klassengesellschaft ist? 
Dies ist die Frage, die ich den Marxisten stellen möchte. 

. Die affirmative Antwort - es handelt sich um eine Klassengesellschaft im Marx’schen Sinne 
- setzt natürlich eine bestimmte Abstraktionsebene voraus und bezieht sich vornehmlich 
auf die Produktionsverhältnisse. Sie lautet dann, daß die heutige Gesellschaft in dem Sin- 
ne Klassengesellschaft ist, daß das Privateigentum an Produktionsmitteln (auch wenn es in 
Teilbereichen durch Arbeits- und Sozialgesetzgebung, Mitbestimmung usw. beeinträch- 
tıgt worden sein mag) bei der Klasse der Kapitaleigner verbheben ist und ım gesellschaftli- 
chen Reproduktionsprozeß als Kapıtal fungtert ... 

.. aber eine heutige Gesellschaft des entwickelten Kapitalismus mit repräsentativer Demo- 
kratie, allgemeinem Wahlrecht usw. ist doch eine sehr viel pluralistischer strukturierte Ge- 
sellschaft als die Klassengesellschaft, wie sie sich Marx vorstellte: als aniagonistische Klas- 
sengesellschaft, als ob es im wesentlichen nur zwei einander gegenüberstehende Klassen 
gebe ... 

.. zwei ‘Lager’, wie es im Kommunistischen Manifest heißt, 

.. also eine dachotomische Gesellschaft. Wenn wir heute den Begtiff der 'Dlurahistischen 
Gesellschaft‘ verwenden, so nicht zufällig, sondern um der Tatsache Rechnung zu tragen, 
daß die heutige Gesellschaft sehr viel zersplitterter ist. Ich weiß nicht, ob dies gut oder 
schlecht ist, aber es ist eine Feststellung von Tatsachen. 

Ich bin der Auffassung - und das ist für einen Marxisten sicher eine Häresie - daß es heute 
sehr viel realistischer ist, diese fortgeschrittenen Gesellschaften unter dem Gesichtspunkt 
der amerikanischen Theorie der Interessengruppen und Einflußgruppen zu betrachten als 
nach der marzistischen Theorie der antagonistischen Klassen. Es sind Gesellschaften von 
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Interessengruppen. Was sind denn im Grunde die Gewerkschaften andetes als Interessen- 
gruppen? Gerade in Italien gibt es doch nicht eine Gewerkschaft, die ‘dern Kapital’ entge- 
gengesetzt ist. Wenn man allein an die Gewerkschaften denkt, die es bei uns an den Schu- 
len, Hochschulen, im Bildungswesen gibt, wo jede Berufsgruppe, die mehr als zehn Leute 
umfaßt, ihre eigene Gewerkschaft hat. Anfangs schien die Gewerkschaft nur die Organisa- 
tion der Arbeiterklasse gegenüber dem Kapital zu sein. Heute macht jeder, der seine Inter- 
essen verteidigen will, seine eigene Gewerkschaft auf, etwa die Eisenbahner, die sicher kei- 
ne Klasse sind. Es gibt in Italien vier oder fünf Eisenbahnergewerkschaften, die alle sehr 
großen Einfluß haben. Heute kann in Italien ein Streik der Eisenbahner, die keine Klasse, 
sondern eine Berufsgruppe sind, das Land mehr lahmlegen, als eine 'Klassendemonstrati- 
on’, die von der Kommunistischen Partei organisiert wird. All dies führt dazu, daß eine 
Gesellschaft wie die unsere sehr zersplittert, sehr fragmentiert ist: eine Gesellschaft, in der 
die Subjekte, die zählen, nicht mehr die Individuen sind - wie es die alte ideale Auffas- 
sung des Liberalismus vorsah - sondern die Korporationen (wobei ich nicht die amerikanı- 
schen ‘corpotations’ meine, sondern die Interessenverbände). 

Zu dieser Frage wollte ich kommen. Man versucht ja heute, die politische Struktur der spät- 
kapitalistischen Gesellschaft mit der Theorie des ‘politischen Marktes’, auf dem sich ver- 
schiedene Interessengruppen begegnen und verhandeln, zu erklären. Zwischen den ver- 
handlungsmächtigsten Verbänden von Kapital und Arbeit sei es dabei zu relativ stabilen 

'neokorporativen Strukturen’ gekommen ...?? 

Genau - ich halte es für wesentlich realistischer, von 'Neokorporativismus’ zu sprechen als 
von Klassengesellschaft für eine Gesellschaft wie die unsere, in der die Demokratie jedem 
das Bewußtsein seiner eigenen Rechte vermittelt hat, und damit auch das Bewußtsein der 
Möglichkeit, über seine Interessenverbände die Entscheidungen zu beeinflussen ... ın Ita- 
lien vor allem durch das Mittel des Streiks. Die heutige Gesellschaft wird also immer kom- 
plexer - (lachend) aber ich will diesen Ausdruck ‘Komplexität’ (auf deutsch), der jetzt 
auch in Italien zu einem Schlüsselbegriff für alle Probleme geworden ist,’ nicht überstra- 
pazieren... Dennoch ist da etwas Wahres dran: die heutige Gesellschaft ist schr viel kom- 
plexer als die Gesellschaft zu Zeiten von Karl Marx; und darum nützen uns wahrscheinlich 
auch viele der begrifflichen Instrumente von Marx nicht mehr viel. Aber wenn ich von eı- 
ner viel 'komplexeren’ Gesellschaft rede, so will ich damit nur sagen, daß man heute nicht 
mehr in dem einfachen Sinn von Klassengesellschaft reden kann, in dem dies noch zu 
Marx’ Zeiten möglich war oder auch ın den Zeiten der Zweiten Internationale, als es die so- 
zialdemokratische Partei gab, die den bürgerlichen Konservativen Parteien gegenüber- 
stand. 


Die Kommunistische Partei Italiens und die westliche Demokratie 


Scheint es Ihnen aber nicht so, daß in Italien heute diejenige Partei, die (um den Luh- 
mann'schen Ausdruck zu benutzen) die gesellschaftliche 'Komplexiüät’ ausschließlich auf 
die politischen Mechanismen der repräsentativen Demokratie reduzieren wül, ausgerech- 
net die Kommunistische Partei ı1st? 

Ist es zum Beispiel nicht gerade die Kommunistische Partei, die dann, wenn solche Streiks, 
wie die von Ihnen angeführten, stattfinden, von "korporativen’ Streiks spricht, (wobei sie 
"korporativ' wıe Gramscı ım Sinne von 'ständhsch', also in pejorativer Bedeutung verwen- 
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det), um zum Ausdruck zu bringen, daß für die KPI die Entscheidung über diese Proble- 
me ausschließlich den Parteien im Parlament zukommt? Ist damit nicht heute in Italien 
diejenige politische Kraft, dıe die repräsentative Demokratie gerade im alten Sinne, im 
klassischen Sinne verteidigt, die Kommunistische Partei? 
Ja, da gebe ich Ihnen durchaus Recht. Aber sehen Sie, die Kommunistische Partei ist eine 
Partei, die immer auf zwei Ebenen spielt, die also gewissermaßen immer zwei Eisen im 
Feuer hat: auf der Ebene der Demokratie, des Parlaments, usw. ... aber auch auf der Ebene 
der Massenmobilisierung. In diesem Sinne ist die Kommunistische Partei die eznzige au- 
'thentische Partei der Linken, die es heute in Italien gibt, weil sie die einzige italienische 
Partei ist, die noch über die Fähigkeit verfügt, die Massen zu mobilisieren. Diese Tatsache 
sollte man nie vergessen! Gerade die Sozialisten täten heute gut daran, sie nicht zu verges- 
sen. Denn der Unterschied zwischen einer Arbeiterpartei oder Linkspartei oder Massenpar- 
tei und einer bürgerlichen Partei oder Partei der Mittelschichten ist die Fähigkeit zur Mobi- 
lisierung der Massen. Und die Kommunistische Partei verfügt über diese Fähigkeiten, wäh- 
tend die anderen Parteien in Italien diese Fähigkeiten nicht besitzen. Die KPI kann be- 
schließen, eine Massenkundgebung zu veranstalten und sie dann erfolgreich durchführen 


... sogar gegen die Gewerkschaften, wie wir gerade gesehen haben.’ 

Dies kann in Italien keine andere Partei, weder die Sozialistische Partei, noch die Christde- 
 mokratische Partei, die doch die Partei mit 40 % der Wählerstimmen ist, und sicher kann 
es die Neue Linke nicht. Die neue Linke kann einen ‘corteo’, einen Demonstrationszug 
veranstalten (wenn man dabei 400 - 1000 Leute zusammenktiegt, dann ist eine solche De- 
monstration meistens schon erfolgreich), wenn man aber einen Platz in Rom, Turin oder 
Mailand füllen will, so kann das in Italien nur die Kommunistische Partei! 

Ich weiß nicht, ob Sie einmal an einem nationalen Festival der (Parteizeitung) Urzia teilge- 
nommen haben. Es ist äußerst beeindruckend. Ich selbst habe (in erster Person, d.h. als 
Teilnehmer von Podiumsdiskussionen) zweimal an nationalen Umira-Festivals teilgenom- 
men. In Neapel haben wir damals das Problem des Pluralismus aufgeworfen. Sie wissen ja, 
in Italien gibt es in jedem Jahr ezz Problem - das "Thema des Jahres’ - und damals war es 
der Pluralismus, denn es war genau die Zeit, als alle kommunistischen Parteiführer und na- 
türlich alle ihre intellektuellen Sprachrohre den Pluralismus im Munde führten.?° Ich habe 
in meinem Einleitungsbeitrag die Rolle des Provokateuts übernommen, also Fragen ge- 
stellt: Wie könnt ihr von Pluralismus sprechen, wenn die gesamte Tradition des Marxis- 
mus-Leninismus in die Richtung der monokratischen Hertschaftsform, der Einheitspartei 
geht? Und ich versichere Ihnen, dieser riesige Saal war voll von Menschen, die interessiert 
waren, die sich beteiligten, die sogar meine Provokationen als normal empfanden (nicht so 
wie gewisse Gruppen der Neuen Linken, die geschrien hätten »scemo, scemo« - Schwach- 
kopf - und mich nicht hätten reden lassen). Diese kommunistischen Massen verkörpern ei- 
ne gewisse Kultur, denn die Kommunistische Partei hat oder verkörpert auch eine beächtli- 
che politische Erziehung. 

Ich kann das ganz leidenschaftslos sagen, denn ich bin niemals Kommunist gewesen und 
verspüre keinerlei Versuchung, es je zu werden. Dies als Antwort auf Ihre Frage: Die Kom- 
munistische Partei ist wirklich eine demokratische Partei, aber auch jene Kraft zur Mobili- 
sierung. Daher kommt es, daß ohne die KPI in Italien nur äußerst schwer regiert werden 
kann. Das ist die Wahrheit. 

Auf ihrem XV. Parteikongreß 1979 hat sich die KPI auf das Ziel »einer auf die politische 
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Demokratie gegründeten sozialistischen Gesellschaft« festgelegt. In welchem Verhältnis 
sieht nun diese Zielformulierung zur 'democrazia progressiva', zur "forischreitenden De- 
mokratie’, der Ausdruck, mit dem Togliatti in der Nachkriegszeit die politischen Ziele der 
KPI zusammenfaßte? Die eurokommunistischen Theoretiker sehen ja heute in dieser 'fort- 
schreitenden Demokratie’ Toghatiı's bereits die ersie, entscheidende Etappe der Abkehr 
vom sowjetischen Modell hin zu einem eigenständigen demokratischen Weg zum Sozialis- 
mus.’ | 
Auf der anderen Seite sieht ein hinker Kritiker wie Franco Sbarberi in der Formel der 'de- 
mocrazia progressiva’ bereüs die völlige Akzeptierung der parlamentarischen Demokratie, 
was für ihn gleichbedeutend ist mit der Aufgabe »jeglicher klassischen Hypothese des 
Übergangs zum Sozialismus«, d.h. der Suche nach und dem Vorantreiben von institutio- 
nellen Alternativen zum Parlamentarismus von der Basis her zugunsten einer rein aasft- 
xierten’ Demokratievorstellung.?? Ä 
Damals war die 'democrazia progressiva’ einfach eine Parole, eine bloße Formel: In einem 
Land innerhalb des amerikanischen Einflußbereichs hatte eine Partei ‘demokratisch’ zu 
sein - oder sie hatte keinerlei Überlebensmöglichkeiten! Und die Kommunisten wußten 
nur zu gut, daß die KPI völlig hätte ausgelöscht werden können. Es ist klar, daß die 'demo- 
crazia progressiva’ eine bloße Formel war. 

. meinen Sıe eine bloß instrumentelle, kakRschE Formel? | 
Sicher war Togliatti davon überzeugt, daß die KPI nur dann würde am Aufbau de neuen 
Italien teilnehmen können, wenn er aus ihr eine große demokratische Partei machte. Je- 
doch hat Togliatti nie auf den Grundgedanken verzichtet - und ich glaube, daß nicht ein- 
mal Berlinguer im Grunde davon abgelassen hat - daß das entscheidende Problem für eine 
politische Arbeiterpartei darin besteht, die Macht zu ergreifen! Wenn zum Beispiel bei 
den Wahlen von 1948 die 'Fronte’?? die Mehrheit der Stimmen erhalten hätte, was dann 
passiert wäre, weiß ich nicht... denn die Truppen der Amerikaner waren ja seit dem Kriege 
noch in Italien. Wahrscheinlich hätte die ‘Fronte’ versucht, mit allen Mitteln die Entwick- 
lung einer westhchen Demokratie zu verhindern. 

Enrico Berlinguer hat vor einem Monat auf die Frage eines Jornalisten der Repubblica eine 
Antwort gegeben, die mich einen Augenblick hat den Atem anhalten lassen und mıch je- 
denfalls sehr überrascht hat. Auf die Frage der 'alternanza’ , also des Wechsels von Regie- 
tung und Opposition angesprochen, antwortete er: ja sicher sind wir für demoktatischen 
Regierungswechsel, aber wir wollen auf keinen Fall, daß bei uns dasselbe passiert, was jetzt 
in England oder anderen Ländern geschehen ist; daß nämlich, wenn die anderen, also die 
Konservativen wieder an der Regierung sind, diese dann all das wieder zerstören, was von 
der Linken aufgebaut wurde. Diese Vorstellung der Alternanz im Abwechseln von Regie- 
tung und Opposition existiert also meiner Ansicht nach in den Köpfen der kommunisti- 
schen Führer in Wirklichkeit noch gar nicht. Und wenn diese Vorstellung des Regierungs- 
wechsels fehlt, dann kann man nicht von repräsentativer Demokratie im westlichen Sinne 
sprechen. Ich glaube, daß die Barriere zwischen den Kommunisten und den Demokraten 
(im weitesten Sinne des Wortes) immer noch hier verläuft. 

Wenn die italienischen Kommunisten also von ihrer »Erneuerung in der Kontinuität« spre- 
chen, so würden Sıe hier, in dem, was Sie 'Nichtakzeptieren der Alternanz' nennen, eine 
Kontinuität der italienischen kommunistischen Tradition ansiedeln! | 


Ja. 
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Zwei Gründe für die »Krise des Marxismus« 


Mir schien, daß es eine andere Grundlage für die Annäherung der italienischen Kommuni- 
sten an die westliche repräsentative Demokratie gibt, die ıch vor allem in den Schriften eı- 
nes Kommunisten gefunden habe, der sowohl Berater Togliaiti’s als auch Berlinguer's ge- 
wesen ist - Franco Rodano: ndmlich die Vorstellung, daß es seit dem Faschismus, in der 
Ära des Imperialismus, eine grundlegende Unvereinbarkeit zwischen entwickeltem Kapita- 
Jismus (wenn wir mal die Theorie der N Überreste’ beiseite lassen) und pohn- 
scher Demokratie gibt.* 
Ich würde sagen, das haben wir alle geglaubt. Sicher ist der entwickelte Kapitalismus mit 
der Demokratie vereinbar; aber wir können für unsere Länder, Deutschland und Italien, 
die einfache historische Feststellung treffen, daß der Kapitalismus zu einem bestimmten 
Zeitpunkt die demokratischen Regeln unterbrochen hat, um sein ökonomisches System 
wieder in Gang zu bringen. Und es gibt keinen Zweifel daran, daß dies 72:7 zur Grundlage 
des italienischen Faschismus und des deutschen Nationalsozialismus gehört - ich sage 
nicht: »xr dieser Umstand, aber auc# er! 
Dennoch wurden wir alle gezwungen, diese unsere Vorstellung zu ändern, und zwar auf- 
grund der Entwicklung der Sowjetunion. Was behindert die Entwicklung der Demokratie 
mehr: eher der Kapitalismus oder eher der - ich weiß nicht, wie man das ökonomische Sy- 
stem der Sowjetunion bezeichnen soll - sagen wir Kollektivismus? 
Das ist der entscheidende Punkt, und bier 2st auch die gesamte 'Krise des Marxismus’ ent- 
standen. an dem Punkt nämlich, als sich auch die italienischen Kommunisten und ihre 
Führer über die Krise des sowjetischen Systems klat geworden sind! Ich sage dies auch, weil 
mir scheint (nach dem was ich von Ihnen gelesen habe*!), daß Sie diesen Grund für die 
Krise des Marxismus nicht ausreichend in Rechnung stellen. Das Land, oder die Länder, 
die sich an den Ideen von Marx - und hiet interessiert mich nicht, ob sie den "ganzen Marx’ 
verstanden oder falsch interpretiert haben - oder des Marxismus-Leninismus orientiert ha- 
ben, sind Länder, die ihr Ziel verfehlt haben, die menschliche Emanzipation! Der Kampf 
für die Emanzipation, jenes wundervolle Wort aus der sozialistischen Tradition - Kampf 
für die Emanzipation des Proletariats, der Menschheit - dieser Kampf ist ın der Sowjet- 
union gescheitert. Oder können wir etwa behaupten, daß das sowjetische Volk emanzipier- 
ter sei als die Bevölkerung der Bundesrepublik? 
Das ist für mich - ich wiederhole - der entscheidende Punkt: das Scheitern jenes großarti- 
gen Experiments der Sowjetunion, der ersten großen sozialistischen Revolution - vielleicht 
auch der chinesischen Revolution, obwohl die chinesische Revolution in einer Welt mit 
ganz anderen Traditionen stattfand, auf die man das marxistische Emanzipationsmodell 
nur sehr schwer anwenden kann - während die russische Gesellschaft doch seıt Jahrhunder- 
ten im kulturellen, politischen und ökonomischen Einflußbereich des kapitalistischen We- 
stens stand ... 

. oder zumindest doch die sozialdemokratische Intelhgenz Rußlands, ... 
die an die Tradition der ersten und zweiten Internationale gebunden war. Dieses Scheitern 
der russischen Revolution scheint mir das dramatische Problem zu sein, das hinter der soge- 
nannten ‘Krise des Marxismus’ steht. 
Denn ich glaube ja nicht, daß der Kapitalismus vö/sg mit der Demokratie vereinbar ist. Es 
kann sehr gut wieder der Fall eintreten, daß der Kapitalismus eine neue Blockierung der 
demokratischen Entwicklung durchsetzen wird. Ich weiß nicht, was ın der Zukunft in den 
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kapitalistischen Ländern passieren wird. Aber ich konstatiere, daß es in der Nachkriegszeit 
in den kapitalistischen Ländern nicht nur eine Bewahrung, sondern eine Entwicklung der 
Demokratie gegeben hat. 

Wır kommen also auch von der Krise des Marxısmus ee zurück zum Problem der De- 
mokratie: Wenn das sowjetische Modell versagt hat, werden denn die demokratischen Re- 
gierungssysteme die Probe der nächsten Zeit überstehen können? Und vor allem: werden 
die demokratischen Arbeiterbarteien die Probleme der kapitalistischen Entwicklung und 
Krise bewältigen? Jene sozialdemokratische Umverteilungspolitik, die Sıe sich für morgen 
in Italien wünschen, ıst a ın der BRD bereits heute in eine ernsthafte Perspektivkrise gera- 
ten, die die SPD ebenso wie die Gewerkschaften in lebenswichtigen Punkten bereits erfaßt 
(so sehr auch im Wahlkampf Einigkeit großgeschrieben ıst). Die Arbeiterbewegung des 
‘Modells, Deutschland’ hat keine Antwort auf die sogenannte strukturelle 
Arbeitslosigkeit’, da sie am ökonomischen Entwicklungsmodell festhält, das heute - mit 
der Umstrukturierung der internationalen Arbeitsteilung, den internen Umwälzungen der 
Struktur ganzer Industriebranchen - gerade zu dieser Freiseizung von Arbeitskräften 
führt. Dazu kommen Probleme, die dieses industrielle Wachstum selbst hervorgebracht 
hat wıe die ökologische Krise und neue soziale Bewegungen, die sich dem Konsens des 
"Modell Deutschland’ entziehen wie die Anti-Atomkraftbewegung, auf die sich auch neue 
politische Strömungen - bei uns die 'Grünen' - beziehen. 

Gleichzeitig hat auch in der BRD schon längst das begonnen, was in England oder lialien 
die 'neoliberale Offensive’ heißt: der Druck gesellschaftlicher und pohtischer Kräfte - für 
die Strauß nur ein Vertreter ist - , die auf Reduzierung des Sozialstaates und gleichzeitig 
auf Stärkung eines autoritären Staates abzielen. 

Ist es da unrealistisch, wenn die Pohtikwissenschaft (nicht nur konservativer Prägung) zur 
Hypothese der 'Unregierbarkeit’ kapıtalistischer Demokratien kommt?" 

Gegenüber diesen gewaltigen Problemen der heutigen Gesellschaft, angefangen von der. 
ökonomischen Krise bis hin zu den Problemen der Umwelt, haben wir doch a4e noch sehr 
unklare Lösungsvorstellungen. Ich glaube, daß wir hier die nötige Bescheidenheit besitzen 
müssen, nicht vorschnell zu radikale Urteile zu fällen oder zu utopische Programme aufzu- 
‚stellen. 

Sicher, es gibt diese 'Krise der Regierbarkeit’ , ohne Zweifel. In Deutschland ist dieses The- 
ma ja viel mehr diskutiert worden als in Italien - denn (Bobbio lacht) wenn man in Italien 
von Regierbarkeit spricht, so heißt das a//’ztaliana nicht mehr als bloß die Bildung einer Re- 
gierung. Die 'Regierbarkeit’ sicherzustellen heißt bei uns nicht, dafür zu sorgen, daß die 
Regierung tatsächlich regiert, sondern, daß überhaupt irgendeine Regierung zustande- 
kommt.“ Also ich bin in der Tat der Auffassung, daß es diese ‘Krise der Regierbarkeit’ 
gibt: weil die Gesellschaft sehr viel komplexer geworden ist, aber auch, weil esin der Ge- 
schichte Unvorhersehbarkeiten gibt. Sehen Sie, in der gesamten theoretischen Tradition 
der Linken - die so sehr vom Marxismus beeinflußt ist, der eine Geschichtsphilosophie vom 
Typ derer des 19. Jahrhunderts war - gibt es doch diese Vorstellung, den Gang der Ereig- 
nisse vorhersehen zu können“, wonach die Geschichte des Kapitalismus einen bestimmten 
Entwicklungsverlauf haben würde. Diese Vorstellung ist doch in der Kultur der Linken 
ziemlich verankert. Doch sie traf nicht zu. Die Geschichte des Kapitalismus ist anders ver- 
laufen, die Linke hat in ihren Prognosen gewaltige Fehleinschätzungen gemacht. 

Und dies ist die zweite grundlegende Ursache der Krise des Marxismus - neben der Krise 
des sowjetischen Modells - die Tatsache nämlich, daß sich viele der marxistischen Voraussa- 
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gen nicht bewahrheitet haben. Der Kapitalismus ist ein System, dem es gelungen ist, be- 
ständig seine Krisen zu überwinden. Das, was wir heute den Sozial- oder Wohlfahrtsstaat 
‚nennen, kann mit gutem Recht - wie es die Neue Linke ja auch tut - »der San des Kapi- 


.  tals« genannt werden.® 


Krise der Demokratie? 


Sicher ist der Kapitalismus in der Lage, seine Haut zu wechseln, vor allem seine staatliche 
Haut zu wechseln - vom Liberalismus zum Faschismus zum Wohlfahrtsstaat usw. ... Aber 
unser Problem, das Problem der Linken ist doch, ihn daran zu hindern, die Demokratie 
auszuwechseln. Denn die ‘Krise der Regierbarkeit’ kann ja auch gesehen werden - und sie 


....zt von der Trilateralen Kommission angesehen worden - als 'Krise der Demokratie’.*° 


Sind die Grundprobleme der gegenwärtigen Gesellschaft eigentlich gebunden an den Ka- 
pitalismus oder an die industrielle Entwicklung überhaupt? Nehmen wir nur die Energie- 
krise... (Bobbio lacht) abgesehen von der Tatsache, daß man nicht vorhersehen konnte, 
daß der liebe Gott den größten Teil des Erdöls an die arabischen Staaten gegeben hatte - 
auch das gehört zum Zufall in der Geschichte, daß das Erdöl, die wichtigste Energiequelle 
. des Industriesystemns der letzten Jahrzehnte, zum entscheidenden Teil den arabischen Staa- 
ten gehört, die auch durch ihre religiöse Tradition miteinander verbunden sind. Dies ist al- 
so ein völlig unvorhersehbares Element der Krise, das vom Charakter der industriellen Ent- 
wicklung überhaupt und nicht allein vom Kapitalismus abhängt. Meinen Sie nicht, daß die 
Energiekrise auch die sozialistischen Länder erreichen wird, wenn das industrielle Wachs- 
tum so weitergeht wie bisher? 

Sie ist schon längst da; darum seizen die sozialistischen Länder ja auf die Entwicklung der 
. Atomenergie .. 

Ist es denn dans richtig, daß die Linke die Verantwortung für alle auftretenden Krisen dem 
Phänomen Kapitalismus zuschreibt? Die Sowjetunion ist keine kapitalistische, sondern ei- 
‚ne kollektivistische Gesellschaft - ohne Privatkapital, Profit usw. —teilt aber mit dem Ka- 
pitalismus die Probleme des industriellen Wachstums. Ist nicht die industrielle Entwick- 
lung das wirkliche Problem der gegenwärtigen Geschichte, der Geschichte des zwanzigsten 
Jahrhunderts, cher als der Kapitalismus? Der Kapitalismus war eizer der Triebkräfte - viel- 
leicht die größte Triebkraft der industriellen Entwicklung. Aber unser Problem heute ist, 
ob die industrielle Entwicklung so weitergehen kann oder wie man dem unkontrollierten 
Wachstum Einhalt gebieten kann. 

Ich will damit andeuten, daß es Probleme, daß es Krisen der heutigen Gesellschaften gibt, 
die den Kapitalismus Zranszendieren; und daß es deshalb ein Irrtum ist, zu glauben, man 
könne alle Probleme - z.B. das des Wachstums - dadurch lösen, daß man den Kapiıtalis- 
mus bekämpft. 

Diese These gibt es bei uns auch, in der 'grünen Bewegung’ und sie wird beileibe nicht nur 
von Linken vertreten. Gerade von einem Genossen wird sie aber in einer Wendung vorge- 
bracht, die Ihnen sicher nicht zusagen wird. Es handelt sich um Wolfgang Harich, der in 
den 50er Jahren in der DDR Herausgeber der Zeitschrift für Philosophie und einer der Ex- 
ponenten der in der DDR gescheiterten Enisialinisierung war. Seit einigen Jahren lebt er 
im Westen und arbeitet aktiv bei den "Grünen’ mit. Er vertritt in einem noch in der DDR 
geschriebenen Buch’ folgende Auffassung: Wenn - wie Sie sagen - alie Folgen des Wach- 
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stums ein Problem darstellen, das den Horizont des Kapitalismus transzendiert, dann ist - 
so Wolfgang Harıch - der ökologisch verantwortliche Umgang mit den "Grenzen des 
Wachstums’ - ein Problem, dessen Bewältigung um so mehr den Horizont demokratischer 
Prozeduren der Entscheidungsfindung iranszendhert. | 
Es gıbt also nicht nur bei den neokonservativen Politologen der (Unregierbarkeitstheorie”, 
sondern auch in der ökologischen Bewegung selbst Tendenzen, die in Richtung auf einen 
Ausweg aus der Demokratie’ argumentieren. | 
Ich wıll Ihnen in großer Aufrichtigkeit sagen: die Zukunft der Demokratie ist iz keiner 
Weise gesichert! Davon bin ich zutiefst überzeugt - abgesehen davon, daß ich nichtan den 
Fortschritt in der Geschichte glaube, niemand glaubt heute mehr an den ‘unaufhaltsamen 
Fortschritt’, die Geschichte macht wahrscheinlich Sprünge, verläuft im Zickzack ... Wir le- 
ben heute in einer historischen Situation, in der die Demoktatie in all den Ländern, in de- 
nen sie am Leben geblieben ist (und es sind im Weltmaßstab insgesamt recht wenige!), 
ernstlich bedroht ist. Bedroht durch die ökonomische Krise, bedroht aber auch von einer 
bestimmten moralischen Krise, einer moralischen Ermüdung. (Denn sicher muß die De- 
mokratie auch von einer moralischen Haltung getragen werden, die anderen anzuerken- 
nen, die Meinung der anderen zu respektieren - die Demokratie beruht auf dem Prinzip 
der Toleranz). Die heutige ‘geistige Situation der Zeit’ ist eine Situation der Krise. 
Um zum Schluß zu kommen: Wir machen zwar unsere Scherze über das Versagen des 
‘sowjetischen Modells’, aber ich möchte nicht erleben, daß in dieser - ökonomischen, so- 
zialen, moralischen - Krisensituation das sowjetische Modell das Modell des "Zukunftsstaa- 
tes’ werden könnte: der aufgeklärte Despotismus. Das sowjetische Modell (natürlich nicht 
Stalin, aber die heutige Sowjetunion) ist der bis zu seinen äußersten Konsequenzen getrie- 
bene aufgeklärte Despotismus. 
In Europa wurde der aufgeklärte Despotismus ja gerade von den Philosophen der Aufklä- 
tung gepriesen: Die einzige Möglichkeit, die Probleme der Menschheit zu lösen, sei der 
aufgeklärte Despot - Katharina von Rußland, Friedrich II. von Preußen - da es jemanden 
geben müsse, der den Überblick über die Gesamtgesellschaft hat, ohne sich in den Interes- 
sen einzelner gesellschaftlicher Gruppen zu verlieren. 
Ich bin also keineswegs sicher, ob die Demoktatie - die ich natürlich auch unter ethischen 
Gesichtspunkten als die höhere Lebensform ansche - gegenüber dem aufgeklärten Despo- 
tismus wird überleben können. Denn der aufgeklärte Despotismus hat auch seine Vorteile. 
Worin liegt denn heute eine der größten Ursachen der “Unregierbarkeit’ ? 
In der Demokratie! Wenn man von "Unregierbarkeit’ spricht, so bezieht man sich doch vor 
allem auf ein bestimmtes Ungleichgewicht zwischen den gesellschaftlichen 
(Nach)Fragen,“® die von unten kommen, und den Möglichkeiten ihrer Beantwortungen 
von oben. Heute kommt aus der Gesellschaft schr viel mehr an Nachfrage, als jede Regie- 
rung, auch die bestmöglichste aller Regierungen, zu befriedigen in der Lage ist. Das ist es 
ja, was die Amerikaner 'overload’ nennen: ein überlastetes System, | s 
oder was Habermas die 'Rationahtätskrise’ des pohtisch- administrativen S VSTEMS 
nennt.” | 
Woher kommt nun diese Überlastung an gesellschaftlicher Nachfrage? Von der Demoktra- 
tie. In der Demokratie gibt es viele Parteien, und jede Partei stellt ihre Forderungen. Es 
gibt das allgemeine Wahlrecht - jedes Individuum hat seine Rechte, um seine Bedürfnisse 
zu artikulieren. Sie organisieren sich in Gewerkschaften, veranstalten Demonstrationen. 
Denn wenn 20 Personen vor den Montecitorio-Palast ziehen mit einem Transparent "Wir 
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wollen ...’, so ist das gesellschaftliche Nachfrage. Dies hat die Demokratie möglich ge- 
macht. 
Worin besteht nun die einfachste Möglichkeit, diese Krise der Regierbarkeit zu lösen? Sie 
besteht darin, die Möglichkeit zu beseitigen, (Nach)Fragen zu stellen. Und um die Fragen 
zu beseitigen, muß man die Demokratie beseitigen. In einem Land, in dem es keine unab- 
hängigen Gewerkschaften gibt, in dem es keine Parteien, sondern nur eine Einheitspartei 
gibt, nicht zu vergessen die Presse - wieviele Bedürfnisse werden von der Presse artikuliert - 
- in dem es keine Pressefreiheit, sondern nur Staatspresse gibt, wo die Leute nicht mit Tran- 
sparenten auf den Roten Platz ziehen können, um zu sagen 'wir wollen dieses und jenes’ 
. Der sowjetische aufgeklärte Despotismus löst also auf seine Weise das Problem der Re- 
gierbarkeit genau dadurch, daß er den größten Teil der Fragen beseitigt. Es ist sehr viel ein- 
facher, befriedigende Antworten zu geben, wenn man die Fragen einschränkt, wenn man 
Herr nicht nur über die Antwort, sondern auch über die Frage ist. In der Demokratie ist die 
Regierung Herr über die Antwort, aber nicht über die Fragen. Genau das passiert gegen- 
wärtig in Italien - alle stellen Forderungen - und es handelt sich offenkundig um eines der 
Resultate der Demokratie, die den Bereich der möglichen Fragen beständig erweitert hat; 
es ist eine der Ausdrucksformen der Erzanzıpation, Fragen stellen, Forderungen aufstellen 
zu können. Und hier entsteht dann in der Tat die große Versuchung, das Problem nicht 
über die Ausweitung der Möglichkeiten der Antwort, sondern über eine Begrenzung der 
Möglichkeit der Fragen lösen zu wollen. | 


Anmerkungen 


1 Hier nur eine Auswahl seiner wichtigsten Bücher und Aufsatzsammlungen: 

‚»Introduzione alla filosofia del diritto« (1947); »Italia civile« (1964); »Giusnaturalismo e positi- 
_ vismo giuridico« (1965); »Da Hobbes a Marx« (1965); »Saggi sulla scienza politica in Italia« 
(1969); »Una filosofia militante. Studi su Carlo Cattaneo« (1971); »Dalla Struttura alla funzione. 
Nuovi Studi di teoria del diritto« (1977); »Il problema della guerra e le vie della pace« (1979). 
In deutscher Sprache s. Norberto Bobbio, »Hegel und die Naturtechtslehre«, in: M. Riedel 
(Hg.), »Materialien zu Hegels Rechtsphilosophie«, Bd. 2, Frankfurt/M. 1975, S. 81-108; und N. 
Bobbio, »Grundfteiheiten und gesellschaftliche FOHDISRUNEERS, in: Demokratie und Reaan, 

N.1/1976, S. 31-53. 

2 vgl. dazu die informative Darstellung von Esther Modena-Burckhardt, »Von 'Giustizia e Libertä’ 
zum ‘Partito d’Azione’« (= Bd. 1 der Schriftenreihe der Stiftung Studienbibliothek zur Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung), Zürich, Limmat-Verlag 1974. 

3 Bei den Wahlen im Juni 1946 erhieltendie Kommunisten 18,9 % der Stimmen, die Sozialisten 
20,7 % und die Aktionspartei 1,5 %! 

4  »Intellettuali e vita politica in Italia«, jetzt im Sammelband: N. Bobbio, »Politica e lee Tu- 
tin (Einaudi), 1955 (Reprint 1974), S. 123. 

5 Vgl. das Kapitel, das Alberto Asor-Rosa in seiner italienischen Kulturgeschichte (»Storia d’Italia 
Einaudi«, Bd. IV, »Dall’unitä a oggi«, 2. »La cultura«, Turin 1975, S. 1615 ff.) der Diskussion 
über Kommunismus und Liberalismus« zwischen Bobbio und Togliatti gewidmet hat. 

6 Vgl. die im Sammelband »Politica e cultura«, a.a.O. versammelten Artikel Bobbio’s aus den 
Jahren 1951-1955. 

7 N. Bobbio, »Quale Socialismo? Discussione di un’alternativa«, Turin (Einaudi) 1976, S. XVI 

8 »Sozialisten, Kommunisten und der Staat. Über Hegemonie, Pluralismus und sozialistische De- 
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mokratiex, Hamburg 1977: 

Altvater/Kallscheuer (Hg.) »Den Staat de kacten. Kontroversen über eine These von Louis Alt- 
husser«, Berlin 1979 

Hier sei nur an einige seiner wichtigsten Beiträge zur Diskussion des Marxismus erinnert: »Note 
sulla dialettica in Gramsci« (auf dem Gramsci-Kongreß 1958); »Gramsci e la concezione della so- 
cietä civile« (Referat auf dem Gramsci-Kongreß 1967), »Marxismo e scienze sociali« (Referat auf 
dem italienischen Soziologenkongreß 1974) »La Nonviolenza & un alternativa?« (Referat auf dem 
Kongreß über Marxismus und Gewaltlosigkeit, Florenz 1975). S.a. seine in Anm. 6-8 angegebe- 
nen Schriften. 

So hat Bobbio bereits 1949 die Marx’schen Pariser Manuskripte zum erstenmal in Italien veröf- 
fentlicht, 1946 Feuerbach’s »Grundsätze der Philosophie der Zukunft«; und 1968 eine Samm- 
lung der Schriften von Rodolfo Mondolfo, des nach Labriola und neben Gramsci wichtigsten 
marxistischen Philosophen Italiens bis zum zweiten Weltkrieg herausgegeben: Rodolfo Mondol- 
fo »Umanismo di Marx. Studi filosofici 1908-1966«, mit ausführlicher Rene von Bobbio 
(alle im Verlag Einaudi, Turin) 

Vgl. die Diskussion von Giuliano Amato, Lucio Colletti. Luigi Pintor und Massimo L. Salvadeni | 
»Le due anime del PSI«, Mondo Operaio, N.2, Febt. 1980, S. 5 ff. | 
N.Bobbio, »Un Partito tra due fuochi«, Mondo Operaro, N.2, Febr. 1980, S.14 

s. A. Bolaffi, »Introduzione«, in: Horst Mahler »Per la critica del terrorismo«, Bari (De Donato) 
1980, S. 5-20 

G.E. Rusconi, »Bad Godesberg € un modello?«, in: z/ zu/ıno, N.6/1979, Bier S. 936. Vgl. auch 
die Diskussion von A. Bolaffi, E. Collotti und G.E. Rusconi »Si decide sul modello tedesco (e 
delle socialdemocrazie), in: Rinascıta, N. 43. 9.11. 1979 

Der Ausdruck »in mezzo al guado« wurde vom Herausgeber der unabhängigen Tageszeitung La 
Repubblica, E.Scalfari zur Charakterisierung der unbequemen politischen Situation der KPl i.J. 
1978 (in der Regierungsmehrheit, aber ohne Regierungsmacht) ebenso wie ihrer ideologischen 
Linie (eurokommunistische Revision des Leninismus bei gleichzeitiger Behauptung seiner Konti- 
nuität) kreiert und dann von Giorgio Napolitano, dem Führer der KPI, dem man am meisten 
‘sozialdemokratische Neigungen’ zuschreibt, zum Titel seines letzten Buches gemacht. 

s. die Aufsatzsammlung von M.L. Salvadori, »Eurocomunismo e socialismo sovietico. Problemi 
attuali del PCI e del movimento operaio«, Turin (Einaudi) 1978, sowie auf deutsch seinen in 
»Sozialisten, Kommunisten und der Staats, a.a.O. übersetzten Aufsatz über Gramsci und die 
KPI. 

‘Maximalisten’ wurde der Flügel der italienischen Sozialisten genannt, der nach dem 1.Welt- 
krieg zwar politisch für eine Räterevolution nach dem Vorbild des russischen Oktober eintrat, 
aber die organisatorische Unterordnung unter die 21 Prinzipien der kommunistischen Interna- 
tionale ebenso ablehnte wie er nicht ın der Lage gewesen war, seine Generalstreikaufrufe in eine. 
effektive politische Führung der Rätebewegung umzusetzen: Die Weigerung der 'Maximalisten’ 
unter Serrati, die sozialistische Partei zu verlassen und die Weigerung der extremen Linken um 
Bordiga und Gramsci, mit ihnen zusammenzuarbeiten, führte u.a. dazu, daß die Abspaltung 
der Kommunisten in Italien sehr viel weiter ‘links’ als in anderen westeuropäischen Ländern er- 
folgte. Nach der Konstituierung der Kommunistischen Partei 1921 in Livorno schlossen die 
'"Maximalisten’ dann den reformistischen Flügel unter Turati (der für ein Bündnis der Arbeiter- 
bewegung mit der liberalen Bourgeoisie eintrat) aus der PSI aus, so daß sich die Arbeiterbewe- 
gung gegenüber der Machtergreifung Mussolinis dreifach gespalten und hilflos fand. Erst 1930 
war es in der Emigration zur Wiedervereinigung von 'Maximalisten’ und ‘'Reformisten’ gekom- 
men. 

Natürlich umfaßte der Berlinguer’sche Vorschlag des ‘historischen Kompromisses’ zer als das 
Bündnis der kommunistischen Arbeiterbewegung mit den katholischen Strömungen des italie- 
nischen Volkes. Vgl. die Kontroverse in Prokla, Nr. 26, 29 und 32. | 
Bettino Craxi’s »sozialistisches Evangelium«, in dem er dem 'diktatorischen’ Marxismus und der 
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‘asiatischen Restauration’ des Leninismus einen freiheitlichen ‘Marktsozialismus’ der Tradition 
Proudhon’s gegenüberstellte, erschien am 22.8.1978 in der Wochenzeitschrift L’Espresso. 

»L’ alternativa dei socialisti. Il Progetto di programma del PSI«, Rom (documenti Mondo Ope- 
raio Edizioni Avanti!) 1978 

»Proposta di progetto a medio termine«, verfaßt von einer Komission der KPI- Führung. Rom 
(Editori Riuniti) 1977 

vgl. N. Bobbio, »Mondolfo e la rivoluzione russa«, in: Autori Vari, »Filosofia e Marxismo 
nell’opera di Rodolfo Mondolfo«. Florenz (La Nuova Italia) 1979, S. 201-225 

s. Bobbio’s Einleitung zu Mondolfo »Umanismo di Marx«, a.a.O. 

B.Trentin, bis 1977 Führer der vereinigten Metallarbeitergewerkschaft FLM, heute Sekretär des 
kommunistisch-sozialistisch orientierten Dachverbands CGIL, war einer der charismatischen Ar- 
beiterführer des italienischen ‘heißen Herbstes’. Vgl. das Interview mit ihm »In der Krise haben 
sich die Prioritäten gewerkschaftlicher Politik verändert«, in: Prokla, N. 31, S. 171 ff. 

»Il sindacato dei consigli« - Die Rätegewerkschaft - ist auch der programmatische Titel des letz- 
ten Buchs von Trentin über die letzten »zehn Jahre italienischer Geschichte auf der Seite der Ar- 
beiterklasse«, Rom (Riuniti) 1980 


_Fabrizio D’ Agostini, »Trentin fa i conti con il sindacato dei consigli« (Rezension des in Kain 25 


angeführten Buchs), in: Rinascıta (Beilage: Libri), N. 29, 18.7.1980; vgl. die Antwort Trentins 
»L’alternativa al sindacato istituzione«, in: Rinascita, N. 32, 8.8.1980 sowie B. Trentin, »La fron- 
tiera della programmazione e i compiti del sindacato«, in: Trentin/Amato/Magno, »Il piano 
d’impresa e il ruolo del sindacato in Italia«, Bari (De Donato) 1980, S. 7-33 

In diesen Termini werden in der neueren gewerkschaftlichen Diskussion zwei entgegengesetzte 
Tendenzen benannt, die beide z»nerhalb det italienischen Gewerkschaftsbewegung selbst ent- 
stehen: die konfliktuelle oder Protestgewerkschaft, die sich (wie ein Vorwurf lautet) zu schr an 
den Interessen einzelner konfliktfähiger Arbeiterkategorien orientiert, einerseits und die Ge- 
werkschaft als Subjekt oder Partner staatlicher Wirtschaftspolitik, die sich (wie ein Vorwurf lau- 
tet) allzu zentralistisch gegenüber Mitgliederinteressen abschottet und in eine "neokotporative’ 
Konzertation mit Staat und/oder Arbeitgeberseite einbinden läßt, andererseits. Vgl. neben der 
im Anm. 26 angezeigten Diskussion exemplarisch: Pio Galli und Lucio Magri in: Pace e guerra, 
N.3, Mai 1980; sowie G. Giugni »Il rebus dei due sindacati«, Repubblica, 29.7.1980; sowie die 
Diskussion zwischen dem Gewerkschaftsforscher Giugni und dem CGIL - Chef Lama in: Rinascı- 
ta, N. 30, 25.7.80 

im italienischen: societa civile 

N.Bobbio, »Democrazia e dittatura«, in: »Politica e cultura«, a.a.O. 5. 153 

Galvano della Volpe, »Comunismo e democrazia moderna«, in: Nzovi ÄArgomenti, N.7, matzo- 
aprile 1954; Palmiro Togliatti (unter Pseudonym ‘Roderigo di Castiglia’) »Il tema della libertä«, 


in: Rinascita, nov.-dic. 1954 


C.B. Macpherson, »The life and times of liberal democracy«, Oxford (University Press) 1977, S. 
23-43 

»The party system has been the means of reconcilung universal equal franchise with the mainte- 
nance of unequal society.« Ebda. S. 69 


Als Überblick über die "Neokorporatismus’ -Diskussion s. Leo Panitch, »The development of cor- 


poratism in liberal democracies«, in: Coraparative political studies, vol. 10, N. 1, April 1977; 
Klaus von Beyme, »Der Neo-Korporatismus und die Politik des begrenzten Pluralismus in der 
Bundesrepublik«, in: Habermas (Hg.), »Stichworte zur "Geistigen Situation der Zeit«, Bd. 1, 
Frankfurt/M. 1979, S. 229 ff.; H.Kastendiek, »Neokorporativismus?«, in: Prokla, N. 38 
Bobbio spielt auf die derzeit in Italien unter kommunistischen Intellektuellen grassierende 
‘"Luhmann-Mode’ an. | | 

Die kommunistische Opposition zwang die Gewerkschaften im Juni 1980, ihre Übereinkunft 
mit der Regierung Cossiga über eine per Dekret einzuführende (stabilitätspolitische) Abgabe 
von 0,50 % für alle abhängigen Einkommen zur Schaffung eines (von den Gewerkschaften mit 
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zu verwaltenden) ‘Solidaritätsfonds’ für arbeitsplatzschaffende Investition in Süditalien wieder 
aufzukündigen, indem sie als Partei zahlreiche Me und Betriebsversamm- 
lungen gegen das Dektet initiierte. 
s. »Sozialisten, Kommunisten und der Staat«, a.a.O. | 
s. Giuseppe Vacca, »Saggio su Togliatti e la tradizione comunista«, Bari (De Donato) 1974: 1 Bia- 
gio De Giovanni, in: »Gramsci-Debatte 1«, Hamburg 1978, v.a. S. 55 ff. 

F. Sbarberi, »I comunista italiani e lo stato 1929-1956«, Milano (Feltrinelli) 1980, S. 14 (aber vor 
allem S. 204 ff.) 

1948 stellten sich KPI und PSI gemeinsam zur Wahl als »Demokratische Volksfront für Freiheit, 
Frieden und Arbeit«. 

Franco Rodano, »Sulla politica dei Comunisti«, Turin (Boringheri) 1975 

Bobbio bezieht sich hier auf die Einleitung zu »Den Staat diskutieren«, a.a.O. 

vgl. W. Hennis u.a., »Regierbarkeit. Studien zu ihrer Problematisierung« Bd. 1 Stuttgart 1977; 
C.Offe, »'Unregierbarkeit’. Zur Renaissance konservativer Krisentheorien«. in: Habermas (Hg.), 
»Stichworte zur ‘Geistigen Situation der Zeit’«. Bd.1, a.a.O., S. 294 ff. 

Anspielung auf die politische Linie des sonälßischen Parteiführers Craxi. | © 
»Die Kommunisten... haben theoretisch von der übrigen Masse des Proletariats Er Einsicht in 
die Bedingungen, de Gang und die allgemeinen Resultate der proletarischen Bewegung vor- 
aus.« MEW 4, S. 474 

J. Agnoli, »Überlegungen zum bürgerlichen Staat«, Berlin 1975 

Crozier/Huntington/ Watanuki (Hg.), »The crisis of democracy. Report on the governability of 
democracies to the Trilateral Commission«, New York (University Press) 1975 

W. Harich, »Kommunismus ohne Wachstum?«, Reinbek 1975 

italienisch “domanda’ bedeutet sowohl Frage (wie: Antwort) als auch Nachfrage (wie: Angebot) 
J. Habermas, a nn im Spätkapitalismus«, Frankfurt/M. 1973; s.a. Offe, 
2.2.0. 
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Angelo Bolaffi/ Giacomo Marramao 

Wer hat Angst vor Bad Godesberg? 

Zur Bedeutung einer in der italienischen Publizistik gängigen Metapher: 

Unter welchen BERBEAREERN kann die aktuelle Diskussion fruchtbar gemacht werden: p: 


(1.) 


Das Thema ‘Bad Godesberg’, das schon in den vergangenen Jahren in der italienischen po- 
litischen Publizistik immer wieder auftauchte, ist wieder in die aktuellen Schlagzeilen zu- 
rückgekehrt und füllt nun sogar die Spalten angeschener Tageszeitungen.! Hinter dieser 
erneuten Beliebtheit wirken augenscheinlich tiefgreifende politische Utsachen, die über 
die jeweiligen polemischen Anlässe hinausgehen. Aber es bleibt die Tatsache, daß "Bad 
Godesberg’ eine Metapher ist. Und diese Metapher muß in der italienischen Diskussion 
erst noch aufgelöst und präzisiert werden: in der vielfarbigen Tonleiter ihrer Inhalte und 
der (wie wir im Folgenden zeigen werden) nicht immer klaren Bedeutung ihrer Anspielun- 
gen und ihrer historischen Bezugspunkte. Diejenigen, die heute die Metapher ‘Bad Go- 
desberg’ verwenden, haben zwei Koordinaten der komplexen politischen Situation der eu- 
ropäischen Linken vor Augen: die schwierige Vermittler- und Schiedstichtertolle, die heute 
die deutsche Sozialdemokratie im Felde der internationalen Spannungen übernimmt, ein- 
erseits; die politische Entwicklung der italienischen kommunistischen Partei im mühsamen 
Prozeß einer kulturellen und strategischen Neudefinition der italienischen Linken anderer- 
seits. 

Jedoch muß überraschen wie sehr die italienische Publizistik, wenn sie dieses Thema im 
Munde führt, einige Schlüsselbegriffe aus der Debatte innerhalb der europäischen Sozial- 

demokratien regelrecht banalisiert hat. Man braucht nur an die ungenierte Art und Weise 
zu denken, in der Bettino Craxi und ein Teil des intellektuellen Dunstkreises der sozialisti- 
schen Partei einen komplexen Begriff wie den der »Regierbarkeit« auf die bloße Frage einer 
passenden Regierungskoalition heruntergebracht haben (während dieser Begriff in den 
Analysen europäischer und amerikanischer Politologen ein Strukturproblem des heutigen 
kapitalistischen Staates bezeichnet: nämlich die wachsende Schwierigkeit, die vielfältigen 
innerhalb der entwickelten Industriegesellschaften auftretenden Interessen und soziokul- 
turellen Triebkräfte zu regieren - solange man innerhalb des politisch-institutionellen 
Gleichgewichts verbleibt, wie es sich nach dem zweiten Weltkrieg in der Mehrzahl der 
westlichen Demokratien herausgebildet hat?). Und auch der Ausdruck »gesellschaftliche 
Komplexität« wurde nicht etwa nach seinen Angelpunkten und Strukturelementen spezifi- 
ziert und gegebenenfalls für seine Anwendung modifiziert, sondern einfach als Fetisch 
oder als Propagandaparole behandelt, die für jeden Gebrauch gut genug war. Das Bild von 
Gesellschaft, das mit dieser theoretischen Schablone zum Ausdruck gebracht werden konn- 
te, gleicht einer wirbellosen Masse: eine Art von umherflatterndem Gespenst, in dem sich 
gesellschaftliche Strukturen und Hierarchien nicht etwa verlagert und umgebildet, sondern 
einfach verflüchtigt und aufgelöst haben. Statt also endlich mit den notwendigen Analy- 
sen darüber zu beginnen, welche Veränderung die Dynamik der kapitalistischen Gesell- 
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schaften in den letzten beiden Jahrzehnten durchgemacht hat, wurde mit bohrender Mo- 
notonie der Refrain wiederholt, daß der (von Adam Smith und Karl Marx untersuchte) 
»klassische« Kapitalismus nunmehr endgültig untergegangen sei. Und weiter: anstatt auf 
theoretisch konstruktive Weise an eine Bestandsaufnahme der neuen Phänomene heranzu- 
gehen, die sowohl die traditionellen marxistischen Diagnosen als auch den für die bis Ende 


der 60er Jahre vorherrschenden makro-soziologischen Modelle struktur-funktionalistischer 


Prägung charakteristischen Optimismus über die Expansionsfähigkeit des kapitalistischen 
Systems Schachmatt gesetzt haben, wird uns das - nicht weniger summarische und rhetori- 
sche - Bild eines Kapitalismus vorgesetzt, der gleichzeitig zersetzt und vielgestaltig sei, be- 
ständig in der Schwebe zwischen seiner eigenen Auflösung als »System« und seinem Ver- 
sinken - oder neue Zuflucht suchen - »unter der Oberfläche«. 


@) 


‚Sehr zutreffend hat vor einigen Monaten Gian Enrico Rusconi bemerkt, daß »Bad Godes- 
berg in unserer politischen Sprache eine etwas mythische Formel geworden« sei, die mit 
dem historischen Bad Godesberg, d.h. mit dem Programm, das die SPD auf ihrem be- 
rühmten Parteitag von 1959 verabschiedet hat, nun mehr sehr wenig zu tun hat. Im Ge- 
gensatz zu dem, was man uns oft glauben machen will, enthält jenes Programm nämlich 
weder eine ausgearbeitete Doktrin über den institutionellen und Parteien-Pluralismus 
noch eine Philosophie der Alternanz im Wechsel von Regierung und Opposition. Selbst 
die Abkehr vom Marxismus fand - worauf Rusconi ebenfalls hinwies - »nicht unter den 
Vorzeichen statt, die sich eine gewisse italienische Publizistik erwarten würde«.? Dies ge- 
sagt, sind wir natürlich weit entfernt davon, sei es die historische Bedeutung des Godesber- 
ger Programms zu leugnen, seı es den Charakter des Bruchs, den es gegenüber der gesam- 
ten ideologischen Tradition der Sozialdemokratie bedeutet hat und der - mit entgegenge- 
setzter Bewertung - übereinstimmend anerkannt wird sowohl von der linken Kritik (deren 
beste und scharfsichtigste Vertreter Wolfgang Abendroth‘ und, in Italien, Enzo Collotti? 
sind) als auch von der apologetischen Lektüre. 

Dennoch muß der Ausgangspunkt der Analyse ein anderer sein als der des ideologischen 
Einschnitts; er muß die Komplexität der Wende von Bad Godesberg einbeziehen: eine 
Komplexität, die nur für den erkennbar wird, der auf diese Erfahrung jenseits der ideologi- 
schen Frontstellungen und jenseits der allzu einfachen ideologischen Stammbäume zu 
blicken vermag. Denn in der Tat bestätigen die politischen Auswirkungen jenes »Ein- 
schnitts« keine der beiden linearen Sichtweisen: weder die »orthodox« marxistische, die in 
ihm das Zeichen der völligen Unterordnung der Sozialdemokratie unter die Logik der 
Macht der Monopole erblickt, noch die apologetische Sichtweise, die ihn zum einzigen po- 
litisch-kulturellen Modell für eine Arbeiterpartei hypostasiert, die die eigene Praxis an die 
Probleme einer modernen Industriegesellschaft anpassen will. Der einzige Interpretations- 
schlüssel, der für Zwecke der Erkenntnis (aber auch der Politik) produktiv zu werden ver- 
mag, besteht damit in dem Versuch, eine vorurteilsfreie Kosten-Nutzen-Analyse des mit 
dem Godesberger Programm völlzogenen Bruchs zu betreiben. Wenn die gegenüber be- 
stimmten Aspekten der marxistischen Tradition vollzogene Säkularisierung von Begriffen 
wie »Klasse« und »politischer Praxis« und der qualitative Sprung hin zu einer Kultur der 
Regierungsverantwortung® die unbestreitbaren positiven Errungenschaften der Wende von 
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Bad Godesberg darstellen (und damit die Horizonte der alten Querele über den »Revisio- 
nismus« bei weiten überschreiten), so sind die analytischen und »perspektivischen« Be- 
schränkungen, die die Operation Bad Godesberg mit sich brachte, ebenso unbestreitbar: 
Nicht zufällig werden diese heute innerhalb der SPD selbst infrage gestellt. Bei genauerem 
Hinsehen fungiert nämlich die brilliante und umsichtige Außenpolitik von Helmut 
Schmidt -was übrigens bei der Diskussion um »Modell« Bad Godesberg allzu oft mit 
Schweigen übergangen wird - als Dach, das über merkliche partei-interne Schwierigkeiten 
gestülpt wird, und als Kitt für die Vielzahl an gesellschaftlichen Erwartungen und organi- 
sierten Interessen, aus denen sich die Wählerbasis der SPD zusammensetzt. Es ist sicher 
überflüssig, noch einmal zu unterstreichen, wie lebenswichtig die Anstrengungen sind, die - 
die Außenpolitik der bundesdeutschen Regierung für die Sache der Entspannung und für 
jene autonome Rolle Europas unternimmt, ohne die nicht einmal auf lange Sicht eine Ent- 
wicklung der demokratischen Dialektik innerhalb der einzelnen europäischen Staaten 
denkbar wäre. Hier soll vielmehr ein Aspekt unterstrichen werden, der auch vom Verlauf 
des derzeitigen Wahlkampfs zu den wichtigen Bundestagswahlen des 5.Oktober lautstark 
bestätigt wird: Wiederum zeigt sich auf der Bühne der deutschen Geschichte die traditio- 
nelle »Funktionalität« der Außenpolitik für die Erfordernisse der Regierbarkeit nach innen. 
. Der Kampf um die Definition der tragenden Linien der Außenpolitik stellt sich somit - in 
der ptaktisch bipolaren Struktur des politischen Systems der BRD - als Kampf um die An- 
- eignung eines regelrechten »politischen Mehrwerts« dar.? 


(3.) 


- Eine aufmerksame kritische Neuüberprüfung der Wende von Bad Godesberg kann also da- 
zu dienen, auf die Funktionsweise eines politischen Mechanismus Licht zu werfen, der 
kaum auf eine gradlinige Tendenz zurückgeführt werden kann. Wir haben oben bereits an 
die grundlegende positive Errungenschaft jener Wende erinnert, die in der Überwindung 
eines Dilemmas besteht, das ın der Weimarer Republik zur inneren Zerrüttung und Para- 
lysierung der größten europäischen Arbeiterpartei geführt hat: Diese Errungenschaft der 
SPD nach Bad Godesberg liegt in der Kombination von sozialer Sicherung (also dem Vor- 
antreiben und Bewahren eines Netzes von Garantien in der Lohnpolitik wie in der Sozial- 
gesetzgebung, die sich für die deutsche Arbeiterklasse als lebenswichtig herausgestellt ha- 
ben) und Regierungsverantwortung.® Freilich ist die Kehrseite dieser Errungenschaft eben- 
so ansehnlich. Aber sie sollte nicht allein in einer allgemeinen »Abkehr« von marxistischen 
Postulaten gesucht werden und ebensowenig in der (wenngleich bemerkenswerten) Ver- 
flüchtigung des alten sozialistischen »Endziels« im vernebelten Himmel ethischer Grund- 
werte; sondern viel eher in der naiv-optimistischen Vorstellung von den Wachstumsmö- 
glichkeiten der »Sozialen Marktwirischaft«, die als die »bestmögliche Form« der fortge- 
schrittenen Industriegesellschaft begriffen wird, deren naturgemäßer Rahmen (aber auch 
unüberschreitbarer Horizont) der »sozidle Rechtsstaat« vorstellen soll. 

Die stark staatsfixierte und institutionalistische Neigung dieser Konzeption steht wenig- 
stens nach einer Richtung in direkter Kontinuität zu den Vorzeichen, in denen bereits die 
weımarer SPD die Ziele ihres santimonopolistischen Kampfes« definiert hatte. Dieser näm- 
lich fiel in letzter Konsequenz zusammen mit der Befreiung des Staates von den Interes- 
. senbanden der privatwirtschaftlichen Monopolgruppen. »Staat und Gesellschaft dürfen 
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nicht zur Beute mächtiger Interessengruppen werden« heißt es im Abschnitt »Eigentum 
und Macht« des Godesberget Programms. Daraus folgt dann eine Entwicklungsvorstellung 
von Sozialismus als beständig fortschreitende Ausweitung der Kontrolle der öffentlichen 
Hand: diese öffentliche Kontrolle würde die monopolistischen »Disfunktionen« oder »Ver- 
zerrungen« beseitigen, die das korrekte Funktionieren des Markmechanismus behindern. 
Eine weitere Folge dieser sozialdemokratischen Tradition ist eine Vorstellung der Politik als 
ausschließlichem Hoheitsgebiet der bürokratischen Verwaltungsapparate und der institu- 
tionalisierten Organisationen (Gewerkschaft und Partei). Nach einer anderen Richtung 
hingegen ist das Godesberger Programm geprägt von Bestimmungen, die selbst gegenüber 
der reformistischen Praxis der 20er Jahre neu sind; denn die Situation hat sich verändert 
und ist komplexer geworden. Das Problem liegt daher nicht darin, dieses Programm von 
außen her einer »Ideologiekritik« zu unterziehen, sondern zu versuchen, vor innen seine 
Grenzen gegenüber der Dynamik der tatsächlichen Entwicklung zu bestimmen. 

Die praktische Entsprechung zur Ideologie der »sozialen Marktwirtschaft« - oder ihre ope- 
rative Seite - besteht in einem deflationistischen Modell von Wirtschaftspolitik: In einem 
solchen Politikmodell werden die Handlungsspielräume im politischen Rahmen geleitet 
von der axiomatischen Annahme, daß es möglich sei, alle Variablen des Systems, die Kon- 
flikte implizieren könnten, vö/hıg vorherzubestimmen (bzw. der umgekehrten Annahme, 
daß es keine unabhängigen Variablen gibt... allenfalls als Ausbund schlechtester 
. Ideologie). Ein solches Politikmodell aber - und hier liegt der entscheidende Punkt - kann 
nur funktionieren über eine rigide Kontrolle der Kanäle der politischen Repräsentation 
(Fünf-Prozent-Klausel) und eine programmatische Handlungsabstimmung zwischen Ge- 
werkschaft, Partei und Regierung. In diesem Zusammenhang sind also sowohl die Einkom- 
menspolitik als auch die Berufsverbote alles andere als Zufallserscheinungen, sondern fol- 
gen direkt aus diesem statren politisch-ökonomischen Deflationsmechanismus, der für lan- 
ge Zeit mit der antikommunistischen Ideologie gefestigt wurde. 

Es wäre aber nicht alleine voreilig, sondern völlig verfehlt, wollte man aus dieser Feststel- 
lung eine gradlinige autoritär-repressive Entwicklungstendenz ableiten, wie dies die mei- 
sten linken Kritiker des »Modells Deutschland« getan haben. Wie sich nämlich in der Ent- 
wicklung der politischen Auseinandersetzungen der letzten Jahre in Westdeutschland her- 
ausgestellt hat - und wie es auch Claus Offe in seinen jüngsten Arbeiten? unterstrichen hat 
-, muß der bundesdeutsche »Neokorporativismus« in mehrfacher Hinsicht als Sonderfall 
angesehen werden. Die Praxis der Sozialbarinerschaft hat sich schließlich nicht nur als Ein- 
engung, Zwang und Blockierung erwiesen, sondern vor allem als Utopie. Denn die Ergeb- 
nisse der sozialdemokratischen Sozialpolitik haben einen "Boomerang-Effekt’ hervorge- 
bracht, indem sie zu einer Reihe von Kräften und Gegenkräften führten, aus denen sich 
neue konfliktgeladene Spannungen und neue soziokulturelle Verhaltensmuster entfesselt 
haben: Man braucht nur an die Verbreitung zu denken, die ‘alternative’ Lebensmodelle 
und Verhaltensweisen in den großen bundesdeutschen städtischen Zentren gefunden ha- 
ben und dutch die die Ideologie der Lezisiungsgesellschaft und die (gerade für die deutsche 
industrielle Tradition eigentümlichen) hierarchischen Formen von Disziplinierung infrage 
gestellt werden. Und zuletzt an das massenhafte Phänomen der »Grünen«, deren politische 
Bedeutung darin gesehen werden muß, daß mit ihnen die Kritik an den herrschenden 
Werten aus dem ideologischen Getto der »Außerparlamentarischen Opposition« der 60er 
Jahre (und ihrer nahezu ausschließlich studentisch-intellektuellen Zusammensetzung) aus- 
brach und sich auf »mittelständische« Gesellschaftsschichten ausbreitete, die gewisse Ana- 
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Iysen schon als endgültig in das »eindimensionale« Universum des Spätkapitalismus inte- 
griert geschen hatten. 
Eine wirklich »weltliche« (und nicht mythologisierende) Analyse der Auswirkungen von 
Bad Godesberg und von über einem Jahrzehnt sozialdemokratisch geführter Bundestegie- 
rung muß sich deshalb mit folgendem Umstand auseinandersetzen: Die Sicherung des re- 
lativen Wohlstands und die relative Verteidigung des Beschäftigungsstands (für die deut- 
schen Arbeitskräfte) ist der Sozialdemokratie nur um den Preis gelungen, daß sie den Rah- 
men möglicher gesellschaftlicher Konflikte in engen Grenzen hielt. In den letzten Jahren 
sind jedoch neue Subjekte ın gesellschaftlichen Konflikten hervorgetteten, die sich dem 
Dreiecksverhältnis Staat - Unternehmen - Gewerkschaft entziehen. Gleichzeitig tat sich 
ein beträchtlicher Abstand auf zwischen der Arbeiterbasis - die die eigenen durch die Mit-: 
bestimmung institutionalisierten Machtpositionen von den Rationalisierungstrends be- 
droht sieht - und der Gewerkschaft (die sich somit in der Klemme befindet zwischen Ar- 
beiterforderungen einerseits und der Krise des auf den »korporativen Austausch« gegrün- 
deten Legitimationsmodells andererseits). Diese Erfahrungen unvorhergesehener gesell- 
schaftlicher Konfliktzonen machen deutlich, daß es objektiv schwieriger wird, beim Stapel- 
lauf staatlicher Interventionsmaßnahmen ihr endgültiges Volumen innerhalb vorab festge- 
legter Grenzen zu halten: die wachsenden gesellschaftlichen Anforderungen lassen sich 
immer weniger vorherbestimmen. Damit aber ist unweigerlich jene Stabilität der Aus- 
gangsbedingungen zerbrochen, die zu den unverzichtbaren Voraussetzungen jedes keyne- 
sianischen Rezepts gehört und im vorliegenden Fall zur deflationistischen Philosophie, wie 
sie dem wirtschaftlichen »Erfolgsmodell« Deutschland zugrundeliegt. 
(Dabei haben wir in unserer aufs Skelett reduzierten Analyse des »Erfolgsgeheimnisses« der 
bundesdeutschen Wirtschaftspolitik offenkundig darauf verzichten müssen, die soziale wie 
politische Stoßdämpferfunktion zu untersuchen, die die enorme Masse der eingewander- 
ten Arbeitskraft gespielt hat: sei es in Bezug auf die Manövriermasse, die sie für betriebsin- 
terne Umstrukturierungen dargestellt hat, sei es für die Rolle, die die ausländischen Arbei- 
ter bei der Kontrolle und Einschränkung der Auswirkungen des Generationenwechsels der 
internen Arbeiterklasse auf dem Arbeitsmarkt gespielt haben und die die typischen sozia- 
len Spannungen zwischen einzelnen Sektoren und Generationen der Arbeitskräfte, wie sie 
in so unterschiedlichen Situationen wie Italien und den USA in beträchtlichem Ausmaße 
aufgetreten sind, mit verhindert hat.) 
Eine genauere Untersuchung der besonderen Stabilität der Ausgangsbedingungen der 
BRD entkräftet also ernsthaft die weitverbreitete These, wonach das »neokorporative« Mo- 
dell in angemessener Weise die »materielle Verfassung« für spätkapitalistische Gesellschaf- 
ten darstellt. Diese These wird übrigens ebenso durch einen ernsthaften Vergleich zwi- 
schen den ın der Mehrzahl der westlichen Demokratien herrschenden Systemen der indu- 
striellen Beziehungen wiederlegt. | 
Die skizzierten realen Entwicklungen sind es aber auch, die in ihrer Dynamik dazu führen, 
auch innerhalb der SPD (wie man auf ihrem letzten Parteitag im Dezember 1979 beobach- 
ten konnte) die falsche 'Entzauberung’ der marxistischen Kapitalismusktitik infrage zu 
stellen, die dem Godesberger Programm zugrunde liegt, und deren ungelöste Knoten- 
punkte ın den handgreiflichen Aporien der sozialdemokratischen Regierungspraxis zum 
Vorschein kommen: Der erste dieser Knotenpunkte besteht in der Verbannung jedes Mo- 
ments von Antagonismus aus dem harmonistischen Blickwinkel der SPD, der »auf unkriti- 
sche Weise die Zielsetzung demokratischer Teilhabe der Bürger mit einer optimistischen 
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Vorstellung.der (kapitalistischen) Wirtschaftsentwicklung verknüpfte, in der »eine der Dy- 
namik der entwickelten Industriegesellschaft angemessene Konzeption des industriellen 
wie des gesellschaftlichen Konflikts völlig fehlt«.!% Zweitens: der Anspruch, mit dem Go- 
desberger Programm einen qualitativen Sprung von der »Klassenpartei« zur »Staatspartei« 
zu begründen, die jedoch (wie die alte »Klassenpartei«) auf einer ausschließlich vertikalen 
Funktion der politischen Repräsentation beruht. So wurde zwar der Klassenbegriff 
‘säkulatisiert’ (d.h. die Arbeiterklasse wurde auf eine soziale Gruppe unter anderen tedu- 
ziert), paradoxerweise wurde jedoch das integralistische und industrialistische Modell des 
Verhältnisses von Klasse (bzw. Gewerkschaft) und Partei beibehalten. Eine tiefgreifende 
Revision der traditionellen marxistischen Einstellung gegenüber dem Staat - die zu einer 
modernen Neubestimmung der Aufgaben der Arbeiterpartei innerhalb des politischen Sy- 
stems führte - wurde also bei der Wende von Bad Godesberg nicht von einer parallelen Er- 
neuerung des traditionellen Verhältnisses von Partei und Gesellschaft begleitet. 

Im Lichte dieser kritischen Diagnose kann man dann auch die polemische Bemerkung von 
Wolfgang Abendroth!! aufgreifen: allzuoft wurden - so Abendroth - auch in der jüngsten 
‚Geschichte der deutschen Sozialdemokratie die Prozeduren politischer Entscheidungsfin- 
‘ dung mit einem »quasiplebiszitären Verfahren« gelöst, das nicht weniger schwerwiegend in 
seiner Abschottung gegenüber der Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung, aber auch 
gegenüber der inneren Dialektik der Partei ist als die schädlichen Auswirkungen, wie sie 
von sozialistischer und sozialdemokratischer Seite traditionsgemäß dem »demoktatischer 
Zentralismus« der westlichen kommunistischeh Parteien angelastet werden. 


(4.) 


Wenn die bisher entwickelte Analyse in ihren allgemeinen Linien zutreffend ist, dann 
müßte aus ihr offenbar werden, auf welch unzulässigen Vereinfachungen diejenigen Posi- 
tionen beruhen, die das ‘Modell Bad Godesberg’ als Rezept anbieten, das alle Übel der ita- 
lienischen Situation zu kurieren vermag. Umgekehrt: Erst wenn man aus der propagandi- 
stischen Gegenüberstellung vom besonderen ‘Fall Italien’!? hier und der Allgemeingültig- 
keit von ‘Modell Deutschland’ dort heraustritt, kann man sich die Möglichkeit erschließen, 
auf politisch produktive Weise diese beiden Erfahrungen zu vergleichen, die so verschie- 
den und ‘asynchron’, aber auch so ‘zeitgenössisch’ und.entscheidend für die Perspektiven 
der europäischen Linken sind. Vielleicht kommt Italien und Deutschland, gerade weil sie 
sich in ihrer Geschichte und ihrer Struktur auf entgegengesetzten Polen anzusiedeln schei- 
nen, eine beispielhafte Bedeutung zu. Denn die Situation beider Länder signalisiert, daß 
in der aktuellen Phase der Transformation der europäischen Demokratien neue, miteinan- 
der eng verknüpfte Phänomene auftreten, die mit zwei typischen Ausdrucksformen der 
Krise des Welfare-State zusammenfallen: 1. die Blockierung des ungehinderten Kreislaufs 
zwischen politischem System und Gesellschaft; 2. das Entstehen jener Konstellation von 
neuen Verhaltensweisen, Lebensformen, Identitätsmustern und ‘Werten’, die wir unter 
dem Ausdruck ‘nach-politisch’ zusammenfassen können. "Typisch’ wird die Entwicklung 
von Westdeutschland und Italien durch die symmetrischen Ergebnisse, zu denen hie das 
‘deflationistische’ bundesdeutsche Modell, da das ‘inflationistische’ italienische Modell 

geführt hat. Denn in beiden Fällen stößt die Kurve der Entwicklung von 20 Jahren Staats- 
interventionismus nunmehr auf die Gefahr eines Auseinanderdriftens von politischem Sy- 
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stem und ‘Lebenswelten’’. Dieser neuralgische Punkt stellt sich in Deutschland als Not- 
wendigkeit dar, die engen Grenzen des politischen Systems durch seine horizontale Off- 


. nung gegenüber der Komplexität der gesellschaftlichen Nachfrage zu überwinden - inIta- . 


lien hingegen als Notwendigkeit einer tiefgreifenden Reform eines verstopften und unfähi- 
gen Institutionensystems, das auch auf der Ebene politischer Strukturen Inflation produ- 
ziert, indem es unentwegt fortfährt, sich selbst Legitimation dadutch zu beschaffen, daß es 
‚die von ıhm selbst mitgeschaffenen Triebkräfte zu einer Veränderung beständig program- 
matisch entwertet und zerstückelt. 

Ein weiterer Hinweis auf diese ‘Symmetrie der Gegensätze’ liegt in der Sallidehen Rolle, 

die in beiden Ländern die Zentralbank spielt. In der BRD ist es ihre Rolle, die "niederen 
Instinkte’ der Wirtschaft drävenziv zu unterdrücken (und zwar nicht nur gegenüber Lohn- 
forderungen, sondern auch gegenüber privaten und monopolistischen Interessengruppen; 
weswegen Habermas und Offe zu Recht auf das Widerspruchspotential hingewiesen ha- 
ben, das zwischen sozialdemoktatischer Sozialpolitik und kapitalistischem Profit besteht). 
In Italien ist sie bloßes Manövtierinstrument der Geldpolitik, das 472 Ende der Inflations- 
spirale als letzte Zuflucht eingesetzt wird und zum “Teufelskreis’ einer wilden Deflation 
führt, deren einziges Ergebnis eine weitere Restriktion der produktiven Basis des Landes 
ist. Wir wollen damit natürlich nicht in das alte naive Dilemma »Deflation oder Inflation« 
zurückfallen. Sollte uns doch gerade die Geschichte der großen europäischen Sozialdemo- 
kratien (und insbesondere der Weimarer SPD) über die Gefahr einer einseitig deflationisti- 
schen Haltung belehrt haben: Haben doch Keynes und Kalecki unwiderruflich bewiesen, 
daß die Deflation immer ein politisches Instrument zum Angriff auf die ökonomischen 
und Machtpositionen der Arbeiterklasse und zur Wiederherstellung autoritärer politischer 
Gleichgewichte darstellt. So haben sich auch in Italien innerhalb der Inflation wichtige 
Fortschritte an Kampfpositionen der Arbeiterklasse ergeben, eine enorme Ausweitung der 
gesellschaftlichen Konfliktfelder und eine außerordentliche Verbreitung und Vergesell- 
schaftung von Politik. Dies hindert freilich umgekehrt nicht daran, daß auf lange Sicht ein 
unkontrollierter inflationärer Prozeß ein Hindernis dafür darstellt, daß sich die gewachsene 
"gesellschaftliche Komplexität’ auch in höhere ‘politische Komplexität’ übersetzen kann 
und daß die in den Kämpfen der letzten Jahre eroberten Errungenschaften eine Reform 
des Staates und eine Neubestimmung der Aufgaben der Regierung produzieren. 


Andererseits zeigen gerade die Folgeentwicklungen der Wende von Bad Godesberg, wie il- 
lusorisch es ist, eine Antwort auf die institutionelle Frage in einer alles neu zusammenset- 
zenden Utopie zu suchen. Um so überraschender ist es darum, daß ausgerechnet diejeni- 


gen, die mıt dem stärksten Nachdruck nach einem "italienischen Bad Godesberg’ rufen, 


zwar einerseits den Kommunisten eine integralistische Neigung zur »konsoziativen Demo- 
kratie«!* ankreiden, selbst jedoch periodisch immer wieder Lösungsvorschläge aus der Ta- 
sche ziehen, die auf eine rigide Einschränkung des Spielraums für gesellschaftliche Kon- 
flikte hinauslaufen - etwa in die Richtung einer Reduktion der Funktion der Gewerkschaf- 
ten auf einen bloßen institutionellen Transmissionsriemen mit dem Monopol auf gesell- 
schaftliche Konfliktfähigkeit.'? 
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5.) 


Das Problem, das sich beim kritische Vergleich der beiden ‘Modelle’ mit Macht in den Vor- 
dergrund drängt, ist genau das Problem, auf das die europäische Linke heute eine klare 
Antwort finden muß, um ihre strategische Sackgasse zu überwinden: es ıst das Problem der 
Vereinbarkeit zwischen Vollbeschäftigungspolitik und konfliktueller Demokratie. Das 
muß dazu führen, das falsche Dilemma zu überwinden, das sich die Arbeiterbewegung 
selbst gestellt hat, als sie die doppelte Gleichung Kämpfe = Opposition, Regierung = 

durch ‘Sachzwänge’ eingeschränkter Spielraum aufstellte und sie als historischen Bruch 
zwischen ihren beiden großen Komponenten, Kommunisten und Sozialdemokraten, 
durchlebte. | 

Die Zielvorstellung einer konfliktuellen Demokratie aufzunehmen bedeutet, die ‘Säulen 
des Herkules’ über die engen Grenzen hinaus zu schieben, die das keynesianische Paradig- 


ma der Vollbeschäftigungspolitik auferlegt hatte und die durch die Vereinbarkeit zwischen 


Einkommenspolitik und einem Sozialpakt gesteckt werden, der durch die Ideologie der Ar- 
beit als Wert, durch die kapitalistisch-'laboristische’!° Arbeitsethik zusammengehalten 
wird. Jeder Versuch, sich um dieses Hindernis herumzumogeln, käme einem Rückfall in 
die repressive Utopie gleich, nach der die Vollbeschäftigung nur um den Preis einer drasti- 
schen Reduktion jener Komplexität möglich wäre, die gleichzeitig das poditische Produkt 
und das fortschrittliche Resultat des keynesianischen Interventionsstaates ist. Damit aber 
wird gleichzeitig offenbar, wie sehr die Entgegensetzung von "Autonomie des Politischen’ 
und ‘Autonomie des Sozialen’!7, wie sie die theoretische Diskussion der italienischen Lin- 
ken in den 70er Jahren durchzog, hinter der Zeit zurückgeblieben ist. Beruht doch eben 
diese Gegenüberstellung auf dem Postulat, daß die Radikalität und die horizontale Aus- 
weitung der gesellschaftlichen Konflikte per definitionem unvereinbar seien mit jenem 'in- 
stitutionellen Weg’, den sich die Arbeiterbewegung zu beschreiten anschickt. An diesem 
Punkt aber erweisen sich auch die theoretischen Schlußfolgerungen als verfehlt, zu denen 
die Gruppe der Rıvısta trimmestrale gelangt ist!® (und die von Eugenio Scalfarı als theoreti- 
sche Basis des ‘italienischen Bad Godesberg’ begrüßt worden sind'?). In dieser Analyse 
scheint nämlich in der Tat die Behauptung, der von staatlichem Interventionismus gepräg- 
te Kapitalismus habe seinen ‘Systemcharakter’ verloren, den Weg zu einer Vorstellung des 
Primats der Politik unter den Vorzeichen einer ‘organischen Demokratie’ zu öffnen. Aus- 
serdem gibt diese Analyse vor, der Krise der Modelle totaler staatlicher Planung einfach mit 
dem Rückzug auf einen im Grunde neutralisierenden Begriff des Marktes begegnen zu 
können, der den Markt als bloß technisches Instrument behandelt, anstatt in ihm die histo- 
risch bestimmte Resultante von Machtverhältnise zu sehen. 

Wenn somit die kritische Reflexion über die neuere Erfahrung der deutschen Srldene: 
kratie seit Bad Godesberg die italienische Linke einerseits dahin führt, sich ernsthaft mit je- 
ner »Kultur der Regierung« auseinanderzusetzen, ohne die die Rede von der »Kultur der 
Transformation«*"eine rhetorische Floskel bleibt, so wird der italienischen Linken anderer- 
seits ein Problem ungelöst übermittelt, das erst noch nach seinen Bestandteilen zu bestim- 
men und zu entwirren ist: nämlich das Problem der Verbindung zwischen Demokratie, 
Konflikt und Innovation. Wird dieses Problem in seiner ganzen Tragweite erfaßt, so impli- 
ziert es eine tiefgreifende kulturelle Erneuerung, die nicht schmerzlos sein kann, da sie alle 
‘synthetischen’ (staatsfixierten oder institutionalistischen) Versuchungen in Krise versetzt, 
. die die Gesamtheit aller Erfahrungen des ‘realen Sozialismus’ charakterisiert hat (wobei wir 
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auch die Regierungspraktiken der Sozialdemokratie als wesentlichen Bestandteil des 'rea- 
len Sozialismus’ ansehen). 

Wir können dann der Kontrast von Bad Godesberg lernen, daß Demokratie nicht allein 
Konsens und Teilnahme, sondern auch Dissens und Innovation bedeutet. Aber die Inno- 
vation muß gleichzeitig auf zwei Ebenen stattfinden, die zusammengenommen die Koot- 
dinaten einer möglichen demokratischen Regierbarkeit komplexer Gesellschaften darstel- 
len: auf der Ebene der spezialistischen Praxisformen und Kompetenzen, die von einer ım- 
mer vielgliedrigeren funktionalen Ausdifferenzierung der gesellschaftlichen Teilung der 
Arbeit und des Wissens hervorgebracht werden; und auf der Ebene des politischen Systems 
im engen Sinne. 

Was die aktuelle Situation der Linken angeht, so ist eine derartige Verbindung der beiden 
Ebenen sicher nicht gegeben. Um dieses Ziel zu erreichen, brauchen wir mehr an nn 
schem Engagement und theoretischer Phantasie. 

Doch hier liegt auch die wahre Vorbedingung dafür, den gesellschaftlichen Konflikt in ei- 
ne politische Produktivkraft von Transformation zu übersetzen. Das ist schwierig? Es ist 
möglich. 


(Übersetzung Otto Kallscheuer) 


Anmerkungen 


(Alle Anmerkungen stammen vom Übersetzer und sollen die Bedeutung einiger Begriffe in der italie- 

nischen ‘politischen Sprache’, die impliziten Bezugspunkte und Literaturverweise der Autoren expli- 

zit machen. Auf eine eigene inhaltliche Kommentierung wurde dabei verzichtet. Siehe dazu die fol- 

gende Nachbemerkung von O. Kallscheuer in diesem Heft.) 

1  vgl.E. Scalfari, »La Bad Godesberg dei comunisti«, in: La Repubblica, 29.8.1980. 

2 vgl. den Überblick über diese Theorien bei Claus Offe, »"Unregierbarkeit’. Zur Renaissance kon- 

servativer Krisentheotien«, in: Jürgen Habermas (Hg.), »Stichworte zur "Geistigen Situation der 

Zeit’«, Bd. 1, Frankfurt/M. 1979, S. 294 ff. 

G.E. Rusconi, »Bad Godesberg € un modello?«, in: %/ zulino, N. 6/1979, S. 920. 

4 Wolfgang Abendroth, »Aufstieg und Krise der deutschen Sozialdemokratie«, Köln 1978 (4. er- 

weiterte Auflage, die in italienischer Übersetzung beim kommunistischen Parteiverlag Editori 

Riuniti erschienen ist). 

Enzo Collotti, »Esempio Germania«, Milano (Feltrinelli) 1977. 

6 Der hier auf die Sozialdemokraten angewandte Begriff der »cultura di governo« hat im italien: 

schen Kommunismus eine lange Tradition, sollte doch auch die jahrzehntelange Opposition der 

KPI, seitdem sie 1947 mit dem Beginn des ‘Kalten Krieges’ aus der Regierung ausgeschlossen 
worden war, nach den Vorstellungen Palmiro Togliatti’s durch eine ‘Kultur der nationalen und 
Regierungsverantwortung’ gekennzeichnet sein. Vgl. auch zu diesem Problem Altvater/ Kall- 
scheuer (Hg.), »Den Staat diskutieren«, Berlin 1979, Einleitung, $. 8 ff. 

7 Vgl. zum Begriff »politischer Mehrwert« und seiner Verwendungsweise Carl Schmitt, »Die legale 
. Weltrevolution. Politischer Mehrwert als Prämie auf juristische Legalität und Superlegalität«, in: 
Der Staat, Bd. 17 (1978), S. 321 ff. | | 

8 ss. G.E. Rusconi, a.a.O., $. 921. 

9 .C. Offe, »Strukturprobleme des kapitalistischen Staates«, Frankfurt/M. 1972: C. Offe, »Unre- 
gierbarkeit«, a.a.O. 

10 G.E. Rusconi, a.a.O., S. 939. 
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vgl. »Oltre la seconda e la terza internazionale« Interview mit W. Abendroth (von A. Bolaffi), 
in: Rinasciia, N. 26, 1.7.1977. 

‘caso italiano’ ist der Sammelbegtiff für die historischen und politischen Besonderheiten der ita- 
lienischen Gesellschaft, wie die "Unterentwicklung’ des Südens, die Verfilzung der Christdemo- 
kratie mit der Staatsmacht, aber auch die besonderen Erfahrungen und Lernprozesse der italieni- 
schen Arbeiterbewegung und die für den kapitalistischen Westen einzigartige Stärke und demo- 
kratische politische Kultur der kommunistischen Partei. Darum betont der klassische "linke Flü- 
gel’ der KPI (Ingrao, Trentin), diese "Besonderheit der italienischen Arbeiterbewegung zeige 
fortgeschrittene, auch für andere kapitalistische Länder richtungsweisende Auswege aus det all- 
gemein in der kapitalistischen Welt zu beobachtenden ‘Krise des Wohlfahrtsstaates’ auf. Vgl. P. 
Ingrao, »Massenbewegung und politische Macht«, Hamburg 1979, Einleitung. 

im Original deutsch: Der von der Husserl’schen Phänomenologie geprägte Begriff der 'Lebens- 
welt’ ist in der politischen Gegenwartsanalyse zuletzt fruchtbar gemacht worden von Jürgen Ha- 
bermas in seiner Einleitung der von ihm herausgegebenen »Stichworte zur "Geistigen Situation 
der Zeit’«, Bd. 1, a.a.O., v.a. S. 27 ff. 
Der Begrif der »konsoziativen Demokratie« wurde Ende der 60er Jahre entwickelt, um politische 
Systeme zu bezeichnen, die eine starke ideologische und/oder subkultürelle B/ockbildung det 
Hauptparteien vereinen mit einer pragmatischen Zusammenarbeit det Parteispitzen in Regie- 
tungen, die auf große Koalitionen gegründet sind und ein Abwechseln von Regierungs- und 
Oppositionspartei nach angelsächsischem Muster verhindern. Vgl. A. Lijpart, »Typologies of de- 
moctatic systems«, in: Corzparative Political Studies, vol. 1. (1968), S. 3-44. Viele Theoretiker 
der sozialistischen Partei (z.B. Tamburrano) oder der vormals Neuen Linken (z.B. Frederico Sta- 
me) argwöhnen hinter der Formel des ‘historischen Kompromisses’ eine solche Perspektive, die 
zwar die (katholische und kommunistische) ideologischen Lagermentalitäten der Gefolgschaft 
von DC und KPI beinbehalten, aber jede politische Konfliktualität ausschalten könnte. S. für 
eine kritisch zusammenfassende Diskussion Luigi Graziano, »Compromesso Storico e democra- 


'zia consociativa: veiso una 'nuova democrazia’?« in: L. Graziano/S. Tarrow (Hg.), »La ctisi Ita- 


liana«, Turin (Einaudi) 1979, Bd. 2, S. 719 ff. 

Symptomatisch in dieser Hinsicht ist der in Mondo Operaio, N. 4/1980 erschienene Artikel von 
A. Bellocchio, »Il sindacato e la nuova classe operaia«, S. 27 ft. | 
»Laborismus« (wie: Labour-Party) lautet der Begriff, unter dessen Fahne B. Craxi sich zum An- 
walt des ‘italienischen Bad Godesberg’ macht: eine ideologisch sozialdemokratische Wende, die 
aber (im Gegensatz zu ‘Modell Deutschland’) ohne repressive Züge und mit keynesianischen, 
nicht deflationistischen wirtschaftspolitischen Zügen ausgestattet sein soll: darum eher in Rich- 
tung Labour-Party als in Richtung SPD. | 

vgl. Altvater/Kallscheuer, a.a.O., S. 31 ft. 

Ouaderni della rivista trimestrale, N. 62163 (1980), »Afferrare Proteo per misurarsıi col capitalis- 
mos, verfaßt von A. Boitani, C. De Vincenti, A. Montebuglio, P.C. Padoan, G. Rodano, B. 
Spadoni, A. Zevi. 

s. Anm. 1. 

Das Substantiv “Transformation’ hat in der Presse und den Reden der italienischen Kommuni- 
sten weitgehend den Begriff der ‘Revolution’ ersetzt, während das Adjektiv der ‘revolutionären’ 
Partei interessanterweise beibehalten wurde. (Eine ‘revolutionäre’ Partei ist demnach eine Par- 
tei, die für die "Transformation’ der kapitalistischen Gesellschaft eintritt.) In Westdeutschland 
wird dieser Ausdruck von den KPI-Fans der ‘Soz. Studiengruppen’ zumeist mit ‘gesellschaftli- 
che Umgestaltung’ übersetzt. | 
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eo. Kuflscheuer 
Bad Godesberg’ in der italienischen Linken 


»In einer Situation der um sich greifenden Krisenphänomene, die die etablierten Klassenorganisatio- 
nen in die Krise geraten lassen, aber auch vor den Strömungen der ‘Neuen Linken’ nicht halt machen, 
brechen alle bloß positiven oder negativen Identifikationsbezüge zu den NEUE en 
kreichs und Italiens) und ihren politischen Strömungen auf.« j 


So schrieben wir vor zwei Jahren im ‘Editorial’ zur Nr. 32 der PROKLA als Beaee 
an die westdeutsche sozialistische Diskussion, die realen »Schwierigkeiten des Eurokommu- 
nismus« nicht im »Auf und Ab der Identifikationen« zu verdrängen - denn diese perma- 
nente Suche nach Identifikationsobjekten seı »die beste Methode, von den widersprüchli- 
. chen Lernprozessen der kommunistischen Arbeiterbewegung LUD nichts zu 
lernen«. | 
Heute (ihr Artikel erschien kurz vor der Bundestagswahl in der EN politischen Wo- 
chenzeitschrift der KPI Rinascıta, Nr. 37 / 1980) erheben Angelo Bolaffi und Giacomo 
Marramao, zwei junge kommunistische Intellektuelle der 68er Generation, gegenüber ei- 
nem Großteil der Beiträge der aktuellen Debatte in der zalıenischen Linken nahezu den 
gleichen Vorwurf: Gegenstand erbitterter Diskussionen, Objekt der Identifikation oder der 
Ablehnung ist in Italien jene "Wende von Bad Godesberg’ geworden, die 1959 den Weg 
der deutschen Sozialdemokratie »von der Klassenpartei zur Volkspartei« (nach offizieller 
Diktion), vom Marxismus zum Theorienpluralismus, von der zur permanenten Opposition 
verurteilten Partcı zur Regierungs- und »Staatspartei« eröffnet hat. Als solches Identifika- 
tionsobjekt sei "Bad Godesberg’ aber für die italienische Linke alles andere als theoretisch 
wie politisch produktiv, sondern allenfalls eine Meihapher für ein Knäuel unentwirrter 
und ungelöster Probleme der italienischen Linken, verbunden mit einer grundlegenden 
Unkenntnis der realen Probleme, die die Entwicklung der SPD und der sozialliberalen Ko- 
alition mit sich brachte. 

Bolaffi’s / Marramao’s Analyse von "Modell Deutschland’ soll hier nicht noch einmal kom- 
mentiert werden. Es sei nur darauf hingewiesen, daß sie Zeimeswegs repräsentativ ist für die 
Haltung der italienischen Kommunisten gegenüber der deutschen Sozialdemokratie. In- 
.nerhalb des (wie sie schreiben) »mühsamen Prozesses einer kulturellen und strategischen 
Neudefinition der italienischen Linken« lassen Bolaffi und Marramao nämlich nicht allein 
die strategischen Horizonte der zweiten und dritten Internationale hinter sich - auf der Su- 
che nach dem berühmten ‘Dritten Weg’ jenseits von Stalinismus und Sozialdemokratie - , 
sondern auch die ‘tradizione comunista’, die theoretischen und politischen Kontinuitätsli- 
nien des italienischen Kommunismus seit Gramsci. Daß die italienischen Kommunisten - 
wollen sie diese ihre kulturelle und politische Identität nicht aufs Spiel setzen - in der Tat 
"Angst vor Bad Godesberg’ haben müssen, wurde schon dadutch deutlich, daß in der 
nächsten Nummer von Rinascita gleich ein Artikel von Nicola Badaloni auf dem Fuße folg- 
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te. Der Direktor des Gramsci-Instituts der KPI, Mitglied des Zentralkomitees und einer der 

'einflußreichsten kommunistischen Philosophen warnte vor möglichen theoretischen und 

politischen Folgen der Analyse von Bolaffi / Marramao: 

— Um eine ‘Regierungskultur’ zu entwickeln, brauche die KPI nicht nach Bad Godes- 
berg und der SPD-Politik zu schielen (diese sei gegründet auf eine »Einheit von key- 
nesianischen Korporatismus und politischem Autoritarismus«); die Perspektive der 
Regierung, wie sie für die italienischen Kommunisten richtungsweisend sei, gehe 
schließlich bis auf Gramsci’s Gefängnishefte »Über Macchiavelli, die Politik und den 
modernen Staat« zurück und sei »in der politischen Arbeit der italienischen kommu- 
nistischen Partei seit den Tagen von Togliatti bis heute präsent, inklusive der aktuel- _ 
len Phase der Opposition«! 

— Diese »cultura di governo« habe aber nichts mit der parlamentarisch- politischen Rolle 
der KPlI zu tun; Bolaffi’s / Marramao’s Schlußfolgerung, »nur ein Handeln in der Re- 

 gierung ermögliche eine Transformation« der italienischen Gesellschaft in Richtung 
Sozialismus, sei darum »idealistisch«! (Rinascita, Nt. 38 / 1980) 


2: 


Noch viel weniger repräsentativ für die Darzeipolitische Linke in Italien ist die Position von 
Norberto Bobbio, der ein »Bad Godesberg der Kommunisten« (im Sinne ihrer Abkehr von 
der marxistischen Tradition) zwar für wünschenswert, aber für unwahrscheinlich hält, das 
programmatische »Bad Godesberg« der PSI auf ihrem Turiner Kongreß von 1978 hingegen 
für folgenlos. Sie ist im übrigen nicht neu: Uralt ist sie als Hoffnung des »liberalen Sozialis- 
 mus« Gobetti’s, Rosselli’s, der Aktionspartei auf eine Verbindung der freiheitlichen Tradi- 
tion eines kämpferischen Liberalismus mit der »sozialen Frage«, dem Kampf der Arbeiter- 
bewegung. Als Hoffnung auf die »Entstehung einer großen nichtmarzistischen Partei der 
italienischen Linken« (so erzählte mir Bobbio) verknüpfte sie sich mit dem gescheiterten 
Versuch einer Wiedervereinigung von Sozialisten und Sozialdemokraten (1966-1969), die 
die Klassenkämpfe und Massenbewegungen des »heißen Herbstes« nicht überlebt hat: Eine 
solche demokratische Linkspartei sollte in der Lage sein, die Blockierung der italienischen 
Parteienlandschaft zu überwinden, die festgekeilt war zwischen dem Monopol der Christ- 


demokraten auf die Besetzung des Staates und dem Monopol der Kommunisten auf gesell- 


schaftliche Opposition und Reformperspektive, die jedoch aufgrund vielfältiger (nicht zu- 
letzt internationaler!) Gründe über die an Rolle der »konstruktiven Opposi- 
tion« nicht hinauskam. 

Was für den deutschen Leser nach einer Erklärung verlangt, ist jedoch der Umstand, daß 
politologische Analysen wie die von Rusconi, Bolaffi und Marramao Fezte in det italient- 
schen Linken parteipolitischen Staub aufwirbeln; ist die Frage, warum die Haltung eines 
Norberto Bobbio (die sich im Unterschied zu den diversen parteipolitischen Formeln in 
den letzten 30 Jahren in ıhren analytischen, ethischen und politischen Grundannahmen 
nicht verändert hat!) heute in det italienischen Linken neue Attraktivität gewinnt. Abgese- 
hen von ihrer analytischen Brauchbarkeit, ihrer empirischen Angemessenheit und ihrer po- 
litischen Perspektive - darüber möge der Leser selbst sein Urteil bilden - sind die in dieser 
Ausgabe der PROKLA abgedruckten Stellungnahmen italienischer Genossen zu »Modell 
Deutschland« gleichzeitig Zeugnisse der aktuellen italienischen politischen Situation. 
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3. 


Warum ist "Bad Godesberg’ zum Problem der italienischen Innenpolitik geworden? Hin- 
tergrund der aktuellen Debatten in der italienischen Linken sind »die drei Jahre« 1976 - 


1979, das iriennio der kommunistischen Annäherung an die Regierung, schließlich dr 


Übergang der KPI in die Regierungsmehrheit, wenngleich nicht in die Regierung selbst. 
Eckdaten dieses triennio sind die Wahlen vom 20. Juni 1976 und die (nach dem kommuni- 
stischen Verlassen der parlamentarischen Regierungsmehrheit) vorgezogenen Wahlen vom 
3. Juni 1979. Ihr Interpretationshorizont ist die strategische Hypothese des »Historischen 
Kompromisses« zwischen der katholischen, der kommunistischen und (wie aus Höflichkeit 
immer hinzugefügt wurde) sozialistischen Strömung des italienischen Volkes, die von Enri- 
co Berlinguer in seinen »Gedanken zu Italien nach den Ereignissen in Chile« Ende 7 
formuliert worden war. | 
Das Wahlergebnis von 1976, das mit dem Aufholen der Christdemoktraten (38,7%) gegen- | 
über den letzten Regionalwahlen z»Z der Konsolidierung der Kommunisten (34,4%) 
»zwei Sıeger« hatte, bedeutete politisch eine Bestätigung der Berlinguer’schen Hypothese 
von der zur Annäherung an den Sozialismus unverzichtbaren Rolle der christdemokrati- 
schen Volkspartei, die es nicht zu zersetzen, sondern - adagio, ma non troppo - auf den 
Weg des historischen Kompromisses zu lenken gelte. Diesem strategischen Paradigma ist 
die KPI denn auch mit ihrer »Nicht-Mißtrauenshaltung« und (nach der Ermordung von 
Aldo Moto) mit ihrem Eintritt in die parlamentarische Regierungsmehrheit konsequent ge- 
folgt: Die, wie Berlinguer später sagen sollte, »bis an die Grenzen der Einfalt« geübte Tole- 
tanz gegenüber der christdemoktatischen Sanierungsstrategie; die Stärkung des republika- 
nischen Staatsbewußtseins gegenüber »anti-institutionellen« Bewegungen wie denen der 
Studenten, Arbeitslosen und Stadtindianer von 1977; ihre kompromißlose Härte gegen- 
über der terroristischen Bedrohung der italienischen Demokratie; und schließlich die Pro- 
pagierung eines neuen Werte-Systems der vausterita« (der ‘Sparsamkeit’ gegenüber der in- 
flationären Wucherung des öffentlichen Sektors z»d der ‘Sparsamkeit’ am Konsum der 
abhängig Beschäftigten für das Ziel einer Entwicklung der 'produktiven Basis’ des Landes 
unter gesamtgesellschaftlicher Verantwortung) - all diese Züge der KPI-Politik wurden 
von kommunistischer Seite keineswegs als taktische 'Zugeständnisse’ an die regierende 
. Christdemokratie begriffen, sondern als ezhzsch-pohtische Fundamente einer »Hegemonie 
der Arbeiterklasse«, die diese auf ihre Führungsrolle in einem demokratischen Weg zum 
Sozzalısmus vorbereiten und in ıhrer »hegermonialen« Funktion bekräftigen sollte. 


4. 


Nimmt man parlamentarische Wahlergebnisse als ezze mögliche Form des empirischen 
Tests auf strategische Hypothesen, so sind alle diese kommunistischen Vorstellungen von 
»Hegemonie« - bzw. die Formen ihrer politischen Umsetzung - dutch die Parlamentswah- 
len vom 20. Juni 1979 falsifiziert worden. Die KPI verlor gegenüber 1976 (mit 30,4%) 
diesmal 4% ihrer Wählerstimmen, also ca. die Hälfte dessen, was sie gegenüber ihrem 
Stimmenanteil von 1972 (27,1%) bei den Regionalwahlen 1975 und den Parlamentswah- 
len 1976 hinzugewonnen hatte. 

Noch verheerender aber ist dieses Wahlergebnis für die KPI, wenn man bedenkt, daß die 
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Partei ahe stärksten Stimmenverluste genau unter jenen Gesellschaftsgruppen hatte, deren 
Interessen die Kommunisten vorrangig in einem »neuen Entwicklungsmodelk zur »wirt- 
schaftlichen und moralischen Erneuerung Italiens« zur Geltung bringen wollte: Die stärk- 
sten Verluste erlitt diee KPI in den Großstädten Süditahiens - bis zu 10% !-, ın den Ärber- 
terbezirken der industriellen Großstädte des Nordens und unter der eenz 
Diese Entwicklung ist in ihren Grundzügen in den Regionalwahlen vorm 9. Juni 1 980 wei- 
tergegangen (wobei hier auf-die Unterschiede zwischen dem Wählerverhalten bei nationa- 
len bzw. regionalen Wahlen nicht eingegangen werden kann): Die KPI verlor gegenüber 
den Regionalwahlen von 1975 etwa zwei Prozent, wobei das Gesamtergebnis von 31,5% 
(1975:33,46%) allerdings die Verluste der Kommunisten in den süditalienischen Regionen 
(um die 3%) und den industriellen Regionen Piemont und Lombardei (2,3%) beschönigt. 
Die Christdemokraten verbessern ihr Gesamtergebnis gegenüber 1975 um ca. 1,6 Prozent 
(auf 36,8%), haben dabei aber ihre Stimmengewinne vor allem im Süden (zwischen 3und 
5%). Gleichzeitig aber hat die Wahlbeteiligung abgenommen und der größte Prozentsatz 
der Enthaltungen und leeren Stimmzetteln kommt aus dem Reservoir der Wähler von KPI 
und DC. Die nationale Repräsentativität der beiden Massenparteien hat also abgenom- 
men, die politische Spaltung der italienischen Nation zwischen Norden und Süden - die 
der Ausgangspunkt für Gramsci’s Problemformulierung der 'Hegemonie’ in den 20er Jah- 
ren war - hat zugenommen. War bei den Parlamentswahlen von 1979 die ‘Radikale Partei’ 
Hauptgewinnerin der "Parteienverdrossenheit’, so richtete sich die Verdrossenheit der 
Nichtwähler 1980 gegen die beiden großen Volksparteien, die Wähler aber prämierten bei 
‚allen Unterschieden der verschiendenen Wahlen der letzten Jahre zunehmend unter den 
 Linksparteien die Sozialisten: 1976 (Parlamentswahlen): 9,6%; 1979 (Parlamentswahlen): 
9,8%; 1979 (Europawahlen): 11,1%; 1980 (Regionalwahlen): 12,7%, womit die Soziali- 
sten ihr Ergebnis der Regionalwahlen von 1975 (12,0%) noch überschreiten konnten -»Ein 
‚Erfolg für Craxi« titelte der Mailänder Corriere della Sera - Schlechte Zeiten für den histori- 
schen Kompromiß .. 


3. 


Was bedeuten nun diese Wählerbewegungen - die ja nur die ‘abstrakte Oberfläche’ 
grundlegender Verhaltensänderungen, eines gesellschaftlichen "Wertwandels’ darstellen - - 
für die Bewertung der 3 Jahre der Annäherung der KPI an die Regierung, die auch inner- 
halb der Partei (vor allem bei den kontroversen Diskussionen auf ihrem XV. Parteitag) als 
experimentum crucis auf den historischen Kompromiß angeschen werden? Nimmt man 
die theoretischen Diskussionen in der italienischen Linken der letzten Jahre als Bezugs- 
punkt, so bedeutet die Erfahrung des irzennio der kommunistischen Stützung der christde- 
moktatischen »Regierung der nationalen Einheit« eine Falsifikation der Hoffnungen der 
"neogramscianischen’ Theoretiker (Pietro Ingrao, Guiseppe Vacca, Biagio De Giovanni 
u.a.), daß der »Eintritt der Arbeiterbewegung in den Staat« zu einer Akzentuierung des 
politischen Primats der Arbeiterklasse und - gleichsam parallel dazu - zu einer Ausweitung 
von Vergesellschaftungsformen der Politik führen würde. Das genaue Gegenteil trat ein: 
In der von der KPI vertretenen Politik der »nationalen Einheit« waren Imperative der Klas- 
senbewegung kaum mehr zu erkennen; die als antıkapitalistisch apostrophierte »revolutio- 
näre Austerität« unterschied sıch in ihrer Durchführung nicht wahrnehmbar von der in an- 
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deren westeuropäischen Ländern praktizierten stabilitätspolitischen Linie der »austerity«; 
der von der KPI theoretisch und praktisch verantwortete Vorrang der Stabilität des italieni- 
schen Parteiensystems erwies sich in der Praxis nicht als Ergänzung und Rahmen für Verge- 
sellschaftungsformen der Politik von unten, sondern als Alternative dazu: Die basisdemo- 
kratischen Formen in der Fabrik, ım Stadtteil, die „demokratische Erneuerung« der lokalen 
und regionalen Institutionen verknöcherten im Parteienproporz, schliefen ein und konn- 
ten ihre gesetzlich verankerten neuen Planungs- und Entscheidungskompetenzen praktisch 
nicht umsetzen (u.a. wegen der Krise der öffentlichen Haushalte und des Veto’s der DC 
gegenüber den neuen Haushaltsforderungen der Regionen und Kommunen). Wie die 
jüngsten Wahlergebnisse mit der gesunkenen Wahlbeteiligung und 1979 die hohen Stim- 
menzahlen für die Radikale (Anti-)Partei vor allem unter der Jugend zeigen, ist damit auch 
in Italien die "Parteienverdrossenheit’, das Mißtrauen gegen das politische System znsge- 
samt gewachsen. 

Warum aber ist in Italien der Hauptleidtragende dieser Entwicklung die KPI gewesen? Si- 
cher ist der Erwartungsüberschuß gerade der Neuwähler - der auch am leichtesten zu 
‘enttäuschen’ war - dafür mitverantwortlich. Daß aber die - bis 1976 - hauptsächliche Par- 
tei der sozialen #2 politischen Opposition nach drei Jahren ‘im Vorhof der Regierungsbe- 

teiligung’ schließlich als “eine Partei wie alle anderen auch’ erschien, das ist vor allem auf 
ihre spezifische Politikform zurückzuführen, wie sie vor allem von den kommunistischen 

Theoretikern der ‘Autonomie des Politischen’ gefordert worden war und die (wie es einer 

von ıhnen, Alberto Asor Rosa, nach der Wahl von 1979 selbstkritisch formulierte) »ein Ver- 
flachen unserer Partei auf die Institutionen mit sich brachte, oder besser noch eine Funk- 


tion ‘institutioneller Stellvertretung’, die von uns, und zwar angesichts der Mängeldesita- 


lienischen Staates, der anderen Parteien, des gesamten politischen Systems bewußt einge- 
nommen wurde«. Durch diese Reduktion ‘des Politischen’ auf die staatlichen Institutio- 
nen, z.B. den Versuch der KPI während der Studentenunruhen 1977 eine angesichts des 
offiziellen Versagens flankierende ‘staatliche Rolle’ zu übernehmen, blieb ein großer Teil 
der neuen sozialen Bewegungen, der »nuova sinistra diffusa« (Tronti), der verstreuten neu- 
en Linken ohne politische Ausdrucksmöglichkeit. »Wir - die Kommunisten - haben den 
Jugendlichen gegenüber eine außerordentlich rigide und statische Parteiform vorgestellt, 
die in ihrer eigenen Organisation ein ‘Stück Gesellschaft’ - unterschieden von der Restge- 
sellschaft - verwirklicht und deshalb ein exemplarisches Modell vorstellen soll; und dies zu 
einem Zeitpunkt, wo das Vorzeigen von Modellen innerhalb der Jugend keinen positiven 
Wert mehr darstellt.« (A. Asor Rosa) 


6. 


Gescheitert also oder - zumindest - nicht eingelöst wurden in den drei Jahren zwischen 
den beiden letzten Parlamentswahlen g/eichzeztig die theoretisch-politischen Hypothesen 
von 1968 (auf Verbindung von Arbeiteropposition und neuen sozialen und »kulturrevolu- 
tionären« Bewegungen) und 1976 (auf Veränderung des politischen Systems durch »Ein- 
tritt der Arbeiterbewegung in den Staat«): Weder die Autonomie sozialer Bewegungen 
noch die Hegemonie der Arbeiterklasse ( = Partei) geht aus den Jahren 1976 - 1979 bestä- 
tigt oder gar bestärkt hervor, so daß man von einer tiefgreifenden Identütätskrise der ge- 
samten iüalıenischen Linken sprechen muß. Dieses zeigt die Notwendigkeit eines 
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‘Patadigmenwechsels’ an, das Eintreten der italienischen Entwicklung in eine neue Phase, 
die nicht mehr mit den gleichen theoretischen Parametern zu fassen, nicht mehr mit der 
einfachen Fortsetzung der alten politischen Strategien zu bewältigen ist. 

Mit der Identitätskrise der gesarzten italienischen Linken sind nun auch eine Reihe von 
psychologischen Barrieren gefallen, die traditionellerweise gegenüber dem ‘Modell 
Deutschland’ bestanden, das in der ersten Hälfte der 70er Jahre vor allem (aber nicht nur) 
von der italienischen Neuen Linken auf einen neuen »autoritären Staat« der Notstandsge- 
setze, Berufsverbote und Repression reduziert worden war. Auch die z przori ablehnende 
Einstellung der italienischen Kommunisten gegenüber der deutschen Sozialdemokratie 
sind - insbesondere aufgrund realer außenpolitischer Interessenkonvergenzen - geringer 
geworden, seitdem sogar Pietro Ingrao, der historische Wortführer des ‘linken Flügels’ der 
KPI, auf dem letzten Parteitag unter Beifall verkündete, bei der Suche nach dem »Dritten 
Weg« müßten die Kommunisten auch von der Sozialdemokratie lernen. 

Mit dem Fallen psychologischer Hemmungen sind jedoch nicht unbedingt die analytischen 
Kapazitäten der italienischen Linken gewachsen. Nichts bezeugt dies besser als die Forde- 
rung Eugenio Scalfari’s (des Herausgebers der linksliberalen römischen Lg Repubblica), die 
KPI möge den »historischen Kompromiß« durch ein »Godesberger Programm« ersetzen, 
die der Auslöser der aktuellen Debatte war. Eine solche Forderung ist nämlich entweder 
überflüssig oder falsch. | | | 


1£ 


Überflüssig ist sie, wenn damit nur das x’te Bekenntnis der KPI zur Demokratie, zum poli- 

tischen Pluralismus, zur Ablehnung zentralistischer Planungsmodelle gemeint ist. In die- 
sem Sinne der ‘Grundwerte’ des von den italienischen Kommunisten angestrebten demo- 
kratischen Sozialismus haben diese ihr »Bad Godesberg« in der italienischen Nachkriegsge- 
schichte zwar nicht auf einen Schlag, aber sukzessive seit langem vollzogen: Die KPI 27 
längst keine exklusive Arbeiterpartei mehr, sondern eine »Volkspartei«, die die Interessen 
von Zwischenschichten, Klein- und Mittelunternehmern mit denen der organisierten Ar- 
beiterklasse vermittelt (allerdings eine »Volkspartei«, die gleichzeitig »Massenpartei« ist, da 
sie eine Fähigkeit der marxistischen Arbeiterbewegung behalten hat, die die SPD seit Bad 
Godesberg verlernt bzw. an die Gewerkschaften delegiert hat: die Fähigkeit zur Organzsıe- 
rung der Massen!). Auch was die Staatsauffassung angeht, hat sich die KPI längst eine Ziel- 
setzung zu eigen gemacht, die sich von der Godesberger Dreieinigkeit von Rechtsstaat, So- 
zialstaat und Kulturstaat nur der Wortwahl nach unterscheidet —denn was ist ein »Sozialis- 
mus, der sich auf die politische Demokratie gründet« und die »ethisch-politische« Seite ei- 
ner »Hegemonies, die nicht mehr alleine die Arbeiterklasse, sondern einen »neuen histori- 
schen Block« zum Subjekt haben soll, in der Zielsetzung anderes? Ähnliches könnte man 
von der Orzentierung auf industrielles Wachstum sagen (dem mit der »Austerität« sogar die 
Lohnpolitik untergeordnet werden soll); von der Zielsetzung einer »demokratischen Pro- 
grammierung« (Investitionslenkung), die nicht dutch Außerkraftsetzung der Marktmecha- 
nismen, sondern über den Markt, dutch Veränderung seiner Rahmenbedingungen (öffent- 
liche Ausgaben, Sozialer Konsum) geschehen soll. »Es ist also nicht die Frage, 02 in der 
Wirtschaft Disposition und Planung zweckmäßig sind, sondern wer diese Disposition trifft 
und zu wessen Gunsten sie wirkt«, heißt es im Godesberger Programm: »Dieser Verantwor- 
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tung für den Wirtschaftsablauf kann sich der Staat nicht entziehen.« (Der Untetschied der 
KPI zur SPD liegt vielmehr darin, daß sich die italienische Arbeiterbewegung z2sgesarmt 
spätestens seit dem ‘heißen Herbst’ der Frage der Disposition wirtschaftlicher Entscheidun- 
gen nicht alleine von der Seite der Zirkulation und Verteilung, sondern auch und vor allem 
von der der Produktion zugewandt hat.) 


8. 


Wenn es also nur um die Zze/votstellungen sozialistischer Politik ginge, so wäre ein »italie- 
nisches Bad Godesberg« überflüssig, da »das Godesberger Programm in seinen Grundaus- | 
sagen Prinzipien und Richtlinien zum Ausdruck bringt, die für die italienischen Linken 
nicht erst eine mögliche Wahl für die Zukunft darstellen, sondern eine Realität, zu der 
auch die KPI weitgehend gehört« (Massimo L. Salvadori, in: Rinascıza, N.40/1980). Was 
heute als Forderung nach einem »Bad Godesberg der Kommunisten« gehandelt wird, ist 
zudem für das Godesberger Programm nicht einmal spezifisch und hat mit einer ‘Abkehr 
vom Marxismus’ im übrigen gar nichts zu tun, sondern gilt für die gesarzte, auch die mar- 
xıstische Tradıtion des Reformismus: Schon seit Jahren fordern einige nicht parteigebunde- 
ne, aber eher der sozialistischen Partei nahestehende Intellektuelle von der KPI, sie möge 
endlich ihre /aArische Revision zentraler Bestandteile des leninistischen, aber auch des 
gramscianischen Erbes explizit machen und auch Traditionslinien des sozialdemoktati- 
schen Marxismus in Deutschland (von Karl Kautsky bis Rudolf Hilferding) und Österreich 
(von Otto Bauer bis Karl Renner) endlich produktiv in die eigene Strategiebildung einbe- 
ziehen ... statt in einer Art kulturpolitischem Patriotismus eine real bereits »jenseits von 
Gramsci« stattfindende politische Praxis immer noch ideologisch mit den alten Formeln 
von »Hegemonie«, »historischer Block« usw. zu legitimieren. Und seit Jahren antworten die 
Intellektuellen der KPI darauf mit dem Hinweis, daß selbstverständlich alle theoretischen 
und praktischen Erfahrungen der Arbeiterbewegung kritisch in die aktuelle Suche nach 
dem »Dritten Weg« eingehen sollten, das Zeitalter des Dogmatismus sei schließlich vorbei 
. aber die Forderung, die KPI solle ihrer historischen Vergangenheit abschwören, ihre 
Identität als Kommunistische, ja revolutionäre Partei aufgeben, müsse freundlich, aber be- 
stimmt zurückgewiesen werden. 
Hinter diesem rituellen Schlagabtausch zwischen Intellektuellen des ‘sozialistischen’ und 
des ‘kommunistischen’ Dunstkteises verbirgt sich im Grunde nichts andetes, als daß ein ra- 
tionales (oder 'rationalıstisches”) Verständnis von Theorie gegen ein sozialintegratives Vet- 
ständnis von Theorie oder, wie es auf italienisch meist heißt: ‘Kultur’ ausgespielt wird. 
Den Kommunisten geht es nämlich nicht alleine um die - durchaus diskussionswürdige - 
Frage, ob sich die aktuelle Politik der KPI nicht möglicherweise viel besser mit der Theorie 
eines Otto Bauer oder den Grundwerten des Godesberger Programms begründen lassen 
könnte, sondern um die Erhaltung dessen, was in politologischen Analysen die ‘'Subkultur’ 
der Kommunisten genannt wird: um eine kollektive Identität ihrer Mitglieder und Anhän- 
ger als Kommunisten, die mindestens ebensoseht von kollektiven Symbolen, dem Bewußt- 
sein einer gemeinsamen Tradition, der Kontinuität gemeinsamer Deutungsmuster lebt wie 
von Argumenten. Während sich eine Theorie - z.B. Antonio Gramsci’s Versuch der 
»Übersetzung des Leninismus« auf die Verhältnisse Italiens und Westeuropas - verwerfen 
läßt, wenn sie in ihren analytischen Standarts und ihrem empirischen Gehalt der heutigen 
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Problemlage der Arbeiterbewegung nicht mehr entspricht, so läßt sich eine ‘Kultur’, eine 
kollektive soziale und symbolisch vermittelte Identität - z.B. die Identität »Kommunist, 

Genosse zu sein« - nur verändern über eine »Erneuerung in der Kontinuülät«. Brüche in 
der Erfahrung müssen, wenn die Identität nicht in die Brüche gehen soll, auf der Basis ei- 


..nes gemeinsamen Kontinuums ‘verarbeitet’ werden können, damit diese Identität als kol- 


lektive erhalten bleiben kann. 


9. 


Die gegenwärtige Situation det italienischen Linken läßt sich nun durch die Gefahr charak- 
terisieren, daß die kollektive Identität der italienischen Arbeiterbewegung - ıhr über alle 
parteipolitischen, strategischen und ideologischen Unterschiede zwischen alter und neuer 
Linken, zwischen Gewerkschaft und Partei usw. reichendes Bewußtsein, Träger gerzeinsa- 
mer Erfahrungen zu sein - eher in die Brüche geht, als sie in der Lage ist, einen ‘Paradig- 
menwechsel’ zu vollziehen, in dem auch die Erfahrung von Niederlagen verarbeitet wer- 
den kann. Angesichts dieser realen Gefahr - die ein Ende des »caso italiano«, der produkti- 
ven Dynamik der italienischen Arbeiterbewegung bedeuten würde! - muten die Obertöne 
parteipolitischer Polemik in der italienischen Diskussion über »Bad Godesberg« geradezu 
grotesk an. Denn nicht nur hat das z72@ginäre italienische »Bad Godesberg« (wie Bolaffi 
und Marramao zeigen) mit jenem Programm der deutschen Sozialdemokratie, das 1959 ın 
dem inzwischen nach Bonn eingemeindeten Städtchen am Rhein beschlossen wurde, 
nichts mehr zu tun. Die intellektuellen Energien, die in der italienischen Linken auf die 
Erörterung des für und wieder von »Bad Godesberg« verwandt werden, scheinen darüber 
hinaus zum bloßen intellektuellen Beiprogramm einer Zersplitterung der italienischen Ar- 
beiterbewegung zu werden: 

— bei der die Sozialisten in der Regierung für jene ‘Regierbarkeit’ sorgen, die es der 
Christdemokratie erlaubt ihre inneren Spannungen zu überwinden (zu denen der dauern- 
de Ausschluß der KPI aus der Regierung in der DC geführt hatte); 

— bei der die Kommunisten in der Opposition ihre dutch die drei Jahre "Regierungsnähe’ 
erlittenen Wunden lecken (d.h. ihr Selbstbewußtsein als 'Kampfpartei’ durch Klassen- 
kampfrhetorik notdürftig wieder aufbessern, ohne dadurch der ‘demokratischen Erneue- 
rüng Italiens’ einen noch so reformistischen Schritt näher zu kommen), 

— bei der schließlich die Gewerkschaften von beiden Linksparteien ideologisch für sich re- 
klamiert werden, in allen praktischen Auseinandetsetzungen abet alleingelassen wieder ın 
ihre richtungspolitischen Splitter um so mehr auseinanderfallen, je mehr sich in der Fabrik 
die Kräfteverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit verschieben (und zwar ebenso ım 
Großunternehmen FIAT wie in der 'verstreuten Fabrik’ der zahllosen Klein- und Mittelbe- 
triebe und der 'versunkenen Wirtschaft’ der Heim- und Schwarzarbeit). | 
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Im Jahre 1955 erhielt die kommunistisch-sozialistische Arbeiterbewegung eine vernichten- 
de Niederlage, als nahezu alle kommunistischen Mitglieder der »commissione interna« von 
FIAT in Turin (vergleichbar mit dem deutschen Betriebsrat) nicht wiedergewählt wurden 
und damit die CGIL ihre gesamten Funktionen in der betrieblichen Interessenverttetung 
des größten privatwirtschaftlichen italienischen Konzerns auf einen Schlag verlor an die da- 
mals streng katholische und antikommunistische CISL (die mit ihrem ‘Betriebssyndikalis- 
mus’ die Arbeitslöhne an die Produktivitätsfortschritte koppelte und von der Geschättslei- 
tung hofiert wurde). Aus dieser Niederlage hat die italienische Arbeiterbewegung gelernt: 
von den 'artikulierten Tarifverhandlungen’ der 60er Jahre (Verknüpfung von betriebli- 
cher, Branchen- und nationalen Verhandlungen) bis zum ‘heißen Herbst’, von der Fest- 
schreibung der Gewerkschaftsrechte im Betrieb (»statuto dei lavoratori«) zur Delegierten- 
bewegung, von der Rätegewerkschaft bis zu Ansätzen einer ‘qualitativen’ Sozial- und 
Wırtschaftspolitik der Gewerkschaften und Linksparteien mit unterschiedlichen Rollen 
und auf verschiedenen Ebenen, aber zu gemeinsamen Problemen. Dann kam die Wahl 
von 1976 und die große Hoffnung auf den ‘Historischen Kompromiß’... | 
Im Oktober 1980 fliegen nahezu die Hälfte der kommunistischen Delegierten der einheit- 
lichen Metallarbeitergewerkschaft FLM aus den FIAT-Werken in Turin; nach einem Monat 
des härtesten Streiks, den Italien seit dem "heißen Herbst’ erlebt hat, und zwar als Ergeb- 
nis eines Abkommens, das durch die Vermittlung der Regierung die Gewerkschaftsdach- 
verbände mit der Konzernleitung abgeschlossen haben: In diesem Abkommen ist es der 
Gewerkschaft nur um den Preis gelungen, die sichere Entlassung von 24 000 Beschäftigten 
Anfang nächsten Jahres (vorerst) abzuwenden, daß sie FIAT völlig freie Hand in der soge- 
nannten »internen Mobilität« der Arbeitskräfte einräumte. Die Geschäftsleitung kann also 
nach Belieben Beschäftigte aus einer Abteilung in einen völlig anderen Arbeitsbereich ver- 
setzen, und sie kann auch nach Belieben Arbeitskräfte in die »cassa integrazione«, also in 
technische Arbeitslosigkeit bei Weiterbezahlung von 90% der Bezüge durch den Staatver- 
setzen. Die 14 000 FIAT-Arbeiter, die sich bis auf weiteres in »cassa integrazione« befin- 
den, sind aber nun zum überwiegenden Teil jene Delegierten der 'Rätegewerkschaft’ FLM, 
Kommunisten, die die Erfahrung der Kämpfe von FIAT seit 1968 verkörpern. 
Gleichzeitig - und erst »acA Abschluß des FIAT-Streiks der durch Streikposten und Streik- 
geldsammlungen aus ganz Italien und einen eintägigen Generalstreik unterstützt worden 
wat, - kann die neue christdemokratisch geführte Regierung Forlani gebildet werden, 
nachdem der parteipolitische Hauptverfechter eines »italienischen Bad Godesberg«, Sozia- 
listenchef Bettino Craxi die ‘Regierbarkeit’ in seinem Sinne garantieren konnte: die 'Re- 
gierbarkeit’ der PSI garantierte er durch einfachen Ausschluß der Vertreter des linken Flü- 
gels aus der Führung der PSI, die Mehrheitsfähigkeit der Regierung garantierte er, indem 
er mit der strikt antikommunistischen sozialdemokratischen Partei ein 'Konsultationsab- 
kommen’ schloß, das dazu diente, die PSDI ın die Regierungskoalition einzuführen und 
das parlamentarische Stimmenpolster der Regierung aufzubessern (gegen die sogenannten 
"Heckenschützen’ die die letzte Regierung Cossiga bei geheimer Abstimmung hatten fal- 
len lassen). 

Enrico Berlinguer hatte in seiner Rede vor den streikenden FIAT-Arbeitern zwei Wochen 
zuvor ın Turin den Sturz der Regierung Cossiga und die Rücknahme der von FIAT ausge- 
sprochenen Entlassungen zum Ziel der kommunistischen ‘'Kampfpartei’ gemacht und da- 
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für viel Zustimmung erhalten. Beide Forderungen wurden ‘erfüllt’ - aber die kommunisti- 
schen Kader in den FIAT-Werken wurden (vorerst mit vollen Bezügen) vor die Werkstore 
gesetzt. Eine historische Niederlage der gesamten italienischen Arbeiterbewegung! Diese 
wird ihre Handlungsfähigkeit nur dann behalten, ihre Identität nur dann entwickeln kön- 
nen, wenn sie diese Niederlage produktiv verarbeiten wird! Das Godesberger Programm 
wird ihr dabei wenig nützen. | 


Literaturhinweise 


Da ich die wichtigste aktuelle zia/erische Literatur in den Anmerkungen zu den beiden vorstehenden 
Artikeln aufgeführt habe, konnte ich für diesen Kommentar auf Fußnoten verzichten. Hier nur einige 
deutschsprachige Hinweise für den Leser, der die hier gebrachten Argumente genauer prüfen will. 
Die theoretischen Debatten zwischen Sozialisten, Kommunisten und unabhängigen Linken, auf die 
hier Bezug genommen witd, sind in deutscher Übersetzung in zwei Sammelbänden in Auswahl veröf- 
fentlicht: | 

—  »Sozialisten, Kommunisten und der Staat. Über Hegemonie, Pluralismus und sozialistische De- 

mokratie«, Hamburg 1977; 
—  Altvater/Kallscheuer, »Den Staat diskutieren«, Berlin 1979. 
Zur Interpretation des Wahlergebnissses ı von 1976 siehe meinen Aufsatz in Lira%s, Nr. 81 (Okt. 1979), 
S..15 ff. 

Zut Interpretation des ‘Historischen Kompromisses’ vgl. PROKLA Nr. 26 (1976) und Nr. 29 (1977); 
und: 

— M.Keeile, »Italien 1979. Das Ende der Notstandskoalition und die Krise des ‘historischen Kom- 
promisses’«, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte (Beilage zu Das Parlament), 4.8.1979. 

Zur Identitätskrise der italienischen Linken allgemein siehe den ersten Aufsatz im Sammelband »Zwei 
Kulturen? Mescalero, Tunix und die Folgen« (= Ästhetik und Kommunikation - akut, Nr. 2) Berlin 
1977 und mehrere Aufsätze in der PROKLA Nr. 32 (1978), u.a. zur 77er ‘Studentenbewegung’, zum 
Verhältnis der Jugend zur offiziellen Arbeiterbewegung, zur umstrittenen ‘Austerität’ und zum Cha- 
takter der KPI als Volkspartei und ihrer speziellen Identitätsktise. 

Über die italienischen Sozialisten kenne ich keine brauchbare deutsche Veröffentlichung. Immerhin 

sind in dem von Detlev Albers herausgegebenen Sammelband »Demoktatie und Sozialismus in Ita- 
lien«, Frankfurt / New York 1978, dessen Einleitung übrigens eine informative, wenngleich etwas apo- 

logetische Gesamtdatstellung der Strategie des ‘Historischen Kompromisses’ enthält, einige program- 
matische Dokumente der PSI abgedruckt (allerdings aus der “Vor-Craxi-Ära’, die also heute nicht 
mehr aktuell sind). 

Für die Lernprozesse der italienischen Gewerkschaftsbewegung sind am informativsten die 1973 beim 

: Merve-Verlag Berlin erschienenen beiden Bände »CGIL/CISL. Zur Geschichte der italienischen Ge- 

weikschaftsbewegung« (mit einem Nachwort, das vom 'Redaktionskollektiv Gewerkschaften’ der 

PROKLA verfaßt wurde); und das in der PROKLA NT. 31 veröffentlichte Gespräch mit Bruno Trentin 

für die Probleme der letzten Jahre. 


74 Otto Kallscheuer 


Claudie Weill £ Friodrich- Karl Bertchen 


Ein ‘Modell Deutschland’ in den Farben Frankreichs: p 
(Gespräch zwischen Claudie Weill und F.-K. Frettchen vom Autorenkollektiv 


»Fritz Dupont«! und Frieder O. Wolf von der PROKLA) 


PROKLA: Wenn man wıe ich aus der Diskussion innerhalb der BRD kommt, ist man im- 
mer überrascht, wie sehr in der Diskussion über das 'Modell Deutschland’ außerhalb der 
BRD die der technischen Perfektion der politischen oder sogar polizeihchen Organisation 
der BRD- Gesellschaft ı in der Vordergrund gerückt wird. Das ist ja auch in der französischen 
Diskussion so, auch in Euren Veröffentlichungen fällt es mir auf. Seht ihr die Gründe da- 
für eher in der Wirklichkeit bürgerlicher Herrschaft in der BRD und ihren charakteristi- 
schen Strategien - oder ıst das Eurer Meinung nach eher aus der französischen Gesell 
schafisstruktur und der französischen Politik zu erklären? 
C.W.: Ich glaube beides ist richtig: Wenn man hier etwa das Funktionieren der BRD- Wire. 
schaft als vorbildlich betrachtet, dann liegt dem keine wirkliche Analyse zugrunde, worauf 
dieses Funktionieren beruht - außer daß man es auf den hohen Grad von gesellschaftli- 
chem Konsens zurückführt, der in der BRD herrscht. Im Ausgang von dieser Feststellung 
eines gesellschaftlichen Konsenses versucht man dann hier - zumindest in Kreisen der Füh- 
rungsschichten - herauszufinden, wie die "wehrhafte Demokratie’ (d&mocratie muscle) in 
der BRD funktioniert und, insbesondere, welche Hertschaftstechniken dabei eingesetzt 
werden. Gerade diese Hertschaftstechniken erscheinen als vorbildlich, weil sie auf einer pa- 
tallelen, analogen Entwicklung der Bedürfnisse der Hetrschenden in der BRD rd in 
Frankreich beruhen, die gesellschaftliche Entwicklung in gewünschter Weise steuern zu 
können. 
Ist es nicht auch ein wichtiger Grund, daß eher Aussicht besteht, diese politische Seite des 
"Modells Deutschland’ auf französische Verhältnisse zu übertragen - während kaum Chan- 
cen dafür gesehen werden, andere Züge des ‘Modells’ übertragen zu können wie die Weli- 
marktsiellung oder relative Integration der westdeutschen Arbeiterklasse? 
C.W.: Was die Weltmarktstellung angeht, besteht einfach der große Unterschied zwischen 
Frankreich als ehemaliger Kolonialmacht mit allen Konsequenzen, die das für Arbeitsim- 
migration, Rohstoffversorgung und Waffenexporte, kurz für die Gesamtheit der ökonomi- 
schen Beziehungen zwischen Frankreich und seinen ehemaligen Kolonien hatte, und der 
BRD, die sich eine neue, durch Kapitalkonzentration ausichtsteichere Rolle auf dem Welt- 
markt erst in den 50er und 60er Jahren erobern mußte - wichtiger scheint mir aber noch 
die relative Integration der Arbeiterklasse zu sein: In der BRD ist zunächst einmal mit der 
SPD eine ehemalige Arbeiterpartei maßgeblich an der Regierung beteiligt, die - wie auch 
immer man das im einzelnen differenzieren mag - immer noch in hohem Grade die Ar- 
beiterklasse politisch repräsentiert; es gibt darüberhinaus auch noch eine Einheitsgewerk- 
schaft, die - unter welchen Spannungen auch immer - eng mit dieser Regierungspartei in 
Verbindung steht. Diese Struktur, diese Grundlagen eines gesellschaftlichen Konsenses 
gibt es dagegen in Frankreich überhaupt nicht: Die Parteien, die hier an der Macht sind, 
haben gar nichts, aber auch gar nichts mit den Gewerkschaften zu tun; der Gewerkschafts- 
bund, der ihnen noch am nächsten steht, die Force Ouvriere, ist selbst noch durchsetzt vor 
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allem von trotzkistischen Strömungen - und das sind keineswegs die einzigen! Die Tatsa- 
che, daß es drei verschiedene Gewerkschaftsbünde gibt, die C.G.T., die C.F.D.T. und die 
F.O., zu denen dann noch selbständige Angestelltengewerkschaften, die Gewerkschaften 
des Bildungswesens usw. kommen - kurz, dieser Gewerkschaftspluralismus und die Exi- 
stenz einer Regierung, die in keiner Weise als politischer Ausdruck der Arbeiterklasse be- 
griffen wird, führen dazu, daß ein derartiger Konsensus sich gar nicht herausbilden kann. 
Ein weiteres Hindernis liegt darin, daß es keine einheitliche gewerkschaftliche Vorgehens- 
weise gegenüber der Regierung gibt, es gibt auch keine gewerkschaftliche Aktionseinheit - 
seit dem traurigen Ende des ‘Gemeinsamen Regierungsprogramms’ der Linksparteien. 
Liegt es darüberhinaus nicht auch an der spezifischen Französischen Parteienlandschaft, 
daß etwa Versuche, explizit sozialdemokratische 'Politikmodelle’ zu importieren, bisher 
immer ziemlich kläglich gescheitert sind? Haben nicht die einzelnen politischen Parteien 
und Parieiengruppen jeweils ihre besonderen Gründe, das "Modell Deutschland’ in unter- 
schiedlicher Weise als Vorbild und als Bedrohung wahrzunehmen und öffentlich darzu- 
stellen? 
F.-K. F.: Die verschiedenartige Rezeption des ‘Modells Deutschland’, die hier in der fran- 
zösischen Diskussion verbreitet ist, wird man wohl erst begreifen können, wenn man auf 
die Tradition der bürgerlichen Ideologie in Frankreich zurückgeht, wie sie sich vor allem 
. seit 1871 entwickelt hat, gewissermaßen als Restbestand der in der französischen Revolu- 
tion entwickelten Vorstellung von der Hegemonie revolutionären Frankreichs in Europa: 
Die französische Boutgeoisie hat immer ausgesprochen schlecht auf ein Erstarken des deut- 
schen Nachbarn reagiert und es haben sich da regelrechte Mythen herausgebildet, die auch 
heute noch in der Diskussion gegenwärtig sind. | 
C.W.: Aber doch nicht nur in der Bourgeoisie, sondern auch in der Arbeiterklasse . 
F.-K. F.: Darauf wollte ich gerade kommen: Diese bürgerliche Ideologie ist als sölche:i in- 
zwischen auf den Hund gekommen - d.h. sie existiert nicht mehr in dieser Form, da sie 
dutch die tatsächliche politische Entwicklung dementiert wurde, also nicht mehr funk- 
tionsfähig ist. Aber: innerhalb der reformistischen Arbeiterbewegung wirken diese Restbe- 
stände der bürgerlichen Ideologie weiter . 
C.W.: Das liegt auch daran, daß sich die französische Arbeiterbewegung als Erbin, als Trä- 
gerin der Tradition der französischen Revolution begreift, so daß auch in ihr die Vorstel- 
lung einer Hegemonie der französischen Arbeiterbewegung verbreitet ist. 
F.-K. F.: Das gehört zu den grundlegenden Bestandteilen des nationalchauvinistischen 
Aspekts der gegenwärtigen Politik der CPF, daß sie sich so ganz undialektisch als Fortführe- 
tin der nationalen Traditionen der französischen Revolution, der Resistance usw. darstellt. 
Das hieße dann ja auch, sich auf die Betrachtung der politischen Ebene zu beschränken, 
ohne noch weiter auf ihren Klasseninhalt einzugehen ... 
- F.-K. F.: Die Rivalität im Verhältnis zu Deutschland ist ja auch immer politisch gesehen 
worden. In der Vergangenheit standen dabei territoriale Ansprüche oder Fragen der Über- 
legenheit der militärischen Apparate im Vordergrund - das läßt sich etwa an den Stellung- 
nahmen der PCF zur Saar-Frage sehr gut überprüfen. Aber zurück zu den parteipolitischen 
Sichtweisen des "Modells Deutschland’ in Frankreich: Die Vorstellung eines gesellschaftli- 
chen Konsenses in der BRD nimmt in den Ideologien der verschiedenen Parteien durchaus 
verschiedene Funktionen wahr, z.B. sowohl die Gaullisten wie die PCF. Wir müssen das al- 
so für die einzelnen Parteien differenziert betrachten. Zunächst ist aber allgemein der 
Klassenkonsens in der BRD sehr stark herausgestellt. 
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Daß es in der Bundesrepublik reale Bruchstellen innerhalb dieses Klassenkonsenses gibt, 
wie sie sich seit der Verschärfung der Klassenkämpfe Anfang der 70er Jahre abzeichnen, 
wird in Frankreich nicht wahrgenommen; d.h. vor allen Dingen in der französischen Ar- 
beiterbewegung werden Differenzierungprozesse, wie sie sich im Augenblick in der west- 
deutschen Arbeiterklasse abspielen, nicht gesehen - oder allenfalls sehr verzerrt. Das hat 
gefährliche Auswirkungen: Die Fragen, die hinsichtlich einer international koordinierten 
Handlungsweise der Arbeiterklassen auf der Tagesordnung stehen, können deswegen dann 
nicht mehr formuliert werden. In dieser Hinsicht wäre es interessant, die Haltung der fran- 
zösischen Stahlarbeiter anläßlich des 35-Stunden-Streiks der IGM oder die Haltung der 
Gewerkschaftsführungen (vor allem der C.G.T.) in den Auseinandersetzungen um eine 
‘Sanierung’ der europäischen Stahlindustrie zu untersuchen. Die Regierungsparteien und 
die ausgesprochenen Rechtsparteien Frankreichs geben eine Darstellung von der BRD als 
einem Modell sozialer Harmonie, als einer Gesellschaft, die dank eines erfolgreichen Kri- 
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der weltweiten Wirtschaftskrise überwindet -weil eben ein breit genug angelegter gesell- 
‚schaftlicher Grundkonsens besteht. In diese Darstellung gehen einerseits Wunschvorstel- 
lungen ein, die die französische Bourgeoisie hat, nämlich auch hier in Frankreich einen 
derartigen Grundkonsens auch hier herzustellen, der hier nicht besteht und sich hier auch 
nicht entwickeln kann . 

Wieso eigentlich | 
F.-K. F.: Da sind einmal die Mornente, die Claudie schon angeführt hat, dann haben die 
anderen historischen Bedingungen der kapitalistischen Entwicklung in Frankreich dazu ge- 
führt, daß hier ganz allgemein ein anderes gesellschaftliches Kräfteverhältnis zwischen den 
Klassen besteht, das einen dauerhaften Klassenkompromiß als nicht ereichbar erscheinen 
läßt.Das kann sich allerdings auch ändern; insbesondere läßt die gegenwärtige politische 
Krise, ın der ja vor allem eine Krise der Linken eingetreten ist, durchaus auch eine Erschüt- 
terung der bestehenden, eingespielten politischen Machtpositionen der verschiedenen pol- 
tischen Repräsentanten der Klassen voraussehen .. 

So daß das Operieren mit dem ‘Modell Deuschland "zu einer Kriegsmaschine der Regıe- 
rungsmehrheit gegen die linken Parteien, Zn die pohtischen Vertreter der BET 
Arbeiterklasse werden könnte .. 

F.-K. F.: Nur ein Beispiel: Bis vor wenigen Jahren hat der DGB die C.F.D.T. als eine links- 
radikale Gewerkschaft angegriffen, so etwa auch in der von uns analysierten Stellungnah- 
me Oskar Vetters. Das hat aber nicht verhindert, daß es zu intensiveren Kontakten zwi- 
schen DGB und C.F.D.T. kam - und heute sieht das Verhältnis vollkommen anders aus: 
Heute sind die Beziehungen zwischen DGB und C.F.D.T. verhältnismäßig eng - und zu- 
gleich fährt die Führung der C.F.D.T. einen Kurs der Verschiebung der Schwerpunkte (re- 
centrage), aber in Wirklichkeitder Wiederherstellung der zentralen Kontrolle der betrieb- 
lichen Gewerkschaftspolitik und der Durchsetzung einer mehr sozialpartnerschaftlich 
orientierten Politik der Gewerkschaftsführungen - die durchaus in Richtung auf die Her- 
stellung eines gesellschaftlichen Konsenses zielt. Ob sich diese Politik auch durchsetzen 
wird, ist gegenwärtig allerdings noch offen; aber man sieht da sehr deutlich, daß innerhalb 
der Arbeiterbewegung wichtige Kräfte in eine solche Richtung zu gehen beginnen - und 
das hängt ohne Zweifel zusammen mit der blockierten Perspektive, vor der sich die franzö- 
sische Linke im Augenblicke sieht. 

In diesen Zusammenhang gehört doch wohl auch die Politik des Bruchs mit der C.G. L; 


Eın ‘Modell Deutschland’ in den Farben TE 79 


wıe sie gegenwärtig von der G.F.D.T.-Führung betrieben wird, | 

C:W.: Nein, es gibt da eher eine ganze Reihe von Prozessen, die auf einen Bruch hinaus- 
laufen, zwischen der C.F.D.T. und der C.G.T., auf einen Bruch der gewerkschaftlichen 
Aktionseinheit. Und das hängt sicherlich mit der ziemlich verzweifelten Situation der Lin- 
ken in Frankreich in diesem Moment zusammen: Nach dem Scheitern des "Gemeinsamen 
Regierungsprogramms’ hat es auch innerhalb der C.G.T., aufgrund der Verhärtung der 
Positionen der PCF eine Einschränkung des innergewerkschaftlichen Pluralismus gegeben. 
So konnten etwa in den letzten Jahren auch sozialistische Gewerkschafter innerhalb der 
C.G.T. in Führungspositionen gelangen; aufgrund der Verhärtung gehen sie jetzt zum 
Teil wieder so weit, selbst eine Abspaltung von der C.G.T. unter gewissen Umständen ins 
Auge zu fassen - und in der C.F.D.T. geschieht derweil, was Karl-Friedrich als Rezentrali- 
sierung beschrieben hat, ein Versuch, sich zum gesprächsfähigen Verhandlungspartner, 

zum vollgültigen Gegenüber von Regierung und Unternehmerverbänden zu mausern. Das. 
setzt voraus, daß etwa Positionen eines Selbstverwaltungssozialismus (positions autoge- 

 stionnaires) nicht mehr vordergründig propagiert werden. 

F.-K. F.: Manchmal drängt sich sogar die Vermutung auf, die C.F.D.T.-Führung werde di- 

tekt vom DGB beraten; so etwa in den Verhandlungen über die 35-Stunden-Woche: das 

Herunterdrücken der Forderung auf den bloßen ‘Einstieg in die 35-Stunden-Woche’, die 

Beschränkung auf 'stahltypische Forderungen’ usw. - diese ganzen Argumentationsmu- 

ster, die man in der Bundesrepublik aus dem vergangenen 35-Stunden-Streik kennt, die 

werden hier von der C.F.D.T. reproduziert. Da muß man allerdings eins dazu sagen: daß 

nämlich die C.G.T. augenblicklich dazu eine Gegenposition einnimmt - auch weil ihr 

Kurs da anders ist; es ist aber auch viel Verbaltadikalismus dabei, d.h. auch in der C.G.T. 

wird das alles nicht so heiß gegessen, wie es gekocht wird. 

C.W.: Das liegt aber doch auch daran, daß die C.G.T. Schwierigkeiten hat, mit dem DGB 

zu Vereinbarungen zu kommen! 

F.-K. F.: Da gibt es auch noch einen Punkt, den man aber extra behandeln müßte: Das ist 

die gegenwärtige Strategie der C.G.T., die auf eine scharfe Abgrenzung von der C.F.D.T. 

und den Sozialisten zielt - darüber en: es aber in der C.G.T. selbst scharfe Auseinander- 

setzungen. 

Gehört nicht auch die sehr deutliche Abgrenzung, die Edmond Maıre mit Bezug auf die 

ökologistischen Tendenzen vorgenommen hat, in diesen selben strategischen ZU DN: 

hang? 

F.-K. F.: Ich glaube, das hat insofern etwas damit zu tun: Maire kann seine Linie ın der 
C.F.D.T. nur durchsetzen, indem er verschärften Druck auf abweichende Positionen in- 

nerhalb der Gewerkschaft ausübt;.zum einen sind die Kämpfe ın den Betrieben ja keines- 

wegs abgeflaut, sondern haben sich angesichts von Krise und Massenentlassungen in vielen 

Bereichen eher verschärft - andererseits übt auch die Rivalität zwischen den beiden Ge- 

werkschaftsbünden einen Druck in Richtung auf ein kämpferischeres Auftreten aus, einen 

Druck von der Basıs. Die C.F.D.T.-Führung ist damit in vielen Fällen nur mit Hilfe massi- 

ver bürokratischer Repression fertiggeworden. 

Deswegen wundert es mich gar nicht, wenn Maire jetzt die Ökologen aus der C.F.D.T. 

rausschmeißen wıll, weil die in der C.F.D.T. einen Unruhefaktor darstellen; die hatten ja 
in der C.F.D.T. durchaus ihren Platz, im Gegensatz zur C.G.T. mit ihrer PCF-Linie in die- 

ser Frage. 

C.W.: Das stimmt nicht so ganz; es gibt in der C.G.T. auch durchaus "Abweichler’, aber 
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eben ändere! 

F.-K. F.: Aber was die Ökos angeht, hat sıch die Geverkichafiführung durchgesetzt, die 
haben also in der C.G.T. wenig Fuß gefaßt. Umgekehrt sind die Ökos in die C.F.D.T. ge- 
laufen, weil sie der Mythos dieser nach Mai 1968 so stark radikalisierten Gewerkschaft, der 
‘offenen Gewerkschaft’, immer noch beindruckte. 

Auffällig ist dabei vor allem - und das gilt für die gesarzte Linke -, daß seit dem Scheitern 
des "gemeinsamen Regierungsprogramms’ ein ideologischer Verfall zu verzeichnen ist, der 
ideologische Gegenoffensiven der Rechten erleichtert - und hier kommt dann der Bezug 
auf das ‘Modell Deutschland’ voll zur Geltung. 

Durch das Taktieren der linken Kräfte in den 70er Jahren, dutch ihr gemeinsames Abwür- 
gen der Dynamik des Mai 1968, ist es ın Frankreich zu einem derartigen Verfall emanzipa- 
torischen Bewußtseins gekommen, innerhalb der Organisationen, daß jetzt zum großen 
Teil wirklich nur noch mit ideologischen Bruch- und Versatzstücken herumhantiert wird - 

Das war doch wohl kein gradliniger Prozeß seit 1968! 
F.-K. F.: Nein, das war sehr widersprüchlich; es ist jedenfalls 1978 offen zum Ausbruch ge- 
kommen, vor allem in det Partei, die am stärksten in der Arbeiterklasse verankert ist, in der 
PCF. - Da sind auch die Widersprüche in der ganzen Entwicklung am stärksten, auch die 
ideologischen Widersprüche .. 

Wie sieht denn 'die PCF’ das ‘Modell Deuischland”’? 

C.W.: In ihrer augenblicklichen Rückzugsposition ist die PCF dabei, die nationalistische - 
im schlimmen Sinne - Seite ihrer Positionen zu betonen - schon vor zwei Jahren hingen an 
Wänden Plakate »Französisch fabrizieren?«, jetzt heißt es sogar »Französisch 
produzieren?«; auch die Haltung der PCF bei den Europawahlen hat Bände gesprochen. 

Diese Rückzugsposition beinhaltet zugleich eine Annäherung an »Moskauer Positionen«. 

Es gıbt ja ın der PCF eine ganze kleinbürgerlich-nationalistische Strömung, zur Zeit domi- 
niert sie. Sie bemüht sich, Deutschland vor allem zum Feindbild aufzubauen -zwar geht es 
ihr auch ın der Frage des EG-Betritts von Spanien und Portugal um die Verteidigung der 
nationalen Interessen der französischen Weinbauern zum Beispiel, aber wenn es um 
Deutschland geht, kann man mit solchen Argumenten nicht kommen, da greift sie dann 
auf den ganzen Bildervorrat, auf die alten Dämonen des Nazismus, auf den Neo-Nazis- 
mus, auf den deutschen Wirtschaftsimperialismus zurück (ohne sich die Frage der gegen- 
wärtigen Strukturen des Imperialismus wirklich zu stellen), das ganze Rüstzeug von Kli- 
schees wırd in Bewegung gesetzt, um »gegen die Hegemonie Deutschlands in Europa« zu 
kämpfen. 

F.-K. F.: Da kann man einmal noch hinzufügen, daß die PCF natürlich unter den Bedin- 
gungen, denen sie gegenwärtig unterliegt, von Widersprüchen geprägt ist: Wenn Du von 
der Mehrheitsposition sprichst, muß man wissen, daß es in der PCF auch starke Minder- 
heitspositionen gibt, daß innerhalb des Apparates, von der mittleren Funktionärsebene 
bis ins Zentralkomitee, starke Spannungen bestehen. Innerhalb des Politbüros der PCF 
gibt es im Augenblich sehr harte Machtkämpfe; die neostalinistische Linie ist im Vor- 
matsch, aber sie trifft noch auf heftigen Widerstand, auch etwa von Matrchais, der eine eher 
vermittelnde Position einnimmt, eine Integrationsfigur darstellt . . Da spielt sich hinter 
den Kulissen wirklich einiges ab! 

F.-K. F.: Interessant ist jedenfalls, daß in der Parteipresse der PCF mehr Fakten über die 
Entwicklung in der Bundesrepublik gebracht werden, als bei den Sozialisten: Praktisch in 
jeder oder jeder zweiten Nummer der »Humanit&« steht ein Artikel über die Bundesrepu- 
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blik drin - allerdings hat der Korrespondent der »Huma« seinen Sitz in Berlin (Ost)! Dage- 
gen werden die meisten Deutschland-Spezialisten, die die PCF hat, von der Redaktion der 
»Humanit& kaltgestellt: Sie kommen in der Parteipresse kaum zu Wort. Immerhin finden 
die klassenpolitischen Entwicklungen in der Bundesrepublik in der Presse der PCF eine 
stärkere Berücksichtigung als in der sonstigen Presse. 

Aber die Position der PCF läßt sich doch wohl nicht auf die der »Humanite« reduzieren -da 
gıbt es doch noch Organe mit einem ganz anderen Charakter .. 

F.-K. F.: Im Augenblick findet aber eine Homogenisierung der Prrieipiesse statt; d.h. auf- 
grund einer Zentralisierung der Kompetenzen um die »Humanit& herum ist etwa die 
»Nouvelle Critiques, in der kritischere Positionen zu Wort kamen, eingestellt worden. Ein 
Teil der Redaktion ist in die Redaktion der neuen Zeitschrift »Revolution« integriert wor- 
den, die viel stärker auf Parteilinie liegt. Allerdings ist dieser Teil der Redaktion, aufgrund 
seiner etwas kritischeren Haltung, dazu gezwungen, in »Le Monde« zu veröffentlichen. 
Ich glaube, daß die Politik, die da gemacht wird, oft wirklich antideutsche Züge ein- | 
nimmt, mit chauvinistischen Gefühlen spielt, die sich hier lange gehalten haben. Sie wird 
kampagnenförmig durchgeführt, d.h. wenn sie in das politische Konzept der Parteı paßt, 
wenn man sie gerade braucht, um irgendein Argumentationsmuster aufrechtzuerhalten. 
Das hängt damit zusammen, daß die Parteitheorie des staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus Weltmarktzusammenhänge gar nicht analysieren kann, also Weltmarkt als bloße 
Summe von Nationalökonomien betrachtet. Aufgrund der in dieser Theorie begründeten 
Strategie soll in einer ersten Etappe Frankreich vom Einfluß des ausländischen Kapitals frei- 
gekämpft werden. Was dann hinterher kommt, weiß niemand. | 

Ein Beispiel für solch eine, auch von oben nach unten durchgesetzte Kampagne war die 


Verteidigung der französischen Stahlindustrie durch die PCF und die Darstellung der Ra- 


tionalisierungsmaßnahmen auf europäischer Ebene (d.h. im wesentlichen die Kritik am 
Davignon-Plan): Da hat die Presse der PCF gegenüber allgemein den Vorwurf erhoben, 
die Interessen Frankreichs würden an die BRD verraten; der Slogan der Partei war damals: 
»Nein zum deutschen Europa!« Daß dazwischen die Nachricht von der Stahlkrise in der 
Bundesrepublik platzte, vertrug sich nicht mit diesem Ansatz. Daraufhin ist die Partei 
dann ausgewichen auf Bruderschaftsbekundungen mit der DKP, hat die kommunistischen 
Stahlarbeiter von Neunkirchen, die sich in Thionville mit französischen Stahlarbeitern ge- 
troffen haben, zu Vertretern der bundesdeutschen Arbeiterklasse hochgejubelt und ein 
Kommuniqu& mit der DKP herausgegeben, in dem sowohl die Solidarität zwischen den 
nationalen Arbeiterklassen als auch der Grundsatz der wechselseitigen Nichteinmischung 
in nationale Angelegenheiten hochgehalten wurden. Damit löst sich dann die internatio- 
nale Solidarität zum bloßen 'humanistischen Aufklatsch’ zur Verfolgung der Jewellgen 
nationalen Interessen auf. 

Diese Kampagne zielte insbesondere auch auf die Mobilisierung von Randbereichen der 
Arbeiterklasse und von kleinbürgerlichen Schichten - man darf nicht vergessen, daß in die- 
ser Phase die PCF noch stark auf das Gewinnen kleinbürgerlicher Wählerschichten setzte. 
Die Folge war prompt, daß ein Widerspruch auftrat zwischen PCF und C.G.T.: Die Ge- 
werkschafter wandten sich gegen den Slogan der Partei - so ginge das nicht, man müsse 
doch wohl sagen: »Nein zum Europa des Kapitals!« Das ging dann bis zum wechselseitigen 
Überkleben von Plakaten und anderen Reibereien zwischen Kommunisten innerhalb und 
außerhalb der C.G.T.! 


An der Basis und auf den unteren Führungsebenen der Partei entwickelt sich das Deutsch- 
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landbild nicht mehr in Form von zentral bestimmten Kampagnen; da verselbständigt sich 
die Ideologie, da kommen dann die ganzen Reminiszenzen mit herein, vor allem auch die 
stalinistischen Chauvinismen, die in der R&sistance-Periode eine große Rolle gespielt ha- 
ben. So hat etwa ein kommunistischer Bürgermeister eine flammende Rede - am Krieger- 
denkmal für die Gefallenen des Ersten Weltkrieges gehalten, in der er davor warnte, daß 
die Boches den verlorenen Krieg nachträglich jetzt doch noch gewännen! Die Geschichte 
seiner eigenen Partei, die Gründung der III. Internationale, muß dieser gute Mann ja völ- 
lig vergessen haben - die Konferenz von Zimmerwald? ist ihm sicher ein Buch mit sieben 
Siegeln! 

Aber es ist doch sicher nicht nur die PCF, die dadurch Politik zu machen versucht, daß sie 
das 'Modell Deutschland’ im Licht des ‘ewigen Deutschland’ darstellt. Das gibt es doch sı- 
cher auch in der französischen Rechten, nıcht nur bei den Gaullisten? Und ıst das in der 
Linken auf die PCF beschränkt, gibt es das nicht auch innerhalb der PS? 

C.W.: Innerhalb der PS ist das viel komplizierter. Es hat eine ganze Reihe von Schwankun- 
gen in dieser Frage gegeben: Zu der Zeit, als die Repression in der Bundesrepublik ihren 
. Höhepunkt erreichte, als die Berufsverbote im Zentrum der Diskussion über die BRD hier 
in Frankreich standen, hat die PS eine Haltung eingenommen, die gegen die SPD gerichtet 
wat: Das ginge nun wirklich zu weit, man müsse das der Bruderpartei klar machen, sie auf 
den Boden der ‘sozialistischen’ Positionen zurückholen. Das hat dann dazu geführt, daß 
die PS von der SPD sehr scharf zur Ordnung gerufen wurde - so daß die "brüderliche Kri- 
tik’ der PS dann sehr gründlich unter Verschluß gelegt wurde und der Konsensus innerhalb 
der Sozialistischen Internationalen unter Verstärkung des Gewichtes der SPD wiederherge- 
stellt wurde. 

F.-K. F.: Heute haben sie diese Kritik ganz fallengelassen ... 

Selbst ın den Iinken Minderheitsgruppen wie dem C.E.R.E.S.? | 
F.-K. F.: Seit der Berufsverbotskampagne habe ich vom C.E.R.E.S. kaum noch etwas zur 

Entwicklung in der BRD gehött; selbst die Stellungnahmen von Einzelpersönlichkeiten aus 

seinem Kreis werden immer rarer! PL 
Gibt es nicht andererseits auch in der PS eine ıideologisch greifbare Rede vom "Modell 
Deutschland’, durch die eine ausgesprochen sozialdemokratische Strömung zum Demiıur- 

gen ähnlicher Verhältnisse zu werden bestrebt ı5t? 

C.W.: Natürlich, das liegt ja auf der Hand, träumt die PS davon, in Frankreich die Rolle zu 

übernehmen, die die SPD in Deutschland gespielt hat. Die C.E.R.E.S. hat sich von der 

Diskussion eher zurückgezogen und in ihre Publikationen eingeigelt, in der sieeine Analy- 

se des deutschen Vorbilds, auf das sich diese sozialdemokratische Strömung beruft, beson- 

ders der Technologisierung politischer Herrschaft, die in der ERS UDSeNUNE der ge- 

genwärtigen SPD- Regierung liegt. ? 

Es gab auf die Ereignisse im Herbst 1977 Reaktionen, die ungefähr genau so hysterisch wa- 

ten wie in der Bundesrepublik, aber in eine andere Richtung gingen- dabei ging es aller- 

dings nicht nur um das, was in der Bundesrepublik passierte, sondern auch um die Auslie- 

ferung von Croissant . 

F.-K. F.: Die sehr viel ‚met Leute beunruhigt hat, als bloß die radikale Linke! 

C.W.: ... die eben auch ein schr starkes Moment von Kollusion zwischen der deutschen 
und der französischen Regierung deutlich werden ließ, die vom europäischen Rechtsraum 
herrührt und in der europäischen Antiterrorgesetzgebung ihren Ausdruck fand. Das hat 

sich gerade in der Auslieferungspraxis gezeigt, in der sich ja Frankreich gründlich etwa von 
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Italien unterscheidet: Frankreich liefert aus, in Italien werden die italienischen Staatsbür- 
ger, die ausgeliefert worden sind, wieder freigelassen, wenn die Gründe für die Ausliefe- 
rung keine Grundlage mehr zu ihrer Verurteilung abgeben. 

Wird nıcht die Haltung der radıkalen Linken in diesem Moment deutlich an den großen 
Schwierigkeiten, die die Zeitung »Liberation« damals bekam? Es gab doch da internen 
Sireit und eine Besetzung der Zeitungsredaktion? 

C.W.: Das ist eine merkwürdige Sache, die zusammenhängt mit der schiefen Rezeption 
dessen, was die RAF war, hier in Frankreich: Über die Klassenverhältnisse, die reale Ent- 
wicklung des Kapitalverhältnisses in der Bundesrepublik war kaum etwas bekannt - auch 
nicht in der radikalen Linken (das beschränkt sich auf ganz wenige Leute, die da genauer 
Bescheid wissen). Und im Mai 1968 hatten sich innerhalb der radikalen Linken Strömun- 
gen herausgebildet, die bestimmte alte Strömungen der französischen Arbeiterbewegung 
aufleben ließen - z.T. auch auf die Spitze trieben - vor allem anarcho-syndikalistische Ten- 
denzen. Die hatten aber wirklich ganz andere Quellen als die RAF. Da kam es dann zu 
ganz unheilvollen Verwechselungen - aufgrund des schillernden, unhistorischen Begriffs 
des 'Anarchismus’, wie er in der bürgerlichen und sozialistischen, aber auch ın der kom- 
munistischen Presse im Zusammenhang mit der RAF verwendet wurde, ohne überhaupt 
den Versuch zu machen, ihre Entstehung aus der historischen Entwicklung der Bundsrepu- 
blik zu erklären! 

Hier in Frankreich sind Strategien wie die der RAF zur Bedeutungslosigkeit verurteilt - das 
. ist übrigens schon ein alter Hut: es gibt zwar immer mal wieder derartige Gruppen, die 
sich bilden, das schlägt aber gar nicht dutch - 

C.W.: auch Gruppen die gebildet werden! 

Meint Ihr, Giscard träumt von seiner 'Baader-Meinhof-Bande’, um endlich seinen staatlı- 
chen Koniroll- und Repressionsapparat auf den neuesien Stand bringen zu können? 
C.W.: Es scheint ziemlich eindeutig zu sein. Zum Beispiel wurde imMärz 1979 klar: An- 
läßlich einer großen Demonstration der Stahlarbeiter in Paris, hat man einfach eine ganze 
Reihe von ‘Autonomen’ verhaftet, unter der Behauptung, man habe sie » flagrantı bei 
terrotistischen Aktionen erwischt. Als dann ihre ‘Fälle’ etwas gründlicher überprüft wer- 
den konnten, wurde klar, daß man ganz willkürlich Leute verhaftet hatte, daß die Vorfälle, 
die es wirklich gegeben hatte, vzellezcht von den Taten ezziger 'Autonomet’ herrührten ... 
F.-K. F.: Wobei man daran erinnern muß, daß ein 'Autonomer’, der von einigen Genos- 
sen von der PCF festgenommen wurde - einen Polizeiausweis bei sich trug! 

C.W.: Genau das wollte ich andeuten: die Anschläge sind - noch bis in die allerletzen Mo- 
nate - von im Dunkel bleibenden geheimen Polizeiverbänden und Diensten angezettelt 
worden, die zur Aufgabe haben, ein Klima der Angstpsychose zu erzeugen, in dem die 
Leute beginnen, von der Existenz eines französischen Terrorismus überzeugt zu werden. 
F.-K. F.:Ich war Augenzeuge derartiger Provokationsvetsuche genau auf dieser Demonstra- 
‚tion! Und die Polizisten gingen nicht gegen diese Provokateure vor; sie ließen sie sogar lau- 
fen! Danach gingen sie dann mit Stöcken gegen die übrigen Demonstranten vor, die sich 
schon zurückzogen! D.h. auf einer der größten Demonstrationen der französischen Ge- 
werkschaftsgeschichte haben die ‘Autonomen’ mit einer vorher abgesprochenen Taktik der 
Polizei den Vorwand geliefert, die ganze Demonstration "aufzudröseln’ und dann die Leu- 
te in den Seitenstraßen jämmerlich zu verhauen. Dabei hatte man es auch darauf abgese- 
hen, in das Gebäude der »Humanit&« einzudringen, ich habe das selbst geschen: der 
“Agent provocateur’ ist von den Genossen vor dem Gebäude festgehalten worden, die Poli- 
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zei wollte offensichtlich im Gebäude. bestimmte Sachen verwüsten, Dokumente : an sich 
bringen usw. | 

C.W.: Wenn es dann einmal zu tchihlchen. Ermittlungen in solchen Fällen 
kommt, werden sie in dreiviertel der Fälle eingestellt, aber erst nach einiger Untersu- 
chungshaft. 

Natürlich gibt es auch in Frankreich Terroristen; Gruppen, wie die bretonischen und korsi- 
schen Autonomisten, sprengen verschiedene Symbole des Zentralismus in die Luft, und es 
gibt auch wie anderswo, einen wesentlich gefährlicheren Terrorismus von rechts ... Aber so 
etwas wie die RAF gibt es in Frankreich nicht. Und ich glaube, um einen Vorwand für die 
polizeiliche Durchdringung der Gesellschaft zu haben, gibt es ganz offensichtliche Versu- 
che der Regierung, in dieser Richtung etwas zu unternehmen. 

F.-K. F.: Da sind sie aber jetzt ziemlich am Ende mit ihrem Latein; denn die ganzen Pro- 
vokationsaktionen haben so ziemlich den gegenteiligen Effekt gehabt: z.B. halten jetzt die 
Ordnungsdienste verschiedener Organisationen, die sich eigentlich eher feindlich gegenü- 
berstanden, bei Demonstrationen ganz bewußt zusammen, decken sich usw. Es ist eine ge- 
meinsame Disziplin entwickelt worden - vor allem aber ist die Aversion der meisten enga- 
gierten Linken gegen diese Gruppen derart gewachsen, daß es bei ihnen jetzt einen Kon- 
sens gibt. Wenn man in einer Demonstration jetzt schon die ‘Autonomen’ von ferne kom- 
men sieht, rückt alles instiktiv zusammen, und sagt, »von denen lassen wir uns nicht mehr 
unterkriegen!« Dieser Solidarisierungsteflex innerhalb der Linken gräbt gerade allen Versu- 
chen, sich einen künstlichen Terrorismus ‘heranzuziehen’, das Wasser ab. 

C.W.: Indem man gegen die ‘Autonomen’ zusammenrückt, vollzieht sich aber auch eine 
Verschiebung in Richtung auf den Reformismus - der traditionelle Linksradikale wird 
dann eben auch mit ausgeschlossen! | 

F.-K. F.: Ich glaube nicht, daß das en der Fall ist! Ich glaube, da sind Tepe s 
in Gang gekommen .. 

Aber noch einmal zurück zum Deutschlandbild ae radikalen Linken in Frankreich: Der 
größte Teil der Informationen über die Bundesrepublik kommt ja über ganz wenige Kanä- 
le, die man sozusagen namentlich aufzählen könnte! Die Leute, die wirklich Information- 
sarbeit gemacht haben, kann man doch an den Fingern abzählen - übrigens auch in der re- 
formistischen Linken! 

C.W.: Obwohl Deutschland doch für uns vor der Haustür liegt, wir jedenfalls gemeinsame 
Grenzen haben, und das heißt doch, daß die zukünftigen Geschicke beider Länder, ob 
man das nun will oder nicht, ganz eng miteinander verbunden sind, trotzdem herrscht hier 
ein vollständiges Verkennen etwa der bundesdeutschen Verhältnisse - und zwar in allen 
Kreisen! Deswegen haben sich dann richtige Informationsmonopole über die deutschen 
Verhältnisse herausbilden könne, wie etwa im Fall Alfred Grossers, der hier in Frankreich 
als Handlungsreisender in Sachen ‘Modell Deutschland’ rechte Positionen vertritt. Er und 
ein paat andere Rechte haben sich praktisch den Markt für Informationen über Deutsch- 
land, für Loblieder auf das Modell, erobert und lassen da niemanden anderen heran - 
schon gar nicht jemanden, der ihnen widerspräche. Das liegt natürlich zum Teil auch dar- 
an, daß die französische Germanistik sich noch nie dutch eine besondere Fortschtrittlichkeit 
ausgezeichnet hat. Die Germanisten, die eine linke Position beziehen, haben daher große 
Schwierigkeiten, sich ‘in der Zunft’ Gehör zu verschaffen und verfügen darüberhinaus 
über keinen Zugang zu den Massenmedien.Das erklärt doch aber nur einen allgemeinen 
 Informationsmangel auf Seiten der französischen Linken. Spezifische Mißverständisse wie 
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das der RAF in Frankreich müßte man doch wohl noch anders erklären? 

C.W.: Ich glaube hier in Frankreich hat es eine anartchistische Tradition gegeben, die mir 

ernsthafter und tiefer verankert gewesen zu sein scheint als was es an Vergleichbarem in 

Deutschland gab. Vor allem von dem revolutionären Syndikalismus, dieser Mischung aus 

gewerkschaftlicher Tradtion und Anarchismus, hat man dann hier die RAF als anarchisti- 

sche Gruppe verstanden, und das war der Angelpunkt aller Mißverständnisse. 

Aber darüberhinaus hat es hier in Frankreich Parteigänger der RAF gegeben, die wirklich 

welche waren! Es gab wirklich eine 'Baader-Meinhof-Gruppe’ in Frankreich, die aber nicht 

im französischen Rahmen operiette ... 

D.h. das war ein auswärtiges Unterstützungsnetz der RAF? 

C.W.: Genau. 

F.-K. F.: Zum einen waren das Leute, die ein wenig zwischen den beiden Ländern lebten, 

also etwa als Franzosen lange in Deutschland gelebt hatten, und dort ın die Kreise der RAF 

geraten waren. Die sind dann eben nach Frankreich zurückgekommen und haben Verbin- 

dung gehalten und Organisationskerne gebildet. Zum anderen auch ganz einfach Deut- 

sche, die in Paris lebten, oder sonstwo in Frankreich. Und darum hat sich dann eine ganze 

Kampagne entwickelt, vor allem eine Kampagne für die politischen Gefangenen der RAF. 

In der Organisation dieser Kampagne haben dann solche Leute versucht, diejenigen, die 

sich an.der Kampagne beteiligten, um etwa ganz demokratisch gegen die Haftbedingun- 

gen der politischen Gefangenen zu protestieren, zur Parteinahme für die RAF zu bringen 

und politisch zu kompromittieren. 

C.W.: Oder zumindest einen so weit zu kompromittieren, daß man dann praktisch ge- 

zwungen war, mit ihnen mitzuzichen, "weil man schon politisch ‘gezeichnet’ war. 

F.-K. F.: Diese Gruppen haben dann vor Aalen Leute aus der "Randgesellschaft’ (la marge) 

angezogen. 

C.W.: Also aus denselben Schichten, in a die RAF in Deutschland ihre Sympathisan- 

ten bezog! 

F.-K. F.: Eben. In dieser Randgesellschaft hatte sich seit 1978 eine gewisse Romantik her- 

ausgebildet - mit Ideen über ‘direkte Aktion’ oder revolutionäre Lebensformen ... Das hat 

dann auch im Herbst 1977 etwas gezündet - und die Auseinandersetzungen um »Lib£ra- 

 tion« kamen daher: Ein großer Teil der Leser von Liberation kommt aus dieser Randgesell- 

schaft - nicht so sehr übrigens wegen des politischen Teils - eher wegen der Kleinanzeigen - 

‚aber die Berichte über die RAF haben sie gelesen! In diesen Monaten gingen die Verkaufs- - 

zahlen der Lib£ration steil in die Höhe; _ die Marginalen verschlangen die ganze 

RAF-Romantık nur so! 

Und wieso kam es deswegen bei Liberation zum Konflikt? 

C.W.: Weil Liberation eben dann doch nicht weit genug ging! | 

F.-K. F.: Ich wohnte damals in so einem Wohnviertel, in Belleville, in dem viele Häuser 

besetzt waren, von Marginalisierten, von Drogensüchtigen, Punks, verkannten Künstlern 
.. Nach der Schleyer-Entführung, gab es da dann Inschriften wie »Es lebe die RAFI« Das 

stand dann neben »Ich tanze, ich träume im Wind«, also den ganzen Sponti-Parolen, 

»Küß’ mich!«, »Leck mich am Arsch, Giscard!« Ich durfte damals auf keinen Fall sagen, daß 

ich Deutscher bin, vor lauter falscher Begeisterung. 

Aber die klassische radikale Linke muß man davon unterscheiden ... 

C.W.: Die radikale Linke ist nicht mehr, was sie mal war! Die Auflösung geht schon sehr 

weit; Man sollte übrigens nicht vergessen, daß die Trotzkisten hier in der radikalen Linken 
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ein ganz andetes Gewicht haben A in der Bundesrepublik. 

F.-K. F.: Aber auch da habe ich mich oft schwarz geärgert: Die Themen, die belianidelt 
werden, sind immer wieder dieselben - Repression usw. Aber die Chance wird nicht wahr- 
genommen, statt nur bei der Beschreibung der Tatsachen kleben zu bleiben, einmal zu an- 
alysieren, was das politisch zu bedeuten hat, wie man das politisch erklären kann. Es ist 
keine umfassende Analyse gemacht worden, auch etwa über die Streiks in der Bundesrepu- 
blik wird kaum etwas bekannt. Die Entwicklung der klassenpolitischen Kräfteverhältnisse 
in der Bundesrepublik wird kaum jemals umfassender analysiert; alles bleibt auf oberfläch- 
lichen Journalismus zugeschnitten, was die Qualität der Debatte sehr stark mindert. 

Bei dem Kolloquium letztes Jahr in Vincennes über die ‘Neue Ordnung in Europa’, wo na- 
türlich die radikale Linke auch stark vertreten war, konnte man das schr deutlich sehen: 
Nicht einmal die versammelten Deutschlandspezialisten. - von der Sozialdemokratie, von 
der PCF und von der radikalen Linken - waren in der Lage, eine umfassende Analyse zu 
liefern, was das nun eigentlich ist, das ‘Modell Deutschland’. Genauso wie die reformisti- 
sche Linke haben auch die revolutionären Marxisten mit humanistischen Vorstellungen 
operiert - Solidarität mit den Berufsverbotsopfern, mit den politischen Gefangenen oder 
Solidarität im Kampf gegen bestimmte Repressionsmaßnahmen, die halt den Dürgerlichen 
Idealen der französischen Revolution usw. widersprechen. Über die Thematik ist auch die 
tadikale Linke nur in ganz, ganz wenigen Ansätzen hinausgekommen ... 

Was waren das denn für Ansätze? . | 

F.-K. F.: Der wichtigste geht davon aus, wie man die anwachsenden Kämpfe der westdeut- 
schen Arbeiterklasse beurteilen muß ... Da ist natürlich die radikale Linke hellhörig gewor- 
den, wo sie auch einige interessante Berichte geliefert hat - allerdings keine umfassenden 
Sachen, d.h. es ist nicht klar, was sich da in der Bundesrepublik eigentlich genau abspielt. 
Das liegt z.T. etwa auch daran, daß etwa bei »Rouge«s die Drähte zur westdeutschen Schwe- 
sterorganisation, zur GIM, nicht besonders dick sind, trotz internationalistischer Organisa- 
tionsform und »Inprekorr«® - 

Wir haben uns jetzt über die verschiedenen I PO E in der Französischen Lin- 
ken und über den politischen Gebrauch, der davon jeweils gemacht wird, einen Überblick 
verschafft. Könntet ihr jetzt nicht auch noch einbringen, was Eure eigene Intervention in 
die französische Debatte beinhaltet, was sie bedeutet, transportiert hat? Also Euer Buch, 
als Kollektiv mit dem sprechenden Namen »Fritz Dupont« und die von Dir, Claudle, her- 
ausgegebene Nummer von »Autogestions«” über die Alternativbewegung in der Bundesre- 
publik? | 
-C.W.: Im ersten, im Buch von »Fritz Duponts, ging es uns vor allem darum, die Deutsch- 
landbilder, von denen wir eben gesprochen haben, zu korrigieren, sie zu verändern. Also 
sowohl diejenigen der Rechten mit Grosser vorneweg, oder die der Regierungskreise, die 
das schöne Sozialmanagement in der Bundesrepublik bewundern - als auch die der Linken 
und der radikalen Linken, von der das, was sich da in der Bundesrepublik entwickelt hatte, 
mit dem Neo-Nazismus, dem alten wiedererstehenden Dämon, gleichgesetzt wird. 

Wir waren Mitglieder des »Komitees gegen die Reptession in der BRD« und eine der ersten 
Aktivitäten dieses Komitees ist es gewesen, eine Broschüre gegen das Bild vom Wiederer- 
stehen der‘ alten bösen Geister’ herauszugeben - um zu zeigen, daß das, was sich da heute 
entwickelt, etwas anderes ist! 

Daß wir das genauer zeigen wollten, kam auch daher, daß uns das beunruhigte, was sich i in 
Frankreich zu entwickeln begann. Wir hatten den Eindruck, daß das System der Unter- 


Ein ‘Modell Deutschland’ in den Farben Frankreichs? 87 


drückung i in Deutschland in der Tat perfekter‘ wat - aber nur in technischer Hinsicht, nicht 
unbedingt in politischer - und eben dadurch auch besser zu erkennen, sichtbarer war! 
Ausserdem geschieht es in der BRD, daß es einmal Pannen gibt, die an die Öffentlichkeit 
dringen, durch die man sich also über das Funktionieren des Reptessionssystems klar wer- 
den konnte. Wenn solche Pannen dagegen in Frankreich passieren, werden sie sofort unter 
einer Flut von Reden und Gegenreden erstickt - und falls es einmal zu Prozessen kommt, 
werden sie mit Stillschweigen übergangen und verschwinden schließlich lautlos ın den Ar- 
chiven ... Das ‘Modell Deutschland’ interessierte uns also, weil es technisch perfekter und 
weil es transparenter war, als das, was wir hier haben. So gibt es hier zwar kein greifbates, 
massives Berufsverbot wie in der BRD - aber Berufsverbotsopfer gibt es doch, in den Uni- 
versitäten, in den Schulen usw. Allerdings kann man hier nicht die Kommunisten aus den 
Schulen und Universitäten heraushalten; dazu ist ihr gesellschaftliches Gewicht zu groß. 
F.-K. F.: Man geht hier auch nicht den Weg der Berufsverbote, man ist eher bestrebt, den 
Status des Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst so zu verändern, daß ein Klı- 
ma der Unsicherheit geschaffen wird, in dem es möglich wird, ihnen das Streikrecht zu 
nehmen. So arbeitet man jetzt schon an Einschränkungen des Streikrechtes, etwa für die 
Lehrer oder für die Beschäftigten verstaatlichter Betriebe, die ‘im Interesse der Nation le- 
benswichtig’ sind. Das ist eine andere Strategie, der es zunächst einmal darum geht, die 
Macht der Gewerkschaften in diesem Bereich zu brechen. 

C.W.: Aber das ‘Modell Deutschland’ spielt dabei auch eine Rolle; mit Bezug auf die Uni- 
versitäten hat die zuständige Ministerin verkündet, man müsse die Kommunisten an den 
Universitäten mit der Wurzel ausrotten! 

F.-K. F.: Aber die Zarsächliche Strategie ist anders! Hier in Frankreich sind die Berufsverbo- 
te nicht angebracht, dafür ließe sich keine Massenlegitimation herstellen . 

C.W.: Es gibt ja auch keinen Amtseid im öffentlichen Dienst, man braucht bloß einen 
Auszug aus dem Strafregister vorzulegen .. 

F.-K. F.: Und dann gibt es nur die Verpflichtung zur dienstlichen Zurückhaltung, (obliga- 
‚tion de r&serve), die sowieso sehr unbestimmt ist und kaum angewandt wird, außer in wirk- 
lich extremen Fällen. | 
Dagegen versucht man so etwas wie ein Berufsverbot mittels schrittweiser Veränderungen 
der Mechanismen zu erreichen, die zu Ernennung führen: Das ist jetzt im Hochschulwesen 
ganz klar geworden, wo man die zuständigen Gremien neu zusammengesetzt, die Autono- 
mie der Universitäten wieder eingeschränkt hat und die Ernennung der Hochschullehrer 
erneut vom Ministerium verhältnismäßig einseitig gesteuert wird. Diese 'Korporalisierung’ 
der Verwaltung soll - etwa mittels künstlicher Mehrheiten in den Selbstverwaltungsgre- 
mien - die Bedingungen dafür schaffen, den Einfluß der Gewerkschaften und der politisch 
" Engagierten innerhalb dieser Institutionen zurückzudrängen. 

Das ist der französische Weg, der sich da vom deutschen durchaus unterscheidet! 

C.W.: Nichtsdestoweniger ist es aber dieselbe Art von Gesellschaft, auf die sowohl die 
französische wie die bundesdeutsche Regierung abzielen: Eine Gesellschaft, die auf Kon- 
sens begründet ist, in der es kein Infragestellen des gesellschaftlichen status quo gibt, eine 
Gesellschaft, die einfach funktioniert und ‘satt und rund läuft’ wie ein guter Motor. 
Solch eine Gesellschaft setzt dann übrigens voraus, daß man bereit ist, die Existenz einer 
Randgesellschaft zu tolerieren - und daß das, was in dieser Randgesellschaft geschicht, eine 
grundlegende Bedeutung für ein gutes oder schlechtes Funktionieren dieser Gesellschaft 
erhält. Das ist der Punkt, bis zu dem wir in unserer Analyse gekommen sind: Wenn sich 
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_ diese Randgesellschaft vollständig marginalisieren läßt, wird es möglich, eine ganze Reihe 
von Leuten, die aus den produktiven Bereichen ausgeschlossen sind, von ihr absorbieren zu 
lassen, um so Krise und Arbeitslosigkeit zu ‘bewältigen’. Wenn diese Randgesellschaft da- 


gegen in die Offensive geht, stellt sie für die etablierte Gesellschaft eine Gefahr dar - des- 


wegen ist man auf sie so aufmerksam! 
Um die Möglichkeiten einer solchen Randgesellschaft zu een, höhen wir das 


Schwerpunktheft von »Autogestions« über die Alternativbewegung in der Bundesrepublik 


gemacht: Die Randgesellschaft in der Bundesrepublik schien uns nämlich strukturierter, 
entwickelter zu sein als hier - und sich in höherem Maß den wesentlichen Fragen zu stel- 
len, die im Zusammenhang mit der polizeilich verfaßten Gesellschaft aufkommen, wie sie 
sich in Westeuropa zu entwicklen beginnt. 

F.-K. F.: Claudie, da hast Du eben den Finger genau auf den Punkt gelegt, der innerhalb 


unseres Kollektivs umstritten war. Ich etwa gehe von einer Analyse der Kräfteverhältnisse 


zwischen den Klassen insgesamt aus, von einer Klassenanalyse. Das führt dann auch zu ei- 
ner anderen Sichtweise - so daß ich etwa meine politischen Interventionen hier ın Frank- 
teich gegenwärtig auf die Arbeiterbewegung konzentriere. Ich bin davon überzeugt, daß 
die Neustrukturierung der bundesdeutschen Arbeiterbewegung, die mir doch - bei aller 


notwendigen Zurückhaltung bei solchen Einschätzungen - in Richtung auf eine größere 


Klassenautonomie zu gehen scheint, die Tendenzen zu einer stärkeren Differenzierung in- 
nerhalb der Arbeiterklasse, nicht nur unsere Unterstützung verdienen; sie sind vielmehr 
notwendig, um zer die Blockierung der Situation überwinden zu können! Denn wenn es 
hier und in Europa eine solche starke Blockierung gibt, dann liegt das daran, daß die Ar- 
beiterklasse nicht nur im nationalen Maßstab geteilt, gespalten ist, sondern viel entschei- 
dender noch auf der internationalen Ebene! Und das spielt in der gegenwärtigen Lage eine 
immer größere Rolle. Hier liegt für mich der Ansatzpunkt meiner eigenen politischen Ar- 


beit: Nicht bloß von der Repression zu reden, die es in der BRD gibt, sondern auf die ei- 2 


gentlichen Hintergründe zu sprechen zu kommen, auf die Krise und ihre gesellschaftli- 


chen Etscheinungsformen - und in diesem Zusammenhang dann auch auf die Alternativ- 


bewegung. Aber man muß sie in eine globale Beziehung zur bundestepublikanischen Ge- 
sellschaft setzen und von da aus dann Ansatzpunkte für eine Praxis suchen - die für mich 
eher innerhalb der Arbeiterbewegung liegen! 

Aber ıst das nicht eine jalsch gestellte Alternative, hie Arbeiterbewegung, da Alternativbe- 
WEZUNZ . 


EN. Geniu daran entzündeten sich eigentlich vor allem die Konflikte innerhalb des 


Kollektivs »Fritz Dupont«, aber auch in der Gruppe die das Schwerpunktheft bearbeitet 
hat. Da jetzt schon deutlich geworden ist, welche Gegensätze es bei der Abfassung des Bu- 
ches gegeben hat, noch einiges zur Vorbereitung des Heftes: Es gab da eine Richtung, die 
darauf hinauslief, die Alternativbewegung als Hoffnung, als Keim von etwas Neuem zu 
betrachten, im Sinne der Problematik der Neuen Sozialen Bewegungen, wie sie vor allem 
Alain Touraine aufgeworfen hat, im Rahmen seines Paradigmas der post-industriellen Ge- 
sellschaft. Da gibt es einige Analysen, die zwar immer noch ziemlich unfertig sind, aber 
doch beginnen, die Entwicklungen systematischer zu erfassen ... Dabei geht es zentral da 
rum, ob däs Subjekt einer gesellschaftlichen Veränderung heute noch das Proletariat sein 
kann, wie es dietraditionelle Arbeiterbewegung versteht. 

Aber heißt das nicht, die Frage von vorneherein falsch zu stellen, wenn man hier nur nach 
dem Proletariat im "traahtionellen Sinne’, d.h. wie es früher wat, fragt? Daß sich das Prole- 
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tarıat verändert bat, bestreitet doch wohl niemand ... .. 
C.W.: Oder ob die einzigen Potentiale für eine gesellschaftliche Veränderung eben bei 
den Neuen Sozialen Bewegungen liegen, also hier in Frankreich bei den regionalen Auto- 
nomiebewegungen, bei der Frauenbewegung - die in der Bundesrepublik ın strukturierte- 
rer offensiverer Gestalt existiert, der Genossenschaftsbewegung und der Anti-AKW-Bewe- 
gung und derartigen anderen Bewegungen. 

Es geht dann schließlich darum, welche Rolle, welches Gewicht die eine oder die andere 
Seite in der Konstitution eines Subjektes gesellschaftlicher Veränderung haben können. 
Und deswegen ist es strategisch wichtig, sich Gedanken über diese Randgesellschaft zu ma- 
chen: In welchem Maße wird sie über die Ufer treten oder aber doch ausgegrenzt und zu- - 
rückgehalten werden können! Einerseits kann sie ja durchaus als Auffangbecken dienen, 
wie ın der Bundesrepublik, wo sie ja einen Teil der Arbeitslosigkeit auffängt, um das ganz 
klar zu sagen ... Als wır das Heft über die Alternativbewegung vorbereiteten, gab es dann 
eben ganz unterschiedliche Einschätzungen der Bedeutung dieser Randgesellschaft, der 
Tragweite einer "Dualwirtschaft’ usw. 

Meinst Du nicht, daß man insgesamt Euren Analysen vorhalten könnte, daß sie den eigent- 
Jichen Kern der Problematik verfehlen - an der Wirklichkeit des ‘Modells Deutschland” 
vorbeigehen, deren Zentrum eher in einem spezifischen Typ von "industriellen Beziehun- 
gen’ hegt und den besondern politischen Strukturen, die darauf aufbauen, als auf der re- 
pressiven Seite der BRD-Gesellschaft - ist das nicht auch in der Diskussion eingewandi 
worden? 

C.W.: Innerhalb der Redaktion von »Autogestions« wurde uns, dem Kollektiv »Fritz Du- 
pont« vorgeworfen, wir würden uns in den Chor der Kritiker eines deutschen »Neonazis- 
mus« einreihen. Das war jedenfalls gewiß nicht unsere Absicht. Aber sollte man deshalb 
den Staat in seiner repressiven Funktion ignorieren? Man sollte vielmehr Repression und 
Alternativbewegung rd Staat in ihren Wechselbeziehungen untersuchen, wie sie sich be- 
dingen und voneinander ableiten lassen. Das würde uns sowohl in der Analyse des »Mo- 
dells Deutschland« wie auch darin weiterführen, herauszufinden, wie die Linke hier in 
Frankreich ihre gegenwärtige Blockierung überwinden kann! 


Parıs, 23. September 1980 


Anmerkungen 


1 Fritz Dupont: La securite contre les hberies. Le mode£le ouest-allemand, modele pour l“Europe? 
Paris: E.D.I. 1979 
la cf. Fritz Dupont, a.a.O., 233 ff. 
2  Eistes Treffen der Linken nach dem faktischen Zerfall der II. Internationale aufgrund des Eintre- 
. tens der führenden sozialistischen Parteien für ihre jeweilige »nationale Sache« im I. Weltkrieg. 
»Non«, Paris, seit 1980 
Internationale Pressekorrespondenz, Pressedienst der IV. Internationale. 
5 _ Mouvements alternatifs et cogestions en Allemagne fed£rale, AHIOBENOR, 13 (1980) No. 2- 3. 


HI 


90 | Weil / Fretichen / Wolf 


Alexandre Adler 


Der ‘historische Block’ des 'M odells Deutschland 
Gespräch zwischen Alexandre Adler, Politique AUOENE But, 


und Frieder O. Wolf von der PROKLA 


PROKLA: Die PROKLA wird dieses Jahr zehn Jahre alt; um diesen Geburtstag zu bege- 
hen, haben wir uns überlegt, daß es für Marxisien immer das Wichtigste ist, eine konkrete 
Analyse der gegenwärtigen Situation zu leisten. In unserem nächsten Heft wollen wır da- 
her einige ausländische Genossen zu Wort kommen lassen, um ihre Analyse der gegenwär- 
tigen Situation des "Modells Deutschland’ in die Diskussion einzubringen. Du arbeitest ja 
seit langem darüber und bist jeizt dabei, ein Schwerpunkthefi von »Pohtigque 
Aujourd’hui« zu dem Thema vorzubereiten - wie siehst Du die gegenwärtige Entwicklung 
dieser Bundesrepublik? Und wie erklärst Du das eigentlich, daß gerade in der französi- 
schen Diskussion immer wieder von der Repression, der Modernisierung der Polizei in der 
BRD die Rede ist - nicht aber von der 'Modernisierung der Volkswirtschaft’ und der 'kon- 
zenirierien Aktıon’, der Einbindung der Branchengewerkschaften in die kapiüahstische 
Konkurrenz und ın die "selektive Wirtschaftspohtik’ des Staates? | | 
A.A.: Um das zu beantworten, muß ich weit ausholen ... Zunächst: Irrtümer sind nicht 
immer interessant und ernstzunehmen, nur bestimmte Irrtümer verdienen das! Zu den 
uninteressanten Irrtümern gehört das paranoide Bild von Deutschland als einem Polizei- 
staat, als einem faschistischen Staat usf. Zumindest ein Teil dieses Irrttums verdient wirklich 
keinerlei Beachtung: Das ıst einfach der französische Chauvinismus, der sich hier austobt - 
auch in der Presse der PCF und in der gesamten linken Presse! Aber es gibt da auch noch 
einen interessanten Irrtum, den wir diskutieren müssen: Die französische Intelligentsia - 
von der dieses Deutschlandbild verbreitet wird - ist immer noch wie traumatisiert durch 
das Verschwinden jeden Begriffs von Deutschland, wie er in französischen Köpfen existier- 
te, nach 1945, aufgrund der deutschen Teilung, der Vernichtung des Dritten Reiches. Bis 
1933 hatte es noch so etwas wie eine kritische Position gegenüber diesem Deutschland ge- 
geben: Die europäische Arbeiterbewegung (und die französische ganz besonders) mußte 
einfach zugeben, daß Deutschland das Zentrum der historischen Klassenkonfrontation bil- 
dete, daß Deutschland der Ort des politischen Entscheidungskampfes war: De te fabula 
narratur, von ihrem Geschick war die Rede, wenn aus Deutschland berichtet wurde! In die- 
sem Sinne hat damals Deutschland in den politischen Klassenkämpfen, aber auch etwa als 
philosophisches Paradigma, das Zentrum Europas gebildet. Eben deswegen hat man den 
Nazismus von Grund auf mißverstanden, ihn als ein bloßes Zwischenspiel begriffen - und 
deswegen hat man auch das Deutschland nach 1945 - besser die beiden »Deutschlandss, 
die DDR und die BRD, denn die beiden können nur in ihrem Widerspruch begriffen wer- 
den, als zwei Teile eines geteilten Landes - überhaupt nicht mehr verstanden. Und diesem 
Unverständnis liegt ein Wille zugrunde, etwas, das eine Leetstelle, ein Vakuum an Sinn 
bildet, zu rationalisieren, wegzuerklären: eine politische Leere, wie sie in einer Gesellschaft 
herrscht, die sich vollständig auf die Entwicklung ihrer Produktivkräfte konzentriert, eine 
philosophische Leere, wo bis in die 30er Jahre für die französische Intelligentsia das große 
Vorbild lag und jetzt die Orientierung am angelsächsischen Pragmatismus vorhertscht - das 
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historische Ende der Traditionen der deutschen Sozialdemokratie und der klassischen deut- 
schen Philosophie. Beides hat das öffentliche Bewußtsein hier überhaupt nicht verstanden! 
Deswegen hat man dann die späten, 'verdünnten’ Formen der Frankfurter Schule aufge- 
griffen, die Kritik an der manipulierten Gesellschaft usw. In "popularisierter’ Gestalt er- 
gibt sich daraus dann diese Vorstellungswelt, in deren Zentrum dann das Schreckbild eines 
faschistoiden Deutschlands steht, in dem zu befürchten steht, daß morgen schon die Präto- 
tianergarden wieder die Macht übernehmen . 

Kein Franzose weiß etwa, was die »Innere Führungei in der Bundeswehr ist. Als ich während 
meines Wehrdienstes in eine bundesdeutsche Fallschirmjägereinheit abkommandiert war, 
stellte ich fest, daß der Dienst da überhaupt nicht vergleichbar war mit dem Unteroffiziers- 
kommiß (caporalisme), wie er in der französischen Armee immer noch herrscht. Hier hat 
man wirklich keine Ahnung davon, wo in der Bundesrepublik - oder in der DDR - die 
wirklichen Klassenwidersprüche liegen! 

Diese ‘Abwesenheit Deutschlands’ in der kritischen französischen Öffentlichkeit ist nun 
wirklich interessant; denn sie verweist uns auf die Gegenwart von etwas anderem, auf ein 
wirkliches Problem: Wie hat die Niederlage des deutschen Proletariats, die etwa von 1928 
bis 1933 stattfand, auf der Ebene der weltweiten Klassenkämpfe eine neue Lage geschaf- 
fen, einen Prozeß eingeleitet, in dem Europa an Bedeutung verlor und die Klassenkämpfe, 
die Kämpfe für den Sozialismus in den europäischen Ländern zu stagnieren begannen. 
Dieses verzerrte Deutschlandbild, diese 'Haßliebe’ zu Deutschland, die Du in der französi- 
schen Intelligentsia findest, gehen schließlich auf diese traumatische Erfahrung zurück, auf 
diese unverarbeitete Niederlage und die Zerstörungen, die historisch von ihr ausgingen. 
PROKLA: Diese Konzentration, ja diese Besessenheit von der polizeilichen Seite des 'Mo- 
dells Deutschland’ wäre also Ausdruck einer Verdrängung des Unerträglichen, das wirklich 
geschehen 1st? 

A.A.: Ja, der unerträglichen Niederlage der deutschen Mbekehareunge der größten 
klassischen Arbeiterbewegung, die es gegeben hat - und auch der Niederlage der klassi- 
schen deutschen Philosophie, die ja ebenfalls eine schwere historische Niederlage für die 
sozialistische Bewegung war! 

Und da kam dann diese barbarische Karikatur der sozialistischen Bewegung, die Andreas 
Baader darstellte, mit ihrem fantastischen Selbsthaß, und nannte sich auch noch RAF - 
verband also in ihrem Namen die beiden Dinge, die den meisten Deutschen der Genera- 
tion, die den Krieg erlebt hatten, die meiste Furcht eingeflößt hatten, die nächtlichen 
Bombenangriffe der Royal Air Force und die Rote Armee. Die Faszination dafür, die es 
. dann hier gab, war eindeutig auf dem Eindruck begründet, das sei etwas, das Angst ver- 
breite: Deutschland macht uns Angst, weil es unser Geschick ist! Deswegen denkt man 
dann hier, es sei ein Polizeistaat, auch wenn das Beweismaterial zeigt, daß das nicht 
stimmt. So sieht man etwa jetzt in Frankreich, daß nazistische Elemente hier den Polizeiap- 
parat auf schr viel höheren Ebenen bevölkern, als das in der Bundesrepublik der Fall ist - 
und unser Innenminister hätte es nie für aus gehalten, etwa mit Horst Mahler zu disku- 
tieren! 

Ich will damit nicht etwa das ‘Schmidt-Modell’ loben, für das ich kaum Sympathien hege - 
aber es ist nötig, einige Proportionen zurechtzurücken, die hier enorm verzerrt werden. 
Übrigens sieht man das auch an der unterschiedlichen Haltung, die man hier gegenüber 
den Brigate Rosse Italiens und zur deutschen RAF einnimmt: Praktisch alle sind sich dar- 
über einig, daß die Brigate Rosse eine Gefahr für die Demokratie darstellen, der man ent- 
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gegentreten muß - aber die RAF wird immer noch mit einer Art Heiligenschein umgeben, 
der nur begreiflich ist, wenn man sich klar macht, daß uns Deutschland, das was Deutsch- 
land für uns bedeutet hat und immer noch bedeutet, Angst einflößt. | 
PROKLA: Ist es nicht eher so, daß das Mißverständnis hinsichtlich der RAF, auf das man 
hier trifft, auf die Existenz und Nachwirkung einer starken anarchistischen oder anarchosyn- 
dikalistischen Strömung in der französischen Arbeiterbewegung zurückzuführen ı15t? 
A.A.: Ganz und gar nicht! Die Sympathie für jede Art von Verirrungen, die in den Klas- 
senkämpfen in Deutschland auftreten, geht weit über die Kreise hinaus, die dem Anar- 
chismus nahestehen! Die »Humanite« z.B. lehnt den italienischen Terrorismus doch heftig 
ab, aber z.T. dieselben Journalisten haben dabei mitgewirkt, eine große Kampagne zu ent- 
fesseln, die die RAF-These von den ‘politischen Gefangenen’ voll übernahm. Da muß es 
also etwas anderes, Bedeutenderes, geben, was dahintersteht, als bloß Sympathien für den 
Anatchismus! 

Zum einen ist es einfach eine Ausnutzung eines Deutschlandhasses, wie er auf der Grund- 
lage einer nationalchauvinistischen Ideologie funktioniert, die hier schr leicht ausgenutzt 
werden kann und die eindeutig auch innerhalb der PCF präsent ist - aber zum anderen hat 
das den tieferen Grund, der in der gesamten französischen linken Intelligentsia wirkt, daß 
man Angst vor Deutschland hat, genauso wie man Angst vor dem eigenen Verdrängten, 
dem eigenen Unbewußten hat. Man weiß eben im Grunde genau, daß das, was in 
Deutschland geschehen ist - anders als es Marx im Vorwort zum »Kapital« formulierte -, 
auch die hiesige Entwicklung betrifft: De te fabula narratur! 

PROKLA: Kannst Du vielleicht auch noch näher darauf eingehen, wie das 'Modell 
Deutschland’ von den unterschiedlichen Kräften der französischen Politik gesehen, antızi- 
piert und benutzt wird? Ich denke mir, daß es da ganz unterschiedliche Bilder und Nut- 
zungsweisen etwa auf Seiten der Giscardianer und der Gaullisten im Regierungslager oder 
auf Seiten der unterschiedlichen Kräfte einer linken Opposition gibt, bei Kommunisten, 
Sozialisten oder der radıkalen Linken (extreme gauche)? 

A.A.: Zwei Bilder von Deutschland scheinen mir da am engsten zusammenzuhängen - das 
gaullistische und das giscardianische Deutschlandbild - die heute durchaus schon ineinan- 
der übergehen: In beiden Fällen liegt die Idee eines "Sozialvertrags’ (pacte social) zugrun- 
de, der die Arbeiter an ihren Staat bindet und dazu führt, daß die wirtschaftlichen Zielset- 
zungen mit einer gewissen Kontinuität verfolgt werden können, so daß sich wirtschaftlicher 
Erfolg einstellt, von dem ‘alle etwas haben’. Die gaullistische Variante dieses Bildes, wie sie 
in der deutsch-französischen Vertragspolitik der De-Gaulle-Adenauer-Ära geprägt wurde, 
stellte dabei auf die Bildung eines neuen kontinentalen Blockes, eines neuen europäischen 
Bündnisses ab, das den Amerikanern gegenübertreten könnte, um Europa zu so etwas wie 
einem eigenständigen Block machen zu können. Demgegenüber scheint mir die giscardia- 
nische Richtung eine gewisse Zurückhaltung angesichts derartiger Lösungs-perspektiven 
entwickelt zu haben; man könnte aber auch sagen, daß es zwischen Gaullisten und Giscar- 
dianern so etwas wie einen beständigen Austausch von Elementen gibt: wenn nämlich eine 
bestimmte Gruppierung französischer Kapitalinteressen sich stärker in pro-europäische 
Richtung bewegt, findet sich auch immer eine andere, die sich dann eher pro-atlantischen 
Positionen annähert. Paradoxerweise sind es heute die Gaullisten, die pro-atlantische Posi- 
tionen vertreten und sich einer allzu weitgehenden europäischen Integration entgegenstel- 
len; statt sich auf den deutsch-französischen Dialog zu konzentrieren, soll Frankreich einen 
Dialog mit Großbritannien und den USA wieder aufnehmen, sich auf den atlantischen 
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Raum hin orientieren. Dabei sagen sie allerdings nicht, wie sie sich dabei auf die deutschen 


außenpolitischen Konzepte beziehen wollen, in ihrer ganzen Variationsbreite von Bahr bis 


zu Genscher. 

So sıeht das also auf der Kapitalseite aus; auf der Seite der Arbeiterbewegung gibt es dage- 
gen zwei deutlich unterschiedene Bilder des "Modells Deutschland’ - die schließlich dazu 
beitragen, daß sich Kommunisten, Sozialisten und radikale Linke etwas gegenseitig poli- 
tisch blockieren: Für die einen ist Westdeutschland eine reaktionäre Kraft in Europa, eine 
Kraft, die sich von Grund auf jeder gesellschaftlichen Veränderung gegenüber feindlich 
verhält, ungefähr so wie Marx und Engels 1848 von den Slaven als einem von Natur aus 
konterrevolutionären Volk gesprochen haben. Auch wenn das nicht immer so klar ausge- 
sprochen wird, findet man diese These im gesamten politischen Spektrum der Linken wie- 
der, von den linksradikalen Strömungen über die Kommunisten bis zu den Sozialisten. 
Umgekehrt kann man der These begegnen - bei der radikalen Linken, also etwa bei den 
. Trotzkisten mit ihrer internationalistischen Tradition, aber auch bei den Kommunisten 
(besonders bei denen, die - wie ich selbst - Eurokommunisten sind und Berlinguers Posi- 
tion für richtig halten), daß man unter die deutsche Arbeiterbewegung nicht einfach einen 
Strich ziehen, sie für abgeschlossen und vergangen erklären kann, daß es vielmehr auf län- 
gere Frist die Einheit der europäischen Arbeiterbewegungen sein wird - eine Einheit, die 
von der oberflächlichen Dichotomie zwischen Reformisten und Revolutionären, Sozialisten 
und Kommunisten, gar nicht richtig erfaßt wird -, die es uns erlauben wird, insgesamt als 
Arbeiterbewegung wirkliche Fortschritte durchzusetzen. Mit dieser Idee, wie ich sie hier 
angedeutet habe, fühle ich mich allerdings - gemeinsam mit einigen eurokommunisti- 
schen Genossen - doch etwas isoliert - ich bin aber sicher, daß sie sich durchsetzen wird. 
Zum Beispiel wird hier immer die Verbreitung neutralistischer Stimmungen in Deutsch-. 
land unterschätzt, die Bedeutung, die die Fragen der inneren Demokratie im Bewußtsein 
der Deutschen heute haben ... Es überrascht mich immer wieder, was für einen langen 
Atem man haben muß, um in der französischen Arbeiterbewegung dafür zu kämpfen, 
ganz von Grund auf, daß diese Fragen begriffen werden! 

Mehr noch: der angreifbarste Punkt in dem Bild, das sich die französische Linke von 
Deutschland macht, ist die völlige Unterschätzung der inneren Dynamik der westdeut- 
schen Gesellschaft - so hat man hier nur ganz unzureichend auf den Streik der Stahlarbeı- 
ter an der Ruhr reagiert, wo er doch wirklich Gelegenheit geboten hätte, eine historische 
Begegnung der deutschen und der französischen Arbeiterklasse zu organisieren, auf der 
. Ebene ıhrer gewerkschaftlichen Organisationen ... Diese Gelegenheit ist verpaßt worden, 
die Begegnung fand nicht statt - obwohl ja Sirklich beide von der europäischen 'Stahlkri- 
se’ betroffen sind! 

PROKLA: Statidessen sind doch wohl einige kommunistische Stahlarbeiter aus Neunkır- 
chen als Repräsentanten der westdeutschen Arbeiterklasse vorgestellt worden? 

A.A.: Selbst die DKP war von dem Vorgang peinlich berührt, von dieser Haltung der PCF 
und der C.G.T., die darin zum Ausdruck kam - die DKP hat immerhin eine Position da- 
zu, die sich auf die Realität bezieht - aber das gilt. nicht nur für die französischen Kommu- 
nisten. Ich meine aucAh andere politische Kräfte, wie die PS oder Gruppen der radikalen 
Linken, die ja nicht dieselben Gründe dafür haben, das politische Gewicht der westdeut- 
schen Arbeiterklasse zu unterschätzen, wie sie die PCF hat - und die doch nichts begreifen! 
Merkwürdigerweise haben die Mitglieder der alten Parteiführungen, selbst etwa Maurice 
Thorez, in diesen Fragen ein viel empfindlicheres Gespür besessen, wobei die Erfahrungen 
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aus der Zeit der Dritten Internationalen eine wesentliche Rolle gespielt haben. So erinnere 
ich mich zum Beispiel noch daran, wie 1961/62 die Streiks, mit denen viele Arbeiter die 
'Sparpolitik’ Erhards beantwortet haben, hier sehr aufmerksam und solidarisch verfolgt 
worden sind. Diese Haltung ist in der Partei inzwischen vollständig verloren gegangen. 
Man hat sich an eine vollständige Untetschätzung der westdeutschen Arbeiterklasse ge- 
wöhnt, nimmt ihre Kräfte, ob in Gestalt der traditionellen Arbeiterbewegung innerhalb 
der Gewerkschaftsbewegung, oder ob in Gestalt neuer, weniger vertrauter und vielleicht 
auch verdächtigerer sozialer Bewegungen - die man ja vielleicht auch als ‘Abweichungen’ 
kritisieren kann, überhaupt nicht mehr ernst! 

Alles das wird von der PS vollständig vernachlässigt, selbst von dem C.E.R.E.S., der doch 
wirklich daran interessiert sein müßte, derartige Entwicklungen zu yeupgen und zur Gel- 
tung zu bringen! 

PROKLA: Diese Unterschätzung der westdeutschen Arbeiterbewegung, die Du in en 
Jransösischen Diskussion fesistellst, gibt es aber auch bei uns! Gibt es nıcht doch etwas in 
der Wirklichkeit dieses "Modells Deutschland”, das zumindest erklärt, wieso solch eine Un- 
terschätzung so naheliegend ist? 

Was ıst denn eigentlich, nach Deiner Auffassung, die spezifische Grundlage dieses west- 
deutschen Modells ın der ökonomischen Lage und in der Klassenstruktur der Bundesrepu- 
blik? Und insbesondere, was hat dieses Modell in aıe Lage versetzt, die relativen Vorteile 
aus der Instabilität des kapitalistischen Krisenzyklus seit 1973/74 zu ziehen, die es auf der 
politischen Ebene ganz ohne Zweifel hat ziehen können? | 
Und in welchem Grad ist dieses wesideutsche Modell stabil, als ein spezifischer historischer 
Block, der die Herrschaft der Bourgeoisie garantiert, indem er die Zustimmung zentraler 
Bereiche der Arbeiterklasse gewinnt? Und was sind die ökonomischen, politischen und ıde- 
ologischen Ressourcn, die dieses Modell ins Feld führen kann, um seine Stabilität zu vertei- 
digen oder zurückzugewinnen? 

Aus welchen sozialen Klassen und Kategorien könnte wohl eine starke gesellschaftliche 
Oppositionsbewegung sich bilden, die diesen historischen Block sprengen, die dieses Mo- 
dell umwälzen könnte - und durch welche Art von Mechanismen werden die unterschiedlh- 
chen dıskriminierten Gruppen dheser Gesellschaft daran gehindert, zu einem Bildungsele- 
ment solch einer Oppositionsbewegung zu werden? 

Diese Fragen haben die Problemachsen unserer bisherigen Diskussion gebildet, wie wir sie 
etwa in PROKLA 40 voranzutreiben versucht haben. Abstrakt und summartisch, wie sıe- im- 
mer noch sind, möchte ıch Dich doch bitten, aus Deiner Analyse der Wirklichkeit dieses 
Modells auf sie einzugehen! | 

A.A.: Ich werde es versuchen: | 

Es gab eine historische Periode, in der diese Fragen schon einmal als zentrale theoretische 
Probleme thematisiert wurden - diese Fragen standen am Anfang der Soziologie der Kai- 
serzeit, etwa in Max Webers Studien über den ostelbischen Großgrundbesitz, oder auch 
von Kautskys Untersuchung der Agrarfrage. Aber was spielt heute die Rolle des Groß- 
grundbesitzes und des spezifischen Klassenbündnisses, das auf seiner Grundlage möglich 
war - zwischen der monopolistischen Großindustrie der Ruhr und den Großagrariern 
Ostelbiens -, was ist an die Stelle dieses Blocks getreten, der traditionell die Stabilität der 
deutschen Gesellschaft garantiert hat? Worauf beruht ihre Stabilität in der gegenwärtigen 
Situation? Meine Antwort darauf ist ganz und gar orthodox: Ich werde also nicht die These 
vertreten, daß diese Stabilität ein Resultat der Spaltung der deutschen Nation ist - auch 


Der ‘Historische Block’ des 'Modell Deutschland” 97 


wenn das ein wichtiger Faktor ist; denn diese Spaltung hat eine traumatische Geschichte 
. Deutschlands in den letzten zweihundert Jahren wieder aktualisiert und eine Spaltung 
auch der deutschen Arbeiterbewegung bewirkt, und jedes ihrer Teile zur Ohnmacht verur- 
teilt - ich werde mich vielmehr auf die spezifischen Züge des bundesrepublikanischen 
‘Modell Deutschland’ konzentrieren: Die hauptsächliche Basis des Azstorischen “Modell 
Deutschland’ schon nach dem Ersten Weltkrieg - ich glaube, man muß so etwas langfristig 
betrachten - war ein systematischer Rückgriff (der zu Anfang durchaus noch dem Zufall ge- 
schuldet war) auf Strategien der Spaltung der Arbeiterklasse, auf die Nutzung des Arbeits- 
marktes zur Herausbildung eines 'garantierten’, hochqualifizierten Sektors einer Arbeiter- 
atistokratie - deren Interessen die Sozialdemokratie als gegenüber dem herrschenden Block 
subalterne Kraft wahrgenommen hat, deren Stabilisierung auch dutch die organisatorische 
Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung, insbesondere des DGB in den 50er Jahren be- 
günstigt worden ist - einerseits und eines instabilen Sektors andererseits, in dem es sehr 
große Bevölkerungsströme gegeben hat, beginnend mit den Polen, die während der Wei- 
marer Republik das Wachstum der Bauindustrie ermöglichten - an deren Stelle dann spä- 
ter die Fremdarbeiter und dann die Flüchtlinge traten, bis schließlich wieder Arbeitsimmi- 
granten aus abhängigen Ländern diese Rolle übenahmen ... Damit will ich aber keineswegs 
eine ‘wahre Arbeiterklasse’, aus der Randbevölkerung, einer ‘falschen’ entgegensetzen, 
die von der Arbeiteratistokratie gebildet würde - vielmehr war gerade ihre Trennung, das 
Fehlen von Kontakten und Begegnungen zwischen diesen beiden Kategorien, die die öko- 
nomischen und sozialen Prozesse ihrer Spaltung hätten durchsichtig machen können, ein 
bedeutendes Stabilitätsmoment in der deutschen Gesellschaft! 

PROKLA: Deine Interpretation scheint mir allzusehr am itahienischen Modell orientiert zu 
sein! In unseren Diskussionen sind wir bisher eher zu dem Resultat gekommen, die Bedeu- 
tung der Grauzonen, der Bereiche der verschärften individuellen Konkurrenz, zwischen 
beiden Sektoren zu betonen . 

A.A.: Genau, da habt Ihr durchaig recht! 

PROKLA: Denn wir hatten nicht den Eindruck, daß das zentrale Dimoren der westdeut- 
schen Gesellschaft heute die Marginalisierung ist! Die Ausdehnung der Grauzone zwischen 
Kern und Rand der Gesellschaft scheint uns die Politik der sozialliberalen Koalition sehr 
viel deutlicher zu kennzeichnen, als etwa eine schnell voranschreitende Marginalisierung. 
A.A.: Auch ich rede nicht von Marginalisierung - im zweiten, instabilen Sektor sehe ich 
keine Marginalen, sondern Lohnabhängige, die allerdings zur Mobilität gezwungen sind. 
Diese Lohnabhängigen sind sogar hochgradig gewerkschaftlich organisiert; sie haben aber 
während langer Zeiten die Schichten gebildet, deren erzwungene Flexibilität die gesell- 
schaftliche Stabilität möglich machte. Sie sind es vor allem, die auf dem Arbeitsmarkt um 
dieselben Arbeitsplätze konkurrieren ... 

 PROKLA: Du gehst also nicht davon aus, daß sich N) eines Kerns der Arbeiterbe- 
völkerung schlichtweg stabile Lebensverhältnisse herstellen, wie das die italienische oder 
die amerikanische Diskussion unterstellen - es gibt doch auch zumindest seit der Krise von 
1973 /74 eine verschärfte Konkurrenz innerhalb des 'Kerns’ und auch die Arbeiter des 'ga- 
rantierten Sektors’ können nicht mehr ohne weiteres darauf rechnen, ihre Arbeitsverhält- 
nisse stabil zu halten - auch wenn die unterschiedlichen 'Randgruppen des Arbeütsmark- 
tes’, die Alten, die Jungen, die Frauen, die Ausländer, die Behinderten usf., in noch viel 
höherem Maße beiroffen sind. Hier gibt es ja durchaus auch einen realen Unterschied in 
den wirischafts- und sozialpolitischen Strategien der beiden Wahlblöcke, die sich jetzt ın 


98 | Adler ! Wolf 


der BRD gegenüberstehen: Der konservative Block unter Strauss zielt darauf, diese Spal- 
fung so kräftig wie möglich voranzutreiben und gleichzeitig die Lage der dadurch insge- 
samt geschwächten Arbeiterklasse auch in ihrem Durchschnitt deutlich zu verschlechtern - 
während der sozialliberale Block bisher eher der Vertiefung dieser Spaltung enigegenge- 
wirkt zu haben scheint, sowohl durch Unterstüzung der Erweiterung der Grauzonen, als 
auch durch eine frühzeitigere 'Abfederung' sozialer Folgelasten von Verdrängungsprozes- 
sen auf dem Arbeitsmarkt - wodurch die individuelle und kollektive Konkurrenz inner- 
halb der Arbeiterbevölkerung verstärkt wird, Und das wirkt sich z.B. auch in der Gewerk- 
schaftsbewegung aus, in der die Konkurrenz zwischen den Belegschaften von Großunter- 
nehmen oder zwischen den Beschäftigten verschiedener Branchen an Gewicht zugenom- 
men zu haben scheint, woran dann die soziaiiberale Politik mit korboratistischen Aushan- 
delungssystemen anknüpft. 

A.A.: Für eine gewisse Zeit jedenfalls sche ich durchaus Unterschiede zwischen einem 
rechten und einem linken Flügel der Arbeiterbewegung, zwischen zentralisierten Indu- 
striegewerkschaften, die die Unterstützung des Staatsappatates brauchen, um sich die Loy- 
alität ihrer Mitglieder zu sichern, die nicht Marginale sind und die doch zum anderen, in- 
stabilen Arbeitsmarkt gehören (typisch dafür war die Strategie der IG Bau, Steine, Erden 
unter Leber) und etwa christdemokratischen Gewerkschaften mit einer Politik, wie sie etwa 
Adenauer sich vorgestellt hat - einer Sozialversicherungspolitik, einer Politik der Garantie 
der Reproduktion der Arbeitskraft außerhalb des Betriebes - einerseits und einer betriebs- 
nahen Gewerkschaftspolitik, die ihre Dynamik von den Belegschaften bezieht, anderer- 
seits. Aufgrund der starken betrieblichen Dynamik hat sich der Schwerpunkt der bundes- 
deutschen Gewerkschaftspolitik deutlich nach links verlagert, gegenüber der Weimarer 
Zeit eine sehr wichtige Entwicklung. Außerdem ist immer mehr darauf verzichtet worden, 
auf das Schlichtungsverfahren zurückzugreifen, zugunsten einer mehr konfliktorientierten 
Betriebspolitik, die wichtige Auswirkungen gehabt hat! Du weißt ja, wie sich etwa die IG- 
Metall entwickelt hat... Genau das begreife ich als den Kern: das Großunternehmen, ın 
dem sich die Gewerkschaft nach amerikanischem Muster entwickelt, d.h. in hohem Grad 
kämpferisch auf betrieblicher Ebene - was bis zu großen Auseinandersetzugen wie ın der 
Stahlindustrie vor zwei Jahren führen kann -, aber ohne die gesellschaftlichen Verhältnisse 
in Frage zu stellen ... In der Bundesrepublik bleibt dieser Kern aber historisch wichtig, weil 
in ıhm die Tradition der sozialistischen Bewegung i in Gestalt der Sozialdemoktatie präsent 
bleibt. 

Ich glaube, die Stabilität des heutigen ‘Modell Deutschland’, die Du in Deiner zweiten 
Frage angesprochen hast, der gesellschaftliche Basiskonsens ‘es Modells beruht auf einer 
Verbindung beider Momente: Zum einen auf der Garantie eines minimalen Reproduk- 
tionsniveaus durch den Staat, der in Gestalt vielfältiger, regionaler Institutionen auftritt, 
die praktisch in der Hand der Sozialdemokratie als Repräsentanten der Arbeiterbewegung 
waten, und andererseits der betrieblichen Mobilisierung der Arbeiterbewegung zur Durch- 
setzung spezifischer Interessen . 

PROKLA: Dabei war doch wohl ch daß es historisch ee andere Arbeiterklasse gege- 


ben hat, in der die Sozialdemokratie ein derartiges politisches More besessen hätte, wie 


heute ın der Bundesrepublik! 

A.A.: Nein, in Skandinavien etwa hatten die Kommunisten auch immer eine autonome 
politische Existenz in der Arbeiterbewegung und in Großbritannien sind die Gewerkschaf- 

ten viel unabhängiger von der Labour Party, als man das vom DGB im Verhältnis zur SPD 
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sagen könnte. Das Lassalleanische Modell der Kontrolle der Gewerkschaft durch die Partei 
funktioniert in der Bundesrepublik eben immer noch - dutch alle seine "marxistischen’ 
Transformationen hindurch! 

Auf der einen Seite haben wir also in der Bundesrepublik eine große Masse Lohnabhängi- 
ger, die nicht im italienischen Sinne prekär beschäftigt sind, sondern eher der kapitalisti- 
schen Konkurrenz in ihren Arbeitsverhältnissen und auf dem Arbeitsmarkt unmittelbar 
ausgesetzt, ohne ihren Lohnarbeitetstatus reduziert zu sehen, auf der anderen Seite, an 
den Schwerpunkten dieser Arbeiterklasse, findet sich eine Kategorie, denen es gelungen 
ist, ihre Positionen dutch Verhandlungen und dutch Nutzung des Streikrechtes zu verbes- 
sern, in Streiks wie in Baden-Württemberg 1963 oder Schleswig-Holstein 1956. Diesen bei- 
den parallelen Bewegungen ist es - aufgrund einer komplexen politischen Vermittlung, 
die von der SPD-Linken geleistet wurde - gelungen, gemeinsam einen Prozeß der Verbes- 
serung der Reproduktionsbedingungen aller Lohnabhängigen einzuleiten, der schon in der 
Adenauer-Ära begonnen hat, der in der Erhard-Kiesinger-Zeit unterbrochen wurde und 
der dann 1966/67 wieder in Gang kam. Aufgrund dieses Prozesses sind heute große Teile 
der westdeutschen Arbeiterklasse in den kapitalistischen Zyklus integriert und nehmen an 
dem Kampf um die Verteilung seiner Resultate teil. 

Jetzt zu Deiner dritten Frage: Kann man bei solch einer Analyse stehen bleiben? Natürlich 
nicht! Denn dieser Prozeß als solcher ist schon so angelegt, daß er die zentralen ideologi- 
schen Determinanten der wirklichen Klasenverhältnisse verdrängt - sie nicht nur ver- 
drängt, sondern auch jede Art, sie in Erinnerung zu bringen, der Zensur unterwirft. An 
dieser Stelle ist nun m.E. der Konsens über die demoktatischen Freiheiten von Bedeutung, 
dessen Wichtigkeit für die deutschen Verhältnisse nicht unterschätzt werden sollte, wie sie 
nach Weimar und auch 1945 entstanden - was dutch die Existenz der DDR nur noch ver- 
stärkt wurde, vor allem nach der Erstickung ihrer revolutionären Entwicklungsmöglichkei- 
ten in der Phase von 1947 und 1953 - mit der Ausschaltung von Zaisser und Herrnstadt 
und dem Beginn der Säuberungen in der SED. Damals wurde, aufgrund der Stabilisierung 
des Ulbricht-Kurses und der Haltung der SED 1956, gegenüber der "Entstalinisierung’ und 
der Krise in Polen und Ungarn, die gesellschaftliche Dynamik, die es in der DDR gab, bru- 
tal unterbrochen. Zugleich spielte sich etwas ab, das nicht so deutlich hervortrat, aber 
wichtige Auswirkungen hatte: In Westdeutschland wurden diejenigen politischen Kräfte, 
die bei der Befreiung aktiv gewesen waren, sofern sie immer noch politisch aktiv waren, 
nach denselben Prinzipien ausgeschaltet, vor allem die KPD. Von der Repression, der die 
KPD damals ausgesetzt war, spricht man heute noch, man muß sich aber klar machen, daß 
diese Repression gegen alle derartigen Kräfte gerichtet war. Wichtiger ist aber noch, daß 
damit ein Prozeß der ‘Maranisierung’ der KPD - so wie bei den spanischen Maranen - 
einsetzte, der dazu führte, daß die letzten sozialen Träger, die Reste-der Massenbasis der 
. KPD vollständig von der SPD absorbiert wurden. Glücklicherweise gibt es ja auch eine 
deutsche Tradition des ‘eine Partei für eine Klasse’, die hier jetzt zugunsten der SPD wirkt, 
die die Basis der KPD und aller linkssozialistischen oder radikaldemokratischen Gruppen 
in sich aufsaugt. So ist es etwa in Bremen, so ist es in bestimmten Bereichen der IG Metall, 
so ist es im Forschungsinstitut des DGB (mit dem Ende der Ära Agartz) - all das sind Mo- 
mente, die allzu leicht verdrängt werden, weil unser Gedächtnis so programmiert ist - aber 
es sind die wirklichen Bindeglieder zur Geschichte der Arbeiterbewegung! | 
PROKLA: Siehst Du auch die pohtische Biographie von Herbert Wehner in diesem Zusam- 
menhang? 
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A.A.: Wehner ist eher dessen Karikatur, er war immer ein Mann des Apparates ohne lokale 
Verankerung - gewissermaßen ein Marane in Reinkultur -, wenn Du aber etwa Ehlers 
nimmst oder jemanden wie Fritz Rück, also Leute mit ihrer ganzen Vergangenheit in der. 
KPD und der KPO, alles das gehört auch zur revolutionären Fraktion der Arbeiterklasse 
und spielt eine sehr wichtige Rolle in dieser Entwicklung. Auch Brandt und Otto Brenner 
kommen immerhin von der SAP! 

Das war jedenfalls sehr wichtig: die Eliminierung der marxistischen Strömungen in der 
westdeutschen Arbeiterbewegung, die ein Ergebnis der deutschen Teilung war und auf ei- 
nem Konsens auch ın der Arbeiterklasse beruhte, daß die Aufrechterhaltung der demokra- 
tischen und gewerkschaftlichen Freiheitsrechte unverzichtbar sei, wie er in der Periode des 
kalten Krieges verstärkt und erzeugt wurde. Die Adenauetsche Reaktionsperiode konnte 
damit nur einen Prozeß fördern, beschleunigen, dessen Wurzeln woanders lagen: im 
Scheitern der DDR, ihrem politischen, ideologischen, globalen Scheitern, das zwischen 
1953 und 1956 sıchtbar zu werden beginnt, was dann 1956 zur großen Debatte unter den 
Intellektuellen der DDR führte! Dieser Prozeß ist damit historisch abgeschlossen, d.h. zwei 
Parteien, die den Anspruch erheben, die Tradition der klassischen deutschen Sozialdemo- 
kratie fortzusetzen, sind in zwei Teilen Deutschlands an der Macht; beide mit einer Bevöl- 
kerung, die sıch der bestehenden Lage fügt, unter verschiedenen ideologischen Versionen 
eines Staatssozialismus, wie er ja auch in der nationalen Tradition der Deutschen angelegt 
ist. Zwischen diesen beiden Polen gibt es dann eine so tiefe ideologische und politische 
Kluft, daß etwa die nachwachsenden Generationen dahin gelangen, sich politisch zu arti- 
kulieren, indem sie beide Systeme radikal verneinen, und gar keine Tradition der Opposi- 
tion , gar keine institutionalisierten Bewegungen mehr vorfinden, an die sie anknüpfen, 
innerhalb derer sie sich politisch artıkulieren könnten. 

PROKLA: Woraus sıch dann vor allem die Ideologie der Neuen Linken nährt, die sıch ja in 
der BRD in ihrer historischen Bedeutung grundlegend etwa von der Entwicklung der radı- 
kalen Linken (extreme gauche) in Frankreich unterscheidet. 

A.A.: Ich glaube, der grundlegende Unterschied - jenseits aller punktuellen Übereinstim- 
mungen -liegt in der Haltung, die man gegenüber den Institutionen einnimmt: In Frank- 
reich - oder auch in Italien - wird die KP kritisiert, weil sie ein unzureichendes Instrument 
für die Zwecke der gesellschaftlichen Umwälzung ist. Gegenüber der empitisch gegebenen 
KP, derKP, wie sie wirklich existiert, bezieht man sich auf eine rational konzipierte Partei, 
wie sie sein müßte, die das verwirklichen könnte, woran es uns mangelt. Die deutsche 
Neue Linke - die übrigens nicht nur ein westdeutsches Phänomen ist; Dutschke, Biermann 
oder Bahro haben sich doch zum größten Teil an der Wirklichkeit der DDR inspiriert und 
gerieben! - bezieht sich dagegen in großen Teilen auf etwas, was jenseits aller Institutionen 
liegen soll, auf ein absolutes gesellschaftliches Jenseits. Es geht ihr also nicht um die Ver- 
wirklichung der besten Institution, sondern um den unvermittelten Übergang ins Jenseits, 
ins Reich des Guten, Schönen und Wahren! Darin liegt sowohl eine zentrale Schwäche, 
worauf ja schon viele Kritiker bestanden haben, als auch vielleicht eine spezifische Stärke, 
was sich etwa in der gegenwärtigen Krise der westeuropäischen Linken zeigt. 

PROKLA: Wir wollen alles - und sofort! oder »Unmittelbar ins Jenseits!« - meinst Du das 
so? 

A.A.: Ja. Eine Schwäche ist es ohne Zweifel, die daher rührt, daß diese Neue Linke im po- 
litischen Raum nicht einmal einen Gesprächspartner mehr finden kann, daß ihr kein In- 
strument zu Gebote steht, auf das sie einwirken könnte... Aber in gewisser Hinsicht ist es 
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zugleich doch eine Stärke: Es gibt in der westdeutschen Linken ein Gefühl für die Radikali- 
tät der notwendigen Erneuerung, ein Gefühl, das sich aus dieser selben Geschichte der 
‚deutschen Arbeiterbewegung nährt wie die hertschenden Parteien, ihnen aber dieses Ter- 
rain streitig macht. Dabei kann sich dieses Gefühl durchaus auf die wirkliche Geschichte 
stützten, auf die g#fe Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, in der Linie etwa von 
Brandler und der KPO - einer verborgenen Geschichte, die aber existiert und wieder zu 
entdecken, zu beleben ist! 

PROKLA: Die auch in der Phase der Herausbildung der wesideuischen Neuen Linken eine 
wichtige Rolle als ideologischer Bezugspunki für einige Gruppen außerhalb der ML-Bewe- 
gung gespielt hat. 

 A.A.: Ich weiß schon - aber gerade das ist ja dann verdrängt worden. Und heute ist nur 
noch die »schlechte Geschichte« an der Oberfläche präsent, besetzt den Boden, auf dem 
sich eine gesellschaftliche Oppositionsbewegung entfalten könnte. Daher ist es dann auch 
möglich, daß innerhalb der Ökologiebewegung etwa Vertreter der Tradition des »Blut und 
Boden« wie Baldur Springmann und seine Mitstreiter eine solche Bedeutung erlangen 
konnten, die ja nun wirklich nicht zur »guten Geschichte« Deutschlands gehören! Es gıbt 
andererseits wirklich eine innere Notwendigkeit, daß sich eine linke Bewegung gegen die 
Institutionen entfaltet, selbst gegen die der Arbeiterbewegung. 

PROKLA: Das kann doch wohl auch 2.T. in Formen wie denen der Ökologiebewegung ge- 
 schehen -jedenfalls ist das Gewicht der ökologischen Rechten in der Grünen Partei doch so 
weit inzwischen zurückgedrängt worden, daß die Leuie um Springmann, den Du ganz 
richtig charakterisiert hast, sich inzwischen außerhalb der Partei neu sammeln, während 
der sozialistische Flügel in der Partei immer noch Perspektiven sieht. | 

A.A.: Ich kann mir das nicht vorstellen! Ich habe ursprünglich auch die grüne Bewegung 
als etwas gesehen, mit dem ich sympathisierte, aber das tue ich inzwischen überhaupt nicht 
mehr! Es gibt ja nicht nur den Kreis um Springmann, die Grünen sind doch voll mit reak- 
tionären Kräften! Etwa Gruhl und Co.! 

PROKLA: Aber auch von denen sind inzwischen einige ‘raus! 

A.A.: Das wäre ja wirklich eine entscheidende Verbesserung der Grünen Partei! 
PROKLA: Ich glaube, man muß da wirklich den Unterschied zur französischen Situation 
betonen: In der BRD haben wirklich relevante Teile der Neuen Linken sich an der Bildung 
der Grünen Partei beieihigt, die also auch Bezüge auf die sozialistische Tradition und auf 
aktuelle Forderungen der Gewerkschafisbewegung herstellt, anders als die Ökologen hier. 
A.A.: Ich bleibe da cher skeptisch! 

PROKLA: Für dich liegt also der Schlüssel zum gegenwärtigen »Modell Deutschland« der 
sozialliberalen Koalition in der spezifischen Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 
ihrer historischen Niederlage gegenüber dem Faschismus und ihrer Spaltung in der Periode 
des kalten Krieges. Worin siehst Du aber die Entwicklungsmöglichkeiten dieser Arbeiter- 
bewegung, wie kann sie wieder zu einer umwälzenden historischen Kraft werden? 

A.A.: Positiv hervorzuheben ist an der deutschen Arbeiterbewegung, selbst ın ihren insti- 
tutionellen und offiziell gewordenen Formen, ihre Einheit, ihre Konsequenz und ihre Ra- 
dikalıtät - die allerdings überwiegend nicht in den Dienst einer klaren revolutionären Kon- 
zeption gestellt worden sind... Die gegenwärtige Situation ist ziemlich verzweifelt - wir 
sollten uns da nichts vormachen -aber wenn man ganz unten anfängt, kann man r wohl 
auch um so mehr gewinnen! 

Aber ganz ernsthaft: Die allgemeine politische Entwicklung in Europa hat zum einer dazu 
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geführt, daß sich in der institutionalisierten, in der offiziellen deutschen Linken (in der 
SPD ebenso wie in der SED) seit einigen Jahren die innerparteilichen Kräfte in Bewegung 
gesetzt haben, Verschiebungen der Kräfteverhältnisse eingesetzt haben, die sich noch ge- 
wissermaßen unterirdisch vollziehen, aber die etwas politisch zum Ausdruck bringen, was 
sich in der deutschen Arbeiterklasse zu entwickeln beginnt. Das gilt sowohl für die Krisen, 
die die SED sehr tief getroffen haben - und nicht etwa bloß von einer Handvoll Intellek- 
tueller ausgingen -, die ja in einer Partei auszutragen sind, die niemals solche Säuberun- 
gen gekannt hat, wie sie in der tschechischen oder in der polnischen Partei durchgeführt 
worden sind, als auch für die SPD - anläßlich der Debatten um die Energiefrage und den 
Nachrüstungsbeschluß der NATO. Eine neue Welle von Protesten tritt in diesen Auseinan- 
dersetzungen auf, so tief innerhalb der Parteien, daß sie nicht einfach politisch marginali- 
siert werden können, aber auch so weit mit gesellschaftlichen Bewegungen außerhalb der 
Parteien verbunden, daß es immer schwerer fällt, sich der Parteidisziplin zu unterwerfen. 
Ich glaube allerdings nicht, daß diese Bewegungen aus sich heraus dazu in der Lage wären - 
und das gilt für BRD und DDR gleichermaßen - diesen Charakter von bloß negativ defi- 
nierten Protestbewegungen zu überwinden. Es ist daher erforderlich, daß eine neue politi- 
sche Kultur entsteht, die auch schon zu entstehen begonnen hat. So gibt es in Deutschland 
heute ein starkes Gefühl, ausländischen Mächten unterworfen, von ihnen abhängig zu 
sein. Ich habe darüber mit Rudi Dutschke diskutiert, und mich etwas gewundert, daß er 
dahinging, die Nationalbolschewisten der 20er Jahre zu rehabilitieren - ich glaube aber 
auch, daß Dutschke mit seiner ganzen enthusiastischen Übertreibung einen wichtigen 
Punkt getroffen hat: Die nationale Frage, das Gefühl der Notwendigkeit, die Abhängig- 
keit zu überwinden - beides erinnert etwas an den Vormärz, an die ideologische 
‘Stimmung’ von der gescheiterten bürgerlichen Revolution in Deutschland. - Ich glaube 
allerdings keineswegs, daß die politische Wiederbelebung der deutschen Arbeiterklasse 
unmittelbar zu einer solchen Frage der internationalen Politik führen müßte; ich glaube 
vielmehr, daß heute Westdeutschland das historische Zentrum dieser Arbeiterbewegung 
bildet, von dem allein eine solche revolutionäre Wiederbelebung ausgehen könnte - und 
in diesem Zentrum ist es die westdeutsche Arbeiterklasse, die den Schlüssel in der Hand 
hält - es gibt ja wohl recht sichtbare Ermüdungserscheinungen dieses ‘Modells Deutsch- 
land’, mit dem es langsam bergab zu gehen scheint - was etwa an der schnellen Ver- 
schlechterung der Zahlungsbilanz in den letzten Monaten oder am Absinken der Produkti- 
vıtät in den letzten Jahren deutlich wird, aber auch im Anwachsen von Arbeitslosigkeit 
und Erwerbslosigkeit. Angesichts dieser Gefahren dürfte ein Ausgleich zwischen den un- 
terschiedlichen gesellschaftlichen Gruppeninteressen, wie ıhn das herrschende Modell po- 
stuliert, immer schwieriger, ja unmöglich werden. 

PROKLA: Es gibt ja auch schon ersie Ansätze zu einer Neugruppierung der pohtischen 
Kräfte Iinks von er SPD ... | 

A.A.: Darin sehe ich eins der wenigen guten Zeichen! Die Überwindung des Sektierer- 
tums, der endlich erfolgende Niedergang der Lagermentalität und die Auflösung der fal- 
schen Militanz der Terroristen, aufgrund ihrer eigenen Verzweiflung - alles das sind doch 
gute Vorzeichen. Ich würde aber noch weiter gehen: Die spezifische Basis dieses ‘Modells 
Deutschland’ - gewissermaßen der heutige ‘ostelbische Grundbesitz’ - ist doch wohl die 
Aufrechterhaltung einer starken Lohndynamik und eine allgemeine Garantie eines mini- 
malen Reproduktionsniveaus für die gesamte Bevölkerung, auch wenn es noch ziemlich 
unzuteichend ist. In den alten patriatchalischen oder auch paternalistischen Gesellschaften 
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wurde das von einem System persönlicher Beziehungen geleistet, an dessen Stelle ein Sy- 
stem industrieller Integration getreten ist, das auf eine hohe Wachstumsrate angewiesen 
ist, auf einer vielfältig verflochtenen Verwaltungsstruktur zwischen Zentralstaat und Regio- 
nen, zwischen den gesellschaftlichen Interessengruppen beruht. In.diesem System war es 
den stärkeren Gruppen möglich, privilegierte. Positionen zu erobern und auszubauen; in 
diesem Zusammenhang ist es dann auch der Arbeiterklasse gelungen, von der Peripherie 
der Gesellschaft in ihr Zentrum vorzudringen! Heute ist dieses System an seine ersten 
Grenzen gestoßen, wie es schon in den Konflikten zwischen SPD und DGB deutlich wird, 
in Konflikten innerhalb der SPD und in Auseinandersetzungen in mehreren Einzelgewerk- 
schaften. Ich glaube, in dem Moment, wo Herbert Wehner die Fraktionsführung abgibt, 
geht eine klassische Tradition der Vermittlerrolle, eine Generation von Vermittlern zwi- 
schen den Interessen der Arbeiterklasse und den allgemeinen Interessen zu Ende, wie sie 
die SPD seit Godesberg behettscht haben... Und dann beginnt etwas Neues. Und damit 
wirklich etwas Neues geschieht, genügt es nicht, daß-die objektiven Voraussetzungen dafür 
da sind; es müssen auch die subjektiven Voraussetzungen dafür entwickelt, geschaffen wer- 
den! Und hier, an diesem Punkt hat die westdeutsche Linke eine Chance und eine Aufga- 
be! 

Und wenn es morgen den eurokommunistischen Parteien gelingt, vor allem der KPI, einen 
wirklichen Dialog mit den substantiellen Kräften der Linken in der BRD und in der DDR 
in Gang zu bringen, ohne dabei in Opportunismus zu verfallen, ohne also einfach das 
Werk von Herrn Bahr fortsetzen zu wollen, dann gibt es vielleicht in der Bundesrepublik 
schon Gruppen, die zwar noch schwach sein werden, aber schon genug gesellschaftlichen 
Einfluß besitzen, um eine aktive Teilnahme an diesem Austausch zu erreichen. 
PROKLA: Zum Abschluß noch einmal zurück nach Frankreich! Worin siehst Du eigentlich 
die Bedeutung dessen, was Du analysiert hast, für die französische Linke? Welchen Ge- 
brauch wird sie davon machen können? 

A.A.: Für uns wird es entscheidend sein aus dem beschränkten Horizont des französischen 
Sechsecks herauszutreten und uns an der Koordinierung der Strategien mehrerer nationaler 
Linken in europäischem Maßstab zu beteiligen! Und gerade als überzeugter Kommunist 
möchte ich hervorheben, daß es sehr wichtig sein wird, daß durch eine solche Entwicklung 
großen Teilen der französischen Linken allererst die Augen dafür geöffnet werden, welche 
Irrtümer interessant sind - und welche nicht. Es gibt eben einfach Leute, die zwar immer 
auf Deutschland starren, die sich aber dabei auch immer wieder irren... 

Ich fände es gut, wenn es einfach »mehr Licht« gäbe, wie Goethe gesagt hat. Wenn es in 
Deutschland diese Bewegungen gıbt, dann wird sich hier auch das Verständnis einstellen - 
und die französische Linke wird ein paar wichtige Schritte machen können, die zumindest 
dafür unabdingbar sind, um die Verbindung zwischen beiden Arbeiterbewegungen wie- 
derherzustellen! 

Das ist meine Antwort! 

Paris, 23.9.1980 
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Vorbemerkung 


In dem folgenden Beitrag ist eine kritische Auseinandersetzung mit dem wirtschaftspoliti- 
schen Alternativprogramm der Sozialistischen Studiengruppen beabsichtigt. Seitdem das 
Memorandum im Krisenjahr 1975 erstmals Vorschläge für eine »alternative Wirtschaftspo- 
litik« vorgelegt hatte, die sich in einen deutlichen Widerspruch nicht nur zu den von neo- 
klassisch-konservativem Denken geprägten Empfehlungen des Sachverständigenrats, son- 
dern auch zu der von der Schmidt-Regierung primär an Inflationsbekämpfung und Siche- 
rung der internationalen Konkurrenzfähigkeit ausgerichteten Restriktionspolitik begaben, 
ist innerhalb der gewerkschaftsorientierten Linken eine lebhafte Debatte um die Möglich- 
keiten einer Veränderung der Wirtschaftspolitik im Interesse der lohnabhängigen Bevölke- 
rung entflammt. | 

Der Beitrag der SOST zu dieser Diskussion, die auch in den Gewerkschaften verstärkt Ein- 
gang gefunden hat, zielt in erster Linie auf eine Verständigung der Linken auf eine soziali- 
stische Alternative. An diesem Anspruch soll daher in den nachstehenden Ausführungen 
ihr Programmvorschlag gemessen werden. Unsere Kritik vollzieht sich in drei Schritten. 
Zunächst fragen wir, wie die SOST das zentrale Problem der Verknüpfung von Kurz- und 
Langfristforderungen in der Konzipierung einer alternativen Wirtschaftspolitik zu lösen 
versuchen. Anschließend beschäftigen wir uns mit der Hauptthese des von den Autoren 
entwickelten Transformationskonzepts, daß eine sozzalistische Wirtschaftspolitik maßgeb- 
lich den Ausbau der »produktiven Basis« der Gesellschaft bzw. der »materiellen Produk- 
tion«, der sog. Industrie, zu betreiben habe. Im dritten und letzten Schritt gehen wir auf 
die strategisch-politische Option ein, die die SOST auf Basis einer Einschätzung der sozia- 
len Einflußchancen der Linken mit ihrem programmatischen Verständigungsvorschlag ver- 
binden. 


I 


Worum es den Studiengruppen in ihrem zrhaltlichen Beitrag zut wittschaftspolitischen Al- 
ternativdiskussion in der BRD wesentlich geht, verdeutlicht ihre Kritik an vorhandenen 
Ansätzen. Da »die Forderung nach einer Veränderung der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
im Interesse der Lohnabhängigen auch den politischen Bruch mit dem System der Markt- 
wirtschaft impliziert (und) deshalb im Kern eine antikapitalistische Option 
bedeutet...»/.SOST 1980a, 81/ muß in der positiven Ausarbeitung dieser Option zentral 
das Verhältnis von qualitativen Veränderungen der gesellschaftlichen Strukturen der Pro- 
duktion und unmittelbarer Befriedigung konkreter Interessen und Bedürfnisse, welche die 


Schwierigkeiten der Begründung aliernativer Wirtschaftspohtik | 107 


Beseitigung aktueller sozialer Mißstände einschließt, bestimmt werden/ vgl. ebd. /. Mit 
dem Vorwurf, daß dieses Problem in der wirtschaftspolitischen Alternativdiskussion nur 
unzureichend berücksichtigt worden sei, berühren die Studiengruppen in der Tat ein Defi- 
zit, auf das bereits Altvater/Hoffmann/Semmler in ihrer Auseinandersetzung mit der Po- 
sition des Memorandums aufmerksam gemacht haben. Insoweit das Memorandum 1978 
auf der Basis seines krisenanalytischen Ansatzes (Unterkonsumationstheorie)! im wesentli- 
chen eine Politik der Nachfrageexpansion fordert, die sowohl durch eine entsprechende Fı- 
nanzpolitik des Staates als auch dutch eine aktive Lohnpolitik der Gewerkschaften getragen 
werden soll, verbleibt es innerhalb des beschränkten Horizonts keynesianischer Nachfrage- 
steuerung. Da sich die Autoren jedoch der vielschichtigen Begrenztheit keynesianischer 
Maßnahmen durchaus bewußt sind, werden gleichzeitig Forderungen (Rahmenplanung, 
Investitionslenkung, Vergesellschaftung marktbeherrschender Unternehmen und strategi- 
scher Schlüsselindustrien) erhoben, die perspektivisch auf eine qualitative Veränderung 
der kapitalistischen Wirtschaftsstrukturen und -ordnung abstellen. Die »Dichotomie von 
Kurz- und Langfristforderungen« /Ernst-Poerksen 1980, 176/ bleibt indes weitgehend be- 
stehen, denn dem Memorandum gelingt es nicht, über eine Analyse von Zwischenschrit- 
ten, politischen Dutrchsetzungsstrategien und sozialen Handlungsbedingungen beide Sei- 
ten zu vermitteln. Wenn als Voraussetzung für die Realisierung alternativer Wirtschaftspo- 
litik eine »breite Mobilisierung der Bevölkerung für eine demokratische Wende« angestrebt 
wird, so handelt es sich zunächst um ein bloßes Postulat. Um deshalb den Modellcharakter 
wirtschaftspolitischer Alternativentwürfe aufzulösen, ist es nach Altvater u.a. notwendig, 
»daß sie auf Erfahrungen von Arbeitern und ihren Organisationen, vor allem also die Ge- 
werkschaften, bezogen werden« /Altvater et.al. 1979,68/. 
Dies könnte durch »produktionsbezogene Forderungen und Kontrollen« (z.B. der betrieb- 
lichen Investitionen sowie Rationalisierungs- und Umstrukturierungsprozesse) geschehen, 
die den Konflikt zwischen Arbeit und Kapital im Betrieb selbst thematisieren/ vgl.ebd.,66 
/ und daher tendenziell auf eine Podtzsierung des privat-ökonomischen Entscheidungskal- 
küls der Unternehmen zielen. Eine reale Basis dafür bieten die in den Gewerkschaften, in 
erster Linie in der IG-Metall, entwickelten und auch praktizierten tarifpolitischen Strate- 
gien, die sıch nicht mehr nur allein oder vorwiegend auf den Verteilungskontlikt (Lohn- 
kampf) konzentrieren, sondern auch verstärkt die Probleme kapitalistischer Arbeitsorgani- 
sation -des »wie produzieren«- aufgreifen und in der Konsequenz auf »eine von Arbeite- 
tinteressen geprägte Alternative zur vorherrschenden Verwertungstationalität« /Funke 
1978,81/ gerichtet sind. Die konzeptionelle Ausarbeitung einer solchen Alternative, die 
natürlich nicht auf die Betriebsebene. beschränkt bleiben kann, »darf aber (wie dies die Un- 
terkonsumtionstheorie impliziert) den Arbeitnehmer nicht allein als Konsumenten begrei- 
fen, sondern muß ihn. als Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums zum Ausgang- 
spunkt der Analyse machen« | Altvater et.al.1979,67£./. 
Es ist nicht Aufgabe dieses Artikels, die Grundlinien eines solchen Konzepts zu entwickeln 
und zu konktretisieren, uns interessiert vielmehr die Frage, wie die SOST das Problem der 
Dichotomie von Kurz- und Langfristforderungen zu lösen versuchen. Die Antwott ist ver- 
blüffend. Wie schon Ernst-Poerksen verdeutlicht hat, geht es den SOST in ihrem Vor- 
schlag weniger um eine konkrete Alternative zur praktizierten Wirtschaftspolitik in der 
BRD, eine Alternative, deren weiterreichende Perspektiven es auf die Erfahrungen und 
Willensbildungsprozesse in den Gewerkschaften zu beziehen gelte, sondern um einen »al- 
ternativen Typ ökonomischer Entwicklung«, der »die kapitalistische Form der Abstimmung 
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von Produktion und Konsumtion als hertschendes Prinzip ...zugunsten bewußt-gesell- 
schaftlicher Formen der Regulierung« /SOST 1980a ‚83/ ablöst. 

In ıhren programmatischen »Leitsätzen« haben die Studiengruppen die zentralen Elemente 
eines solchen »alternativen Typs«, m.a.W. einer sozialistischen Produktionsweise, näher 
ausgeführt: »Mit einem öffentlichen Sektor, über den sich die demokratisch bestimmte ge- 
sellschaftliche Planung ein Übergewicht verschafft und durch die Demokratisierung der 
wirtschaftlichen Entscheidungsstrukturen läßt sich ein verbindlicher volkswirtschaftlicher 
Rahmenplan erstellen, der über die planmäßige Entwicklung und Kontrolle der Investi- 
tionstätigkeit einerseits und durch konsensuale Prioritätensetzung über das »was, wie und 
für wen« der Produktion andererseits Angebot und Nachfrage aufeinander abstimmt« / 
SOST 1980d,31/. 

Diese drei Elemente bilden in der Konzeption der Studiengruppen eine unauflösliche Ein- 
heit: da der strukturelle Unterschied zwischen kapitalistischem und sozialistischem Wirt- 
schaftssystem nach Marx in der bestimmten Form der Gesellschaftlichkeit der Arbeit liegt, 
reichen ein öffentlich-gemeinwirtschaftlicher Sektor und eine imperative Rahmenplanung, 
die beide im SOST-Modell den Markt als Instrument der freien Konsumwahl und als Me- 
‚chanismus der differenzierten Ressoutcenallokation keineswegs vollständig beseitigen sol- 
len, nicht aus, vielmehr sind demokratische Formen der Willensbildung auf „4er Ebenen 
der Gesellschaft entscheidend notwendig, um »eine bewußte Reorganisation der wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse in die Wege (zu)leiten«/ebd.,40/. Der »sozialisier- 
te« Bereich bleibt allerdings das »Zentrum, auf das alternative Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tik bauen bzw. orientieren kann«/ebd.,33/. In diesem Satz wird der Kardinalfehler der 
Studiengruppen schlagend deutlich: Alternative Wirtschaftspolitik setzt im Vorschlag der 
SOST zu ihrer Realisierung die Transformation der kapitalistischen Gesellschaft immer 
schon voraus. Die ganze Aufmerksamkeit der Autoren richtet sich denn auch auf die zu er- 
greifenden Schritte einer Wirtschafts- und Sozialpolitik 7772 Sozialismus, deren Träger indes 
erst noch geschaffen werden muß. Wenn Ernst-Poerksen daher meint, die »Leitsätze« seien 
seher als Diskussionsbeitfag zur Programmatik einer sozialistischen, Partei zu 
verstehen«/ders.1980,177/, so ist zu antworten, daß auch und erst recht eine solche Partei, 
deren soziale Existenzchancen wir gegenwärtig in der Bundesrepublik nicht zu erkennen 
vermögen(s.III), sich dem »Dichotomieproblem« stelleri muß. Der Vorschlag der SOST 
enthält dazu keine Lösung. Stattdessen werden kurzfristige Initiativen zur Beseitigung ak- 
tueller Mängel schematisch an die Durchsetzung eines alternativen Typs ökonomischer 
Entwicklung gekoppelt. Mit dieser Vorgehensweise reihen sich die »Leitsätze« der Studien- 
gruppen in die schlechte Tradition abstrakt-revolutionärer Strategieentwürfe ein, die die 
Lösung unmittelbarer sozialer Probleme und Mißstände stets in die sozialistische Zukunft 
verweisen. Die angestrebte »Massenwirksamkeit werden sozialistische Vorstellungen in der 
BRD...«/SOST 1980a,80/ auf diese Weise jedoch »:cAt erreichen, da der Bezug der soziali- 
stischen Perspektive auf die Krisenerfahrungen und Interessen der Betroffenen fehlt. Es ist 
Ernst-Poerksen denn auch zuzustimmen, wenn er den Kardinalfehler der »Leitsätze« mit 
dem Satz beschreibt, »daß sie die "konkrete Alternative’, auf die sie orientieren wollen, 
verwechseln mit der Skizzierung einer “alternativen Zukunft’«/ders.,1980,179/, -ohne 
auch nur ansatzweise den Versuch einer Vermittlung beider Seiten zu unternehmen. Der 
Verzicht der Studiengtuppen auf eine Lösung dieses Problems erscheint um so befremdli- 
cher, als gerade nach ihrer - von uns im Grundsatz geteilten - Auffassung in den Gewerk- 
schaften unter dem Druck der ökonomischen Entwicklung ein, obgleich widersprüchlicher 
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und von Rückschritten begleiteter, Prozess der Reorientierung in Gang gekommen ist 
(s.III), welcher einen durchaus praxistelevanten Bezugspunkt für die nach wie vor akade- 
_ misch geprägte wirtschaftspolitische Alternativdiskussion in der BRD bezeichnet. Will man 
diesen akademischen Charakter aufheben, so muß jedoch beteits in der theoretischen Kon- 
zipierung alternativer Wirtschaftspolitik an den ökonomisch-sozialen Krisenproblemen 
und ihrer politischen Reflektion in den Gewerkschaften bier und heute angesetzt werden. 
Wenn die SOST mit Recht davon ausgehen, »daß die Forderung nach einer Veränderung 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik im Interesse der Lohnabhängigen auch den politischen 
Bruch mit dem System der Marktwirtschaft impliziert«/SOST 1980a,81/ dann ist diese ver- 
borgene Konsequenz aus einer konkreten Analyse der Grenzen »systemimmanenter« Lö- 
sungsstrategien der ökonomisch-sozialen Krise positiv zu entwickeln. Der allgemeine Hin- 
weis, daß der vom DGB proklamierte Begriff des »Rechts auf Arbeit« -ähnlich wie die Ka- 
lecki-Konzeption des »Vollbeschäftigungskapitalismus«- im Grunde ein kontradiktori- 
scher Übergangsbegriff sei, reicht dazu nicht aus. 


II 


Wenn die SOST davon ausgehen, daß »schon die kurzfristigen Maßnahmen ...Verände- 
rungen in der Struktur der Produktion« -im Sinne einer »bewußten Planung«(d.V.)- 
 voraus(setzen)« (SOST 1980d,19), so wird das Kardinalproblem sozialistischer Strategie: 
»die Frage der däalektischen Beziehung von ‘Endziel’ und 'Bewegung’« (Lukacs 
1970,454;Herv. d.V.) in theoretischem Voluntarismus übersprungen. Die Unfähigkeit, 
diese Frage zu beantworten, führt entweder zu Reformismus oder Maximalismus, die le- 
 diglich »zwei Seiten ein und desselben Phänomens (sind): der Trennung des Endziels vom 
Tageskampf...« (Basso 1969,47;Herv. d.V.) Zwar reflektiert eine solche Trennung immer 
auch die Realität der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse, die Praxis und den Stand der 
Klassenkämpfe, eine »sozialistische Alternative« muß indes -mit Blick auf die strukturelle 
Widersprüchlichkeit des Arbeiterbewußtseins und ihre historisch-konkrete Ausprägung 
(vgl.Anm. 1)- bereits konzeptionell den Versuch ihrer Aufhebung leisten. Das Unvermö- 
gen der Studiengruppen, dieses Problem, das die Geschichte der Arbeiterbewegung be- 
kanntlich wie ein roter Faden durchzieht, zumindest als solches zu erkennen, wenn schon 
nicht zu »lösen«, nimmt den »Leitsätzen« weitgehend die politische Mobilisierungsfähig- 
- keit. | 
Sie sind deshalb jedoch nicht absolut irrelevant. Da sıe, indem sie »alle Aspekte unter dem 
Blickwinkel der Veränderung wirtschaftlicher und sozialer Kernstrukturen« (SOST 
1980,d,13) betrachten, letztlich den Strukturentwurf einer sozialistischen Ökonomie in- 
tendieren, könnten sie zur Klärung des in der westdeutschen Linken unverändert diffusen 
Verständnisses von Sozialismus beitragen. Dies betrifft zumindest den Teil der BRD-Lin- 
ken, für den der »real existierende Sozialismus« aufgrund seiner bürokratisch-etatistischen 
Praxis, die angesichts der unmittelbaren Nachbarschaft der DDR politisch äußerst schwer 
wiegt, endgültig jede Faszinationskraft verloren hat. Ob die »Leitsätze« den Ansprüchen 
eines sozialistischen Transformationsprogramms, die Kotsch primär in der Entwicklung ei- 
ner »ausreichenden Konstruktionsformel für die Organisation der Volkswirtschaft« (Korsch 
1974,18,zitiert nach Novy 1979, 476) sieht, in den von ihnen benannten »Grundpositio- 
nen« genügen, seı dahin gestellt. Unser Interesse richtet sich auf einen zentralen Punkt des 
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Verständigungsvorschlags der SOST, der seine mögliche Bedeutung für die konzeptionelle 
Ausarbeitung einer sozialistischen Alternative in der Bundesrepublik nochmals mindert. 


1.Ausdehnung der »produktiven Basis« als Ziel sozialistischer Wirtschaftspolitik? 


Es handelt sich um die These, daß »eine sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik..nur 
dann eine Chance der Verwirklichung (hat), wenn die Ausdehnung der produktiven Basıs 
der Gesellschaft wesentliches Ziel aller Umgestaltungsmaßnahmen ist« (SOST 1980a, 82; 
Herv. d.V.). Die naheliegende Frage, was man unter 3BIOQHSLIVEL Basise zu veistehen ha: 
be, wird zunächst wie folgt erläutert: 


»Ein sozialistisches Programm geht von . der Stärkung der produktiven reichtumschaffenden Basis der 
Gesellschaft aus und zielt auf die Angleichung und Hebung des Lebensstandards von sozial schwächer 
gestellten Teilen der Bevölkerung, insbesondere Teile der Lohnabhängigen. Aber eine sozialistische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik kann nicht einfach die Interessen der Industriearbeiter als Maßstab der 
gesellschaftlichen Entwicklung setzen. Die Befriedigung. der unmittelbaren Bedürfnisse und die Lin- 
derung der sozialen Mißstände für die benachteiligsten Schichten der Bevölkerung schließt keine au- 
tomatische Verbesserung (Herv. im Original, d. V.) der Lebensverhältnisse in abgeleiteten a 
sphären der Gesellschaft ein« (ebd., 84). 


Welche abgeleiteten 'Lebenssphären’ gemeint sind, verdeutlichen die folgenden Sätze: 


»Der Rest der Bevölkerung ...bekommt die Auswirkungen der Umstellung‘ in den Produktionsstruk- 
turen nur vermittelt über seine abgeleiteten Einkommen zu spüren. Am gewichtigsten sind hier die 
lohnabhängigen Mittelklassen und die Rentner. Beide erhalten ihr Einkommen nicht geschenkt, son- 
dern die einen, weil sie dafür arbeiten, die anderen, weil sie dafür gearbeitet haben. Aber beide ste- 
hen in einem anderen Verhältnis zur Produktion des Reichtums als die produktiven Lohnarbeiter - 
der Fluß ihres Einkommens hängt von dem primären Sektor ab« (ebd.). 


Soweit diese Formulierung einen Sınn ergeben soll, muss man zu dem Schluß kommen, 
daß nach Ansicht der Studiengruppen sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik ent- 
scheidend mit dem Strukturverhältnis von pröduktiver und unproduktiver Arbeit im Sy- 
stem der Gesamtarbeit konfrontiert ist. In der Tat lesen wir: 

»Eine sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik zielt auf ...eine Beendigung der Anar- 
‚che (Herv. im Original, d.V.) von produktiven und abgeleiteten Sphären der Gesell- 
schaft...« (ebd., 83). 

Die SOST gehen also offenbar davon aus, daß das Verhältnis von produktiver und unpro- 
duktiver Arbeit in der sozialistischen Transformationsperiode, in der das Wertgesetz und 
die kapitalistische Verwertungslogik durch "bewußt-gesellschaftliche Formen der Regulie- 
tung’ der Produktion abgelöst ist, unverändert Gültigkeit besitzt. An die Stelle einer 
‘anarchischen’ trıtt eine geplant-kontrollierte Beziehung. Wie ein theoretischer Zirkel, der 
die Marxschen Kategorien von produktiver und unproduktiver Arbeit mit kapitalexegeti- 
scher Akribie - exemplarisch an den Schriften des Projekts Klassenanalyse (PKA) nachvoll- 
ziehbar - rezipiert hat, zu einer derart absurden Auffassung kommen kann, ist uns absolut 
unverständlich. 

Wir beabsichtigen an dieser Stelle keine begriffliche Ableitung von produktiver und un- 
produktiver Arbeit im Rahmen der Marxschen Datstellungssystematik. Dies ist bereits 
mehrfach, wenn auch nicht immer ohne Mißverständnisse, in der marxistischen Diskussion 
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geleistet worden. Eine knappe Rekapitulation der wesentlichen Bestimmungen und Zu- 
sammenhänge muß genügen. 

Die Bestimmung von produktiver Arbeit als kapitalverwertender, d.h. mehrwertproduzie- 
render Arbeit ergibt sich vom Standpunkt nicht des einfachen Arbeits-, sondern des kapt- 
talistischen Produktionsprozesses (s. MEW 23, 196).? 

Kapitalistische Produktion, Produktion von Mehrwert, unterstellt das Kapitalverhältnis, 
auf dessen Grundlage erst Waren- und Wertproduktion und ihre strukturellen Bedingun- 
gen - Arbeitsteilung und Privatproduktion - universell entwickelt sınd. 

»Die bestimmte Form, worin sich die gesellschaftliche Arbeitszeit im Wert der Waren als 
bestimmend durchsetzt, hängt mit der Form der Arbeıt als Lohnarbeit und der entspre- 
chenden Form der Produktionsmittel als Kapital insofern zusammen, als nur auf dieser Ba- 
sis die Warenproduktion zur allgemeinen Form der Produktion wird« (MEW 25, 889). 
Die werttheoretische Unterscheidung von produktiver, d. h. mehrwertsetzender Arbeit 
und unproduktiver Arbeit,? die keinerlei Wert produziert und folglich aus dem von den 
produktiven Arbeiten erzeugten Fonds bezahlt werden muß, besitzt ausschließlich für die- 
se auf dem Wert- und Verwertungsgesetz gegründete Produktionsweise des Kapitals Gül- 
tigkeit. Unter den historischen Bedingungen einer warenproduzierenden kapitalistischen 
Gesellschaft, ın der der Arbeitsprozeß eine Funktion des Kapitals darstellt, gılt,daß das von 
den produktiven Lohnarbeitern des Kapitals erzeugte Wertprodukt (v+ m) nach Abzug 
des ın den Zirkulationsfunktionen angelegten ‘konstanten Kapitals’ und des Akkumula- 
tionsfonds in die Primärrevenuen der beiden Hauptklassen (Lohn der produktiven und un- 
produktiven Arbeiter des Kapitals und Konsumtionsfonds der Kapitalisten) und die se- 
kundüären Revenuen det (unproduktiven) Lohnarbeiter des Staates und der privaten Haus- 
‚ halte zerfällt (PKA 1977; Stamatıs 1977). Würde man die Sphären des zinstragenden und 
fiktiven Kapitals in die Betrachtung einbeziehen, so ließe sich mit Rücksicht auf die in der 
Konkurrenz gegebene Trennung des (in der Produktion und Zirkulation fungierenden) 
Gesamtkapitals ın industrielles und kommerzielles Kapital zeigen, daß alle unproduktiven 
Bereiche in der kapitalistischen Gesellschaft über komplizierte Mechanismen (Bildungspro- 
zeß der Durchschnittsprofitrate, ‚Kredit- und Steuersystem) an der Verteilung des gesell- 
schaftlichen Mehrwerts teilnehmen. Der Expansion dieser von der amtlichen Statistik 
mehrheitlich dem sog. tertiären Sektor zugeschlagenen Sphären (Handel, Kredit- und Ver- 
sicherungsgewerbe, private und staatliche Dienstleistungen) sind dementsprechend angeb- 
bare Grenzen gesetzt. Eine schrankenlose Ausdehnung dieser Bereiche, wie es z.B. die 
Drei-Sektoren-Hypothese der bürgerlichen Nationalökonomie postuliert, ist in der kapita- 
listischen Produktionsweise nicht möglich, denn ihr proportioneller Anteil am gesellschaft- 
lichen Wertprodukt beruht einheitlich - ungeachtet der unterschiedlichen Mechanismen 
der Abschöpfung - auf Abzügen eines Teils des im industriellen Kapitalsektor, der pro- 
duktiven Basis der kapitalistischen Gesellschaft, erzeugten Mehrwerts. Grundlage der Aus- 
dehnung dieser unproduktiven Sphären ist die im Akkumulationsprozeß des industriellen 
Kapitals forcierte Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit, die durch Verkürzung der 
notwendigen Arbeit die Mehrarbeit der produktiven Arbeiter und folglich die Mehrwert- 
masse (Produktion von relativem Mehrwert) steigert. Zwar wird ım Verlauf des Produktivi- 
tätsfortschritts, soweit er die 'Lohnwaren’ (Konsumtionsmittel) verbilligt, auch die Mehrar- 
beit der unproduktiven Arbeiter erhöht, doch mindert dies, da die unproduktiven Arbei- 
ter weder Wert noch Mehrwert produzieren, lediglich die zur Alimentierung der unpro- 
duktiven Sektoren notwendigen Mehrwertabzüge. 
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Diese Zusammenhänge sind den Studiengruppen keineswegs unbekannt. Im Gegenteil: 
offenbar mit Blick auf die stagnierende Akkumulation des produktiven Kapitals in den 
siebziger Jahren und ihren Folgen hinsichtlich der unproduktiven Sphären, sprechen sie 
von einer »'strukturellen Verwerfung’ der Proportionen zwischen den Ressourcen der pro- 
duktiven Basis und der abgeleiteten, unproduktiven Sektoren und Ausgaben« (SOST 1980. 
b, 20). Nach unserer Auffassung sind diese Disproportionen allerdings nicht, wie die SOST 
meinen, der ‘Planlosigkeit des staatlichen Handelns’ (ebd.) geschuldet, die angeblich ei- 
nen wuchernden und unkontrollierten Ausbau der unproduktiven Bereiche bewirkt habe, 
sie zeugen vielmehr von dem Dilemma zwischen einerseits Funktionszzwachs und anderer- 
seits fiskalischer Ressourcenverkrappung des kapitalistischen Staates (vgl. Grauhan/Hickel 
1978), das im Kern eine »Erscheinungsform des tendenziellen Falls der Durchschnittsprofi- 
trate und der damit verbundenen Krisenhaftigkeit des kapitalistischen Reproduktionspro- 
zesses« (Hirsch 1978, 36f.) darstellt. Denn bringt auf der einen Seite dieses Gesetz, inso- 
fern seine Durchsetzung im Zuge der Produktivkraftentwicklung auf einem wachsenden 
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spezifischen Vermittlungsform der Gesellschaftlichkeit der Arbeit im Kapitalismus, dem 
Warentausch, gerät, die funktionale Notwendigkeit der staatlichen Finanzierung von stei- 
genden Voraussetzungs- und Folgekosten der kapitalischen Produktionsweise hervor (vgl. 
 Läpple 1977), so entfaltet es auf der anderen Seite den fiskalischen 'Entzugseffekt’, daß 
mit der relativen Abnahme der wert- und mehrwertsetzenden Arbeit zugleich auch deroh- 
ne Beeinträchtigung der privaten Akkumulation steuerlich abschöpfbare "Staatsanteil’ am 
gesellschaftlichen Mehrwert reduziert wird. In diesen widersprüchlichen Wirkungen, die es 
durch eine empirische Analyse der historischen Entwicklung des Zusammenhangs von Ka- 
 pitalakkumulation und Staatsfinanzsystems präzise zu bestimmen gälte, liegt objektiv die 
‘strukturelle’ (überzyklische) Finanzkrise des bürgerlichen Staates begründet. Sie manife- 
stiert sich in der allgemeinen Tendenz, »daß die staatlichen Ausgaben schneller anwachsen 
als die (steuerlichen; d. V.) Mittel zu ihrer Finanzierung» (O’Connor 1974, 20). | 
Eine solche Tendenz impliziert unvermeidbar steigende Staatsverschuldung: über die Aus- 
dehnung des öffentlichen Kredits kann das ‘strukturelle’ Defizit des Staatshaushalts über- 
brückt werden. Die öffentliche Verschuldung findet allerdings - unabhängig von ıhrer 
Form (Anleihen am privaten Kapitalmarkt, Kreditaufnahme bei der Notenbank) - z2- 
strakt ıhre Grenze in der Entwicklung des produktiven Kapitalsektots, denn auch sie muß 
letztlich aus dem gesellschaftlichen Mehrwert bestritten werden. Die Staatsschulden stellen 
Anweisungen auf erst noch zu produzierenden Mehrwert dar. Sie müssen aus Steuerein- 
nahmen zurückgezahlt und überdies zinsmäßig bedient werden. Staatsverschuldung be- 
schränkt mithin nicht weniger als steuerliche Abschöpfung den für die Akkumulation des 
Gesamtkapitals verfügbaren Mehrwert (vgl.auch Cogoy 1973,163). Insofern bleibt öffentli- 
che Verschuldungspolitik in die fiskalische Abhängigkeitsstruktur des kapitalistischen Staa- 
tes eingebunden. Aus dieser abstrakten Grenze lassen sich allerdings noch keine Schlußfol- 
gerungen hinsichtlich der konkreten Spielräume von Staatsverschuldung ableiten. Den- 
noch kann u. E. davon ausgegangen werden, daß in der (von uns lediglich unterstellten) 
Situation überzyklischer Staatsverschuldung öffentliche Kreditaufnahme, wie sie im Rah- 
men keynesianischer Expansionspolitik geschehen mag, mit konterkatierenden Effekten 
verbunden ist. 

. Es ist uns hier nicht möglich, dieser Frage näher nachzugehen, unser Augenmerk konzen- 
triert sich vielmehr auf die von den SOST vertretene Auffassung, daß die Lösung der struk- 
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turellen Disproportionen im Verhältnis von produktiver Basis und abgeleiteten Sphären 
auf »zwei Wegen, die sich fundamental entgegenstehen und gegensätzliche Klasseninte- 
ressen ausdrücken, versucht werden (kann)« (SOST 1980 b, 20). Der erste Weg besteht in 
dem »Konzept der bürgerlichen Austerität« (ebd.), das durch Reduktion der Staatsausga- 
ben- und Steuerlastquote (und folglich auch der öffentlichen Verschuldung) eine Reallo- 
katıion won Ressourcen vom staatlichen in den privaten (und produktiven) Bereich inten- 
diert. Den zweiten Weg sehen die Studiengruppen in einem »Programm einer alternativen 
.  Wirtschafts- und Sozialpolitik, dessen Dreh- und Angelpunkt die Stärkung und Verbreite- 
rung der produktiven Basis ist und mit der Überwindung der kapitalistischen Entwick- 
lungslogik unmittelbar verknüpft ist« (ebd., 21). 
Wir sind also wieder am Ausgangspunkt unserer Kritik angelangt. Was uns die Studien- 
gruppen an dieser Stelle vorschlagen, ist ein Konzept alternativer Austerität: die Auswei- 
tung der 'produktiven Basis’ und entsprechend die Einschränkung der ‘abgeleiteten Sphä- 
ren’, zu denen im SOST-Modell auch die sozialen Dienstleistungen zählen, soll durch ei- 
nen Bruch mit der kapitalistischen Markt- und Profitlogik erreicht werden. Da die Studien- 
gruppen davon ausgehen, daß die Beziehung beider Bereiche im Kapitalismus durch 
Anarchie’ und “Planlosigkeit’ gekennzeichnet ist, welche zu Disproportionen geführt ha- 
be, sei ihre 'Redimensionierung’ nicht in der brutalen Manier bürgerlicher Austerität, son- 
. dern in geplant-konttrollierter Form zu leisten. Daß mit dieser Form, die am sozialen Inhalt . 
der 'Redimensionierung’ (soziale Demontage etc.) nichts ändern würde, gleichzeitig die 
ökonomische Unterscheidung von produktiver und unproduktiver Arbeit ihre Gültigkeit 
verliert, scheint die Strategen der SOST nicht zu irritieren. 
Der wesentliche Unterschied zwischen der kaptalistischen und sozialistischen Produktions- 
weise besteht in der bestimmten Form der Gesellschaftlichkeit der Arbeit. Da im sozialisti- 
‚schen Ökonomie-Modell der SOST, in dem, wie wir sahen (S.I), der sozialisierte und ge- 
plante Bereich ein Übergewicht besitzt, die individuellen Arbeiten ihren gesellschaftlichen 
Charakter, der in ihrer stofflich wechselnden Abhängigkeit besteht, nicht mehr sachlich-ex 
post im Austausch ihrer Produkte als Waren erweisen müssen, sondern stattdessen immer 
schon direkt geplante Bestandteile der Gesamtarbeit bilden, verliert auch der Begriff von 
produktiver Arbeit im Sinne von Arbeit, die Ware als Produkt des Kapitals produziert, sei- 
ne soziale Basis: die Wertbestimmung und die Regelung der Produktion dutch den Wert. 


»Innerhalb der genossenschaftlichen, auf Gemeingut an den Produktionsmitteln gegründeten Gesell- 
schaft tauschen die Produzenten ihre Produkte nicht aus; ebensowenig erscheint hier die auf Pro- 
dukte verwandte Arbeit as Wert dieser Produkte, als eine von ihnen besessene sachliche Eigenschaft, 
da jetzt, im Gegensatz zur kapitalistischen Gesellschaft, die individuellen Arbeiten nicht mehr auf ei- 
nem Umweg, sondern unmittelbar als Bestandteile der Gesamtarbeit existieren« (MEW 19, 19 £.). 


Entsprechend wird auch die wertgesetzliche Regulierung der Produktion durch das Pla- 
nungsprinzip der Arbeitszeitökonomie abgelöst. 

In einer solchen Gesellschaft kann der Begriff produktive Arbeit Zernen Leitfaden für so- 
zualistische Wirtschafts- und Sozualpolitik abgeben. Wenn die kapitalistischen Formen der 
Produktion abgestreift werden, »so bleiben eben nicht diese Formen, sondern nur ihre 
Grundlagen, die allen gesellschaftlichen Produktionsweisen gemeinschaftlich sind« (MEW 
23,883). Folglich gilt nur noch die Bestimmung von produktiver Arbeit, wie sie sich vom 
Standpunkt des einfachen Arbeitsprozesses ergibt: jede Arbeit, die im Stoffwechselprozeß 
Mensch-Natur einen Gebrauchswert erzeugt, ist produktiv’ (vgl. MEW 23, 196). Die Auf- 
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hebung der Bestimmung von produktiver Arbeit als mehrwertproduzierender Arbeit 
schließt zugleich ein, daß die reproduktiven Gebrauchswerte? der im Kapitalismus unpro- 
duktiven Bereiche (z.B. Gesundheits- und Bildungswesen) einen konstitutiven Bestandteil 
des Gesamtprodukts einer sozialistischen Ökonomie bilden. 


2. Ausbau der (Produktionsmittel-) Industrie als Zıel sozualistischer Wirtschaftspohtik? 


Die begrifflichen Konfundierungen und Unklarheiten in den Ausführungen der SOSTzu 
einer sozialistischen -Wirtschafts- und Sozialpolitik erfahren in einem jüngeren Beitrag ıh- 
re Krönung. Im Hinblick auf die von ihnen anvisierte sozialistische Transformationsperio- 
de schreiben die Autoren: 


»Das derzeit noch existierende Verhältnis von produktiver und unproduktiver Arbeit wird sich unter 
soztalistischen Produktionsbedingungen...auflösen«(SOST 1980 c, 49, Fußn.3; Herv. d. V.). 


Wie sich dieser in seinem Inhalt korrekte Satz mit der parallel geäußerten These von der 
Beseitigung der ‘Anarchie’ und 'Planungslosigkeit’ in den Beziehungen von 'produktiver 
Basis’ und ‘abgeleiteten Sphären’ in der sozialistischen Gesellschaft vertragen Ben wird si- 
cherlich vorerst das interne Geheimnis der Studiengruppe bleiben. 

Jedenfalls gehen die SOST jetzt offenbar davon aus, daß sich das Verhältnis von produkti- 
ver und unproduktiver Arbeit in der sozialistischen Transformationsperiode aufgelöst hat. 
Es wırd daher auch nicht mehr von der Ausweitung der "produktiven Basis’, sondern vom 
.»Ausbau...der zentralen Bereiche der materiellen Produktion, der Industries gesprochen, 
»ohne den...jede sozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik zum Scheitern verurteilt« 
(ebd., 39) sei. Die materiellen Produktionsbereiche sind im Kapitalismus ausnahmslos 
dem Kapital subsumiert und mithin im Sinne von Mehrwertproduktion produktiv. Wa- 
rum ihr Ausbau in einer sozialistischen Gesellschaft unabdingbar sein soll, wird von den 
SOST lediglich mit dem Hinweis auf die in der Industrie verkörperten Produktivkräfte be- 
gründet, welche es in ein Mittel menschlicher Bedürfnisbefriedigung zu verwandeln gelte 
(vgl. ebd., 38 £.). 

Unter Produktivitätsgesichtspunkten besitzt innerhalb des industriellen Sektors für die 
Studiengruppen vor allem der Bereich der Grundstoff-, Produktionsgüter- und Investi- 
tionsgüterindustrie zentrale Bedeutung. Die bekanntlich hohen Umsatz- und Beschäfti- 
gungsanteile dieser Industriegruppen »drücken zugleich in grober Weise den Stand der 
Produktivkraftentwicklung in der BRD-Industrie aus« -ebd., 40). Auch wenn sıch die Klas- 
sifikation dieser Industriegruppen in der amtlichen Statistik »nicht nach dem wirklichen 
funktionellen Einsatz der Produkte (als Konsumtions- oder Produktionsmittel; d. V.) rich- 
tet« (ebd., 39), so erhält man mit dieser Abgrenzung dennoch eine Annäherung der Pro- 
duktionsmittelabteilung. Da die Studiengruppen, wie schon angedeutet, davon ausgehen, 
daß die Reorganisation des industriellen Sektors »mit einem geplanten Ausbau der Produk- 
tion und einer beschleunigten Produktivkraftentwicklung einher gehen (muß)« (ebd., 37), 
könnte aus dieser Option zugleich eine Priorität für die Ausdehnung des durch ein hohes 
Produktionsniveau gekennzeichneten Produktionsmittelsektors abgeleitet werden. 

Die Notwendigkeit einer gesellschaftlich kontrollierten Produktivkraftentfaltung im Sozia- 
lismus scheint auch uns unbestreitbar.’ Da nach Marx der »wirkliche Reichtum der Gesell- 
schaft« in der »Schöpfung von viel disposable time außer der notwendigen Arbeitszeit für 
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die Gesellschäft« (Grundtisse, 595), m.a. W. von Nicht-Arbeitszeit besteht, hängt er we- 
sentlich von der Produktivität der Arbeit ab. Es ist das Charakteristikum der kapitalisti- 


schen Produktionsweise, durch Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit im Prozeß relatı- 
. ver Mehrwertproduktion die Mehrarbeit gegenüber der notwendigen Arbeit auszudehnen. 


Das Verhältnis von notwendiger und Mehrarbeit gilt natürlich auch für die sozialistische 
Gesellschaft. »Mehrarbeit überhaupt, als Arbeit über das Maß der gegebenen Bedürfnisse 
hinaus, muß immer bleiben« (MEW 25, 827). Der Fortschritt der Produktivität der Gesam- 
tarbeıt erlaubt es jedoch, »diese Mehrarbeit... mit einer größeren Beschränkung der der ma- 


‚teriellen Arbeit überhaupt gewidmeten Zeit (zu verbinden) (ebd.). 


Eine Verkürzung der Arbeitszeit in Kombination mit Vollbeschäftigung und wirtschaftli- 
chem Wachstum, dessen Notwendigkeit im Hinblick auf die durch eine sozialistische Ge- 
sellschaft erst ermöglichte Entfaltung der Bedürfnisse generell außer Frage steht, setzt also 
unabdingbar eine Steigerung der Arbeitsproduktivität voraus.° Ob zu diesem Zweck aber 
‚der Ausbau der ausschließlich materiellen Bereiche der Produktion, kurz: der sog. Indu- 


 strie, möglicherweise sogar, wie die SOST unausgesprochen nahelegen, der Produktions- 


mittelindustrie, erforderlich ist, läßt sich ohne Annahmen über die technologische Ent- 
wicklung vorab nicht entscheiden. Um dies zu verdeutlichen, konstruieren wir ein einfa- 
ches Zwei-Sektoren-Modell: Sektor I besteht aus allen Produktionsmittelbranchen, Sektor 
II umfaßt sämtliche - materiellen wie immateriellen - Bereiche der Gesamtarbeit, die für 
den individuellen oder sozialen Konsum produzieren. Eine solche Konstruktion, wie sie 
auch den Marxschen Reproduktionsschemata zugrundeliegt, ist durchaus möglich, da alle 
reproduktiven Gebrauchswerte (materielle Güter und Dienste), die in einer Gesellschaft 
produziert werden, entweder nur in der produktiven oder der definitiven (individuellen 
und sozialen) Konsumtion fungieren können. Die Nutzung der Gebrauchswerte, sei es als 
Konsumtions-, sei es als Produktionsmittel, ist eine Funktion teils ihrer Naturalform, teils 


 Sihrer Disposition - dies in dem Falle, in dem die Naturalform der Gebrauchswerte eine al- 


ternative Verwendung erlaubt. 
Wir wollen annehmen, daß aus stofflich-technischen Gründen die physische Arbeitspro- 
duktivität (Gebrauchswertoutput je Arbeitsstunde) in Abteilung I höher ist als in Abtei- 


Jung II (wenn wir hier von »Arbeitsproduktivität« sprechen, dann meinen wir stets die Pro- 


duktivität der lebendigen Arbeit)’. 


"Man kann mit N. Kaldo (1966) den sektoralen Transfer ökonomischer Ressourcen (Arbeits- 


kräfte und Produktionsmittel) als eine Determinante des stofflichen Produktionswach- 
stums begreifen. Geht man zunächst von der Annahme eines konstanten »Kapital«-Koeffi- 
zienten (Produktionsmittelbestand je Nettoprodukteinheit) aus, so ist klar, daß in dem 
Maße, wie der Konsumtionsmittelsektor Arbeitskräfte, die durch Produktivitätsfortschtitte 
im Produktionsmittelsektor freigesetzt werden, absorbiert und seinen Produktionsanteil 
ausdehnt, gleichzeitig die Entwicklung des Nationalprodukts zu stagnieren beginnt. 

Wir können diesen Zusammenhang durch die folgende Identitätsgleichung verdeutlichen: 


dY aK dK 


Die Gleichung zeigt, daß die Zuwachsrate des gesellschaftlichen Nettoprodukts (dY/Y) 
bei konstantem (marginalem) »Kapital«- oder besser: Produktionsmittelkoeffizienten 
(dK/dY) durch die Investitionsquote (dK/Y) bestimmt wird, deren Niveau ihrerseits von 
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der sektoralen Struktur der Ökonomie abhängt: Von der Expansion des Produktionsmittel- 
.. sektors gehen die maßgeblichen Impulse der Investitionsaktivität und folglich der Steige- 
tung der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität aus, die ihrerseits Voraussetzung des 

Wachstums des Nationalprodukts und/oder der Verkürzung der Arbeitszeit ist. u 
Die Abhängigkeit der Investitionsquote von der Entwicklung des Produktionsmittelsektors 
läßt sich aus den Marxschen Reproduktionsschemata ableiten. Da die Bruttoproduktion 
der Abteilung I den gesamtwittschaftlichen Ersatz- und Neuinvestitionen in Produktions- 
mitteln entsprechen muß, ist eine Erhöhung der (Brutto-)Investitionsquote -unter der An- 
nahme der Konstanz des marginalen Produktionsmittelkoeffizienten- nur möglich, wenn 
die Abteilung I rascher wächst als die Abteilung II. Wird jedoch eine solche Expansion des 
Produktionsmittelsektors durch einen Ressoutcentransfer in Richtung Konsumtionsmittel- 
sektor blockiert, dann sinkt zwangsläufig die Investitionsquote und folglich die Steige- 
rungsrate des Nationalprodukts. Um dies ım Hinblick auf das Beschäftigungsziel zu ver- 
meiden, wäre entweder eine Ausdehnung des Arbeitsvolumens oder eine Reallokation der 
Ressourcen vom Konsumtionsmittel- zum Produktionsmittelsektor erforderlich. 

Eine Ausweitung des Produktionsmittelsektots, die angesichts der hohen Weltmarktver- 
flechtung zentraler Produktionsmittelbranchen in der BRD mit gravierenden Folgeproble- 
men verbunden wäreS, ist unter Investitions- und Wachstumsgesichtspunkten allerdings 
nur dann zwingend, wenn der (durchschnittliche und marginale) Produktionsmittelkoeffi- 
zient -wie angenommen- keine Veränderungen erfährt. Seine Konstanz kann als Folge ei-. 
ner technologischen Entwicklung begriffen werden, in der die vorgenommenen Einsparun-- 
gen von (lebendiger) Arbeit und Produktionsmittel (tote Arbeit) gleich sind. Ein solcher 
»neutraler« technischer Fortschritt? unterstellt, daß der Produktionsmitteleinsatz je Arbei- 
ter - die sog. »Kapitalintensität« (K/L) - proportional der Arbeitsproduktivität (Y/L) 
wächst, welche die zur Produktion der Gebrauchswerte, also auch der Produktionsmittel, 
durchschnittlich notwendige Arbeitszeit determiniert. Die Beziehung 

KK Y 
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macht diese Zusammenhänge deutlich. 

Es ist jedoch -man denke an die Entwicklung der Mikroelektronik- dutchaus ein techni- 
scher Fortschritt denkbar, in dem per Saldo mehr Produktionsmittel als Arbeitskräfte ein- 
gespart werden. Dies impliziert, daß der Zuwachs der Arbeitsproduktivität, der die zur 
Herstellung der Produktionsmittel dutchschnittlich notwendige Arbeitszeit senkt, größer 
ist als die Erhöhung der »Kapitalintensität« (Produktionsmitteleinsatz je Arbeiter). Die 
Folge wäre eine Abnahme des Produktionsmittelkoeffizienten, die zugleich als Anstieg der 
Produktivität der toten Arbeit - der sog. »Kapitalproduktivität« (Y/K) - begriffen werden 
kann. Eine gesamtwirtschaftlich wachsende Kapitalproduktivität bedeutet materiell, daß 
es zur Erzeugung eines konstanten Nettoprodukts in beiden Abteilungen eines geringeren 
Produktionsmitteleinsatzes bedarf. Dies impliziert zur Aufrechterhaltung gleichgewichti- 
ger Reproduktion sektoral eine stoffliche Änderung der Produktionsproportionen im Sinne 
einer Verschiebung auf die Produktion von mehr materiellen Verbrauchsgütern und kon- 
sumablen Diensten und entsprechend auf der Nachfrageseite eine Reduktion der Investiti- 
ons- und Erhöhung der Konsumquote. 

Für die Steigerung der Arbeitsproduktivität und des wirtschaftlichen Wachstums als Vor- 
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aussetzung von Arbeitszeitverkürzung und Vollbeschäftigung ist also der Ausbau der ma- 
teriellen Produktion, speziell: der Produktionsmittelindustrie keineswegs zwingend. Das 
Gegenteil: Entwicklung des Konsumtionsmittelsektors, ist möglich und notwendig, wenn 
per Saldo kapitalsparender technischer Fortschritt vorliegt. Dies zu verdeutlichen, war der 
Sinn unserer (zugegebenermaßen abstrakt-modellhaften) Überlegungen. 

Wenn die SOST formulieren: »Der durchaus wünschenswerte Ausbau ...im Verbrauchsgü- 
tersektor ohne entsprechenden Ausbau der vorgelagerten Zweige im stufigen Produktion- 
sprozess würde zwangsläufig zu Engpässen und Disproportionen führen« (SOST 
1980c,41), so ist dies ebenso richtig wie trivial. Natürlich müssen zur Produktion eines kon- 
sumablen Endprodukts, das zugleich in Struktur und Niveau der konsumtiven Nachfrage 
entspricht, die erforderlichen Proportionen zwischen Produktionsmittel- und Konsum- 
tionsmittelsektor eingehalten werden. Die Ouartıtät dieser Proportionen hängt jedoch we- 
sentlich von der durchschnittlich angewandten Produktionstechnik ab, die ihrerseits die 
"Produktivität der Produktionsmittel (bzw. ihren Kehrwert: den Produktionsmittelkoeffi- 
zienten) determiniert (vgl. auch Lange 1968,72). Eine kapitalsparende Produktionstechnik 
erlaubt auf Basis eines gegebenen Produktionsmittelsektors den beschleunigten Ausbau 
des Konsumtionsmittelsektors, also auch der für den kollektiven Konsum produzierenden 
Dienstleistungsbereiche. Zudem kann mit einer bestimmten Investitionsquote im Kon- 
sumtionsmittelsektor ein höherer Beschäftigungseffekt erzielt werden, weil die für den 
Konsum produzierenden Branchen in der Regel eine niedrigere Kapitalintensität aufwei- 
sen. 5 

Die Nutzung solcher Möglichkeiten in einer sozialistischen Gesellschaft, in der zumindest 
die kapitalistische Form der Produktivkraftentwicklung entfällt, ist u.E. nicht zuletzt ange- 
sichts der Integration bestimmter Produktionsmittelbranchen ın den kapitalistischen 
Weltmarkt und der damit verbundenen Zwänge und Restriktionen von entscheidender Be- 
deutung. | 


3. Zwischenresümee 


Unsere kritische Analyse des Vorschlags der SOST hat zwei zentrale Defizite verdeutlicht: 
Erstens: Was das von den Studiengruppen in Umrissen entwickelte »Transformationskon- 
zept« betrifft, erscheint angesichts der aufgezeigten Widersprüche und Inkonsistenzen der 
Schluß gerechtfertigt, daß es dem Anspruch, eine programmatisch tragfähige Grundlage 
für die Verständigung der unabhängigen Linken auf eine sozialistische Alternative zu bie- 
ten, nicht gerecht wird. Die für eine sozialistische Wirtschaftspolitik formulierte Hand- 
lungsmaxime, daß die Ausweitung der »produktiven Basis« der Gesellschaft notwendige 
Voraussetzung für die Entwicklung der sog. »abgeleiteten Sphären« darstelle, ıst - 
‚analytisch betrachtet- absurd, denn unter sozialistischen Produktionsbedingungen löst 
‚sich das Verhältnis von produktiver und unproduktiver Arbeit auf. Sie ist, politisch gese- 
hen, gefährlich, da die Aussage, daß sozialistische Wirtschaftspolitik die geplante »Redi- 
 mensionierung« der ım Kapitalismus entstandenen Disproportionen zwischen produkti- 
vem und unproduktivem Sektor zu leisten habe, im Kern ein Plädoyer für eine »linke« 
Austeritätspolitik enthält. Zwar werden im Fortgang der Argumentation der Studiengrup- 
pen die analytischen Ungereimtheiten dieser Position, wenn auch nur stillschweigend inso- 
weit aufgelöst, als man unvermittelt doch die Aufhebung der ökonomischen Formbestim- 
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mungen von produktiver und unproduktiver Arbeit in einer sozialistischen Produktions- 
weise zugesteht. Dennoch gewinnt das SOST-Konzept durch diese Korrektur keineswegs 
. an Klarheit. Der nunmehr betonte Zusammenhang, daß die Entwicklung der Produktiv- 
kraft der Arbeit, deren Notwendigkeit recht vage bestimmt wird, den Ausbau der mate- 
riellen Produktion, speziell der Produktionsmittelindustrie erforderte, ist, wie wir zu zeigen 
versucht haben, nicht zwingend, wenn man von der Annahme eines kapitalsparenden 
technischen Fortschritts, m.a.W. von einer steigenden Produktivität der toten Arbeit aus- 
geht. 

Zweitens: Da zudem die SOST das für jede sozialistische Politik prekäre, aber aufzulösen- 
de Dilemma von Kurz- und Langfristforderungen einfach überspringen, indem sie ihr Po- 
litikkonzept für eine bereits bestehende sozialistische Gesellschaft formulieren, liegt es auf 
der Hand, daß der mit ihren Alternativvorschlägen verbundene interventionistische An- 
spruch infolge des fehlenden Bezugs auf reale, hier und heute stattfindende Konflikte und 
Klassenbewegungen nicht eingelöst werden kann. Damit ist aber auch der sozıale Träger 
dieses Konzepts nicht mehr immanent bestimmbar. Bi 
Ist durch diese beiden Mängel der SOST-Vorschlag zwar als Mittel für die programmatische 
Verständigung der Linken auf eine sozialistische Alternative inhaltlich nicht geeignet, so 
muß abschließend doch gefragt werden, wie die Studiengruppen prinzipiell die sozialen 
Einflußchancen und Handlungspertspektiven einer sozialistischen Position in der gegenwätr- 
tigen ökonomischen und politischen Situation der BRD beurteilen und welche strategisch- 
politischen Konsequenzen aus dieser ihrer Einschätzung folgen. 


IH 


Daß der zyklische Aufschwung der westdeutschen Wirtschaft nach der internationalen Re- 

zession 1974/75, welche in der Geschichte der Bundesrepublik den bisher schwersten und 

heftigsten Kriseneinbruch markierte, keine Phase erneuter Expansion und Prosperität ein- 

geleitet hat, ist eine offenkundige und auch in der herrschenden Öffentlichkeit kaum noch 

bestrittene Tatsache. Betrachtet man die konjunkturelle Entwicklung nach 1975, in deren 
Verlauf die Massenarbeitslosigkeit nicht abgebaut wurde, dann fällt deutlich ihre fehlende 
Dynamik auf. Der zunächst vergleichsweise kräftige Zuwachs der Güterproduktion im Jah- 

re 1976 beruhte teils auf der auslastungsbedingten Zunahme der Arbeitsproduktivität, 

teils auf der - seit Ende der 60er Jahre bestehenden - Weltmarktsynchronität der nationa- 

len Konjunkturzyklen, die insofern den wirtschaftlichen Aufschwung begünstigte, als 

»Bremswirkungen« aufgrund mangelnder Auslandsnachfrage nicht eintraten. So stieg das 

teale BSP in der BRD zwar telativ rasch auf das Vorkriegsniveau, doch die expansiven 

Wachstumsraten der Vergangenheit, wie sie noch in der Periode nach 1967 zu beobachten 

waten, blieben aus. Statt dessen wird der ökonomische Entwicklungsprozeß dutch anhal- 

tende Krisensymptome übertschattet: stagnierende Akkumulation, sinkende Produktivi- 

tätsfortschritte, verlangsamtes Produktionswachstum, Rationalisierung in den Betrieben 

und Dauerarbeitslosigkeit, erneut steigende Inflationsraten und seit 1979 zunehmende 

Zahlungsbilanzprobleme bestimmen das ökonomische Szenario acA in der Bundesrepu- 

blik. 


In dieser - von uns lediglich schlaglichtartig beleuchteten - Situation schen sıch nach Ein- 
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schätzung der SOST die sozialistischen und kommunistischen Kräfte in der Bundesrepu- 
blik zugleich mit einer Konstellation im politischen Raum konfrontiert, die durch die 
»Wahl zwischen bürgerlicher Austerität und sozialdemoktratischer Mängelverwaltung« ge- 
kennzeichnet ist (SOST 1980a,64ff.). Auf der einen Seite droht die in den Personen Strauß 
und Biedenkopf verkörperte Gefahr eines konservativen Sanierungsmodells für Wirtschaft 
und Gesellschaft, das unter der liberal verbrämten Parole des Rückzugs des interventioni- 
stischen Staates aus der -vermeintlich stabilen - Ökonomie in Wahrheit auf einen rigoro- 
sen Abbau des ‘Sozialstaates’ zielt und gleichzeitig jeder Opposition, die nicht auf die 
‘Selbstheilungskräfte der Marktwirtschaft’ vertraut, unverholen den repressiven Einsatz des 
staatlichen Gewaltpotentials ankündigt. Auf der anderen Seite steht eine gegenüber der 
veränderten wirtschaftlichen Situation weitgehend perspektivlose sozialliberale Regie- 
tungskoalition, die in der trügerischen Hoffnung, daß die baldige Rückkehr zur ökonomıi- 
schen Prosperität eine bruchlose Anknüpfung an die Reformära von 1969ff. erlauben wer- 
de, aktuell eine passive »Politik der Verteilung von Krisenlasten und der Mängelverwal- 
tung« / ebd., 64 / betreibt. Diese Politik verbürge jedoch nicht nur keine grundlegende 
Lösung der angewachsenen ökonomisch-sozialen Probleme im Interesse der lohnarbeiten- 
den Bevölkerung, sondern berge, gerade wegen ihrer Konzeptionslosigkeit, im Hinblick 
auf zu erwartende krisenhafte Zuspitzungen der ohnehin stagnierenden und instabilen 
Wirtschaftsentwicklung zugleich das Risiko, korporative Interessenkonflikte z»»erhalb der 
verschiedenen Fraktionen der Arbeiter- und lohnabhängigen Mittelklasse und Ohnmachts- 
teaktionen bestimmter sozialer Randschichten (z.B. der sog. »Problemgruppen« des Ar- 
beitsmarktes) zu beschleunigen / ebd., S. 78 /. Da beide Verhaltensmuster: Korporatisie- 
tung und Marginalisierung einen fruchtbaren Nährboden konservativer Propaganda und 
Reaktivierung von Klassenvorurteilen darstellen, verschärfe sich daher in der objektiven 
Konsequenz sozialdemokratischer Politik - dies ist die unausgesprochene Schlußfolgerung 
der SOST-Analyse - die Gefahr einer drastischen Rechtsverschiebung im Massenbewußt- 
sein, welche die notwendige Basis für eine »Machtübernahme« der Union bildet. 

Angesichts dieser Konstellation: perspektivlose Fortsetzung sozialdemokratischer Mängel- 
verwaltung oder konservativer Austeritätspolitik ohne Gesellschaftsreform sei die unabhän- 
. gige Linke in der BRD aufgefordert, endlich »ihre Subordination unter die sozialdemokra- 
‚tische Hegemonie und ihre Szbalternität gegenüber konkret bürgerlicher Politik« / ebd., 
88 / zu überwinden und - im Vertrauen auf die eigenen Kräfte - durch die eigenständige 
Entwicklung programmatischer Alternativen eine progressive Öffnung des politischen 
Kräfteverhältnisses einzuleiten / ebd., 64 /. Die Studiengruppen besitzen indes noch ge- 
nügend Realismus, um gleichzeitig zu erkennen, daß ohne die Gewerkschaften eine Ver- 
änderung des politischen Kräfteverhältnisses in der Bundesrepublik nicht zu erreichen ıst. 
Die Hoffnung auf eine politische Unterstützung durch Teile der Gewerkschaftsbewegung 
fußt auf der Auffassung, daß unter dem Druck der durch die ökonomische Entwicklung 
aufgeworfenen Probleme (Arbeitslosigkeit, Besitzstandsabbau, Finanzkrise der öffentli- 
chen Haushalte und der Sozialversicherung usw.) in den Gewerkschaften ein Po&tzisierung- 
sprozeß ın Gang gekommen sei, der das traditionelle Vertrauensverhältnis zur bewegungs- 
und handlungsunfähigen SPD bereits ansatzweise aufgebrochen habe. Es müsse deshalb 
von einem Vakuum im politischen Raum ausgegangen werden, das die objektive Möglich- 
keit biete, eine linkssozialistische Kraft jenseits der SPD zu etablieren. Subjektive Voraus- 
setzung einer solchen »Strategie des Bruchs mit der Sozialdemokratie« / SOST 1978, 75 / 
sei wesentlich die Fähigkeit der Linken, sich auf eine konzeptionelle Alternative, genauer: 
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auf ein sozialistischen Programm mit dem Schwerpunkt alternativer Wirtschafts- und So- 
zialpolitik zu verständigen. 

Richtig an dieser von uns knapp referierten Argimentation ist zweifellos, daß sich in ı den 
gewerkschaftlichen Führungsinstanzen, nachdem noch der Ausbruch der Krise 1974 / 75 


als bloß temporärer Konjunkturrückschlag interpretiert worden war, inzwischen eine tal 
stischere Sicht der ökonomischen Entwicklungsperspektiven der Bundesrepublik dutchge- 


setzt hat. Auch in der gewerkschaftlichen Mitgliedschaft und im Konfliktverhalten der 
Lohnabhängigen haben sich unverkennbare Veränderungen vollzogen. Verweist der seit 
1970 kontinuierliche Anstieg des Organisationsgrades des DGB u. E. insoweit auf eine Be- 
wußtseinsveränderung breiter Teile der Lohnabhängigen, als die Einsicht in die Bedeutung 
kollektiver Interessenvertretung gewachsen ist,!" so wird diese Entwicklung durch die ver- 


 stärkte Bereitschaft, für die eigenen unmittelbaren Belange in Aktion zu treten, sichtbar 


bestätigt. Zwar traf die Rezession 1974 / 75 und der Schock der aufbrechenden Massenar- 
beitslosigkeit die Lohnarbeiter und Gewerkschaften relativ ünvorbereitet, doch begann in 
den folgenden Jahren ein, wenn auch begrenzter und keineswegs immer erfolgreicher, Wi- 
derstand gegen die Abwälzung der Krisenlasten auf die Lohnabhängigen (vgl. Schmidt 
1978). Abgesehen von einer Vielzahl in der Öffentlichkeit wenig beächteter Betriebskon- 
_ flikte, zeigt sich generell seit 1976 eine beträchtliche Ausweitung von Arbeitskämpfen, die 
zugleich erheblich an Härte (Aussperrung) gewonnen haben.!! Von einer allgemeinen Re- 
signation und passiven Hinnahme der Krisenfolgen durch die Lohnabhängigen kann, be- 
trachtet man die Streikaktivitäten der vergangenen Jahre, nicht gesprochen werden. 
Gleichzeitig begannen die Gewerkschaften zumindest ansatzweise der veränderten gesell- 
schaftlichen Problemlage Rechnung zu tragen. Nicht zuletzt aufgrund der sozialen Folgen 
der mit der Krise beschleunigt eingesetzten Technologie- und Rationalisierungswelle wur- 
den vor allem in der IG Metall und der IG Druck und Papier tarifpolitische Konzepte ent- 


wickelt, die einen Übergang von einer rein defensiven Tarifpolitik - der bloß kompensato- nn 


tischen Abwehr rationalisierungsbedingter Entlassungen und Abstufungen dutch Aus- 


handlung monetärer Entschädigungen (Abfindungen, Ausgleichszahlungen) -zu einer nn 


eher »präventiven« Tarifpolitik (Besitzstands- und Qualifikationssicherung, Arbeitsplatzsi- 
cherung, Abbau der Arbeitsbelastungen) anzeigen (vgl. Müller-Jentsch 1978, Funke 
1978). Berücksichtigt man allerdings sowohl die Schwierigkeiten der praktischen Realisie- 
rung derartiger tarifpolitischer Strategien als auch die durch die Krise aktualisierte Gefahr 
ausschließlich betriebsegoistischer Interessenvertretungen, so wird deutlich, daß die Ge- 
werkschaften dauerhaft nur dann eine ursachengerechte Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
und Rationalisierungsfolgen leisten können, wenn es ihnen gelingt, gesamtgesellschaftli- 
che Lösungsvotschläge (»Alternative Wirtschafts- und Sozialpolitik«) zu entwickeln, deren 
Durchsetzung zugleich eine verstärkte Präsens und Aktivität auf politischer Ebene erfor- 
dert. In dieser Hinsicht hat der DGB zögernd programmatische Initiativen entfaltet, die 
gleichwohl einen Fortschritt markieren (vgl. DGB 1977): die erhobenen Forderungen nach 
einer expansiven Finanzpolitik, deren Effizienz durch Beschäftigungsauflagen und Preis- 
kontrollen garantiert werden soll, nach qualitativem Wachstum und sozialer Beherrschung 
der Produktivitätsentwicklung liegen - so vage ihre Konkretion mitunter auch erscheint - 
nicht nur quer zu den offiziellen wirtschaftspolitischen Empfehlungen des Sachverständi- 
genrates, sondern überschreiten auch den begrenzten Aktionsrahmen lediglich indirekter 
und volumenotientierter Interventionen (sog. parametrische Steuerung) einer traditionell 
keynesianischen Stabilisierungspolitik. In der unausgesprochenen Konsequenz, die aller- 
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dings vom DGB nicht gezogen wird, implizieren sie qualitative und strukturverändernde ; 
Eingriffe in den kapitalistischen Reproduktionsprozeß. 

Diese »Politisierung« der Gewerkschaften, die auch, vor allem im Bereich der staatlichen 

Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, zu Rissen im Loyalitätsverhältnis gegenüber der SPD ge- 

führt hat, vollzieht sich indes nicht linear und einheitlich, sondern weist, wie die SOST 

keineswegs bestreiten, eine ausgesprochen gegensätzliche Verlaufsform auf. Die Krisener- 

fahrung hat bislang zu keiner qualitativen Veränderung im Bewußtsein der Lohnabhängi- 

gen geführt. Die Entwicklung des Gesellschaftsbewußtseins scheint vielmehr, legt man die 

Untersuchungsergebnisse der »Arbeitsgruppe Demoskopie« zugrunde, durch einen eigen- 

tümlichen Widerspruch blockiert. Das seit Mitte 1977 allgemein verbreitete »Bewußtsein 

einer Wende in der ökonomischen Entwicklung ... betrifft bislang nur den Verlauf der ge- 

samtgesellschaftlichen Verhältnisse. Die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung sieht 

für die individuelle Lebenslage weiterhin eine auch zukünftig vorhandene Stabilität und 

Kontinuität«/ Arbeitsgruppe Demoskopie 1980, 132/. Die unverändert optimistische 

Wahrnehmung des persönlichen Dispositionsspielraums, die situationsbezogenes Kon- 

flikthandeln und gewerkschaftliches Engagement infolge unmittelbarer Betroffenheit 

nicht ausschließt, macht schlagend deutlich, daß von einer in breiteren Kreisen der Loh- 

 nabhängigen vorhandenen Einsicht in die Notwendigkeit politischer Veränderungen keine 

Rede sein kann. Ein massenhafter Legitimitätsentzug, der den Ausdruck »Krise der sozial- 

demokratischen Hegemonie« (SOST) rechtfertigen würde, ist nach unserer Realitätssicht 

nicht zu erkennen. Wie Deppe u.a. (1979) auf Basis verschiedener Fallstudien zum »Ver- 

hältnis von Sozialdemokratischer Partei und Gewerkschaft in der Klassenbewegung« ver- 

deutlicht haben, kann lediglich, sucht man nach einem verallgemeinernden Begriff, von 

einem »latenten Unbehagen« der Arbeiterklasse an der sozialdemokratischen Krisenpolitik 

seit 1975 gesprochen werden. Die durch materielle Reformerwartungen bestimmte Identi- 

fikation gewerkschaftlich aktiver Arbeiter mit der SPD Anfang der 70er Jahre ıst im Verlauf 
der Stornierung und Rücknahme von Reformen durch die Schmidt-Regierung einer ten- 

denziell passiven Orientierung gewichen, die jedoch mit Ausnahme vereinzelter und be- 

deutungsloser Wahlenthaltungen die politischen Bindungen in der Substanz nicht tangiert 
hat. Ob die im Kern nach wie vor ungebrochene Ausrichtung an der SPD Ausdruck »politi- 

sche(r) Alternativlosigkeit (ist), die die Mehrheit der Arbeiter dazu veranlaßt, ihre traditio- 

.nelle Interessenvertretung zu wählen, wenn es darum geht, die Rückkehr der CDU an die 

Regierung zu verhindern (Deppe et. al. 1979, 204), oder aus der Vorstellung resultiert, 

»daß in diesem politischen Rahmen die persönlichen Verhältnisse gegenüber einer Ver- 

schlechterung bewahrt werden können« / Arbeitsgruppe Demoskopie 1980, 132 /, wäre 

durch eine differenzierte Untersuchung klassen- und schichtspezifischer Bewußtseinsfor- 

men und politischer Einstellungen zu beantworten. Daß die positive Wahrnehmung des 

individuellen Handlungsspielraums durch einen künftigen Kriseneinbruch, der ım Gegen- 
satz zu 1974 / 75 auf eine veränderte Grundhaltung der Bevölkerung hinsichtlich der Sta- 
bilität und Kontinuität der ökonomischen Entwicklung träfe,!? stärker in Frage gestellt 
werden dürfte, ist sicherlich zutreffend. In welche Richtung jedoch die möglichen Verän- 
derungen des Gesellschaftsbewußtseins und der politischen Präferenzen erfolgen, läßt sich 
u.E. nicht eindeutig abschätzen. Wie wenig eine generelle Linksverschiebung zu erwarten 
sein dürfte, zeigt die Tatsache, daß aufgrund ungleichmäßiger Betroffenheit von sozialen 
Krisenfolgen die Ausweitung betrieblich-gewerkschaftlicher Widerstandsaktivitäten so- 
wohl durch korporative Interessenkonflikte zwischen vershiedenen Beschäftigtengruppen - 
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auch innerhalb einer Branche - als auch durch resignatives Anpassungsverhalten nament- 

lich marginalisierter Erwerbspersonen (Ungelernte, Jugendliche, Frauen, Ausländer usw.) 

überlagert bzw. konterkariert wird. Was das Problem der marginalisierten Gruppen an- 

geht, die infolge komparativer Nachteile in der »Angebotskonkurrenz« auf dem Arbeits- 

markt einem massiven Verdrängungsdruck ausgesetzt sind, so dürfte unstrittig sein, daß 
ihre Interessen, bedingt auch durch die mangelnde Organisations- und Konfliktfähigkeit 
der Betroffenen, von Betriebsräten und Gewerkschaften nur wenig oder gar nicht wahrge- 

nommen werden. 

Diesen widersprüchlichen Tendenzen im Bewußtsein und Handeln der Lohnarbeiter, die 
wir hier nicht näher untersuchen und erklären können, korrespondieren in den gewerk- 

schaftlichen Apparaten, wie der Gewerkschaftstag der IG Chemie, aber ebenso die Diskus- 

sion um den Entwurf des Grundsatzprogramms exemplarisch demonstriert haben, ver- 

schäfte Auseinandersetzungen und Fraktionskämpfe um die Grundlinien der einzuschla- 
genden Politik. Von einer a//gemeinen »Rückbesinnung auf die eigene Kraft« kann indes - 
ungeachtet der erzielten tarifpolitischen und programmatischen Fortschritte - angesichts 
der realen Verhältnisse nicht gesprochen werden; sozialpartnerschaftlich-kooperative Strö- 

mungen besitzen nach wie vor beträchtliches, wenn auch abnehmendes, Gewicht. Diese 

komplizierten Prozesse innergewerkschaftlicher Willensbildung lassen sıch sicherlich nicht 
mit der Denkschablone »kooperative Führung - manipulierte Basis« analytisch in den Griff 
bekommen. Die Frage aber, ob die »Politisierung« der Gewerkschaften das sozialintegrativ 
funktionierende Arbeitsteilungsverhältnis zur SPD ın Richtung einer autonomen Gewerk- 

schaftspolitik (»Rückbesinnung auf die eigene Kraftt«) aufbricht, oder - dies wäre die 

denkbare Alternative - die Beziehungen zur SPD im Sinne eines »kämpferischen Reformis- 

mus«, der auch die Partei mehrheitlich erfaßt, neu strukturiert, ? muß zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt als völlig offen bezeichnet werden. Eine staats- und klassentheoretisch fundierte 
Analyse des Verhältnisses von Sozialdemokratie und Gewerkschaften könnte eventuell zu 

mehr Klarheit in dieser Frage verhelfen, - es ist nicht unsere Absicht, eine solche Analyse 
an dieser Stelle vorzunehmen. 

Akzeptiert man dennoch die von uns skizzenhaft und zweifellos verkürzt vorgetragenen 
Argumente, dann ist zugleich mit Rücksicht auf die realen Strömungen ım Massenbewußt- 
sein die Konsequenz zu ziehen, daß die konkret in der Rentenfrage, in der Beschäftigung- 

spolitik, am Problem der Arbeitshumanisierung aufgetretenen »Dissonanzen« zwischen 
Gewerkschaften und SPD gegenwärtig auch nicht ansatzweise das Ausmaß erreicht haben, 
das’ es erlauben würde, die notwendige Diskussion um Alternativen der Wirtschaftspolitik 
mit der strategischen Option für eine linkssozialistische Kraft jenseits und unabhängig von 
der SPD zu verknüpfen. Die Linke hat, sieht man von den Jusos ab, schon in der Studen- 

tenbewegung mit der Sozialdemokratie »gebrochen«, ihre soziale und politische Isolation, 

die noch durch eigene Spaltungen, Sektiererei usw, verschärft wurde, ist bis heute nicht 

überwunden. Eine Veränderung des politischen Kräfteverhältnisses durch eine linkssozıali- 

stische Kraft, die notwendig die organisatorische Form der Partei annehmen müßte, ließe 

sich, die Fähigkeit der »unabhängigen« Linken zur programmatischen Vereinheitlichung 
einmal unterstellt, nur dann befürworten, wenn gleichzeitig die reale Möglichkeit ihrer 
nicht-sektiererischen Existenz nachgewiesen würde. In dieser Frage scheint eine mit »Ge- 

werkschaftsanalysen befaßte« Arbeitsgruppe der SOST eine wesentlich nüchterne Ansicht 
zu vertreten: »Die Begründung der sozialen Chancen einer breiten linkssozialistischen 

Strömung, die kräftig genug wäte, einen dritten Weg zum Sozialismus auf allen Ebenen 
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des politischen Raumes zu 1 repräsentieren, steht noch aus« ( 0. V. 1979,63 1: Der Verweis 
auf die politische Notwendigkeit einer solchen Strömung reicht, wie die Autoren treffend 
folgern, als Ersatz für den Nachweis ihrer Lebensfähigkeit nicht aus. 

Der Appell der SOST zu einer »linken Sammlungsbewegung« kann folglich nur ın dem 
Sinne aufgefaßt werden, daß die Linke in und außerhalb der SPD sich aktiv und öffentlich- 
keitswirksam an der im Umfeld und innerhalb des DGB bereits seit geraumer Zeit geführ- 
ten Diskussion um die konkrete Fassung einer alternativen Wirtschaftspolitik beteiligt. 
Dies bedingt zugleich eine verstärkte Verständigung untereinander. Die Verknüpfung der 
Ausarbeitung konzeptioneller Alternativen mit organısatotisch-politischen Konsequenzen, 
wie sie die SOST-Formel vom »Bruch mit der Sozialdemokratie« implizieren, müssen dage- 
gen abgelehnt werden, solange die sozialen Chancen eines solchen Schritts nicht nachge- 
wiesen sind. Die von den SOST dazu vorgetragenen Argumente sind wenig überzeugend. 


Anmerkungen 


1  Esistu.E. falsch, wenn das Memorandum seine Krisenerklärung als Überakkumulationstheorie 
verstanden wissen will. Die Krise wird, vereinfacht gesprochen, von den Autoren utsächlich als 
Resultat einer zu hohen Profit- und zu niedrigen Lohnquote begriffen: da der Anteil der Profite 
am Volkseinkommen dem der Löhne im Aufschwung vorauseilt (Lohn-lag) und die Profite zu- 
gleich kapazitätswirksam investiert werden, tritt über kurz oder lang die Situation ein, in der die 
aufgebauten Produktionskapazitäten aus Gründen fehlender (Konsum-)nachfrage nicht ausge- 
lastet werden können. Zur Kritik an dieser klassisch unterkonsumtionstheotetischen Eikanıne 
vgl. Altvater et. al. 1978. 

2 Auf Basis der bürgerlichen Produktionsweise dient der Begriff produktive Arbeit als abkürzen- 
der Ausdruck für das Verhältnis, in dem die von den Produktions- und Lebensmitteln getrennte 
Arbeitskraft (Lohnarbeit) nach ihrem Verkauf bzw. Kauf in der Zirkulationsspäre im kapitalisti- 
schen Produktionsprozeß (dem Prozeß ihres Gebrauchs durch das Kapital) für die Verwertung 
des Kapitals fungiert (vgl. Resultate, 69). Produktive Arbeit ist die Arbeit(skraft), die sich ge- 
gen Geld als Kapital tauscht und im Prozeß ihrer Konsumtion, dem kapitalistischen Produk- 
tionsptozeß, nicht nur den zu ihrem Kauf vorgeschossenen Wert (variables Kapital) reprodu- 
ziert, sondern überdies ihrem Käufer einen Mehrwert schafft. Mit der Entwicklung der reellen 
Subsumtion der Arbeit unter das Kapital wird zugleich „mehr und mehr ein sozial kombiniertes 
Arbeitsvermögen der wirkliche Funktionär des Gesamtarbeitsprozesses...«, für dessen kapitalver- 
wertende Potenz es »ganz gleichgültig (ist), ob die Funktion des einzelenen Arbeiters, der nur 
ein Glied dieses Gesamtarbeiters ist, ferner oder näher der unmittelbaren Handarbeit steht« 
(ebd., 65f.), ausschlaggebend ist allein seine produktive Konsumtion durch den Verwertung- 
sprozeß des Kapitals. Da das Kapital in seinem Verwertungstrieb prinzipiell gleichgültig gegen- 
über der stofflichen Natur seiner Anlagespätren ist, läßt sich dieses entscheidende Charakteristi- 
Rum ptoduktiver Arbeit als Aapitalverwertender, d.h. mehrwertproduzierender Arbeit, wie 
Matx mehrfach betont, weder aus dem konktet-nützlichen Inhalt der Arbeiten noch aus dem . 
spezifischen Gebrauchswert, in dem sie sich datstellen mögen, ableiten. Arbeiten desselben und 
verschiedenen Inhalts können, je nachdem ob sie unter das Kapital subsumiert sind oder nicht, 
produktiv oder unproduktiv sein (vgl. MEW 26.1, 127£f.) 

3 »Der Unterschied der produktiven und unproduktiven Arbeit besteht bloß darin, ob Arbeit gegen 
Geld als Geld oder gegen Geld als Kapital ausgetauscht wird« (Resultate, 73). Unproduktive 
Lohnarbeiter tauschen ihre Arbeitskraft nicht gegen Kapital, sondern gegen Revenue: Zweck der 
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Transaktion ist, von Seiten des Käufers betrachtet, nicht die Verwertung von Wert, sondern die 
Befriedigung eines konkreten Bedürfnisses. Diese Unterscheidung von produktiver und unpro- 
duktiver Arbeit erfährt allerdings auf Ebene des kapitalistischen Gesamtprozesses eine Modifika- 
tion. In der Sphäre der Konkurrenz, der »Interaktion« der Einzelkapitale, bilden auf Basıs ent- 
wickelter Arbeitsteilung die Zirkulationsfunktionen des industriellen Kapitals, welches »jeden 
kapitalistisch betriebenen Produktionszweig umfaßt« (MEW 24,56), ihrerseit eine Anlagesphäre 
von Kapital: die Zirkulationsformen (Ware, Geld) des industriellen Kapitals besitzen zum Teil 
eigenständige Existenz im kommerziellen Kapital (Waren- und Geldhandlungskapital), das die 
Zirkulationsfunktionen des industriellen Kapitals als kapitalistisches Geschäft betreibt und. 
durch Einbeziehung in den Ausgleich der sektoralen Profitraten im Verhältnis seiner Größe ei- 
nen Anteil an dem von den produktiven Arbeitern produzierten Mehrwert in Form des kommer- 
ziellen Profits bezieht. Wendet es fremde Arbeit an, so müssen deren Kosten, die durch den 
Wert der Arbeitskraft bestimmt sind, aus diesem Mehrwertanteil bestritten werden. Damit sich 
indes der Anteil des kommerziellen Kapitalisten nicht vollständig in den Lohn der von ihm be- 
schäftigten Arbeiter (Zirkulationsagenten) auflöst, bedarf es notwendig ihrer Exploitation. Nur 
durch die Aneignung fremder Mehrarbeit kann das kommerzielle Geschäft überhaupt auf kapi- 
talistische Grundlage betrieben werden (vgl. MEW 25, 305). Gleichwohl sind die kommerziel- 
len Arbeiter prinzipiell unproduktiv. Da der Handelskapitalist »als bloßer Zirkulationsagent we- 
der Wert noch Mehrwert produziett..., so können auch die von ihm in denselben Funktionen 
beschäftigten merkantilen Arbeiter unmöglich unmittelbar Mehrwert für ihn schaffen« / ebd., 
304 /. Insofern jedoch durch den unbezahlten Teil der in der Zirkulation angewandten Arbeit 
die Mehrwertabzüge (Zirkulationskosten) des Kapitals reduziert werden, ist sie, vom Stand- 
punkt des Gesamtapitals, zudirekt produktiv, während sie dagegen für das kommerzielle Kapital 
unmittelbar als produktiv erscheint. 

4 Die Begriffe »reproduktiv und unreproduktiv« sind Gebrauchswertbestimmungen, die Marx be- 
reits in den »Resultaten« (ebd.,71) entwickelt hat. Es ist das Verdient von Stamatis 1977, diese 
Begriffe für die marxistische Staatsdiskussion fruchtbar gemacht zu haben. Hier sei nur an die 
Definition erinnert: »Reproduktiv sind alle Gebrauchswerte, die von neuem in den gesellschaft- 
lichen Produktionsprozeß, als dessen Bestandteil wir auch die Reproduktion der Arbeitskraft be- 
trachten wollen, eingehen und sich dort, wenngleich nicht in derselben stofflichen Gestalt, er- 
neut reproduzieren, d.h. alle Gebrauchswerte, die reproduktiv konsumiert werden... Unrepto- 
duktiv sind dagegen die Gebrauchswerte, die nicht erneut in den Produktionsptozeß eingehen. 
Sie werden außerhalb des unmittelbaren Produktionsprozesses, also unreproduktiv, 
konsumiert« / Stamatis 1977, 31 /. Reproduktiv sind demnach alle Produktions- und Konsum- 
tionsmittel. Folglich sind auch die Gebrauchswerte (Dienste) reproduktiv, die in die allgemei- 
nen Reproduktionsvoraussetzungen der Arbeitskraft (z.B. Bildung, Gesundheit etc.) eingehen. 
Unreproduktiv sind dagegen bestimmte, nicht direkt zur (materiellen und immateriellen) Pro- 
duktion gehörige Verwaltungsleistungen, die gleichwohl funktional notwendig sind. Sie sind in 
einer sozialistischen Gesellschaft auf ein Minimum zu beschränken (vgl. auch MEW 19, 19). Es 
hätte einen Sinn ergeben, wenn die SOST statt von »produktiver« von »teproduktiver« Basis ge- 
sprochen hätten. Die Ausweitung des reproduktiven Sektors ist in der Tat ein Ziel sozialistischer 
Wirtschaftspolitik. Ä 

5 Daß sich gesellschaftliche Kontrolle dabei auf Quantität z»d Qualität der Produktivkraftsteige- 
rung erstrecken, d.h. auch die kapitalistische Formbestimmtheit von Produktionsmitteln und 
Arbeitsprozess berücksichtigt werden, ist evident. Erst mit der Veränderung der Totalität von 
Produktions-, Verteilungs- und Zirkulationsprozess kann ein neues Akkumulationsmodell eta- 
bliert werden. Der Glaube an eine gesellschaftliche und soziale Neutralität technologischer Ent- 
wicklungen, wie er gerade die Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung durchzieht, scheint 
nach unserer Beobachtung neuerdings nicht mehr ungebrochen (man denke z.B. an den »Ar- 
beitskreis Leben«, aber auch an die Rezeption der Erfahrungen der britischen Arbeiter von Du- 
cas Aerospace in den Gewerkschaften). 
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Diese Zusammenhänge ergeben sich aus der folgenden Identitätsbezichung 


wobeiL für das Arbeitsvolumen, defininiert durch das mathematische Produkt von Arbeitszeit 
je Erwerbstätigen und Erwerbstätigenzahl, Y für den Gebrauchswertoutput (Güter und Dienste) 
und Y / L für die Arbeitsproduktivität (Produkt je Beschäftigtenstunde) stehen. 

Da nach Marx die Gesamtarbeit in lebendige Arbeit (= Gebrauch der Arbeitskraft) und tote Ar- 
beit (Produktionsmittel) zerfällt, so ist entsprechend zwischen Produktivität der lebendigen Ar- 
beit (gemeinhin Arbeitsproduktivität), die die zur Produktion von Gebrauchswerten dutch- 
schnittlich notwendige Arbeitszeit determiniert, und Produktivität der toten Arbeit zu unter- 
scheiden (vgl. auch Lange 1967, 72). Was die Produktivität der toten Arbeit (Output je Produk- 
tionsmitteleinheit) betrifft, so spricht Marx von der »Wirkungsfähigkeit« bzw. der »Wirksam- 
keit« der Produktionsmittel (vgl. MEW 23, 54 u. 631ff.). 


Der Ausbau des Produktionsmittelsektors erfordert die Beachtung des Kriteriums der Welt- 
marktkonkurtenzfähigkeit, d.h. der Produktivitäts-, Lohnkosten-, Wechselkurs-, Technologie- 
elationen etc. Will man nämlich die zur Aufrechterhaltung der »Tauschfähigkeit« auf dem 
Weltmarkt - auch in einer sozialistischen Ökonomie - notwendigen Devisen dutch eine Stär- 
kung des Produktionsmittelsektots erwirtschaften, hat dies zur Folge, daß eine ständige Steige- 
tung der Produktivität der Gesamtarbeit angestrebt werden muß. Die Modernisierung des Pro- 
duktionsmittelsektors mit allen seinen Folgen für die Ressoutcenallokation hätte ins Zentrum 
der Wirtschaftspolitik zu rücken. Der gesellschaftlich bewußt-geplante Ausbau dieses Sektors ist 
unmittelbar mit den Konkurrenzanforderungen des kapitalistischen Weltmarkts konfrontiert. 
Nicht zuletzt die jüngsten Ereignisse in Polen haben gezeigt, welche Probleme aus den Folgen 
eines derart weltmarktvermittelten Reproduktionsmodells (hohe Auslandsverschuldung, Forcie- 
rung des Produktionsmittelsektors mit der Konsequenz einer mangelhaften Konsumversorgung 
der Bevölkerung usw.) für eine sozialistische Ökonomie entstehen können. Gerade diese zentra- 
le Problemstellung einer alternativen Wirtschafts- und Sozialpolitik wird von den SOST aber ig- 
notiert. | 


Wenn die Einsparungen von Produktionsmitteln und Arbeitskräften per Saldo gleich sind, so 
bleiben logischerweise die »Knappheitsverhältnisse« der gegenständlichen und lebendigen Pro- 
duktionsfaktoren unverändert. Aus dieser Tatsache wird auf Grundlage der bürgerlichen Grenz- 
produktivitätstheorie eine konstante Einkommensverteilung abgeleitet, welche sowohl im neo- 
klassischen als auch im post-keynesianischen Modell trotz unterschiedlicher produktionstheoreti- 
scher Prämissen als Kriterium von Neutralität technischen Fortschritts dient. (vgl. Rose 1973) 


Die These Streecks (1979), daß infolge eines säküularen Verfalls der traditionellen Arbeiterkultur 
im Sinne einer »distinkten Lebensform« / S. 77 / Veränderungen im gewerkschaftlichen Orga- 
nisationsgrad nicht mehr aus Bewußtseinsprozessen, sondern als »Folge (ausgebliebener bzw. 
vollzogener) organisatorischer Modernisierung sowie sich verändernder institutioneller Rahmen- 
bedingungen« / S. 99 / zu begreifen seien, ist nach unserer Auffassung weder theoretisch noch 
empirisch haltbar. Auch wenn unbestritten ist, daß in der entwickelten bürgerlichen Gesell- 
schaft der Bundesrepublik von einem sozial abgegrenzten »Arbeitermilieu« nicht gesprochen 
werden kann, so läßt sich jedoch keineswegs, wie Streeck offenbar meint, das Arbeiterbewußt- 
sein zureichend mit der Kategorie der »Integration« erfassen. Verschiedene empirische Untersu- 
chungen haben vielmehr klargelegt, daß von einer »strukturellen Widersprüchlichkeit von Ar- 
beiterbewußtsein« (Schuhmann 1979, S. 154) auszugehen ist: der individuellen Leistungs- und 
Aufstiegsorientierung einerseits korrespondiert eine latent ständig akute Existenzunsicherheit 


. andererseits, welche auf dem Wissen um die eigene soziale Abhängigkeit und Benachteiligung 


beruht. Diese widersprüchlichen Momente, die systematisch aus den sozialen Beziehungen der 
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Zitkulations- und Produktionssphäre im Reproduktionsprozeß des Kapitals zu begreifen sind, 
werden bekanntlich durch die Form des Arbeitslohns vermittelt und bilden zugleich die Grund- 
lage der gewerkschaftlichen Assoziation der Lohnarbeiter. Es ist hier nicht der Ort, diese Zusam- 
menhänge theoretisch näher zu entwickeln, festzuhalten bleibt jedoch, daß die strukturelle Wi- . 
dersprüchlichkeit des Arbeiterbewußtseins den notwendigen, obgleich nicht hinreichenden, 
Ausgangspunkt für das Verständnis und die Analyse von Organisationsprozessen und Strategie- 
entwicklung der Gewerkschaften darstellt. Wenn namentlich in Phasen der Prosperität die Ge- 
werkschaftspolitik auf der Grundlage dominierender Aufstiegs- und Leistungsorientierung und 
eines relativen Mangels kollektiver Aktionsbereitschaft der Lohnarbeiter ausgesprochen »koope- 
rativ-sozialpartnetschaftliche« Züge besitzt, so verweist dies systematisch auf die in den ökono- 
mischen Strukturen der bürgerlichen Gesellschaft verankerten Mechanismen sozialer Konsens- 
und Kompromißbildung, welche Marx mit der Darstellung der »Mystifikationen des Kapitalver- 
. hältnisses« kategorial zu fixieren versucht hat. Die Marxsche Kapitalanalyse ist ja, wie hinläng- 

lich bekannt, wesentlich auch aus der Absicht zu begreifen, die historischen Eigentümlichkeiten 
kapitalistischer Vergesellschaftung und die ihnen entsprechenden Bewußtseinsformen zu erfas- 
sen. Will man diesen Ansatz für die Untersuchung gewerkschaftlicher Organisation und Politik 
empirisch fruchtbar machen, so ist nicht nur eine klassentheoretisch begründete Präzisierung 
und Differenzierung des Zusammenhangs von ökonomischen Formbestimmungen und Bewußt- 
seinsformen vorzunehmen, es müssen gleichzeitig auch die institutionellen Strukturen und Aus- 
rucksformen historisch entstandener Kompromißlinien in den Austauschbeziehungen von Loh- 
narbeit und Kapital berücksichtigt werden. | 

11 Vor allem das Jahr 1978 war dutch eine hohe Streikaktivität gekennzeichnet, die statistisch fast 
das Ausmaß des Jahres 1971 erreichte (Ausfalltage 1971: rd. 4,5 Mio., 1978: rd. 4,3 Mio.; an 
Streiks beteiligte Arbeitnehmer 1971: 536000, 1978: 478000) es an Härte (Aussperrung) jedoch 
eher übertraf. 

12 In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, daß die Krise 1974 / 75 von der Arbeiterklasse 
vor dem Hintergrund einer langen Prosperität erfahren wurde. 

13 Diese Position wird von den um die Zeitschrift »Sozialist« gruppierten Jungsozialisten in der 
SPD vertreten (vgl. »Göttinger Thesen«). 
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M ichael Jäger 
Sozialliberaler Korporatismus: 
die Zukunft des "Modell Deutschland’ 


1. Problemstellung 


Die bisherige Diskussion über das “Modell Deutschland’ bewegt sich m.E. in einer falschen 
Alternative. Es wird entweder als Bezeichnung einer in der Vergangenheit konzipierten 
Strategie aufgefaßt, die gerade gegenwärtig zu scheitern anfängt (Position er SOST: das 
"Modell Deutschland’ wird letztlich auf die Reformillusionen der Regierung Brandt / 
Scheel zurückgeführt, deren Zurücknahme dutch die Regierung Schmidt / Genscher wird 
rein negativ bestimmt als »Pragmatismus«), oder als Bezeichnung einer Gegenwatt, die in 
die Zukunft hinein verlängert wird (Position von Esser / Fach / Simonis: “Modell Deutsch- 
land’ meint einen selektiven Korporatismus, der schon verwirklicht ist, so daß sich für die 
Zukunft nur die Frage stellt, ob und wie er an Grenzen stößt). Meine These ist demgegen- 
über, daß der politisch relevante Aspekt am ‘Modell Deutschland’ gerade seine Zukunft 
ist: was wit gegenwärtig erleben, ist Vorbereitung eines Modells, Übergangszeit von einem 
verbrauchten Modell zu einem neuartigen, dessen Konturen sich jedoch schon abzeichnen. 
Das wirft einige methodologische Probleme auf, die jedoch lösbar sind. Wenn die These 
zutrifft, kann es nicht darum gehen, nach einem fertigen ökonomisch-politischen Funk- 
tionsmechanismus zu suchen, der in allen Einzelheiten beschreibbar und theoretisch als 
Regelsystem mit eindeutigen Zuordnungen reproduzierbar wäre. »Sich abzeichnende Kon- 
turen« weisen eine andere Struktur auf. Man kann sie (in Anlehnung an Konzepte Fou- 
caults, vgl. 1977, S. 113ff) theoretisch als szrategische Situation abbilden, in der die auf das 
neuartige Modell zielende Sirategze bereits wirksam, jedoch an ihrem Ziel noch nicht ange- 
langt ist. Dieses Ziel läßt sich in Umrissen voraussagen (auf Basis der marzistischen Politi- 
schen Ökonomie): wenn man davon ausgeht, daß das neuartige Modell ein Modell der öko- 
nomischen und politischen Krisenlösung ist, dann liegt die Vermutung nahe, daß es Mo- 
dellen zumindestens in Grundzügen ähneln muß, die sich in vergleichbaren Krisen (d.h. 
in den Weltmarktkrisen der 1870er und 1930er Jahre) herausbildeten; und über die 
Grundzüge hinaus wird man Modifikationen vergangener Modelle infolge der Akkumula- 
tionsgeschichte des Kapitals voraussagen können. Weiterhin läßt sich die gegenwärtige 
strategische Sıtuation definieren als Gesamtheit aller ökonomischen, politischen, ideologi- 
schen Elemente, die der Strategie genügend »nahe« sind, um von ihr instrumentalisiert 

werden oder um ihr effektiven Widerstand leisten zu können; Elemente, die in diesem 
Kontext zu Stützpunkten oder Widerstandspunkten der Strategie werden und die teils ob- 
jektiver, teils subjektiver Natur sind (d.h. einerseits schon vorhandene institutionelle Me- 
chanismen, andererseits politische Zielsetzungen, die dem strategischen Ziel oder einem 
Teilaspekt dieses Ziels angenähert sind). - Wir werden, wenn wir eine derartige Logik un- 
terstellen, kein in sich geschlossenes Modell Deutschland suchen, sondern eine nur durch 
das vorausgesagte Ziel geeinte Menge von »Stützpunkten«, die zur Zeit weit voneinander 
»entfernt« sein, die sich sogar vorläufig widersprechen, die sich bloß in Teilbereichen schon 
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jetzt aneinanderlagern mögen, die aber angesichts des ökonomischen und politischen Pro- 
blemdrucks und in Abhängigkeit von der Stärke des Widerstands eine Tendenz haben, 
sich immer mehr miteinander zu verketten und dem strategischen Ziel ähnlicher zu wer- 
den. | 
Als Versuch einer Voraussage dieses Ziels kann man m.E. das Konzept des selektiven Kor- 
poratismus von Esser / Fach / Simonis akzeptieren; der Vergleich der Weltmarktkrisen 
und Nachvollzug akkumulationsgeschichtlicher Modifikationen, wie oben gefordert, führt 
zur Untermauerung dieses Konzepts (vgl. Jäger 1980a, S. 112ff). Es weist jedoch auch einı- 
ge wichtige Lücken auf. Ich versuche im folgenden, sie sichtbar zu machen und damit auch 
vor Fehleinschätzungen der gegenwärtigen strategischen Situation zu warnen. 

»Selektiver Korporatismus« ist bei Esser / Fach / Simonis ökonomisch, »sozial« und poli- 
tisch-institutionell definiert: (a) ökonomisch als »offensive Anpassung« des westdeutschen 
Kapitals an veränderte Weltmarktbedingungen, die in der Krise durch staatliche »Moder- 
nisierungsstrategie« (Hauff / Scharpf 1976) beschleunigt wird; (b) »sozial« durch die öko- 
nomische und politische /»tegratıor der Arbeiterklasse in diese Strategie, obwohl sie deren 
Kosten zu tragen hat, und (c) institutionell durch eine Gesellschaftsspaltung, die »Lei- 
stungsträger und Kostgänger« der Modernisierung, funktionsfähigen »Kern« und defekten 
»Rand« der Gesellschaft voneinander trennt - und die zwischen »Kern« und »Rand« eine 
»Grauzone« schafft: die Spaltung wird erst dadurch für die Herrschaftssicherung effektiv, 
daß sie durch die Individuen selbst hindurchgeht - ; dabei wird der »Kern« durch triparti- 
stische Strukturen (Bewältigung der Folgen der »Modernisierung« im Aushandeln von 
Kompromissen zwischen Staat, Kapitalverbänden und Gewerkschaftsführung) organisiert 
und der »Rand« »via Diskriminierung und Repression« in Schach gehalten.- In dieser Defi- 
nition fehlt, wie zu zeigen sein wird, neben einer Beachtung der strategischen Situation vor 
allem die Parzeidimension, für die der Hinweis auf die »sozialen« Strukturmerkmale kein 
zuteichender Ersatz ist; sie ist im Hinblick auf die zastirutionelle Seite unterentwickelt; 
und es gibt bereits auf der ökonomischen Analyseebene eine fragwürdige Weichenstel- 
lung, die die anderen Lücken mitbedingt. Diese Weichenstellung ergibt sich unmittelbar 
aus der Vermischung von Gegenwart und Zukunft des ‘Modell Deutschland’. 


2. Die Zukunft des "Modell Deutschland’ (Ergänzungen zu Esser/Fach/Simonis) 
2.1. Zur ökonomischen Basis des 'selektiven Korporatismus’ 


Esser/Fach/Sımonis erwarten infolge der Voraussagen von Pestel u.a. (1978) und Prognos 
ein erhebliches Ansteigen der Unterbeschäftigung in den 80er Jahren. Sie urteilen darin 
nicht anders als Minister Hauff, der sich sogar ebenfalls auf jüngst noch einmal aktualisier- 
te Prognos-Voraussagen stützt: »Der auch in der Wirtschaft respektierte Sozialdemokrat 
hat in Bonn einige vom Baseler Prognos-Institut erarbeitete ‘Szenarios’ vorgelegt«, berich- 
tet die FR am 14.8.80, »die dringenden staatlichen Handlungsbedarf signalisieren und 
trotzdem für das Jahr 1985 auch im günstigsten Fall noch mit einer Arbeitslosenzahl in 
Millionenhöhe rechnen«. Der kleine Unterschied zwischen Hauff und den Autoren liegt 
aber darin, daß diese die erwartete Entwicklung für eine einfache quantitative Verschär- 
fung des gegenwärtigen Arbeitslosenproblems halten und daher auch auf dem Gebiet der 
Herrschaftsmethoden nur eine verstärkte Weiterverwendung der jetzt schon vorhandenen 
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Mittel zur ‘Diskriminierung und Repression’ erwarten - während Hauff offenbar Neuarti- 
ges für erforderlich hält. Schon in Hauff/Scharpf 1976 wurde der institutionalisierte 
‘öffentliche Dialog’ als konstitutive Bedingung der Durchführbarkeit der Modernisie- 
rungsstrategie bezeichnet (S. 126ff); auch der erwähnte FR-Artikel versucht, nunmehr für 
eine breitere Leserschaft, Umwälzungsbeteitschaft zu wecken: »was not tut, ist eine große 
konzertierte Aktion - und heute schon Problembewußtsein«. | 
Solche politischen Eingaben wären unverständlich, wenn der selektive Korporatismus seine 
institutionelle Entwicklung im Umriß schon abgeschlossen hätte. Daß gerade hier eine 
Schwachstelle der Analyse der Autoren liegt, wird umso deutlicher, wenn man sich erin- 
nert, daß nach ihrer Auffassung die Organisation des korporativen Gesellschaftskerns 
durch tripartistische Strukturen auf Branchenebene sich vollziehen soll: und sie haben in 
ihrer Analyse der Bewältigung der Stahlkrise im Saarland gezeigt, daß solche Strukturen in 
der Tat schon heute existieren. Nur haben sie ebenso gezeigt, wie sehr die von ihnen be- 
schriebenen Aushandlungsprozesse zwischen Arbeit, Kapital und Staat von weitgehender 
Verborgenheit vor den Massen, ja von begleitender 'Konfliktrhetorik’ lebte. Um gieses Sy- 
stern aufrechtzuerhalten und weiterzuentwickeln, wäre von seiten des Staats und seiner Me- 
dien nicht öffentlich Problembewußtsein für die Klassenkollaboration zu wecken, sondern 
Stillschweigen zu bewahren. In Wahrheit scheint aber etwas vorbereitet zu werden, wozu 
der Staat reden muß. 

Die Reduktion der Korporatismus-Analyse auf Brsschendhese - vgl. auch Wassenberg 
(1978a und b) und Kaszendieck (1980) - wird allein ökonomisch begründet, ist aber schon 
so nicht plausibel. Es ist zwar richtig, daß die Modernisierungsstrategie auf den Umbau 2e- 
stimmter Kapitalbereiche zielt und sich von daher das Konsensproblem in verschiedenen 
Branchen verschieden scharf stellt. Gleichzeitig hat die Sachlogik der Strategie aber auch 
allgemeine ökonomische Lasten auf der ‘Makroebene’ der Gesellschaft zur Folge, und gera- 
de diese schlagen als erste ins politische Bewußtsein dutch und machen institutionelle Kon- 
trollmaßnahmen erforderlich. So summieten sich die Kosten des Umstellungsprozesses der 
Branchen zu einer gesamtnationalen Arbeitslosenzahl, die durch die meinungsbildenden 
Medien ständig benannt und dadurch zum politischen Gegenstand gemacht wird - die 
dem Arbeiter der einzelnen Branche erst zeigt, daß er kein untypisches Sonderschicksal er- 
leidet. Hinzu kommen die Faktoren, die von vornherein Rahmenbedingungen für die 
Branchen betreffen, also vor allem die Frage der kapitalistischen Lösung des Energiepro- 
blems und die Notwendigkeit einer allgemeinen Austeritätspolitik zur Sicherung der Ex- 
portchancen aller Kapitale, die überhaupt exportieren, sei ihre technische Basis erneue- 
rungsbedürftig oder nicht. Auch die hieraus entstehenden Lasten sind unmittelbar im po- 
litischen Bewußtsein präsent. Ihnen begegnet der Staat derzeit noch erfolgreich mit reinen 
Propagandafeldzügen, vor allem mit dem internationalen Vergleich. Aber dieser dürfte in 
den nächsten Jahren aufhören, trostreich zu sein. Dann wird ein neues Modell Deutsch- 
land fällig. 

Esser/Fach/Simonis haben für ihre institutionellen Schlußfolgerungen nicht genügend be- 
rücksichtigt, daß die ökonomische Basis des selektiven Korporatismus zwar schon heute 4- 
alysıert werden kann, daß sie aber noch nicht voll in Existenz getreten ist. 


Sozialliberaler Korporatismus | 133 


2.2. Parteidimension: 'selektiver’ oder 'sozialliberaler' Korporatismus? 


Die ‘soziale’ Basis des Modell Deutschland 
Die Autoren haben die ökonomische und politische Integration der Arbeiterklasse in die 
Modernisierungsstrategie als deren Erfolgsbedingung genannt. In der Tat wird der Erfolg 
von Strategien, die offen gegen die Arbeiterklasse gerichtet sind, mit dem Verlauf der Ak- 
kumulationsgeschichte des Kapitals immer unwahrscheinlicher, schon aus dem einfachen 
Grund, daß die Massenbasis von Mittelklassen, die gegen die Arbeiterklasse mobilisiert 
. werden könnten, immer mehr abnimmt (vgl. Jäger 1980a, S. 116f). Im Vergleich zu frühe- 
ten Weltmarktkrisen dürfte im kapitalistischen Deutschland heute zum ersten Mal eine La- 
ge entstanden sein, in der kapitalistische Krisenlösung nur dann gelingen, ja auch nur in 
Angriff genommen werden kann, wenn sie sich auf das Bündnis von Arbeiterklasse und 
Großbourgeoisie stützt (vgl. auch Salvatz/Brosio 1980, 5.125). - Aber damit ist keine bloß 
‘soziale’, sondern eine auf Parteiebene zu lokalıisierende Existenzbedingung dei Krisenlö- 
sung genannt. Dies teils nicht zu schen, teils nicht zuendezudenken, scheint mir der ent- 
scheidende Fehler in der Analyse von Esser/Fach/Simonis zu sein, obwohl sie in ihrer allge- 
meinen Angabe von Strukturmerkmalen des Modell Deutschland noch von ökonomischer 
und politischer Integtation der Arbeiterklasse sowie von 'massenintegrativen Apparaten’ 
sprechen, worunter ja Hirsch (1976) nicht zuletzt Parteien verstanden hatte - die Autoren 
wenden den Begriff allerdings von vornherein nur auf die Gewerkschaften an -, wird inih- 
rer Schlußbemerkung über Entwicklungsperspektiven gerade der politische Aspekt zu einer 
merkwürdig unwesentlichen Dimension. Keines der staatstragenden Lager könne auf das 
Modell Deutschland verzichten wollen: 


»Gleichgültig, ob sozial-liberal, oder konservativ-autoritär, politische Differenzen resultieren ... nicht 
aus grundsätzlichen Alternativen, sondern verdanken sich strategischen Erwägungen begrenzter 
Reichweite: pariert die eigene Klientel nicht, empfehlen sich sorgsamere Behandlung, mehr Äntge- 
genkommen und größere Langmut. Doch sind die Toleranzgrenzen der Öffnungsbereitschaft sehr 
eng gezogen, weil anders der harte Kern abzubröckeln droht...« (1980, S. 61) 


Die politische Integration der Arbeiterklasse als Ziel einer Erwägung "begrenzter Reichwei- 
‚te’, das suggeriert einen erwägenden Staat, dessen Macht sich allein aus den funktionalen 
Notwendigkeiten der Bewegung des Kapitals ergibt, von den unterworfenen Klassen je- 
doch unabhängig ist - diese werden als Objekt behandelt, und die Macht kann es sich so- 
gar leisten, ihnen die Toleranz aufzukündigen. In letzter Instanz stützt sie sich nicht auf 
integrierte Klassen, sondern auf den ‘harten Kern’ der Leistungsträger der Modernisie- 
rung, aber diesen bringt sie, wie die Autoren vorher gezeigt haben, durch ihre institutio- 
nellen Maßnahmen selbst erst hervor; d.h. sie ist fähig, die objektiv notwendigen Ziele des 

Kapitals zu verkörpern ad deren Dutchsetzungsbedingungen nach Maßgabe der Ziele 

einzutichten. Eine solche Betrachtungsweise scheint mir teleologisch. Solange man nicht 

. Zielsetzungen und institutionelle Maßnahmen des Staates in seiner Klassenbasis begrün- 

det, muß ihre Existenz schlicht rätselhaft bleiben. Aber es handelt sich nicht nur darum, 

etwas an sich Richtiges auch richtig zu begründen. Daraus, daß die unterworfenen Klassen 
dem Staat in der. Analyse äußerlich bleiben, resultiert auch die Annahme der 
‘Gleichgültigkeit’ des Lagers, welches im Staat die Politik führt: der Staat richtet sich nach 
den objektiven Bedürfnissen des Kapitals und deshalb "'kann’ auch eine konservativ-autori- 
täre Regierung die Aufkündigung eines Modells, das jenen Bedürfnissen adäquat ist, 
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‘nicht wollen’. Diese Konstellation ist mehr als rätselhaft, sie ist irreal. | 

Die Tatsachen spechen für die Annahme, daß eine konservative Regierung, das hieße in 
unserem Land eine christdemokratische Regierung unter Führung der Strauß-Fraktion, das 
Modell der Modernisierung und der flankierenden Arbeiterintegration sehr wohl aufkün- 
digen würde. Für eine derartige Aufkündigung gibt es nicht nur bereits ein Vorbild - den 
Thatcherism -, sondern auch genügend Hinweise in der innenpolitischen Auseinanderset- 
zung der BRD, die nur deshalb übersehen werden können, weil die Macht des soziallibera- 
len Blocks eine allzu offene Artikulation der Aufkündigungsabsicht unmöglich macht. 
Wenn Hauff/Scharpf die Modernisierungsstrategie gegen eine Strategie der Erhaltung ab- 
gesetzt haben, dann ist das keine pauschalisierende rhetorische Floskel, wie Narr/Offe 
meinen (1976, S. 12), sondern ein realistischer Vergleich der Ziele der beiden Bürger- 
blöcke. Die Politiker des christdemokratischen Blocks behaupten zwar stets, sie hätten sich 
ebenfalls das Ziel der Modernisierung gesetzt, aber es genügt, Ziele und Mittel ihrer Politik 
zu vergleichen, um den mangelnden Ernst solcher Behauptungen zu erkennen. Zuletzt 
wieder konnte man das in der Wahldiskussion über Staatsverschuldung sehen. Während 
die CDU/CSU sich alle Mühe gab, jede weitere Ausdehnung der Staatsschulden durch Er- 
weckung von Katastrophenangst prinzipiell zu verhindern, begann Hauff bereits mit der 
Propagierung des Zusammenhangs von Modernisierung und neuen kostspieligen Staatsak- 
tivitäten (vgl. etwa SPIEGEL 33/80, S. 17f). Auch die klassenpolitische Seite des Modell 
Deutschland wird von den Christdemokraten immer wieder angegriffen, so wenn Rainer 
Batzel auf dem Zukunftskongreß der CSU eine Politik der »Subventionen nur mit Aufla: 
gen und unter Mitwirkung der Arbeitnehmervertretungen« als »sozialistische Träume« be- 
zeichnet; oder wenn Geißler die Orientierung staatlicher Politik an der »Leitlinie des Kon- 
flikts Arbeıt/Kapital« kritisiert: sie könne wegen der Organısierung beider Seiten ın »star- 
ken Verbänden« dazu führen, daß »sich beide Kontrahenten durch ‘unheilige Allianzen’ 
Einkommensvorteile vermittels erhöhter Inflationsgrade zu Lasten Dritter verschaffen« 
(1979,8. 182). Hier wird sogar die Klassenbasis des Protests gegen das Modell der Arbeiter- 
integration angedeutet: die traditionellen Mittelschichten, die den ökonomischen, politi- 
schen und wahlstatistischen Kern des christdemokratischen Blocks bilden, können es nicht 
widerstandslos hinnehmen, weil es auf ihre Kosten geht. 
Es zeigt sich also, daß die christdemokratischen Staatsmänner ihrer ‘Klientel’ (einer Millio- 
nenschar, die hier in Begriffen altrömischer Hauswirtschaft abgebildet wird) nicht bloß 
zum Schein entgegenkommen, sondern deren politische Intentionen durchaus getreu um- 
setzen, wenn auch gebrochen durch bestehende Machtverhältnisse und eingeschränkt in 
den Erfolgschancen durch.die Unwiderstehlichkeit ökonomischer Gesetze. Da aber diese _ 
Intentionen auf Beseitigung des Modells der Arbeiterintegration zielen, wird umso deutli- 
cher, daß die Aufrechterhaltung und Weiterentwicklung dieses Modells ebensowenig aus 
Entgegenkommen, Toleranz und Langmut des Staates erklärt werden kann, sondern nur 
aus einer aktiven Option der Arbeiterklasse selbst. 
Zwischen christdemokratischer und sozialliberaler Politik besteht also sehr wohl eine 
grundsätzliche Alternative, die Staat und Gesellschaft, Politiker und Klassen gleicherma- 
ßen betrifft und jeweils in zwei Lager teilt. Diese Konstellation wird bei Esser/Fach/Sımo- 
nis nivelliert, indem sie einerseits den Gegensatz der bürgerlichen Blöcke auf ihre Gemein- 
samkeit als 'staatstragendes’ Lager reduzieren und andererseits die Notwendigkeit der Ar- 
beiterintegration zu einer Frage ‘sozialer’ Strukturmerkmale eines vorgegebenen Modells 
staatlicher Politik machen, wobei sie noch zudem die ‘soziale’ Existenz der alten Mittel- 
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‚schichten unerörtert lassen. Man erkennt den allgemeinen konzeptionellen Charakter die- 
ser theoretischen Weichenstellung: nicht Politiken, Parteien, Parteiblöcke werden gegen- 
 einandergestellt, sondern Staat und Gesellschaft. Mit einer solchen Konzeption, so verbrei- 
_ tet sie nicht nur in der bürgerlichen, sondern auch in der marzistischen Wissenschaft ist, 
sollte man endlich brechen, dann werden auch Argumentationsschwächen wie die oben 
skizzierten verschwinden. Dabei geht es nicht darum, jene marxistischen Staatstheorien 
rückgängig zu machen, die die kapitalistische Formbestimmtheit des gegenwärtigen Staa- 
tes und seine notwendige Besonderung gegenüber der Gesellschaft erwiesen haben. Es 
geht vielmehr darum, sich von bürgerlichen Theorien über das Verhältnis von Staat, Ge- 
sellschaft z»d Parteien zu emanzipieren. 


Exkurs zur Parteithheorie 

Die bürgerliche Systemtheorie und ihre bisherigen marzistischen Kritiker stellen sich unter 
einer Partei so etwas wie einen Transmissionsriemen zwischen Staat und Gesellschaft vor, 
der gesellschaftliche Anforderungen in modifizierter Gestalt »nach oben« und staatliche 
Politik zwecks Konsensbeschaffung »nach unten« weiterleitet. In dieser Konzeption gibt es 
keinen Zusammenhang zwischen der Existenz der Parteien und der marxistischen Behaup- 
tung, daß alle bisherige Geschichte - und das müßte u.a. auch heißen: politische Ge- 
schichte Westeuropas - eine Geschichte von Klassenkämpfen sei. Marxisten haben bisher 
meistens versucht, den Zusammenhang von Klassenfrage und Politik gewissermaßen 
»oberhalb« und »unterhalb« der Parteien zu lokalisieren: in Struktur und Funktion des 
Staates einerseits, in außerstaatlichen Bewegungen (z.B. tariflichen Klassenkämpfen), die 
die Staatsagenten verarbeiten müssen, andererseits. Diese Sichtweise wirft jedoch eine Fül- 
le von theoretischen und praktischen Problemen auf. Beispielsweise wird sie von der Kritik _ 
an der Festungskonzeption des Staates mitbetroffen (Poulantzas 1979, S.140): wenn der 
Staat keine »Festung« ist, kann es auch nicht sinnvoll sein, die Klassen cher »außerhalb« als 
»innerhalb« des Staates zu wähnen. Außerdem wird die Frage nicht beantwortet, welches 
Subjekt die staatlichen Strukturen und Funktionen tealisiert, ja mehr noch: dadurch daß 
dieser Staat »oberhalb« der Parteien lokalisiert ist, werden falsche oder zumindest für die 
politische Praxis irrelevante Antworten nahegelegt. Willfried Spohn kritisierte in einer 
Nachbetrachtung zur ersten Sozialistischen Konferenz, daß christdemokratische und so- 
zialliberale Strategie »in einen Topf geworfen wurden ... und damit dem abstrakten Ge- 
.gensatz "herrschender Block’ vs. sozialistische Alternative Vorschub geleistet wurde« (1980, 
8.6 ). Dieser Umstand ist m.E. auch Folge der skizzierten Sichtweise (vgl. auch Lohmann 
1980, S.151f). | 

Derartige Probleme rechtfertigen den Versuch, die Klassenfrage einmal in den theoteti- 
schen Kontext der Parteienfrage zu stellen. Nun würde es nichts nützen, Parteien schlicht 
als Klassenparteien aufzufassen (Klassenreduktionismus), aber die Frage, ob und wie (in 
welcher evtl. verschobenen Form) die Klassen sich im Parteiensystem artikulieren, d.h. in- 
wiefern die Parteien ein »weiter entwickeltes Verhältnis« der Klassenstruktur sind, so wie 
im Marxschen »Kapital« der Preis ein weiter entwickeltes Verhältnis des Werts ist, könnte 
sehr wohl weiterführen. Zur Beantwortung der Frage können wir uns auf eine Reihe theo- 
retischer Elemente in Gramscis Gefängnisheften stützen, Elemente, die bei Gramsci unzu- 
sammenhängend sind: 1.Parteien dürften nicht auf Parteiapparate reduziert werden; die 
Geschichte einer Partei sei ın letzter Instanz die Geschichte einer Klasse (Gramsci 1967, S. 
302 f). 2.Die Bourgeoisie bilde keine eigene Partei, sondern herrsche dadurch, daß sie vor- 
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 handene Parteien gegeneinander ausspiele (1967, S. 307 und 1955, S. 16 ff). 3.Manche 
Parteien repräsentierten eine Klasse dadurch, daß sie deren Entwicklung von der Entwick- 
lung verbündeter oder gegnerischer Klassen abhängig machten (1967, S. 300). 4.Die sy- 
stemoppositionelle Arbeiterpartei wird als Keim eines neuen Staates aufgefaßt. 5.Das herr- 
schende System wird, in Abgrenzung von ökonomistischer Sichtweise, als +istorischer 
Block aufgefaßt; das ist ein Begriff, der es erlaubt, den »konkteten (geschichtlichen) Wert 
der Überbauten« zu denken (1967, S. 281), indem er die ökonomische Basis der Herrschaft 
nicht als empirisch abgesonderten Bereich, der bereits alles »Wesentliches umfaßt, sondern 
als »Anatomie« im Überbau, innerhalb der Herrschaft, zu betrachten vorschlägt (vgl. 
ebd.). Als Überbau gelten hierbei Staat und Gesellschaft gleichermaßen (S. 310). 

Fügen wir diese Elemente zu einer Theorie zusammen: Der »historische Block« stellt sich als 
Einheit von Basis und Überbau und damit auch von Staat und Gesellschaft dar, aber soweit 
dieses Konzept dazu benutzt werden soll, bürgerliche politische Herrschaft zu denken, 
stellt es sich als eine Einheit dar, dıe von oben bis unten gespalten ist, denn über die sub- 
jektive Seite derselben Herrschaft ist ausgesagt worden, sie basiere darauf, daß die Bourge- 
oisie Parteien (offenbar der unterworfenen Klassen) gegeneinander ausspiele, ohne selbst 
eine zu bilden. Aber dann ist es sinnlos, von eirerz herrschenden Block zu reden; diese 
Einheit existiert »nut« für die rein ökonomische Analyse, d.h. solange, wie »hertschender 
Block« bloß Synomym für den »Staat« der Staatsableitungsdebatte ist. Sobald eine Analyse 
die spezifisch politischen Mechanismen erfassen will, wird die Einheit des herrschenden 
Blocks zur dünnen, gehaltlosen Abstraktion. Wenn wir jedoch unterstellen, daß die politi- 
sche Herrschaft des Kapitals sich im permanenten Kampf zweier Parteiblöcke realisiert, ei- 
nem Kampf, dessen allgemeinste Grundlage in dem relativen Interessengegensatz von 
 nichtrevolutionärer Arbeiterklasse und traditionellen Mittelschichten besteht (vgl. oben 
Element 3.), dann wird z.B. die politische Geschichte Westeuropas schon sehr viel ver- 
ständlicher, als wenn man einfach die Systemtheorie mit marxistischen Vorzeichen ver- 
sieht. Diese Theorie können wir jetzt i» die Parteitheorie integrieren: wenn für den »histo- 
tischen Block« gilt, daß er Einheit von, Basis und Überbau, von Staat und Gesellschaft ist, 
dann gilt dasselbe auch für den gespaltenen historischen Block, auch für den einzelnen 
Parteiblock: er ist weder ein bloßes Element des Staates (ein »verstaatlichter« Parteiapparat) 
noch Transmissionstiemen zwischen Staat und Gesellschaft, sondern er ist die Weise, in 
der sich ein bestimmtes Klassenbündnis politisch artikuliert, und er ist dadurch der Boden, 
auf dem der Staat, die Gesellschaft und ihre Trennung, d.h. auf dem eine bestimmte 
Staat-Gesellschaft-Relation überhaupt erst entsteht. - Die Frage, wie derartige Partei- 
blöcke entstehen und wie Klassenexistenz und parteipolitische Artikulation im einzelnen 
vermittelt sind, führt zu einer Ausweitung des theoretischen Kontextes und muß hier of- 
fengelassen werden (vgl. Jäger 1980b). 

Für die Korporatismus-Debatte halten wir fest: Parteien sind nicht »zwischen« Staat und 
Gesellschaft, sondern Staat und Gesellschaft sind »in« den Parteien. Wenn das aber so ist, 
dann wird das Abstrahieren vom Unterschied der christdemokratischen und sozialliberalen 
Parteistrategie bezüglich des Korporatismus zum folgenschweten Fehler. 


Selektiver oder sozialliberaler Korporatismus? 

Es gibt weder empirische Hinweise noch überzeugende theoretische Gründe, die dafür 
sprechen, daß der christdemokratische Block - dessen ökonomischer und ideologischer 
Kern dutch traditionelle Mittelschichten gebildet wird - eine korpotatistische Politik 


Sozialliberaler Korporatismus 9; 


betreibt!, sehr wohl aber Hinweise darauf, daß er dieser Politik Widerstand (von rechts) lei- 
stet (s.o.). Dieser Widerstand erfolgt auf gesellschaftlicher u» auf staatlicher Ebene. Dar- 
aus allein folgt schon, daß die korporative Strategie nicht Strategie des Staates sein kann. 
Soweit sie sich über subjektive Zielsetzungen entwickelt, muß man deren Träger auf der 
Ebene der Parteien suchen. | 

Dann aber ist es unvermeidlich, den Begriff »selektiver Korporatismus« zu kritisieren. Statt 
der Parteidimension thematisiert er den Staat als unterstelltes Subjekt der korporatistischen 
Strategie und seine institutionellen Maßnahmen. Er führt dadurch, wie man leicht zeigen 
kann, zu einer verzerrten Optik der strategischen Situation. Das Selektionskriterium, d.h. 
das Kriterium der Unterscheidung von »Kern«, »Rand« und »Grauzone«, zwingt dazu, drei 
radikal verschiedene Bereiche des Widerstands gegen die korporative Strategie unter der 
Kategorie des »Rands« gleichzubewerten: atomisierte, politisch nicht artikulationsfähige 
Individuen, die diskriminiert und gegebenenfalls repressiv befriedet werden; traditionelle 
Mittelschichten, die sich im christdemokratischen Block artikulieren; und Individuen, die 
ihre Ausgrenzung außerhalb der vom Staat bereitgehaltenen Kanäle politisch in organisier- 
ten Widerstand umsetzen. Institutionelle, klassenpolitische und politisch-konzeptionelle 
Gesichtspunkte werden also in einer Weise vermischt, die einer Effektivierung des Wider- 
stands wahrscheinlich nicht gerade dienlich ist. Die Zusammenfassung der Bereiche trifft 
zwar einen realen Sachverhalt, nämlich die Zersplitterung des Widerstands, die selbst noch 
die Macht der Strategie beweist, gegen die sie sich richtet. Aber wenn man sie nicht gleich- 
wohl deutlich unterscheidet, arbeitet man nur dem christdemokratischen Block in die Hän- 
de, der jene Vermischung ja bereits zum antikorporativen Diskurs ausgebildet hat: in der 
»neuen sozialen Frage«, die das Schicksal der nicht artıkulationsfähigen Individuen mit 
dem Schicksal der alten Mittelschichten gleichsetzt, und im Populismus der Strauß-Frak- 
tion, die diesen Bund durch anarchistische Klänge noch zu erweitern versucht. Antikorpo-- 
tativer Widerstand von links, der sich zugleich gegen jede Form kapitalistischer Krisenlö- 
sung wendet, muß sich sicherlich einer ganz anderen politischen Sprache bedienen und 
deshalb auch andere, differenziertere wissenschaftliche Begriffe bilden. Zentral ist die Not- 
wendigkeit, »Kern« und »Rand« nach Parteien zu differenzieren. Ein Teil des »Rands«, so- 
gar ein sehr großer, ist innerhalb der sozialliberalen Partei situiert; sollte das keine Bedeu- 
tung für die Erfolgschancen des korporatistischen Systems haben? Das ist kaum anzuneh- 
men, denn jeder, der zwar aus dem Funktionsmechanismus der Modernisierung heraus- 
fällt, aber in der sozialliberalen Parteiform verbleibt, braucht und wird sich nicht ohne zu- 
sätzliche Problemverschärfung als ganz und gar marginalisiert empfinden, solange es die 
andere Partei in Opposition zu halten gilt, auch mit seiner Hilfe. Dies eröffnet der sozialli- 
beralen Partei einige Integrationsmöglichkeiten, die Esser/Fach/Simonis nicht beachten. 
Der »Rand«, den die Modernisierungsstrategie schafft, kann also im »Kern« des Parteiensy- 
stems, d.h. in der politischen Basis einer Regierung aufgehoben sein. Und zwar dann, 
wenn es sich um die Regierung der sozialliberalen Partei handelt, die das Bündnis von Ar- 
beiterklasse und Großbourgeoisie artikuliert. Diese beiden Feststellungen legen es nahe, 
nicht von selektivem (schon gar nicht von »staatlichem«, »gesellschaftlichem« oder »libera- 
lem«), sondern von sozialliberalem Korporatismus zu sprechen. 
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2.3. Zur vinstitutionellen Methode« des sozialliberalen Korporatismus 


Esser/Fach/Simonis geben eine Fülle von Hinweisen auf die Wirkungsweise der Organisie- 
rung von Integration, von Ein- und Ausgrenzung, durch den sozialliberalen Korporatis- 
mus, und eröffnen damit der marxistischen Analyse einen Weg zum Verständnis relativer 
bürgerlicher Hetrrschaftsstabilität in der Krise. Diesen Weg kann und muß man noch er- 
heblich weitergehen. Ich lasse im folgenden den vielfältigen empirischen Teil der Datstel- 
lung der Autoren außer Acht und beschränke mich auf die sirw&turelle Seite. Dann schält 
sich heraus, daß sie ein institutionelles System des sozialliberalen Korporatismus mit drei 
Bestimmungen zeichnen: Unterscheidung von »Kern«, »Rand« und »Grauzones; Organi- 
sierung des »Kerns« durch den Branchen-Tripartismus; Kontrolle des »Rands« durch Diskti- 
minierung und Repression. , 

Die Bestimmungen folgen dem, was Kastendieck als Hauptaufgabe der Korporativismus- 
Analyse bezeichnet hat: sie bilden ein »Netzwerk korporativer Strukturen innerhalb der 
bestehenden Politikorganısation« ab, so daß die Frage beantwortbarer wird, wie solche 
Strukturen 


»miteinander zusammenhängen, wie sie sich wechselseitig ergänzen und gegenseitig absichern«, und 
»ob sich daraus eine gesellschaftlich-politische Formierung ergibt, die über die 'normalen’ Integra- 
tionsmuster der kapitalistischen Gesellschaft hinausgeht« (1980, S. 96). 


Eine Weiterentwicklung dieses fruchtbaren Ansatzes könnte unter drei Aspekten in An- 
griff genommen werden. Erstens gibt es zweifellos weit mehr korporative Strukturen als die 
von den Autoren benannten. Z.B. ist »Diskriminierung und Reptession« der Marginalisier- 
ten eine noch zu einfache Unterscheidung für eine operable Gliederung des empirischen 
Materials. Wo der Staat zur Diskriminierung greift, muß Widerspruch bereits manifest ge- 
worden sein. Aber der Staat setzt schon vorher ein Arsenal von Techniken ein, um solche 
Manifestation gar nicht aufkommen zu lassen (Techniken der »Konttrolle« von Situationen, 
vgl. Poulantzas 1978, S. 172). Außerdem drückt der Begriff Diskriminierung nicht den all- 
gemeinen Charakter in den Techniken zur Niederhaltung manifesten Widerspruchs aus. 
Diese müssen immer darauf zielen, Widerstand in der Form einheitlichen, bewußten, ziel- 
gerichteten Handelns, d.h. in der Form der Subjektivität zu verhindern: sie zielen immer 
auf Zersetzung. Hiervon ist Diskriminierung nur ein Beispiel unter vielen. Zersetzung 
fängt schon da an, wo Individuen, die noch gar nicht an den »Rand« gedrängt sind, in sich 
zerspalten werden, indem z.B. ihre Protestsprache durch ideologische Diskurse aufgesogen 
und enteignet wird, während Diskriminierung bereits den Mißerfolg dieser Technik vor- 
aussetzt und eine Spaltung ist, die zwischen widerständige und nicht widerständige Indivi- 
duen fällt. Diese Unterscheidung verschiedener Strukturen der Befriedung bleibt immer 
noch sehr abstrakt, zeigt aber die Richtung an, in der theoretische Innovationen erforder- 
lich wären. (Vgl. Jäger 1980a, $. 128 ff) Zweitens müßte die Frage des »Zusammenhangs« 
und der »gegenseitigen Absicherung« der Strukturen präziser beantwortet werden, und 
zwar auch auf methodologischer Ebene. Ein Weg, das Bild vom »Netzwerk« zu operationa- 
lisieren, liegt m.E. in seiner Zuspitzung zum Konzept des Neizpl/ans, d.h. der Methode. 
Das wäre eine Auffassung der korporativen Strukturen als (natürlich subjektloser) Regeln, 

die je nach Allgemeinheitsgrad untereinander subsumiert sind, die jeweils wirksam wet- 
den, wenn die übergeordnete Regel einen Gegenstand der Regelanwendung noch übrigge- 
lassen hat, also nach dem Subsidiaritätsprinzip; eine solche Auffassung könnte auf Er- 
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kenntnisse vorhandener Strukturwissenschaften bezugnehmen. 

Diskriminierung und Repression sind selbst schon ein Beispiel für zwei korporative (Grob-) 
Strukturen, deren zweite in vielen Fällen, die von der ersten geschaffen wurden, gar nicht 
mehr wirksam zu werden braucht. Die anderen genannten Kategorien veranschaulichen 
den »methodischen« Charakter der Machtstrukturen noch deutlicher: wo Situationen po- 
tentiellen Widerstands nicht mehr total kontrollierbar sind, kann der manifest werdende 
Widerstand immer noch zersetzt werden; usw. Die bisherigen Beispiele sind allerdings 
nicht spezifisch für den korporativen Typ der Hertschaftsausübung, deshalb sei noch ein 
spezifisches Beispiel benannt. In Österreich, dessen politisches System seit über zwei Jahr- 
zehnten sozialliberal-korpotatistisch überformt ist, existieren als zwei typische korporative 
Strukturen die Teilnahme der Führung einer hochgradig »zentralisierten« Gewerkschaft an 
einem korporativen gesamtnationalen Entscheidungsdreieck, wo sie infolge des Zusam- 
menspiels einer Reihe von Feinstrukturen (Entscheidungsprinzip, zur Entscheidung zuge- 
lassene Gegenstände, Sprache der Entscheidungsvorbereitung usw.; vgl. Jäger 1980, 5. 122 
ff) adäquate klassenpolitische Bedingungen für die Bewegung des Kapitals schaffen, einer- 
seits und Unterordnung der »sozialistischen« Regierungspartei unter diese Führung (durch 
Feinstrukturen wie Personalunion, finanzielle Macht, asymmettische Abgrenzung der Ein- 
flußbereiche u.a.) andererseits. Nimmt man nun zunächst nur die zweite dieser Strukturen 
und betrachtet sie isoliert, dann kann man ihren korporativen Charakter gar nicht erken- 
nen, sie scheint im Gegenteil eine Struktur sozialistischer Arbeitermacht zu sein, »funktio- 
nelle Demokratie« im Sinne O/fo Bauers: 


»Da der Staat (nach der Revolution von 1918 in Österreich, MJ) kein Gewaltmittel mehr besaß, die 
Arbeiter niederzuhalten, mußte er alle wichtigen Regierungsakte mit den Arbeiterorganisationen ver- 
einbaren... Das war die Regierungsmethode der funktionellen Demokratie... Die funktionelle Demo- 
kratie war die spezifische Form der Machtausübung der Arbeiterklasse.« (1970, S. 94) 


Dieser Schein wird von der korporatistischen Propaganda im heutigen Österreich auch 
weidlich ausgenutzt (vgl. Nenzing 1979, S. 455). Aber die heutige Regierungspartei ist 
eben nicht von einer Gewerkschaft ‘an sich’ abhängig, sondern von einer im korpora- 
‚tistıschen Dreieck agierenden Gewerkschaft: der korporatistische Stellenwert der Ab- 
 hängigkeitsstruktur ergibt sich erst aus ihrer Placierung im Netzplan der korporativen 
Methode. 

Der Ansatz von Esser/Fach/Simonis muß noch in einer dritten Richtung ausgeweitet wer- 
den. Es handelt sich um einen Ansatz, der damit beginnt, eine Methode von Herrschafts 
ausübung zu bestimmen, ohne bislang über die innere Struktur des staatlichen Machtzen- 
trums zu reden. Die Wurzel dieser Vernachlässigung ist klar: die spezifisch korporativen 
. Entscheidungsstrukturen werden, wie oben schon diskutiert, lediglich auf Branchenebene 
gesucht; auf gesamtnationaler Ebene scheinen sie sich nicht zu verändern. Kastendieck be- 
stärkt die Orientierung der Autoren: es sei zu bedauern, daß 


»sich die meisten Konzepte auf Institutionen und Prozesse auf der Leitungsebene (konzentrieren), in 
der Annahme, daß Mobilisierung und soziale Kontrolle ‘von oben’ erfolgen, sei es in der staatlich-po- 
litischen Disziplinierung ‘der Massen’ oder in der Disziplinierung über die gesellschaftlichen und po- 
litischen Organisationen. In beiden Richtungen erscheint Disziplinierung als Absicherung kooperati- 
ver Beziehungen auf den 'Kommandohöhen’ von Staat und Gesellschaft. Für die Korrektur dieser 
Auffassungen ist die Unterscheidung Arthur Wassenbergs hilfreich (1978a und b), der auf die ver- 
schiedenen Ebenen industrieller Beziehungen hinweist ... Es sei gerade die in der bisherigen Diskus- 
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sion vernachlässigte Meso-Ebene (der Branchen und Regionen, MJ), auf der korporative Entwicklun- 
gen wirksam seien (vgl. dazu Esser /Fach!).« (1980, S. 95) 

Dies kann als Beschreibung der momentanen strategischen Situation Ei: sein, aber ein 
Blick auf die voll entwickelten korporativen Systeme der Gegenwart und jüngsten Vergan- 
genheit (etwa Österreich, Schweden, Niederlande) zeigt, daß auch die Kommandohöhen’ 
einen spezifisch korporativen Charakter haben können, den sie im heutigen Westdeutsch- 
land trotz Konzertierter Aktion roch nicht aufweisen. Wenn unsere Vermutung zutrifft, 
daß das eigentliche ‘Modell Deutschland für Zeiten der Weltmarktkrise’ gerade erst vorbe- 
reitet wird, dann weist sie zweifellos auf die Notwendigkeit hin, die Makro-Ebene nicht 
weniger als die Meso-Ebene zu beachten. Dabei geht es gar nicht darum, den Standpunkt 
einzunehmen, Mobilisierung und Kontrolle erfolge nur von oben; im Gegenteil: überall 
wo es gelingt, einen Tripartismus auf gesamtnationaler Ebene mit Vorstellungen von prole- 
tarischer Gegenmacht zu assoziieren, wird er gerade ein vor unten kommendes Bedürfnis 
zum Schein befriedigen und sich gerade deshalb als Flankenschutz kapitalistischer Krisen- 
lösung eignen. In Schweden hat das jahrzehntelang wegen der Pionierrolle der Arbeiter- 
partei in Entwurf und Durchführung der Politik des deficit spending funktioniert (vgl. 
Steiger 1971), in Österreich funktioniert es noch heute vor dem Hintergrund einer klug 
verwalteten Hinterlassenschaft Otto Bauers und des Austromarxismus (s.o.), in West- 
deutschland könnte es morgen ebensosehr funktionieren: sind etwa die herrschenden Vor- 
stellungen über Mitbestimmung und innergewerkschaftliche Demokratie im DGB, in allen 
seinen Gliederungen, vor jeder korporativen Versuchung gefeit? (vgl. Jäger 1980a, S. 134 
f.) Diese Vorstellungen weisen im übrigen darauf hin, daß es für eine westdeutsche korpo- 
rative Strategie naheliegt, sich zum Zwecke einer Integration der Gewerkschaften in das 
‘Exportmodell’ der Modernisierungsstrategie auch auf der 'Makro-Ebene’ - wenn dies, wie 
ich annehme, im Laufe des nächsten Jahrzehnts erforderlich werden wird - zu orientieren 
an Systemen, wie sie etwa in Österreich schon ausgebildet sind. Redet doch z.B. Heinz Os- 
kar Vetter von »positiven Erfahrungen mit Wirtschafts- und Sozialräten in anderen europä- 
ischen Ländern« (1979, S. 211); womit er nur die Paritärische Kommission in Österreich 
und vergleichbare gesamtnationale tripartistische Gremien meinen kann. Für die Analyse 
bedeutet das, daß wır uns ebenfalls derartige Systeme zum Vorbild, d.h. zum Gegenstand 
nehmen müssen, um die Umrisse des zukünftigen Modells Deutschland zu erkennen. 
Eine Darstellung des sozialliberal-korporativen ‘Netzwerks’, d.h. seiner institutionellen 
Methode, muß die Darstellung der einschlägigen Struktur des staatlichen Machtzentrums 
einschließen, ja sogar mit ıhr beginnen. Auf dieser Ebene kann der sozialliberale Korpora- 
tismus jedenfalls bereits spezifisch definiert werden; wobei die Definition nicht rein insti- 
tutionell gehalten sein darf, sondern die obigen Überlegungen zur ökonomischen und zur 
Parteidimension aufnehmen und weiterführen muß: wenn wir unter Korporatismus im all- 
gemeinen ein politisches System verstehen, welches kapitalistische Produktionsverhältnisse 
unter Krisenbedingungen reproduziert durch Verstaatlichung aller Arbeiterorganisationen 
mit dem Ziel einer politischen Neutralisierung der Arbeiterklasse, dann ist sozialliberaler 
Korporatismus das einzige System dieser Art, welches diese Verstaatlichung »zc/At als Alter- 
natıve, sondern als funktionelle Ergänzung zum Parlamentarismus installiert, zu installie- 
ren gezwungen ist. Das folgt aus dem Umstand, daß es einerseits Politik eines Bündnisses 
von Arbeiterklasse und Großbourgeoisie ist, andererseits die Funktion zu erfüllen hat, eine 
ökonomische Spaltung der Arbeiterklasse in begünstigte und benachteiligte Arbeiterfrak- 
tionen politisch aufzufangen. Die Existenz der beiden Arbeiterfraktionen macht eine Drf- 
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ferenzierung der politischen Artikulationsmöglichkeiten innerhalb der sozialliberalen Poli- 
tikform wünschenswert. | 

Differenzierung der Strukturen, durch die in einem korporatistischen System Befriedung 
erreicht wird; Analyse auch der spezifisch korporatistischen Strukturen im staatlichen 
Machtzentrum; und Nachvollzug der Einheit aller Strukturen als Netzplan, als institutio- 
nelle Methode: das wäre zugleich ein Weg, der in einer materialistischen Theorie der 'Ver- 
fassungswirklichkeit’ mündet, einer Theorie, die nichts mit einer Aufzählung empirischer 
Abweichungen von der Norm der geschriebenen Verfassung zu tun hätte, die aber ebenso- 
wenig politische und staatliche Machtmechanismen auf industrielle Beziehungen oder gar 
den "Überbau’ auf die ‘"Basis’ reduzieren müßte. 


Anmerkung 


142 


Hübner / Moraal (1980) versuchen solche Gründe zwar anzuführen, verwickeln sich aber m.E. in 
einen Widerspruch, der daraus entspringt, daß sie den Gegensatz von christdemokratischer und 
sozialliberaler Strategie als Gegensatz einer ‘staatlichen’ und einer 'gesellschaftlichen’ Politikva- 
tiante zu begreifen versuchen. Sie machen also einen ähnlichen Fehler wie Esser / Fach / Simonis. 
Bei ihnen ist aber sogar ein unmittelbarer Zusammenhang mit der Systemtheorie gegeben, denn 
sie entnehmen ihre begriffliche Alternative direkt der Schmitterschen Korporatismustheorie, die 
zwischen staatlichem und gesellschaftlichem Korporatismus unterscheidet. Unter korporativer 


. Strategie verstehen sie grundsätzlich eine »Verstärkung / Herstellung klassenharmonischer /ko- 


operativer Strukturen«. Nun sei der »gesellschaftliche Korporatismus« der Sozialliberalen um 
»freiwillige Einbindung der Gewerkschaften« bemüht, während der »staatliche Korporatismus« 
der Christdemokraten »dieses Ziel durch repressiven Ausschluß der Forderungen der organisier- 
ten Arbeiterbewegung aus der staatlichen Politikfindung und vermittels rechtlich-institutionel- 
ler Verpflichtungsmaßnahmen durchsetzen will« (1980, S. 46). Diese Gegenüberstellung führt 
zum Widerspruch: bei den Christdemokraten müßte »Einbindung in die staatlichen Entschei- 
dungs- und Implementierungsstrukturen« dutch Ausschluß politischer Forderungen »aus der 
staatlichen Politikfindung« vorliegen (vgl. S. 49); Einschluß durch Ausschluß, ein theoretisches 
Unding. Wenn institutionalisierte Entscheidungskompetenz und der Zwang, sich Entscheidun- 
gen zu beugen, gleichviel gelten, weil beidemale jemand in etwas »eingebunden« wird, was ist 
damit gewonnen? 


Michael Jäger 
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Edmond Maire‘ | 
Arbeiterbewegung und Krisenideologien 


I. Probleme des Niederganzs 


Die Voraussagen eines Niedergangs oder gar Ablebens der Arbeiterbewegung mehren sich. 
Es wäre töricht, ihre Argumente zu ignorieren. Es wird wohlgemerkt nicht die Existenz und 
telative Nützlichkeit einer organisierten Arbeiterschaft geleugnet, sondern vielmehr die Fä- 
higkeit der Arbeiterbewegung als autonomer Kraft, tiefgreifende gesellschaftliche Umwäl- 
zungen zu tragen. Solche Analysen legen Zeugnis von einer Wandlungskrise ab, die wir 
durchlaufen, einer Krise der Gesellschaft, der Arbeiterbewegung und des Syndikalismus. 
Sie tragen alle Anzeichen von Pessimismus an sich und können, falls wir nicht aufpassen, 
zu stärksten Energien und festem Handlungswillen werden. Aber muß man dagegen einen 
ideologischen Krieg führen, wie man uns hier und dort nahelegt? Die Sache, um die es 
. geht, in Augenschein zu nehmen und auf unserer Praxis beruhende Antworten heranzu- 
ziehen scheint uns als Gewerkschaftern der einzige gangbare Weg zu sein. 

Ohne Umschweife haben wir zunächst zu erkennen, daß schon lange vor den jüngsten 
Theorieprodukten die ganze praktische Politik die Arbeiterbewegung aufs Abstellgleis ge- 
schoben hat. 

Seitens der Kommunisten hat der Leninismus mit seiner Theorie der Avantgardepartei, der 
gegenüber die Massen, sich selbst überlassen, reformistisch sind, mit seiner Strategie der 
Eroberung der Staatsmacht als vorläufiges und dann wesentliches Mittel jeder grundsätzli- 
chen Veränderung, überall und namentlich in Frankreich zu einer Benützung der Arbei- 
terbewegung, der Gewerkschaft, als Agitationsinstrument im Dienste der Parteispitze ge- 
führt. Die durch ‘ihre’ Partei dominierte Arbeiterklasse realisiert nur die Vorhaben ihrer 
Führer. Der Kommunismus bleibt durch einen fundamentalen Pessimismus gegenüber der 
kollektiven Fähigkeit der Ausgebeuteten, sich selbst zu emanzipieren, geprägt. 

Seitens der Sozialisten zieht eine lange politische Tradition vor allem das Gesetz und die 
Institutionen als Veränderungsmittel in Betracht und denkt nur im Rhythmus der Wahlen 
an die soziale Umwälzung. Zwar ist diese Unterschätzung der Arbeiterbewegung und der 
sozialen Bewegungen älter, aber nicht weniger real. Deswegen hat die Strategie der Soziali- 
sten der Arbeiterbewegung keine Perspektive anzubieten, die den durch das kommunisti- 
sche Konzept offengelassenen Platz einnehmen könnte. | 
Aber diese politischen Praktiken sind nicht neu. Sie reichen nicht hin, um das Hervortre- 
ten intellektueller Strömungen zu erklären, die in der Arbeiterbewegung nicht mehr die 
zentrale Kraft der Gesellschaftsveränderung sehen. Diese Strömungen gründen sich auf ei- 
ner dreifachen und schmerzlichen Realität: das Auseinanderbrechen der Arbeiterklasse, 
das Bewußtsein des Scheiterns und die Feststellung einer bestimmten Machtlosigkeit der 
Arbeiterbewegung. 


* Edmond Maire ist Generalsekretär der Gewerkschaft C.F.D.T. Der Artikel stammt aus »Le Monde 
vom 21.8. und 22.8.1980. Er ist leicht gekürzt. Übersetzung: Gerhard Armanski 
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Das Auseinanderbrechen des traditionellen Begriffs der Arbeiterklasse ist die gemeinsame 
Folge der technischen Entwicklung, der ökonomischen Restrukturierung und der Unter- 
nehmerpolitik der massenhaften Einführung ungesicherter Arbeitsplätze. Die Trennung 
der Lohnarbeiter mit festen Arbeitsplätzen und entsprechenden sozialen Garantien von 
den anderen ist eine für die Analyse und Aktion fundamentale Tatsache geworden. 

Das Scheitern ist das der im Namen der Arbeiterklasse gemachten Revolutionen. Es ist die 
Unmöglichkeit, Regimes sozialistisch zu nennen, wo die grundlegenden Freiheiten unter- 
drückt sind. Es ist die Feststellung, daß in den Ländern, wo das Privateigentum an den Pro- 
duktionsmitteln zugunsten des Staatsprofits abgeschafft und die politische Macht von den 
Spitzen der kommunistischen Parteien angeeignet ist, kein Sozialismus existiert. Das 
Scheitern ist in Frankreich die Linksunion und die Blockade politischer Perspektiven. 

Das Gefühl von Machtlosigkeit rührt aus dem Rückstand von Aktionen der Arbeiterbewe- 

gung gegenüber der Internationalisierung der Wirtschaft und der Krise. Die klassischen 

Antworten der Wachstumsankurbelung oder der Nationalisierung sind unangemessen, da 

ja jede Alternative notwendigerweise nach einem anderen Wachstum, einem anderen Ent- 

wicklungstyp, einer auf internationaler Ebene koordinierten Aktion verlangt. Das Gefühl, 
die Krise nicht eindämmen zu können, erscheint zunächst als Folge einer tiefen Kluft. Auf 
der einen Seite scheint sich die Strategie der Multis unerbittlich durchzusetzen, wälzt die 
internationale Teilung der Arbeit um, verteilt die Textil-, Stahl-, Automobilproduktion 
weltweit um; auf der anderen Seite steht die gewerkschaftliche und politische Aktion auf 
nationaler Ebene, sowohl was die Kräfte angeht, über die sie verfügt, wie auch die Ge- 
sprächspartner, die sie ins Auge faßt. Das Gefühl von Ohnmacht besteht auch im Ein- 
druck, die technologischen Umwälzungen, die eine Menge unvorhetsehbarer und also 
beunruhigender wirtschaftlicher und sozialer Erschütterungen mit sich bringen, nicht 
wirklich in den Griff bekommen zu haben. Die neuen Technologien, seien es Fernsteue- 
rung, Atomkraft oder Biochemie werden tiefgreifende Wandlungen im täglichen Leben, 
in der Arbeitsorganisation und im Freiheitsspielraum von jedermann nach sich ziehen. Sie 
scheinen sich nun außerhalb der kollektiven Kontrolle der organisierten Arbeiterschaft zu 
entwickeln und stellen ihr Probleme, die ihrer traditionellen Denk- und Handlungsweise 
fremd sind. | 

Die Diversifizierung der Formen der Arbeit, die Fehlschläge und Sackgassen der Arbeiter- 
bewegung haben die Intellektuellen dazu gebracht, nicht nur deren Aktionen zu hinterfra- 
gen, sondern die Rolle der Arbeit in der Gesellschaft und ihrer tiefgreifenden Umwälzung 

überhaupt. 


Würd die Arbeiterbewegung durch die neuen sozialen Bewegungen erseizi? 


In diesem Sinne untersucht Alain Touraine die sich abzeichnenden neuen sozialen Bewe- 


gungen - die feministische, die gegen AKWSs gerichtete und die regionalistische - als Trä- 


ger des künftigen grundlegenden Konflikts, in dem sich die Benutzer gegen die leitenden 
Apparate der 'programmierten Gesellschaft’ wenden werden. Für ihn behält die Gewerk- 
schaftsbewegung eine bedeutende Rolle, aber gerade durch ihre Erfolge institutionalisierte 
sie sich; in die Gesellschaft integriert, könne sie keine wirklich revolutionäre Rolle mehr 
spielen. Diese an den Fragen über die Entwicklung unserer industriellen Gesellschaft und 
die Konflikte, die sie hervorbringt, reiche Studie, darf nicht mit dem Thema des letzten 
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Buches von Touraine, »Nach dem Sozialismus«, verwechselt werden. Hier verfügt der Au- 
tor genauso leichthin den Tod des Sozialismus, wie er diesen entweder mit dem Totalitaris- 
mus der Länder, die den Marxismus-Leninismus für sich gepachtet haben, oder mit dem 
bürokratischen Zentralismus und den etatistischen Konzeptionen der westlichen kommu- 
nistischen Parteien gleichsetzt. 

Mit Touraine begrüßen wir den Beitrag Ad: neuen sozialen Bewegungen: die Bed&urune 
der Frauenemanzipation, die alte Ansprüche hinwegfegt und alle Antagonismen auf die 
Produktionsbeziehungen zurückführt; die Dynamik der ökologischen, Anti-AKW-, Alter- 
nativbewegung und der Verbraucher, die den Produktivismus und die vorgebliche Neutra- 
lität der Produktivkräfte in Frage stellen. Diese Bewegungen legen den Akzent auf den 
entscheidenden Charakter der Machtkonflikte zwischen den Kräften der Unterdrückung 
und den unwiderstehlichen Bestrebungen nach Autonomie. Sie tragen dazu bei, das hun- 
dertjährige Wachstum der Arbeiterbewegung auf der Grundlage einer automatischen Ver- 
bindung zwischen materiellem und sozialem oder kulturellem Fortschritt zur Debatte zu 
stellen. Schließlich und möglicherweise in erster Linie lehrt uns die Frauenbewegung die 
entscheidende strategische Wahl besser zu verstehen, ohne die der Sozialismus niemals er- 
tichtet werden kann: falls die Machtergreifung ein Schlüsselmoment darstellt, kann sie zu 
den beabsichtigten Veränderungen nur in dem Maße führen, wie die kollektive Aktion 
vorher bereits zu anderen Sozialbeziehungen, Entwicklungstypen, Weisen der Produktion 
und des Konsums vorangeschritten ist. Es sind nicht die Programme und die Projekte der 
Veränderungskräfte, die über das Morgen entscheiden, es ist vielmehr ihre Praxis heute. 
Aber so sehr wir mit Touraine in der Untersuchung der neuen sozialen Bewegungen einig 
gehen, so wenig können wir seine Schlußfolgerungen über den Syndikalismus und die Ge- 


r ‚ werkschaftsbewegung teilen. Warum betrachtet er die Geschichte der sozialen Kämpfe als 


eine der simplen Abfolge revolutionärer Akteure je für sich, statt ihren Pluralismus und die 
wechselseitige Bereicherung zu akzeptieren? Inwiefern bedeutet das Auftauchen neuer Ak- 
 tionsorte und -weisen einen Sinnverfall des Arbeiterkampfes? Es spielt sich nicht alles in 
der Produktion, vermittels Arbeitskonflikten ab, einverstanden. Aber viel spielt sich wei-_ 
terhin dort ab. Warum richtet Touraine seine Betrachtungen auf eine einzige Strömung 
der Arbeiterbewegung, statt der Synthese aller Kämpfe, des Ensembles der sozialen Tatsa- 
chen gewahr zu sein? Und ist es schließlich, selbst perspektivisch, realistisch, die neuen so- 
zialen Bewegungen übermäßig zu loben, ohne ihre Grenzen zu sehen, die nicht nur darin 
liegen, daß diese Bewegungen neu sind, sondern auch in den Gebieten, Orten und Kräf- 
ten, auf die sie sich stützen? Ist es also nicht denkbar, daß die Arbeiterbewegung, jeden- 
falls der Syndikalismus, in der Konfrontation mit den neuen sozialen Bewegungen sich ih- 
rer Schwerfälligkeit zu entledigen weiß, deren Handeln zum ihrigen erklärt, deren Beiträge 
‚in den Betriebskampf integriert? Die C.F.D.T. zeigt auf diesem Gebiet einen Weg auf, 
der sich verbreitern läßt. 


Ist die Lohnarbeiterschaft aus dem Spiel? 
Eine noch radikalere Einschätzung der Unfähigkeit der Gewerkschaftsbewegung, die Ge- 
sellschaft zu wandeln, trägt Andr& Gorz in »Abschied vom Proletariat« vor. Er diagnosti- 
ziert einen totalen Interessensverlust der Lohnarbeiter gegenüber der Arbeit, die ihnen 


vollkommen äußerlich geworden ist, von A bis Z durch die Technologie und das Machtnetz 
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des Großunternehmens bestimmt. Die Arbeit ist keine Eigenaktivität des Arbeiters mehr, 


sie ist kein Ort des Machteinsatzes mehr. Das Gefühl der Klassenzugehörigkeit verschwin- 


det. Die Selbstverwaltungsperspektive der Intervention der Arbeiterschaft in die strategi- 
schen Entscheidungen der Unternehmen und weiter der demokratischen Planung ist bloß 
eine Illusion. 

Seine Argumentation führt Gorz zum Versuch, die Dynamik der Marginalisierung der Ar- 
beiter gegen den Kapitalismus zu wenden. Er gedenkt unter den aus der Produktion Aus- 
geschlossenen, und nur unter ihnen die Möglichkeit autonomen Handelns und einer 
schöpferischen und transzendierenden Freiheit zu finden. Der Pessimismus Gorz’ gegen- 
über dem, was die Gewerkschaftsbewegung machen kann, ist also total. Die großen Unter- 
nehmen sind ihm derartig in den Weltkapitalismus eingebunden, derartig von komplexen 
Technologien abhängig, das Arbeiterwissen dutch die technische und soziale Teilung der 
Arbeit derart zertieben, daß ihm heute jegliche Arbeiteridentität unmöglich erscheint, daß 
die gewerkschaftliche Aktion keine Chance habe, die technologischen und ökonomischen 
Alternativen grundlegend zu beeinflussen. Der Arbeiter ähnelt hier dem, wozu man ihn 
immer machen wollte, einem Roboter, einer Maschine, und zwar so sehr, daß er zum Han- 
deln unfähig ist. In der Arbeitssphäre spielt sich nichts Wesentliches mehr ab. | 
Wie ein Mann, der die Reflektion über die Gewerkschaftsstrategie so vorangebracht hat, 
dazu kommt, das Ende unseres Syndikalismus vorherzusehen, gibt zu denken. Aber sein 
Pessimismus erscheint uns schlecht begründet. 

Die Arbeiterbewegung ist durch ihre Natur eine Kraft des Widerstands gegen jeden öko- 
nomischen oder technologischen Determinismus. Jeder in der Praxis mit seinen Arbeitskol- 
legen erprobte Aktive weiß, daß sich Gorz mit der Annahme täuscht, daß die kapitalisti- 
sche Teilung der Arbeit den Arbeiter vollkommen konditioniere und ıhn auf den Stand 
von Sachen reduziere. Jeder Unternehmer, sei sein Betrieb auch internationalisiert und in- 
formatisiert (informatis&e), kennt das Zugriffsvermögen jedes Arbeiters auf seine Maschine 
und auf seine Arbeit, folglich auf den Gang des Unternehmens, sei es in aktiver Herausfor- 
derung, im Bummelstreik oder passiven Widerstand. Kein Betrieb kann ohne das Wissen 
der Arbeiter, die unersetzliche Erfahrung des Ausführenden funktionieren. Und diesen 
Hebel sollte man außer Acht lassen? Was für ein Individuum gilt, hat auch für eine Grup- 
pe von Lohnarbeitern Gültigkeit. Der Vorschlag der C.F.D.T. nach Fabrik- und Büroräten 
auf dem Weg zur Selbstverwaltung in den nationalisierten Unternehmen beruht auf der 
konkreten Möglichkeit des Arbeiterkollektivs, die Schlüsselelemente der Arbeitsorganisa- 
tion zu meistern und sich ihrer als Machthebel für einen realen Einfluß auf die großen Un- 
ternehmensentscheidungen zu bedienen. Soll man also an ı der Selbstverwaltung und der 
demokratischen Planung verzweifeln? 

Daß Gorz über den offensichtlichen Rücklauf der Arbeiterkräfte an der Schwelle der 80er 
. Jahre irritiert ist, sei’s drum. Daß er sich für die soziale Bewegung derjenigen Männer und 
Frauen stark macht, die sich in autonomen, den Zwängen der Lohnarbeit entzogenen Aktıi- 
vitäten einsetzen, wer wird sich darüber beklagen? Aber welcher Spielraum wird ihm für 
diese Alternative bleiben, wenn die Multis die Arbeit und die Gesellschaft prägen? Und 
abermals, warum sollte man statt einer Kraft, der Arbeiterschaft, eine andere, die von der 
Produktion Ausgeschlossenen, zum alleinigen Agens der Veränderung machen? Die sich 
entwickelnde Arbeitsplatzunsicherheit und das wachsende Fehlen der Arbeitsidentifika- 
tion gestatten es in unseren Augen noch nicht, diese Unsicherheit zur idealen Situation zu 
erklären, um kollektive Erfahrung zu sammeln und das Projekt einer anderen Gesellschaft 
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zu entwickeln. Wer fühlt sich heute in der Gefährdung der Arbeitsplätze dauerhaft frei? 
Nein, wir sehen nicht, daß die Emanzipation in der Freizeit ohne die Befreiung in der Ar- 
beit stattfinden kann. Kein sozialistisches Projekt kann Mr Sackgasse bezüglich der Zu- 
kunft der Arbeit betreten. 

Andere krisengeborene Theorien über diese Zukunft fassen das Ziel ins Auge, die jüngsten 
skizzierten Entwicklungen zu rationalisieren, zu befestigen und auszudehnen. Aus den 
hertschenden Kreisen stammend, verwerfen sie jegliche Möglichkeit, die Lage der Arbeiter 
in der kapitalistischen Fabrik grundlegend zu ändern. 


Die Theorien der zwei Sektoren 


In dem kürzlichen Bericht einer Planungsgruppe über die »Zukunft der Arbeit« werden 
vier Alternativen ausgearbeitet, von denen zwei, ganz im Zug der Zeit die Auffassungen 
der Parteigänger einer ‘dualen’, in zwei Hälften geteilten, Ökonomie aufgreifen. 

Der erste Vorschlag beruht auf einer Teilung zwischen einem in den Weltmarkt integrier- 
ten produktivistischen Sektor, der sich der Spitzentechnologien bedient und wo die Arbeit, 
intensiviert und parzelliert, schr drückend wäre, und einem traditionellen Sektor, der von 
der internationalen Konkurrenz losgetrennt und weniger auf Wettbewerb getichtet ist, wo 
die Beschäftigungen »befriedigender aber weniger entlohnt« wären. Dies ist eine These aus 
Industtickreisen. | | 
Aber auch von anderer Seite werden in jüngster Zeit die Tugenden einer Gesellschaft mit 
zwei Gangarten dargelegt. Um in dem der Konkurrenz entzogenen und dienstleistenden 
Sektor Arbeitsplätze zu schaffen, müsse man den großen Unternehmen globalen Zu- 
schnitts jegliche Freiheit lassen.Eine derartige Politik erhält aus Unternehmerkreisen nur 
verbale Unterstützung. Sie verfügt, wie man weiß, über Praktiker, die die Arbeiterklasse 
zwischen einer relativ stabilen und geschützten Fraktion und einer wachsenden Masse von 
Arbeiter(innen) mit ungesichertem Status zu spalten versuchen. | 

Eine andere Konzeption der zwei Sektoren wird unter einer neuen Form det Aufteilung 
der Aktivitäten des Individuums zwischen dem organisierten Arbeitskörper, dem es eine 
sehr eingeschränkte Zeit opfert, und den autonomen und freien Aktivitäten, die Einkom- 
men und Entfaltung ergänzen, aufgenommen. In diesem Fall ist die Gesellschaft nicht 
mehr zwischen den Lohnarbeitern, die eine sehr drückende Arbeit ausführen, und den’an- 
deren getrennt, sondern jeder nımmt nacheinander an beiden Aktivitätsarten teil. 

Das diese verschiedenen Konzepte einer Gesellschaft mit zwei Gangarten verbindende 
Denken läßt sich leicht erkennen. In allen Fällen wird das multinationale Großunternch- 
men als so komplex, so ausgedehnt und so technisch angeschen, daß der Arbeiter - ganz 
wie der Bürger im übrigen - sich seiner nicht bemächtigen könne. Es bleibe nur, diese neuen 
Götter der modernen Zeit nach ihrer eigenen Logik funktionieren zu lassen. Zweifellos 
werden sie mehr gefürchtet als bewundert, aber geopfert wird ihnen allemal. 

Die Arbeiterbewegung selbst, hiervon betroffen, solange sie ihre Malaise mit Großspreche- 
rei maskiert, schlägt noch keine genügend solide demokratische Alternative gegenüber der 
Funktionsweise, der Logik und den Zielen dieser großen multinationalen Untenehmen vor. 
Das gemeinsame Programm spricht von nationalisieren. Sicher, aber was dann? Wie wäre 
Renault umzuorientieren und umzuorganisieren? Wie kann man diesen Unternehmen, 
den Stützpfeilern der nationalen Ökonomie, neue Kriterien der Integration ins kollektive 
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Interesse, den Beginn der Produktion anderer Artikel auf andere Weise auferlegen, ohne 
ihre Dynamık zu zerstören? Ohne Zweifel ist es das Gewicht dieser Fragen und der Mangel 
an ausreichenden Antworten, die den von verschiedenen Sozialisten auf die soziale Ökono- 
‚mie, diesen ‘3. Sektor’ der Gegenseitigkeit und der Zusammenarbeit, der weder kapitali- 
stisch noch staatlich sei, gelegten Akzent erklären. Weiter auch den auf die ‘Revolution in 
. der Zeitdisposition’, einem bevorzugten Gegenstand der Reflektion heutzutage, wo die 
Qualität der erzwungenen Arbeit schwierig zu verbessern scheint. Sicher sind solche Beiträ- 
ge nützlich. Seit ihren Anfängen ist die Arbeiterbewegung auf der Suche nach derartigen 
Kooperationsformen, die Initiative und Verantwortung ansprechen. Aber wir müssen dar- 
auf achtgeben, daß solche Überlegungen nicht dazu verleiten, das industrielle Terrain der 
Logik des Produktivismus oder der autoritären und zentralisierten Rolle des Staates, der die 
 Unantastbarkeit des harten Kerns der großen Industrie schützt und garantiert, zu überlas- 
sen. Wır akzeptieren keine Gesellschaft mit zwei Gangarten, die unvermeidlich und fort- 
schreitend die Lohnarbeiter in zwei Gruppen teilen und das soziale Gewebe überdehnen 
würde. Wie lange könnte unsere Gesellschaft einer solchen ökonomischen Apartheid wi- 
derstehen? Was die Projekte weniger drückender, aber auch weniger bezahlter Arbeit im 
zweiten Sektor anbelangt, so werden hier die Anhäger gemeinsamer Lebenspraxis (convi- 
vialit&) mit den auf Rechnung der Gesellschaft Lebenden verwechselt. Wenn man die zwei 
Sektoren sich entwickeln läßt, erwartet uns ein Anstieg der Ungleichheit, die Verstärkung 
des Drucks auf die Lohnarbeiter, die Koexistenz eines hyperproduktiven dominierenden 
Sektors japanischer Art mit einem unterworfenen Sektor, wo diejenigen mit unsicherer Ar- 
‚beit, die Marginalisierten, die Schwarzarbeiter und die Sozialhilfefälle ihr Leben fristen. 
Hier eine offensive Aktion zu führen, die den größtmöglichen Anhang gewinnt, setzt eine 
Arbeiterbewegung voraus, die die mit der Arbeit verbundenen Probleme frontal angreift, 
die ihr Umwälzungsbestreben nicht vor den Toren der großen Multis enden läßt, die sich 
weigert, eine Abteilung der Arbeiter ohne Verteidigung auszuliefern, den Geboten des in- 
ternationalen Wirtschaftkriegs zum Fraß. Genau im Herzen des wettbewerbsfähigsten pro- 
duktiven Sektors muß der soziale Kampf für die fundamentalen Befreiungsrechte geführt 
werden. Die Fortschritte der Arbeiterbewegung beruhen auf der Solidarität und Einheit 
der Arbeiterschaft, auf einem angemessenen Verhältnis zwischen ihren Aktionen und der 
Unterschiedlichkeit und Komplexität der Orte und Probleme der Arbeit. Hieran müssen 
wit uns halten. 


II. Die Umwälzung der Arbeit steht auf dem Spiel 


Das historische Scheitern des Vorhabens der Arbeiterbewegung, den Sozialismus aufzu- 
bauen, der Mangel an wirksamer Aktion gegen die Herausforderungen der Krise und ge- 
sellschaftlicher Wandlungen, die soziologischen Analysen über den unabwendbaren Nie- 
dergang der Arbeiterklasse, führen einige Aktive, Arbeiter oder Studenten, zur Aufgabe - 
selbst ferner - Hoffnungen und zur Skepsis gegenüber jedem einigermaßen anspruchsvol- 
len gesellschaftlichen Projekt. Deswegen wenden sich auch so viele, die gestern für den 
Sozialismus kämpften, heute den Menschentechten als einzigem Aktionsfeld zu. 

Gewiß wird man in einer Gewerkschaft wie der C.F.D.T. die für heute und morgen, für 
die Solidarität und Einheit der Ausgebeuteten und Unterdrückten gleichermaßen funda- 
mentale Aktion zugunsten der individuellen und kollektiven Rechte der menschlichen Per- 
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son nicht fehleinschätzen. Aber schließen die Menschenrechte, so wie sie gegenwärtig an- 
genommen werden, den Menschen an der Arbeit im Betrieb ein? Können die Verteidi- 
gung und die Beförderung dieser Rechte die ganze notwendige Breite gewinnen, ohne sich 
auf die Arbeit und auf die Gesellschaft zu beziehen? Gegenüber der brutalen physischen 
Repression ist die entscheidende Bedeutung des Themas der Menschenrechte schr einsich- 
tig. Einer Gesellschaft wie der unsrigen droht vor allem das Desintersse für die öffentlichen 
Angelegenheiten, die fortschreitende Verwaltung unserer Geschicke dutch die Schutzmaß- 
nahmen und Fangarme von Technokratie und Staat. Die Antwort mit den Menschentech- 
ten erscheint hier in schwerwiegender Weise unzureichend. 

Die Jugend scheint am meisten von der Fadheit der sozialistischen Hoffnung bedroht und 
befallen zu sein. Das umso mehr, als sich jeden Tag der Graben zwischen ihrem Wunsch, 
über Zeit zu verfügen, sich auszudrücken, unmittelbar reiche und verschiedene Erfahrun- 
gen zu machen, und der ihnen angebotenen gezwungenen, zerstückelten, eintönigen und 
unsicheren Arbeit auftut. Was wird ihr in einem Alter angeboten, wo man bereit ist, sich 
zu mobilisieren, sich für eine Sache einzusetzen, die die Mühe lohnt? Revoltiert, sagt man 
ihr auf den Festen der kommunistischen Jugend - unter dem Hirtenstab der Partei. Ihr 
werdet mit uns eine schöne sozialistische Gesellschaft ohne Arbeitslosigkeit und Ausbil- 
dungskosten, wie in der Sowjetunion aufbauen. Für jeden, der Freiheit und Sozialismus 
nicht trennt, ein lächerlicher Vorschlag. Oder der Papst fordert sie auf: Baut eine Welt der 
Liebe und der sozialen Gerechtigkeit. Sicher. Aber gleichzeitig wird gesagt: »Im Verlangen 
‚nach Gerechtigkeit sind wir nicht einig. Herr, vergib uns unseren Mangel an Einheit«. Ein 
Appell, sich in der Aktion der Arbeiterbewegung zu engagieren, der derartig summarisch 
für die Ausgebeuteten und gegen die Sünde des Mangels an Einheit Stellung nimmt, gibt 
den Kommunisten Gelegenhit, ihre Schafe wiederzufinden. Macht die Transzendenz 
zwangsläufig in irdischen Strategien kurzsichtig? 

Die Arbeiterbewegung unserer Zeit muß den von der ihnen angebotenen Arbeit Zükticken 
stoßenen ein Ziel und die Mittel, es zu erreichen, gleichermaßen setzen. Nein, der Sozialis- 
mus ist nicht tot. Kann man etwas begraben, das noch gar nicht geboren ist? Als Träger der 
Hoffnung verurteilt ist eine bestimmte etatistische, unterdrückerische, produktivistische 
und nationalistische Auffassung des Sozialismus. Umso besser. Aber sowas hat Folgen, 
auch unter uns. In unseren Reihen erfährt das Verständnis des Weges zum Sozialismus eıi- 
ne schmerzliche, aber notwendige Wandlung. So haben viele Aktive die sozialistische Per- 
‚spektive in der Epoche der »Hundert Blumen« der KP und in der Euphorie des Einigung- 
sprozesses zwischen C.F.D.T. - C.G.T. und KP - SP gesehen. Obwohl eine bewußte Mo- 
bilisierung von in einem Entwurf zusammengeführten sozialen Kräften fehlte, haben sie 
den Sozialismus in Reichweite gesehen, und zwar zum einfachen Preis eines Wahlsieges 
und juristischer Reformen des Eigentumsrechts! Es ist wiederum umso besser, daß sich Illu- 
sionen dieser Art verflüchtigen! Aber um die Enttäuschungen und Resignationstendenzen 
zu überwinden, wie auch die Falle des neuen Verweisens unserer Zukunft auf später, wenn 
die politischen Kräfte bereit sind, zu vermeiden, müssen wir besser als bisher zeigen, daß 
die Wandlungen heute beginnen und daß es die Aktion in der Arbeitswelt ist, welche die 
Gesellschaft entscheidend zur Veränderung SL 
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Die entscheidende Orientierung 


Die Arbeit als konkrete Aktivität bleibt trotz allem, was Kapitalismus und Taylorısmus aus 
ihr gemacht haben, gleichermaßen die Grundlage der individuellen und kollektiven Iden- 
tität und ein Objekt, auf das sich die Arbeiterbewegung transformierend und positiv be- 
ziehen kann. Kein sozialistisches Projekt und keine Strategie der sozialen Veränderung 
kann die vorrangige Notwendigkeit umgehen, die Arbeit und ihre Bedingungen umzu- 
‚wandeln. Die Analytiker des Niedergangs der Arbeiterbewegung vergessen den diesem 
Kampf gewidmeten wesentlichen Teil von deren Geschichte. So vernachlässigen sie, in 
der C.F.D.T. zum Beispiel, die gesamte Anstrengung, den Syndikalismus und den Sozi- 
alismus zu rekonstruieren. Sie sehen die entscheidende Bedeutung nicht, welche das 
Thema der Arbeitsbedingungen in der gewerkschaftlichen Aktion zu gewinnen im Begriff 
ist. 

Dennoch haben einige Werke der jüngsten Zeit den zentralen Platz der Arbeit in jedem 
sozialistischen Projekt, das diesen Namen verdient, ins Licht gerückt. Schauen wir uns z.B. 
Rudolf Bahro mit der »Alternative«, Miklos Haraszti mit »Stücklohn« und Nicolas Dubost 
mit »Flins sans fins« an. Wie kann man dann an die Zukunft der Gesellschaft denken, ohne 
‚die Grundfragen einzubeziehen, die dutch soviele wissenschaftliche Studien über den Ar- 
beitsprozeß, die Fließbandarbeit und die Verschleißvorgänge gestellt worden sind. Ohne 
gute Arbeitsbedingungen, Schutz vor gefährlichen Maschinen, ohne Risikovorbeugung ge- 
genüber Berufskrankheiten, ohne eine andere Konzeption der Arbeitsorganısation und der 
Qualifikation gibt es keinen Sozialismus. 

Wir wissen, daß wir von der Gültigkeit unseres Weges nicht dadurch überzeugen werden, 
daß wir die alten Dogmen festklopfen. Nur unsere gewerkschaftliche Aktion und ihre Er- 
‚gebnisse verheißen hier Erfolg. Ä | 

Von unserer Erfahrung ausgehend, kommt es uns erneut zu - nicht nur, aber schon uns in 
der Gewerkschaftsbewegung -, unser tiefes und begründetes Vertrauen in die Fähigkeit 
der Arbeiterbewegung, die Gesellschaft durch ihre Aktion zu verändern, besser zu vermit- 
teln. Die durch die C.F.D.T. vorgenommene Rückkehr zum Konkreten macht uns darin 
sicherer, genau zeigen zu können, daß es eine wohl ausgerichtetete gewerkschaftliche Ak- 


tion jedem Lohnabhängigen ermöglicht, von seiner Arbeit aus für tiefe gesellschaftliche 


Wandlungen und zugleich für die Wiederaufwertung der vom triumphierenden Kapitalis- 
mus mißachteten Arbeit zu agieren. Dieser selbstbestimmte Syndikalismus schreibt der 
Aktion für Autonomie, gegen Hettschaft, für einen anderen Entwicklungstyp, gegen den 
Produktivismus genauso viel Bedeutung zu wie der Aktion für das materielle Wohlbefin- 
den und gegen die Ausbeutung. 

Die gegenwärtigen Schwierigkeiten verbergen vor den Augen der Aktiven oft unsere Mög- 
lichkeiten, in Veränderungen selbstverwaltenden Charakters weiterzukommen. Es handelt 
sich um mehr als Möglichkeiten. Die Arbeiteraktion verändert bereits jetzt den Lauf des 
Kapitalismus. Die Handelnden, die an der Gewerkschaftsbrust in verschiedenen Versionen 
in das große Abendlied gewiegten Aktiven, dadurch gewöhnt, Ehrgeiz und Reichweite ıh- 
rer laufenden Aktionen auf klein zu stellen, müssen sich dessen noch bewußt werden. 
Ein volles Verständnis der Möglichkeiten, welche die Arbeiteraktion eröffnet, würde ihre 
Breite und Wirksamkeit verzehnfachen. Wenn die Führer der C.G.T. die Aktionspolitik 
der C.F.D.T., ihr Zurückfallen auf die gewerkschaftliche Logik anschwärzen, wissen sie 
wohl, daß die Qualifizierung dieser Politik als Aufgeben des Klassenkampfes nichts als 
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Kellerdialektik ist. Aber so zu verfahren heißt auch, das Fortschreiten einer alternativen 
Strategie ihrerseits zu vermeiden trachten, wenn das noch geht. 


Die Aktıon für umwälzende Ziele 


Für eine Gewerkschaft bedeutet Handeln für den Sozialismus nicht, den Tagesstreik für 
unmittelbare Forderungen zu führen und abends Plakate für die Veränderung der Gesell- 
‘schaft und den Sieg der Linken zu kleben. Es bedeutet, für Forderungen und Ziele einzu- 
treten, die durch Aktionsformen selbstverwaltender Dynamik selbst Träger von Wandlun- 
gen ım Entwicklungstyp sind. Und ohne daß sie zu Hilfe herbeieilen müßten, fänden die 
Parteien der Linken hier ihren Platz. Sie müssen sich nur auf ihre Weise in diese Strategie 
der Arbeiterbewegung einreihen. 

Die notwendige Veränderung der Gesellschaft kommt nicht nur aus den Arbeitskonflik- 
ten, so vielfältig diese auch seien. Aber die Erfahrung zeigt uns, daß viele Arbeitskonflikte, 
wenn sie mit dem klaren Bewußtsein eines solidarischen Projekts geführt werden, zu tief- 
greifenden Wandlungen der Gesamtgesellschaft weitertreiben. Sie zeigen eine Bahn der 
Veränderung der Sozialbeziehungen und des Entwicklungstyps an. Sie bewegen sich im 
Sinne des Aufbaus eines dezentralisierten Sozialismus. Sie markieren den Fortschritt hin 
auf eın sozialistisch konzipiertes Europa und auf die Errichtung egalitärer Zusammenarbeit 
mit den unterentwickelten Ländern. 

Dem Gefühl der Machtlosigkeit, das die gefährliche Ener von den Entscheidungs- 
zentren der multinationalen Unternehmen und der programmierten Gesellschaft verleiht, 
tritt die gewerkschaftliche Aktion am Arbeitsplatz entgegen, indem sie die Frauen und 
Männer in ihren konkreten Existenzbedingungen fest einbezieht. Das Äußerungstecht des 
Individuums und das Interventionsrecht der Kollektive drücken eine andere Rationalität 
aus und zwingen die entscheidenden Personen an den Verhandlungstisch. 

Mit der vorrangigen Bedeutung, welche die Gewerkschaftsbewegung den kollektiven, ega- 
litären Garantien zumißt, erteilt sie den Strategen der dualen Ökonomie und den Unter- 
nehmern mit ihrer Flexibilisierung der Beschäftigung eine Antwort. So hat der Kampf der 
U-Bahn-Reiniger auf spektakuläre Weise auf eine neue Widerstandskraft gegen verschlech- 
terte und diskriminierende Arbeitsbedingungen hingewiesen. Der Kampf gegen Ungleich- 
heiten erstreckt sich mittlerweile auf den Versuch, für Mutter- und Tochterunternehmen 
gleiche Minimallöhne zu erhalten, auf die Weigerung, sich die Risiken von Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten abhandeln und auf das Zeitpersonal verschieben zu lassen, und auf 
die Forderung, in erster Linie die Arbeitszeit der am längsten Arbeitenden zu kürzen. 
Die Absicht der Gewerkschaftsbewegung, die Arbeit und die Gesellschaft zu ändern, das 
Recht einer qualifizierten, sinnvollen Beschäftigung für alle zu erlangen, scheint sich uns 
in vier wesentlichen Angriffspunkten auf die Arbeitswirklichkeit auszudrücken: 

— Die Aktion bezüglich der Arbeitsbedingungen entwickelt den Zugriff auf die Bewerk- 
stelligung neuer Technologien und damit auf die Konzeption des wissenschaftlichen und 
- technischen Fortschritts. Angeblich unvermeidliche Berufstisiken abzulehnen, sich um die 
Begrenzung giftiger Produkte zu kümmern, starre Arbeiten zu begrenzen, all das bedeutet 
bereits, den Wachstumstyp zu beeinflussen. Im weiteren Sinn gibt der intensive Kampf 
um die Kommunikationstechniken der gegenwärtigen Sozialbewegung eine neue Dimen- 
sion. 
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— Die Aktion bezüglich der Arbeitsorganisation führt den Kampf um die Veränderung 
der hierarchischen Beziehungen und für Autonomie im Herzen des Unternehmens. Das 
Äußerungsrecht der Arbeiter über ihre Arbeitsbedingungen wird zum grundlegenden 
Ziel. Bereits jetzt zeichnen der Konflikt zwischen Lohnarbeitern und Unternehmern um 
die Leitung und die Beteiligung einer größeren Anzahl von Kadern am antihierarchischen 
Kampf in ihrer selbstverwaltenden Dynamik andere gesellschaftliche Beziehungen vor. 
— Die Aktion bezüglich der Arbeitswerkzeuge führt z.B. den Landarbeiterverband in der 
C.F.D.T. dazu, ausgehend von den Sicherheits- und Gesundheitsbedingungen der Traktor- 
fahrer auf die Hersteller zur Produktmodifikation Einfluß zu nehmen. Dieser Aktionsbe- 
teich erweitert sich gegenwärtig zur gewerkschaftlichen Intervention in Fragen der Atom- 
energie, der Industrieansiedlungs- und Regionalpolitik, der Gleichheit von Männern und. 
Frauen in der Berufswahl und in der Qualifikation, d.h. in grundlegenden Strukturen und 
Prinzipien unserer Gesellschaft. | 
— Die Aktion bezüglich des Arbeitsprodukts vom Gesichtspunkt seiner sozialen Nützlich- 
keit beeinflußt den Entwicklungstyp direkt. Sowohl Hersteller wie Benutzer, z.B. von öf- 
fentlichen Diensten, treten aus der Situation individueller Ohnmacht gegenüber der gros- 
sen administrativen und technischen Maschinerie heraus und damit in den Streit gegen die 
»programmierte Gesellschaft«. | 

Die hier in vier Themen skizzierte Klassifizierung hat nur hinweisenden Wert. Aber sie 
zeigt die Reichweite einer um die Arbeit zentrierten Aktion. Die Erfahrung lehrt, daß der 
Arbeiter alles andere als ein Roboter ist, daß er keineswegs aus der Arbeit flieht, daß er der 
beste Experte für den Inhalt seiner eigenen Arbeit ist und daß er im gewerkschaftlichen Zu- 
sammenschluß seine Situation und den Sinn seiner Arbeit zu ändern beginnen und die ge- 
meinsame Zukunft entwerfen kann. 

Die ihre Hoffnung weiter auf die Aktion der Arbeiterbewegung gründen, die hier ihre 
Energie investieren, führen kein Nachhutgefecht. Sie wissen, daß die Arbeiterbewegung 
ihre historischen Beschädigungen, ihre Krise der Ziele und der Aktionsweisen nur um den 
Preis einer großen Anstrengung überwinden können wird. Aber sie wissen auch, daß die 
Elemente einer stärkeren und wahrhaftigen Identität der Arbeiterbewegung in den sozia- 
len Kämpfen vorhanden sind. Sie sind entschlossen, diese zu stärken, damit die Arbeiter- 
bewegung, zusammen mit anderen sozialen Bewegungen, ihre umwälzende Aktion voll 
verwirklicht. 
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Andre Gorz erwidert Edmond Maire*: 
Keine Selbstverwaltung in megatechnologischen Zusammenhängen 


Liberation: Wenn man Edmond Maire folgt, erscheint Dir auf einmal der Syndikalismus, 
die CFDT einbegriffen, unnütz. 

Gorz: Ich glaube nicht, daß Edmond Maire so über mein Buch denkt. Ich nehme vielmehr 
an, daß er das taktische Bedürfnis verspürt, sich von Touraine und mir abzugrenzen, zwei 
Leuten, die ihm immer sehr nahe standen, und die im übrigen nie mit ihrer Unterstützung 
und Bewunderung der CFDT gespart haben. 

Liberation: Warum glaubst Du, daß dies nicht seine wirklichen Gedanken sind? 

Gorz: Unter der Mehrzahl der Leiter der CFDT besteht eine intellektuelle Neugier und ein 
Geschmack an Ideen, die aus diesen Arbeiterführern Intellektuelle machen. Gleichzeitig 
sind sie Praktiker. Ich denke, daß Edmond Maire über das Risiko besorgt ist, philosophi- 
sche Reflektionen über weit in der Zukunft liegende perspektivische Themen könnten die 
Aktiven von mehr unmittelbaren praktischen Aufgaben abhalten Dieses Risiko liegt stets 
in der theoretischen Untetsuchung; selbst die ganz klassische marxistische Reflektion über 
die historischen Grenzen des Kapitalismus brachte die Gefahr eines simplen historischen 
Determinismus, der die direkten Kämpfe erübrigen würde, mit sich. 

 Liberation: Maire wirft Dir vor, in der Konsequenz das mögliche Handeln - und selbst die 
Lust dazu - des Arbeiters in Angelegenheiten seiner eigenen Arbeit explizit auf Null zu re- 
duzieren. Und gegen diese pessimistische Sicht setzt er die Selbstverwaltung. 

Gorz: In der Analyse, auf die sich Edmond Maire bezieht, zeige ich, daß die Aneignung 
der Produktionsmittel dutch die Arbeiter schlicht und einfach unmöglich ist, solange man 
im Rahmen der bestehenden Technologie und industriellen Organisation verbleibt. Es ist 
für ein Arbeiterkollektiv oder für die Arbeiterklasse nicht möglich, industrielle Komplexe 
wie Renault, der Kernenergie oder Petrochemie zu meistern und ihren eigenen Zielen zu 
unterwerfen. 

Ich wiederhole, daß unter den Bedingungen international verzweigter megatechnologi- 
scher Zusammenhänge, die notwendigerweise eine Teilung, Hierarchisierung und Militari- 
sierung der Arbeit erfordern, Selbstverwaltung nicht denkbar ist. Im übrigen weist die ge- 
samte Analyse der CFDT selbst in diese Richtung, indem sie z.B. die Nuklearenergie ge- 
nau wie ich wegen der atomstaatlichen Folgen, die sie nach sich zieht, ablehnt. Wie die 
CFDT sage ich, daß es hier eine Arbeiterselbstbestimmung über die Ziele und die Natur 
der Produktion nur geben kann, wenn das Wesen und die Struktur der Technologien selbst 
neu bestimmt werden. 

Im übrigen frappiert mich die Tatsache, daß Edmond Maire mit Arbeiterselbstverwaltung 
ausschließlich die Selbstbestimmung der Arbeiter über die Bedingungen und Organisation 
der Arbeit auf Betriebsebene meint, eine Angelegenheit, die man normalerweise 'Arbei- 
terkontrolle’ nennt und nicht 'Arbeiterverwaltung’. Ich habe immer den Standpunkt ver- 


* Aus: Liberation 8/1980; leicht gekürzt und übersetzt von Gerhard Armanski. 
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treten, daß die Arbeiterkontrolle ein absolut notwendiges Kampfziel darstellt, selbst in 
_ den am schwierigsten zu handhabenden Großunternehmen; aber ich füge hinzu, daß dies 
nichts mit der Aneignung der Produktionsmittel durch die Arbeiter zu tun hat. 

Liberation: Wenn Du gleichzeitig sagst, daß man sich eines bestimmten zentralisierten, 


konzentrierten und hierarchisiertren Handwerkszeuges der Produktion nicht entledgen 


‚kann, unter der Strafe der Rückkehr zu einer Dorfökonomie, an der Du, vor allem bezüg- 
lich ihrer kommunitären und 'integrierten’ Konzeption, heftig Kritik übst, heißt das also, 
daß man an der Aneignung der Produktionsmittel durch die Arbeiter verzweifeln muß? 
Gorz: Man muß diese Aneignung nicht verwerfen, aber ihr entsagen, insbesondere dann, 
wenn der Machtwechsel in der Produktion den Arbeitern keine neuen Spielräume an Frei- 
heit und Initiative eröffnet, sondern ihnen die Bürde der hierarchischen Disziplin aufer- 
legt. Ich finde es besser, daß die Arbeiter immer ausgedehntere umstrittene Belange aus 
den Unternehmen herauslösen, statt mit einer Leitungsfunktion belastet zu sein, die ihnen 

die Hände bindet. | 
Liberation: Die aktiven Kader der KP machen insgeheim die gleiche Analyse. 
Gorz: Ich würde vorziehen, daß sie sie offen durchführen, denn mein Eindruck ist viel- 
mehr, daß die Absicht der Führer der KP, wie im übrigen die der CGT, darin liegt, die 
Macht der kapitalistischen Technobürokratie durch die einer Arbeiterbürokratie zu erset- 
zen. Wenn sich die CGT zum Beispiel auf die »Arbeiterselbstverwaltung der nuklearen 
Zentren« bezieht, handelt es sich offenbar um einen Holzweg, da dieser Unternehmens- 
‚typ, wie übrigens jedwede andere Großfabrik, nur unter einem quasimilitärischen Regi- 
ment funktionieren kann. Und im Rahmen der militärischen Struktur ist die Macht not- 
wendigerweise in den Händen der Offiziere, und nicht in der der Soldaten. 
Wir stoßen hier auf ein Grundproblem: Die Selbstverwaltung kann sich nicht auf die Ge- 
samtheit det sozialen Tätigkeiten erstrecken. Einige unter diesen erfordern gebieterisch ei- 
ne zentrale Planung. Hier würden die Arbeiter nur die Modalitäten der Planausführung, 
nicht deren Ziele bestimmen können. Wenn man, wie in Jugoslawien, vorhat, die Selbst- 
verwaltung auf alle sozialen Aktivitäten auszudehnen, wird eine verbindliche Planung un- 
möglich und man ist auf die Marktwirtschaft verwiesen. Die Selbstverwaltung kann sich 
erst voll verwirklichen, wenn die Produzenten auch die Verbraucher oder Anwender ihrer 
Produkte sind, und umgekehrt. Darauf muß ein ‘Selbstverwaltungssozialismus’ abzielen. 
Liberation: Aber das ist nicht für die ganze Gesellschaft möglich; deswegen die Idee einer 
‘dualen Gesellschaft’, ein anderer Punkt der Uneinigkeit mit Maire. 
Gorz:Edmond Maire weit eigentlich das Konzept der dualen Gesellschaft zurück. Nun be- 
zieht sich aber der Begriff der dualen Gesellschaft auf zwei fundamental unterschiedliche 
Dinge, ebenso wie der osteuropäische, nordkoreanische und CFDT-Sozialismus sich von- 
einander unterscheiden. 
Es gibt einerseits eine Konzeption der dualistischen Gesellschaft, wie sie grob in Italien 
. oder Japan besteht: zwei Sektoren zu haben, von denen der eine, hypertechnologisch und 
hyperkonkurrent die Warenproduktion größtenteils für den Export sicherstellt, während 
der andere industrielle Produkte und Dienstleistungen ausschließlich für den inneren Ver- 
brauch herstellt, unberührt von der internationalen kapitalistischen Konkurrenz. In dieser 
Konzeption gehören die Arbeiter dem einen oder dem anderen Sektor an, was für sie un- 
terschiedliche Zwänge, Lebenslagen und Lohnniveaus mit sich bringt - und das um so 
‚mehr, als der Wettbewerbssektor selbst eine geschützte und hochqualifizierte Arbeiterari- 
stokratie und zugleich ein Subproletriat mit unsicherer Beschäftigung und schwankenden 
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M Löhnen, das ihm . Kegulierungsmireel dient, beschäftigt. Edmond Maire hat gute Gun 
de, diese Form von Dualismus zurückzuweisen, da die Einheit der Arbeiterklasse eine not- 
wendige und grundlegende Angelegenheit der Arbeiterbewegung darstellt. \ 
Es gibt noch eine andere Konzeption der dualistischen Gesellschaft, die allerdings nicht ka- 


 pitalistisch sein kann und die ich als Perspektive nachdrücklich allen Selbstverwaltungs-‚li- ._ 
bertären, ökologischen und/oder feministischen Aktiven votschlage. Ein zentral geplan- 


ter Sektor erscheint mir unerläßlich und er kann auch nicht vollständig selbstverwaltet sein. 
Dafür erlaubt die Reduzierung der gesellschaftlich notwendigen Arbeit einen allseitigen 
Aufschwung von Tätigkeiten der Eigenproduktion, dank deren Großfamilien, Kommu- 
nen, Kooperativen, Stadtteile usw. das, was sie individuell oder kollektiv verbrauchen, 

selbst herstellen, seien es materielle Güter oder Dienste. Diese Eigenproduktionsaktivitä- 
ten sind der Hebel, durch den der Markt, die Lohnarbeit und der über das Geld vermittel- 

te Tausch weitgehend entfallen können, sicherlich ohne vollkommen zu verschwinden. 
Dieser Vorgang stellt die Grundlage und Bedingung einer Überschreitung des nn 
mus dar, wie dies Marx schon über den Kommunismus ausgeführt hat. 
Liberation: In dieser Perspektive kann sich der Arbeiter bloß mit seiner nichtwarenpröde: 
zietenden Tätigkeit identifizieren oder sich gar für sie interessieren, er bleibt, und das wirft 


Dir Maire vor, ein Spielzeug der Planer im anderen Sektor, formbar und fronpflichtig nach 


Belieben. 

Gorz: Die Erfahrung hat bewiesen, daß genau das Gegenteil passiert. Wenn die Arbeiter 
über eine kulturelle, technische und existenzielle Autonomie außerhalb ihrer Arbeit verfü- 
gen, widerstreben sie dem disziplinierten, hierarchischen und unterdrückerischen System, 
das die Fabrik und das Büro bis heute sind. Alle modernen Unternehmer wissen im übri- 
gen, daß eine auf ein bestimmtes kulturelles Niveau gelangte Bevölkerung sich nicht mehr 
dem bislang vorherrschenden Typ der Arbeitsorganisation unterwerfen läßt. Genau des- 
halb importieren sie Arbeitsimmigranten, exportieren ihre Produktionen in Länder der 


Dritten Welt und ersetzen die Handarbeit durch Roboter. Diese dritte Lösung repräsen- 


tiert offensichtlich die Zukunft. 
Liberation: Kutz gesagt, wird Deiner Ansicht nach die entfremdete Arbeit einen immer 

unwichtigeren Teil im Leben der Menschen ausmachen? 
Gorz: Daher rührt die Identifikationskrise der Leute mit ihrer Arbeit und ihrer Funktion 
als Arbeiter. Das wirft neue Probleme auf, denen sich die CFDT mit dem Slogan stellt: 
»Weniger arbeiten, damit alle Arbeit haben und besser leben können«. Diese Parole, die 


. mir sehr gefällt, ist mit der Berufsauffassung, wie sie bisher unter den Facharbeitern vorge- 


herrscht hat, nicht vereinbar. Was will dieses Ziel besagen? Die Gesamtzahl der gesell- 
schaftlich notwendigen entlohnten Arbeitsstunden muß gerecht unter die arbeitsfähige 
Bevölkerung aufgeteilt werden, damit alle eine gesellschaftlich nützliche Arbeit verrichten 


können, die jedoch so wenig Zeit wie möglich in ihrem Leben beansprucht. Man mußan _ 
die Praxis fortschrittlicher Unternehmen, jedermann die Bestimmung seines Stundenplans 


und seiner Arbeitsdauer zu überlassen, den gleichen Job mit mehreren Personen zu teilen 
oder sich mit mehreren Leuten in verschiedenen Beschäftigungen mit jeweils reduzierter 
Arbeitszeit abzulösen, anknüpfen. Diese Umverteilung der Quantität gesellschaftlich not- 
wendiger Arbeit ist augenscheinlich nur möglich, wenn keine Arbeit so gestaltet ist, daß 
der Erwerb oder die Erhaltung der für sie erforderlichen Qualifikation ein ganzes Leben 
beansprucht. Sie geht davon aus, daß im Bereich der Lohnarbeit niemand unertsetzlich ist - 
wir wissen, daß es selbst die Direktoren keineswegs sind. Keiner hat ein Monopol an Be- 
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rufswissen. Das ist schon immer so gewesen. Der Berufssyndikalismus hat stets nur in der 
sogenannten Arbeiteraristokratie existiert; die Masse der Handarbeit ist immer aus Arbei- 
tern zusammengesetzt gewesen, die praktisch austauschbar waren. Die Informatik ermög- 
licht es jedem, ein schr ausgedehntes, von dem je spezifischen Arbeitsplatz HRabISBLEO, 

Mehrfachwissen zu erwerben. 

Liberation: Würde der Gebrauchswertfaktöf zum Ausgleich die Wiederentdeckung des 
Handwerks und der dafür charakteristischen ‘Liebe an wohlgelungener Arbeit’ gestatten? 
Gorz: Vollkommen. Und deswegen glaube ich mit vielen anderen, daß sich die Arbeiterbe- 
wegung, wenn sie ihren Einfluß aufrechterhalten oder verstärken will, nicht ausschließlich 
auf den Bereich der Fabrik oder des Büros beschränken darf, sondern die Notwendigkeit 
aufgreifen muß, die Solidarität, Kooperation und das gesellschaftliche Bewußtsein der Leu- 
te jenseits der Lohntätigkeit oder des Arbeitsplatzes zu organisieren. Sich für die Vollzeit- 
lohnarbeit für alle einzusetzen, ist ein von vornherein verlorener und obendrein ideolo- 
gisch rückschrittlicher Kampf. Wir sind in einen Zeitabschnitt eingetreten, wo, nach einer 
Formulierung von Marx, weder Arbeitszeit noch Einkommen den Maßstab des Reichtums 
bilden, sondern die zur freien Verfügung stehende Zeit. 
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